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Vorwort 

Integrativer Bestandteil der deutschen Verkehrsflughäfen sowie zentraler und sicherheitsrele-
vanter Teilprozess in der Wertschöpfungskette der Luftverkehrswirtschaft ist die Branche der 
Bodenverkehrsdienste (BVD). Sie ist durch EU-Liberalisierung und Deregulierung in weiten Tei-
len privatisiert oder wird durch ausgegründete Tochtergesellschaften der Verkehrsflughäfen 
abgewickelt. Die Grundlage dieser Liberalisierung ist auf europäischer Ebene die EU Richtlinie 
96/67/EG, in Deutschland umgesetzt durch die Verordnung über Bodenabfertigungsdienste 
auf Flugplätzen, kurz BADV. 

Die Erbringung der BVD durch Dienstleister ist an den deutschen Verkehrsflughäfen in einigen  
Bereichen neben dem flughafeneigenen BVD auf nur einen weiteren Anbieter beschränkt. In den  
meisten anderen EU-Mitgliedstaaten sind zwei oder mehr Drittanbieter zugelassen. 

Bei den Auswahlverfahren nach der BADV haben sich aufgrund der nachfolgend dargestell-
ten Rahmenbedingungen in den vergangenen Jahren regelmäßig und zunehmend erhebliche 
Problemstellungen für alle Verfahrensbeteiligten ergeben: Die entscheidende Behörde ist in der 
Regel nur alle sieben Jahre mit der Thematik befasst. Der Entscheidungsprozess ist von opera-
tiven, kaufmännischen und rechtlichen Aspekten geprägt und komplex. Die Luftfahrtbehörden 
ziehen daher in jüngster Vergangenheit nahezu ausschließlich Fachkanzleien und sonstige Ex-
perten hinzu, was die Verfahren erheblich verteuert. Zudem wird seit einigen Jahren fast jede 
Auswahlentscheidung juristisch angefochten, was zu erheblicher Rechtsunsicherheit führt. 

Vor diesem Hintergrund hat sich der Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft e. V. 
(BDL) im Jahr 2018 in einer Expertengruppe dieser Thematik mit dem Ziel angenommen, Vor-
schläge und praktische Handreichungen für die künftige Ausgestaltung bzw. Verbesserung der 
BVD-Auswahlverfahren an Flughäfen durch Vereinfachung, Optimierung und Standardisierung 
zu erarbeiten. 

Mitglieder dieser Expertengruppe unter Vorsitz von Dr. Josef Schwendner, Generalbevollmäch-
tigter und Leiter des Konzernbereichs Recht, Gremien, Compliance und Umwelt der Flughafen 
München GmbH waren neben Vertretern der Verbände BDL, Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Verkehrsflughäfen e. V. (ADV) und Bundesverband der Deutschen Fluggesellschaften e. V. (BDF) 
auch praxiserfahrene Experten von Verkehrsflughäfen und Luftfahrtunternehmen, die regel
mäßig mit BADV-Auswahlverfahren befasst sind. Darüber hinaus konnte auch ein Vertreter 
einer Luftfahrtbehörde für diese Expertengruppe gewonnen werden. 
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Dieses Praxishandbuch ist das Ergebnis einer gut einjährigen intensiven Beratung und gemein-
samen Ausarbeitung mit zahlreichen Sitzungen. Kaufmännische, operative und juristische The-
mencluster von BADV-Auswahlverfahren wurden dabei von Experten für die jeweiligen Berei-
che in eigenen Schwerpunktgruppen vorberaten, formuliert und anschließend in einem großen 
Expertengremium zusammengeführt. 

Das Praxishandbuch versucht, das BADV-Auswahlverfahren für die Zulassung eines weiteren 
privaten Dienstleisters einfach und übersichtlich darzustellen sowie mit Mustern als Arbeitshil-
fe das Auswahlverfahren rechtssicherer zu gestalten. Besondere Berücksichtigung finden dabei 
die in den vergangenen Jahren aufgetretenen Problemstellungen an einzelnen Flughäfen und 
die dazu ergangene Rechtsprechung. Bei dem Praxishandbuch handelt es sich um eine unver-
bindliche Arbeitshilfe, an die Behörden, Flughäfen und Luftfahrtunternehmen selbstverständ-
lich nicht gebunden sind.

Berlin im September 2019
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I.  Einführung

1.  Zielsetzung dieses Praxishandbuches

In den letzten Jahren sind die Rechtsstreitigkeiten betreffend BADV-Auswahlverfahren drastisch 
angestiegen. Dieses Praxishandbuch stellt eine praxisbezogene Arbeitshilfe dar, um die Aus-
wahlverfahren zukünftig rechtssicherer zu gestalten – ohne eine Gewähr zu übernehmen oder 
den Anspruch auf Vollständigkeit erheben zu können. Gerade die Rechtsprechung befindet sich 
im Fluss. Weiterentwicklungen dort können sich auf die Ausführungen in diesem Praxishand-
buch auswirken.

Als Anlagen sind diverse Übersichten und Muster beigefügt, die als praktische Hilfe dienen und 
eine Orientierung bieten können. Selbstverständlich können und sollen diese Übersichten und 
Muster nicht 1:1 übernommen werden. Sie sollen lediglich als Arbeitshilfe unter Berücksichti-
gung der aktuellen Gegebenheiten und Besonderheiten des jeweiligen Auswahlverfahrens  
dienen und müssen individuell auf die örtlichen Verhältnisse angepasst werden. 

Sofern verschiedene Ansichten zwischen den Verfahrensbeteiligten bestehen, insbesondere 
zwischen Flughäfen und Nutzern, ist dies im vorliegenden Praxishandbuch auch entsprechend 
dargestellt. Einzelfragen, Vertiefung einzelner Aspekte und mögliche Reformüberlegungen sind 
jeweils in Exkursen behandelt.

Das Praxishandbuch behandelt ausschließlich die beiden Konstellationen, dass 
(1) �ein Flughafen selbst gleichartige sogenannte limitierte Bodenabfertigungsdienste nach 

§ 3 Abs. 2 i.V.m. Anlage 5 BADV erbringt oder 
(2) �ein Unternehmen, das direkt oder indirekt vom Flughafen beherrscht wird bzw. an dem der 

Flughafen beteiligt ist, diese Dienste erbringt. 

In diesen Fällen ist ein Auswahlverfahren durchzuführen, in dem die zuständige Luftfahrtbe- 
hörde die Auswahlentscheidung trifft (§ 7 Abs. 1 Satz 3 BADV). 

Das Praxishandbuch umfasst nicht die Konstellation, dass der Flughafen selbst die Auswahl
entscheidung trifft, weil er oder ein Unternehmen, an dem er beteiligt ist, keine entsprechen-
den Dienste erbringt. Grundsätzliche Ausführungen in diesem Praxishandbuch, z. B. zu den  
Eignungs- und Auswahlkriterien, dort insbesondere die Mustermengenkalkulation, gelten 
oftmals entsprechend. Ebenso wenig wird die Auswahl bzw. Zulassung von Selbstabfertigern 
thematisiert. Auch der Zugang zu nicht limitierten Bodenabfertigungsdienstleistungen, also 
wenn keine gemäß § 3 Abs. 2 BADV zahlenmäßige Festlegung der zuzulassenden Dienstleister 
besteht, wird hier nicht behandelt.

2.  Historie

Mit der Richtlinie 96/67/EG wurde 1996 der Markt der luftseitigen Bodenabfertigungsdiens-
te grundsätzlich vollständig geöffnet, mit der Möglichkeit der Begrenzung auf maximal zwei 
Drittabfertiger. Bis dahin wurde der Markt – insbesondere in Deutschland und Österreich – von 
den flughafeneigenen Abfertigungsunternehmen beherrscht. Die Richtlinie 96/67/EG wur-
de mit § 19c LuftVG sowie untergesetzlich mit der BADV vom 10.12.1997 in deutsches Recht,  
unter Gebrauchmachung der in der Richtlinie vorgesehenen Beschränkungsmöglichkeiten, um-
gesetzt. Die BADV regelt den Zugang zum Markt der Bodenabfertigungsdienste an deutschen 
Verkehrsflughäfen.
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Ziel der Richtlinie 96/67/EG war eine Marktöffnung im Bereich der bis dahin in der Praxis  
beschränkten luftseitigen Bodenabfertigungsdienste, um „zur Senkung der Betriebskosten  
der Luftfahrtgesellschaften und zur Verbesserung der den Nutzern gebotenen Qualität der Dienst-
leistungen beizutragen“. Flughafenunternehmer wurden danach verpflichtet, generell Selbst- 
abfertigern und Dienstleistern die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten zu ermöglichen 
(= grundsätzlicher Zugangsanspruch). 

Die Marktöffnung erfolgte jedoch nicht schrankenlos, insbesondere bei folgenden Aspekten: 

• 	 �Zahlenmäßige Beschränkung bei Gepäckabfertigung, Vorfelddiensten, Fracht- und Post- 
abfertigung, Betankung aus Gründen der verfügbaren Kapazitäten und Flächen sowie aus 
Betriebssicherheitsgründen.
Dazu führt Erwägungsgrund 11 der Richtlinie aus: „Bei bestimmten Diensten können dem 
Marktzugang und der Selbstabfertigung jedoch aus Gründen der allgemeinen und betrieb- 
lichen Sicherheit sowie der verfügbaren Kapazitäten und Flächen Grenzen gesetzt sein. Die Zahl 
der Dienstleister, die zur Erbringung solcher Dienste befugt sind, muss daher begrenzt werden 
können. Ebenso muss die Selbstabfertigung beschränkt werden können; die dabei angewandten 
Kriterien müssen sachgerecht, objektiv, transparent und nicht diskriminierend sein.“ 

• 	 �Zentrale Infrastruktureinrichtungen (ZI): Einrichtungen, die in der Flughafenbenutzungsord-
nung (FBO) als ZI geführt werden, können dem Wettbewerb entzogen werden. ZI sind solche 
Infrastrukturen, die aufgrund ihrer Komplexität bzw. aus Kosten- und Umweltgründen nicht 
geteilt oder in mehrfacher Ausführung geschaffen werden können.

• 	 �Des Weiteren: Befreiung von der Verpflichtung zur Marktöffnung, aufgrund besonderer Platz- 
oder Kapazitätsgründe, auf Antrag möglich (in der Regel nicht einschlägig).

Vor Inkrafttreten der Richtlinie 96/67/EG herrschte eine monopolistische Struktur in vielen 
Ländern Europas. Die Bodenabfertigungsdienste wurden nahezu ausschließlich allein von 
den Flughafenbetreibern bzw. großen, nationalen Luftfahrtgesellschaften erbracht. Die Folge  
waren zum Teil erhöhte Abfertigungsentgelte bei gegebenenfalls mangelnder Qualität. Ziel der 
EU war eine Liberalisierung wie auch in anderen Industriezweigen (bspw. Telekommunikation, 
Post, Energie, Bahn, ÖPNV) und im Luftverkehr. 

3.  Gliederung dieses Praxishandbuches

Das Praxishandbuch gliedert sich wie folgt in mehrere Abschnitte auf:

• 	 Unter II. werden die Ausgangssituation und der rechtliche Rahmen erläutert. 
• 	 Danach wird unter III. die Zielsetzung der Verkehrsflughäfen und Luftfahrtgesellschaften  

bei der Auswahl eines Drittabfertigers dargestellt.
• 	 IV. befasst sich mit dem Zeithorizont eines BADV-Auswahlverfahrens.
• 	 Unter V. wird ausführlich der Verfahrensablauf eines Auswahlverfahrens mit Teilnahmewett

bewerb (1. Stufe) und Auswahlverfahren im engeren Sinn (2. Stufe) dargestellt.
• 	 VI. beschäftigt sich schließlich mit dem Rechtsschutzverfahren nach Abschluss des Auswahl

verfahrens.
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II.  Ausgangssituation und rechtlicher Rahmen

1. Limitierte Bodenabfertigungsdienste

Es ist bei den in §3 Abs. 2 i.V.m. Anlage 5 BADV aufgeführten sogenannten „limitierten Boden­
verkehrsdiensten“ ein weiterer Dienstleister (= gem. § 2 Nr. 5 BADV jede natürliche oder juristische 
Person, einschließlich des Flughafenunternehmers, die eine oder mehrere Bodenabfertigungs-
dienste für Dritte erbringt) zuzulassen, wenn der Verkehrsflughafen oder ein Tochterunter-
nehmen in diesem Bereich selbst Abfertigungsdienste erbringt. Die Anzahl der zuzulassenden 
Dienstleister ergibt sich aus Anlage 5 zur BADV (soweit der Wortlaut von § 3 Abs. 2 BADV). 

Voraussetzung ist, dass der Anwendungsbereich der BADV eröffnet ist (§ 1 Abs. 1 Nr. 3): jährliches 
Aufkommen von mehr als zwei Millionen Passagieren oder 50.000 Tonnen Fracht.

Bei den nach BADV limitierten Bodenabfertigungsdiensten handelt es sich um:

• 	 Gepäckabfertigung: umfasst die Behandlung des Gepäcks im Sortierraum, die Sortierung 
des Gepäcks, seine Vorbereitung für den Abflug, das Be- und Entladen der Fahrzeuge oder  
Anlagen, mit denen das Gepäck zwischen Flugzeug und Sortierraum befördert wird, sowie 
die Gepäckbeförderung zwischen Sortierraum und Ausgaberaum.

• 	 Fracht- und Postabfertigung, soweit dies die konkrete Beförderung von Fracht und Post zwi-
schen Abfertigungsgebäuden und Flugzeug bei der Ankunft, beim Abflug oder beim Transit 
betrifft. Darunter fallen die Behandlung der Fracht oder Post, die Bearbeitung der entspre-
chenden Unterlagen, die Zollformalitäten und alle zwischen den Parteien vereinbarten oder 
umständehalber erforderlichen Sicherungsmaßnahmen.

• 	 Vorfelddienste:
–  Das Lotsen des Flugzeugs bei Ankunft und Abflug, sofern diese Dienste nicht vom Flug

verkehrskontrolldienst oder einer Zentralen Vorfeldkontrolle erbracht werden
–  Unterstützen beim Parken und Bereitstellung der entsprechenden Mittel, sofern diese 

Dienste nicht vom Flugverkehrskontrolldienst oder einer Zentralen Vorfeldkontrolle er-
bracht werden

–  Kommunikation zwischen Flugzeug und Abfertiger, sofern diese Dienste nicht vom Flug
verkehrskontrolldienst oder einer Zentralen Vorfeldkontrolle erbracht werden

–  Be- und Entladung des Flugzeugs, Beförderung Besatzung/Fluggast/Gepäck zwischen 
Flugzeug und Abfertigungsgebäude

–  Unterstützung beim Anlassen der Triebwerke und Bereitstellung der entsprechenden 
Mittel

–  Bewegen des Flugzeugs bei Abflug und Ankunft, Bereitstellung und Einsatz der erforder-
lichen Mittel

–  Beförderung, Ein- und Ausladen der Nahrungsmittel und Getränke in das bzw. aus dem 
Flugzeug

• 	 Betankungsdienste: umfassen die Organisation und Durchführung des Be- und Enttankens 
einschließlich der Lagerung, Qualitäts- und Quantitätskontrolle der Lieferungen sowie das 
Nachfüllen von Öl und anderen Flüssigkeiten.

Alle Bodenabfertigungsdienste, die in der Anlage 1 aufgeführt sind, aber nicht unter § 3 Abs. 2 
fallen, sind nicht limitiert. Dort hat gem. § 3 Abs. 1 BADV der Flugplatzunternehmer (einer un-
begrenzten Anzahl von) Selbstabfertigern und Dienstleistern die Erbringung von Bodenabferti-
gungsdiensten zu ermöglichen.
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2. � Auswahlverfahren im Bereich der in § 3 Abs. 2 BADV  
genannten limitierten Dienste

Das Auswahlverfahren richtet sich im Bereich der in § 3 Abs. 2 BADV genannten Dienste nach 
§ 7 BADV: 

• 	 Die Auswahl des Dienstleisters erfolgt gem. § 7 Abs. 1 BADV:
– � im Rahmen eines europaweiten Auswahlverfahrens. 
– � nach Anhörung des Nutzerausschusses, des Flugplatzunternehmers und des Betriebsrates  

des Flugplatzunternehmens durch die Luftfahrtbehörde des Landes (Ministerium oder 
Mittelbehörde), wenn der Verkehrsflughafen oder ein von ihm beherrschtes Unterneh-
men bzw. ein Unternehmen, an dem er beteiligt ist, die Dienste selbst erbringt.

– � Die Auswahlbehörde trifft ihre Entscheidung gegenüber dem Verkehrsflughafen.  
Die Auswahlentscheidung der Luftfahrtbehörde ist ein anfechtbarer Verwaltungsakt  
> Verwaltungsrechtsweg eröffnet. 

– � Für das Auswahlverfahren gelten die in der Auswahlrichtlinie (Anlage 2 zu § 7 BADV) 
niedergelegten Grundsätze.

• 	 Die Dienstleister können für die Dauer von höchstens sieben Jahren ausgewählt werden,  
§ 7 Abs. 4 BADV.

3.  Problemstellungen 

3.1.  BADV enthält kaum materielle Vorgaben
Die BADV enthält nur ganz wenige materielle Vorgaben. Die Verfahren müssen „sachgerecht, ob-
jektiv, transparent und nicht diskriminierend“ durchgeführt werden. Die Angebote sind anhand 
vorher festgelegter Auswahlkriterien zu bewerten und eine Auswahlentscheidung zu treffen.

Dieses Praxishandbuch versucht, diese abstrakten Vorgaben anhand der bisherigen Erfahrun-
gen und Rechtsprechung zu konkretisieren und eine Arbeitshilfe zu liefern.

3.2.  Rechtswegzuständigkeit
Ganz überwiegend wird in der Rechtsprechung die Zuständigkeit der Oberverwaltungsgerichte 
(OVG) gem. § 48 Abs. 1 Nr. 6 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angenommen. Vgl. dazu auch 
Ziffer VI.1.
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EXKURS

(1)	�BEFASSUNG DER LUFTFAHRTBEHÖRDE IN DER REGEL NUR ALLE SIEBEN JAHRE –  
REFORMEN ERFORDERLICH?

Die Luftfahrtbehörde ist in der Regel nur alle sieben Jahre mit der Thematik befasst. Nach 
Abschluss des Verfahrens erfolgt keine Befassung in der Zwischenzeit. In diesem Zeitraum 
erfolgt häufig ein Wechsel der fachlich Zuständigen und zum Teil auch ein Wechsel der zu-
ständigen ausführenden Behörde. Die Aufgabe ist weder für die Luftfahrtbehörde noch für 
die Mitarbeiter eine Kernaufgabe. Sie wird im Regelfall alle sieben Jahre neben den eigent-
lichen Aufgaben „mitgemacht“. Das führt nicht bzw. kaum zu einem Wissensaufwuchs so-
wie Fachkompetenz und einer kontinuierlichen Beschäftigung mit der Aufgabe; Entwick-
lungen (wie z. B. der Rechtssprechung) werden nicht „live“ miterlebt. Die Luftfahrtbehörde 
hat oft auch nicht die erforderlichen Ressourcen zur Durchführung des Verfahrens und 
zieht insbesondere in jüngster Vergangenheit nahezu ausschließlich sehr kostenaufwendig 
Fachkanzleien und sonstige Experten (Verwaltungshelfer) zurate (unterschiedlicher Quali-
tät und Ausrichtung), was zu zusätzlichen (teils erheblichen) Ausgaben und zusätzlichen 
Ausschreibungsaufgaben bzw. -problemen führt.

Auf der Seite der Rechtsprechung werden ähnliche Probleme deutlich. Die Gerichte sind nur  
sporadisch und punktuell mit der Materie befasst, die sehr kompliziert und schwer verständ- 
lich für „Außenstehende“ ist. Die Rechtsmaterie beinhaltet zudem neben dem prozess
bestimmenden Verwaltungsrecht starke Elemente des Vergaberechts, ohne dass eine klare  
inhaltliche Zuordnung zu dem einen oder dem anderen Rechtsgebiet erfolgt. Einschlägig  
sind auch das Luftverkehrs- und das Europarecht. Daher ist es ist nicht verwunderlich, dass die  
gewünschte Qualität der Rechtsprechung aus Sicht der Stakeholder oft nicht erreicht wird. 

Vor diesem Hintergrund gibt es immer wieder Überlegungen, ob die Auswahlentscheidun-
gen in BADV-Verfahren nicht durch eine einzige, zentrale Luftfahrtbehörde erfolgen sollten 
bzw. ob zumindest ein zentrales Kompetenzzentrum eingerichtet wird, bei dem sich die 
Luftfahrtbehörden Rat und Unterstützung holen könnten.

(2)	RECHTLICHE SITUATION HEUTE (ZUSTÄNDIGKEIT)

Gegenwärtig erfolgt die Auswahlentscheidung jeweils durch die Luftfahrtbehörde des 
Landes (Ministerium oder Mittelbehörde), in dem der betreffende Verkehrsflughafen 
liegt (Landeszuständigkeit). Die Aufgabe der BVD-Auswahl wird von den Ländern als 
Bundesauftragsverwaltung ausgeführt (§ 31 Abs. 2 Nr. 4a Luftverkehrsgesetz (LuftVG)).

(3)	IST EINE BÜNDELUNG SINNVOLL?

(3.1)	Zentrale Luftfahrtbehörde
Für die Bündelung der Auswahlverfahren bei einer einzigen, zentralen Luftfahrtbehörde 
könnte Folgendes sprechen:

• � Die Mitarbeiter einer zentralen Luftfahrtbehörde wären durchgehend mit Auswahlver-
fahren (einschließlich der Vorbereitung und Nachbereitung) betraut. Es gibt kein Jahr, 
in dem nicht an irgendeinem Standort in Deutschland Auswahlverfahren oder Vorberei-
tungen dazu laufen.

Ausgangssituation und rechtlicher Rahmen
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• � Auch die Rechtsstreitigkeiten würden zentral von der Luftfahrtbehörde betreut. Die Mit-
arbeiter können sich spezialisieren. Wissensmanagement und -transfer innerhalb der 
Luftfahrtbehörde wird gewährleistet. Die Mitarbeiter sind immer auf dem neuesten 
Stand, da sie selbst in den Verfahren involviert sind.

• � Durch einen zentralen Behördenstandort erfolgt eine Konzentration der gerichtlichen 
Befassung auf ein Verwaltungs- und ein Oberverwaltungsgericht, was zu einer fachli-
chen Schwerpunktbildung führen würde. Die wiederkehrende Befassung mit der Mate-
rie bei diesen Gerichten/Kammern/Senaten würde zu einem besonderen Sachverstand 
führen (Vorbild wäre z. B. BKartA und OLG Düsseldorf in Vergabeverfahren nach Kartell-
vergaberecht).

• � Beispiel Bundesautobahnen: Diese werden ab dem 01.01.2021 nicht mehr in der Auf-
tragsverwaltung durch die Länder, sondern in einer Bundesverwaltung geführt.

Gegen die Bündelung der Auswahlverfahren bei einer einzigen, zentralen Luftfahrtbehörde 
spricht Folgendes:

• � Eine Rückübertragung von Landeskompetenzen erscheint bereits politisch schwer 
durchsetzbar.

• � Nur bei einer Durchführung der Auswahlverfahren durch die jeweilige Landesbehörde 
werden Besonderheiten der einzelnen Standorte angemessen berücksichtigt; insoweit 
ist die Situation nicht mit den Bundesautobahnen vergleichbar.

• � Fehlende erforderliche örtliche Nähe einer zentralen Luftfahrtbehörde (bei örtlicher 
Nähe sind der Luftfahrtbehörde die konkret flughafenspezifischen Abläufe besser  
bekannt).

(3.2) Kompetenzzentrum oder Expertengremium
Gegebenenfalls könnte auch die Einrichtung eines (beratenden) Kompetenzzentrums 
oder Expertengremiums (auf Bundesebene oder/und als Einrichtung der Länder) erwogen  
werden.

Ein gemeinsames Kompetenzzentrum z. B. der Länder, das mit festen Mitarbeitern Aus-
wahlverfahren betreut und Rechtsstreitigkeiten begleitet, könnte viele der dargestellten 
Probleme ausräumen. Wissensmanagement, Spezialisierung und Kompetenzentwicklung 
der Mitarbeiter sowie ganzjährige Befassung als Kernaufgabe wären möglich. Ziel wäre 
auch, den kostenintensiven Einsatz von Verwaltungshelfern obsolet zu machen; das Kom-
petenzzentrum wäre der „Inhouse-Verwaltungshelfer“ der Länder.

Das Kompetenzzentrum könnte Auswahlverfahren für eine Landesbehörde organisieren, 
betreuen, vorbereiten, durchführen und nachbereiten. Mangels Behördeneigenschaft kann 
es (Auswahl-)Entscheidungen rechtswirksam aber nicht selbst treffen, sodass die zustän-
dige Landesbehörde mit eigenen Mitarbeitern weiterhin selbst entscheiden muss – jedoch 
aufgrund einer fundierten Vorbereitung und Entscheidungsempfehlung des Kompetenz-
zentrums. Die Arbeitsentlastung für die Luftfahrtbehörden könnte dadurch erheblich 
sein. Die punktuelle Befassung der Länderbehörden mit dem Auswahlverfahren wäre aus- 
reichend. 

Zu klären wäre insbesondere die Finanzierung eines solchen Kompetenzzentrums. Es ist 
auch zu berücksichtigen, dass ein Kompetenzzentrum wohl nur bei durchschnittlich  
weniger als zwei Verfahren im Jahr zurate gezogen würde. Dies ist ebenfalls bei der Frage, 
ob eine solche Einrichtung sinnvoll ist, in Betracht zu ziehen.

Ausgangssituation und rechtlicher Rahmen
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III. � Zielsetzung der Flughäfen und Luftfahrtgesell­
schaften bei der Auswahl eines Drittabfertigers

Es hat sich gezeigt, dass die Interessenslagen zwischen betroffenen Flughäfen und Luftfahrt-
gesellschaften im Wesentlichen keine großen Unterschiede bzgl. der auf die Dienstleister und 
das Auswahlverfahren anzulegenden Kriterien aufweisen. 

Zielsetzungen und Anforderungen an den im Auswahlverfahren zu findenden Dienstleister sind 
insbesondere:

• 	 Ein Dienstleister muss die Ausübung der Dienstleistung für die Dauer der Konzession gewähr-
leisten.
Vor diesem Hintergrund empfiehlt es sich, bereits in der ersten Stufe des Auswahlverfahrens 
– im Teilnahmewettbewerb, mit dem insbesondere die Eignung der sich bewerbenden Unter
nehmen geprüft wird – auf die Prüfung der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfä-
higkeit Wert zu legen, beispielsweise durch Vorlage von Bankauskünften, Umsatzzahlen und 
Geschäftsberichten. Hier ist aber auch darauf zu achten, dass andererseits keine überzogenen 
Anforderungen gestellt werden, um nicht den Bewerberkreis von vornherein zu stark einzu-
schränken. Dies gilt umso mehr, wenn „Newcomern“ eine Chance gegeben werden soll.
Sofern nach Abschluss des Auswahlverfahrens der ausgewählte Dienstleister seine Lizenz 
auf eine Vor-Ort-Gesellschaft oder Projektgesellschaft übertragen möchte (was in der Praxis 
häufig beabsichtigt wird), kann daran gedacht werden, die Übertragung davon abhängig zu 
machen, dass die finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit einer Projektgesellschaft 
gewährleistet ist, bspw. durch Patronatserklärungen, Garantien oder Festschreibung einer 
gesamtschuldnerischen Haftung.

• 	 Ein Dienstleister muss zuverlässig eine qualitativ und wirtschaftlich nachhaltige Leistung 
erbringen und damit stabile Abfertigungsprozesse gewährleisten. 
Zentraler Punkt eines Auswahlverfahrens ist, einen qualitativ hochwertigen und wirtschaft-
lichen Abfertiger zu finden. Hierzu versucht das Praxishandbuch unter Punkt V.3.1.2 Hand-
reichungen zu liefern.

• 	 Es ist wichtig, dass sich der auszuwählende Dienstleister konstantem und ernsthaftem Wett
bewerb stellt.

• 	 Es muss sichergestellt sein, dass der Dienstleister die für die Tätigkeit geltenden gesetzlichen 
und behördlichen Bestimmungen sowie sonstige Regelungen (z. B. FBO, Verkehrsregelungen, 
Pflichtenheft etc.) beachtet. 

Dies kann dadurch gewährleistet werden, dass bereits im Rahmen des Teilnahmewettbewerbes 
entsprechende Nachweise (z. B. Führungszeugnisse, Auszüge Gewerbezentralregister, Eigener-
klärungen, dass keine schweren Verfehlungen bestehen etc.) vorzulegen sind bzw. der Dienst-
leister auch im Rahmen des Konzessionsvertrages vertraglich zur Einhaltung aller relevanten 
Bestimmungen verpflichtet wird.
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Zielsetzungen und Anforderungen an das Auswahlverfahren sind insbesondere:

• 	 Transparentes Auswahlverfahren, in das insbesondere alle in der BADV genannten Beteiligten 
(Verkehrsflughafen, Nutzer, Betriebsrat des Verkehrsflughafens) frühzeitig einbezogen wer-
den. Insbesondere transparente Darstellung der Auswahlkriterien und deren Gewichtung.

• 	 Transparente Darstellung und Begründung der Auswahlentscheidung umso mehr, wenn von  
Voten des Verkehrsflughafens, des Nutzerausschusses oder des Betriebsrates des Verkehrsflug
hafens abgewichen wird.

• 	 Auswahl des Anbieters der an dem betreffenden Standort am besten geeignet ist, die Leis-
tungen in der erforderlichen Qualität zu den besten Preisen anbieten zu können und damit 
als ernsthafter Wettbewerber zum gesetzten Flughafenanbieter aufzutreten.
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IV. � Zeithorizont eines  
BADV-Auswahlverfahrens

Die Erfahrung aus den Auswahl-Verfahren der letzten Jahre hat gezeigt, dass mit den Vorberei-
tungen aufgrund der notwendigen internen und externen Abstimmungen, insbesondere auch 
mit der Luftfahrtbehörde, die das Verfahren entscheidet, dem Nutzerausschuss sowie dem Be-
triebsrat des Verkehrsflughafens, frühzeitig angefangen werden muss. Empfehlenswert ist, 
möglichst nicht später als ca. zwei Jahre vor Lizenzbeginn mit den Vorbereitungen zu starten. Es 
empfiehlt sich, eine Arbeitsgruppe zur Erstellung der Ausschreibungsunterlagen einzurichten.

Insbesondere wird vorgeschlagen, eine frühzeitige Einbindung der Luftfahrtgesellschaften 
vorzunehmen. Folgender grober Zeithorizont für den weiteren Verfahrensablauf erscheint 
empfehlenswert:

• 	 Insbesondere an größeren Flughäfen: spätestens ca. 1,5 Jahre vor Zulassungsbeginn Veröffent
lichung der Bekanntmachung für den Teilnahmewettbewerb im EU-Amtsblatt. 

• 	 Zwischen Bekanntmachung im EU-Amtsblatt und Versand der Bewerbungsunterlagen für 
das Auswahlverfahren: Erarbeitung, Abstimmung (!) und Finalisierung der Bewerbungsun-
terlagen, insbesondere des Pflichtenhefts (dort sind die qualitativen Anforderungen an die 
Dienstleister beschrieben – einschließlich eventueller Sanktionen). Gerade wenn die Erfah-
rung zeigt, dass viel Zeit zur Erarbeitung der Bewerbungsunterlagen benötigt wird (z. B. auf-
grund erfahrungsgemäß zeitintensiver Abstimmungen), sollte frühzeitig mit der Erarbeitung 
der Bewerbungsunterlagen begonnen werden.

• 	 Versand der Bewerbungsunterlagen an geeignete Bewerber: spätestens ca. ein Jahr vor 
Zulassungsbeginn. 

• 	 Großzügige Angebotsfrist: möglichst sechs bis acht Wochen, idealerweise sollte ein Termin 
zur Ortsbesichtigung in den ersten zwei Wochen der Angebotsfrist stattfinden. 

• 	 Zehn bis 16 Monate vor Beginn der Lizenz: Einreichung der Bewerbung durch Dienstleister 
(Papierfassung und digital); gegebenenfalls Bieterpräsentation; Abgabe Voten Verkehrsflug-
hafen/Nutzerausschuss/Betriebsrat.

• 	 Möglichst frühzeitige Auswahlentscheidung: Diese sollte möglichst mindestens sechs Mo-
nate vor Lizenzbeginn, besser noch neun Monate vorher, getroffen werden, abhängig auch 
von der Größe des betreffenden Verkehrsflughafens. Gerade bei einem eventuellen Konzes-
sionswechsel benötigt der neue Dienstleister erhebliche Vorbereitungszeit. Außerdem ist 
stets mit Verfahren im einstweiligen Rechtsschutz hinsichtlich der Auswahlentscheidung zu 
rechnen, wie die Vergangenheit gezeigt hat. Deshalb ist eine möglichst frühzeitige Auswahl-
entscheidung erforderlich, insbesondere auch bei besonders langer Dauer der Zuverlässig-
keitsüberprüfungsverfahren am Standort.
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V. � Verfahrensablauf eines  
BADV-Auswahlverfahrens

Bemerkung: 
Die maßgebliche Rechtsprechung mit Stand Juli 2019 des Europäischen Gerichtshofes 
(EuGH), des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) sowie der Oberverwaltungsgerichte 
(OVG) bzw. Verwaltungsgerichtshöfe (VGH) zu BADV-Auswahlverfahren ist zusammenge-
fasst in Anlage 1 dargestellt. Darüber hinaus wird versucht, auf jeweils einschlägige Recht-
sprechung auch bei der nachfolgenden Darstellung der Verfahrenspunkte hinzuweisen.

Das Verfahren eines BADV-Auswahlverfahrens ist gem. Anlage 2 zu § 7 BADV zweistufig aus-
gestaltet:

In der 1. Stufe – dem Teilnahmewettbewerb – wird die generelle Eignung der Bewerber anhand 
von der BADV vorgegebenen Kriterien geprüft. 

In der 2. Stufe – dem Auswahlverfahren im engeren Sinn – wird die Auswahlentscheidung an-
hand der benannten Wertungskriterien getroffen. 

Vor Start des Teilnahmewettbewerbes durch eine europaweite Bekanntmachung im EU-Amts-
blatt sind die auszuschreibenden Bodenabfertigungsdienste nach Art und Umfang festzulegen. 

Die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung hat zum Ausdruck gebracht, dass der Anwen-
dungsbereich des Kartellvergaberechts bei BADV-Verfahren nicht eröffnet ist, sodass allenfalls 
allgemeine Rechtsgrundsätze aus dem Vergabewesen übertragbar sind (so VGH München, Be-
schluss vom 08.05.2017 – 8 CS 17.432). Gerichtliche Entscheidungen, die zu abweichenden Kri-
teriensystemen ergangen sind, können ebenfalls nicht ohne Weiteres herangezogen werden 
(VGH München, Beschluss vom 08.05.2017 – 8 CS 17.432). 

Dr. Peter Wysk, Richter am BVerwG, führt in seinem Aufsatz „Rechtsprechung des 3. Senats zum 
Luftrecht“ (ZLW 2017, 607 ff.) aus, dass die Frage, inwieweit Rückgriff auf allgemeine vergabe-
rechtliche Grundsätze zulässig ist, bisher nicht entschieden sei. Geklärt sei aber, dass BADV- 
Auswahlverfahren eigenen Regeln folgen und eben keine Vergabeverfahren nach Kartellver- 
gaberecht sind.

Im Einzelnen:

1. �Festlegung der Bodenabfertigungsdienste nach Art und Umfang, 
§ 7 Abs. 1 S. 6 BADV i.V.m. Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.1

• 	 Als erster Schritt – vor Starten des Teilnahmewettbewerbes mit einer europaweiten Bekannt-
machung im EU-Amtsblatt – ist eine Festlegung hinsichtlich der Bündelung von Diensten 
erforderlich: 
Der Flugplatzunternehmer hat die Bodenabfertigungsdienste, die gemäß § 7 BADV dem Markt 
zu öffnen sind, nach Art und Umfang zu bestimmen. Er kann dazu auch Bündelungen von  
Bodenabfertigungsdiensten, die in Anlage 1 aufgeführt sind, vornehmen, wenn dies betrieb-
lich geboten erscheint und/oder zur möglichst effizienten Nutzung der verfügbaren Flächen 
und Abfertigungskapazität notwendig ist. 
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In der Praxis werden regelmäßig Bündelungen vorgenommen. D. h. der Dienstleister hat alle 
ausgeschriebenen Dienstleistungen in ihrer Gesamtheit anzubieten. Bewerbungen für einen 
Teil davon sind dann nicht zulässig und werden ausgeschlossen.

In begründeten Einzelfällen (konkret wurde das beispielsweise am Verkehrsflughafen Mün-
chen gemacht für die Lizenzvergabe zum 01.03.2017) ist auch eine Bündelung mit nicht limi-
tierten Diensten möglich, z. B. Flugzeugservice – Flugzeugservice Kühlung und Beheizung der 
Kabine nach Kategorie 6.2 gemäß Anlage 1 zu § 2 Nr. 4 BADV. D. h. ein Dienstleister hat dann 
auch diese Dienstleistung zu erbringen. Da es sich aber im Beispielsfall um einen nicht limi-
tierten Dienst handelt, bedeutet das, dass dort auch weitere Dienstleister unabhängig von 
dem Auswahlverfahren zugelassen und von den Nutzern entsprechend beauftragt werden 
können.

• 	 Abgrenzung und Benennung der ZI
Gegenstand eines BADV-Auswahlverfahrens ist die Zulassung für die Erbringung von 
Bodenabfertigungsdiensten einheitlich durch einen Dienstleister für die ausgeschriebenen 
Bodenabfertigungsdienste, soweit dies nicht die ZI betrifft. 

Gemäß § 6 BADV werden in der Flugplatzbenutzungsordnung – FBO die ZI zur Erbringung von  
Bodenabfertigungsdiensten festgelegt, die aufgrund ihrer Komplexität oder aus Kosten- oder  
Umweltschutzgründen nicht geteilt oder in mehrfacher Ausführung geschaffen werden kön-
nen. Die ZI werden ausschließlich vom Flughafenunternehmen oder einem von ihm Beauf-
tragten vorgehalten, verwaltet und betrieben. Sie sind zu nutzen, ihre Nutzung kann mit der 
Entrichtung eines Entgelts nach § 6 Abs. 3 BADV und der jeweils geltenden Entgeltordnung 
verbunden werden, soweit die Kosten der jeweiligen ZI nicht Bestandteil anderer Entgelte wie 
insbesondere der Flughafenentgelte ist. 

ZI sind häufig insbesondere: das Gepäcksystem, die Fluggastbrücken, die stationäre Boden-
stromversorgung (entsprechend der Definition in der jeweiligen FBO). In einer Bekanntma-
chung eines BADV-Auswahlverfahrens sollte darauf hingewiesen werden, dass sich bei der 
Zuordnung zu ZI selbstverständlich während der Laufzeit der ausgeschriebenen Zulassung 
Veränderungen ergeben können mit entsprechenden Auswirkungen auf die Leistungsinhalte 
der ausgeschriebenen Dienste.

• 	 Es ist eine Unterrichtung von Betriebsrat und Nutzerausschuss über die genannten Entschei-
dungen erforderlich (Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.1 Abs. 3). Dies kann ggf. zusammen mit einer 
vorgeschriebenen Unterrichtung über vorgesehene Bekanntmachung, Auswahlverfahren, 
Wertungskriterien (s. Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.1 Abs. 3) erfolgen.

Es empfiehlt sich eine frühzeitige Einbindung aller Beteiligten und eine hohe Transparenz! 
Eine enge Zusammenarbeit zwischen Auswahlbehörde, Verkehrsflughafen und Flughafen-
nutzer sowie Betriebsrat kann insbesondere durch die Einrichtung gemeinsamer Arbeits-
gruppen erfolgen, mit dem Ziel der Vorbereitung und Abstimmung der Ausschreibungsunter-
lagen.
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EXKURS 

RECHTSNATUR BZW. RECHTSFÄHIGKEIT DES NUTZERAUSSCHUSSES

(1)	RECHTLICHER RAHMEN

Erwägungsgrund 17 der RL 96/67 gibt vor, dass ein aus Vertretern der Nutzer zusammen- 
gesetzter Ausschuss eingesetzt wird, damit die Nutzer bei der Auswahl der Dienst- 
leister vertreten sind und dazu konsultiert werden können. Der Erwägungsgrund 16 be-
tont, dass es angebracht ist, die Nutzer bei der Auswahl der Dienstleister zu konsultieren, 
„da sie schließlich am unmittelbarsten von Qualität und Preis der Dienste betroffen sind,  
die sie später in Anspruch nehmen sollen“. Art. 5 bestimmt, dass binnen zwölf Monaten ein 
Nutzerausschuss zu bilden ist und die Nutzer entscheiden, ob sie selbst in dem Ausschuss 
sitzen oder sich durch eine Organisation vertreten lassen. Schließlich führt Art. 11 aus,  
wie der Nutzerausschuss zu beteiligen ist1.

In Umsetzung des EU-Rechts enthält das nationale Recht im Luftverkehrsgesetz die Er-
mächtigungsnorm, in einer Rechtsverordnung Regelungen über die Bildung von Interessen-
vertretungen der Luftfahrtunternehmen an Flugplätzen zu treffen, § 32 Abs. 1 Nr. 3a. In der 
BADV enthält § 5 die Vorgabe, dass der Nutzerausschuss aus den Nutzern eines Flugplatzes 
gebildet wird und sich eine Geschäftsordnung gibt. Die Anlage 4 zu § 5 BADV mit den „An-
forderungen an eine Geschäftsordnung“ bestimmt die Grundsätze mit Regelungen zu Auf-
gaben, Mitgliedern, Organisation, Beschlussfassung und Kosten des Nutzerausschusses.

Der Nutzerausschuss selbst ist keine juristische Person des privaten oder öffentlichen 
Rechts, sondern eine „Personenvereinigung“, deren Mitglieder die Nutzer als juristische Per-
sonen sind.

(2)	TEILRECHTSFÄHIGKEIT DES NUTZERAUSSCHUSSES

Nach einer Ansicht solle der Nutzerausschuss teilrechtsfähig sein, da er selbst – und nicht 
die ihn bildenden Nutzer – Träger bestimmter Rechte und Pflichten nach der BADV sei. Das 
ergebe sich auch aus Art. 21 BAD-RL, nach dem „jede Partei, die ein rechtmäßiges Interesse 
nachweist, einen Rechtsbehelf gegen eine Entscheidung oder eine Einzelmaßnahme einlegen 
kann […].“ Das berechtigte Interesse des Nutzerausschusses sei in diesem Zusammenhang 
zweifelsfrei gegeben. Er sei auch „Partei“ des Verfahrens, wobei der Begriff der EU-Richtlinie 
dabei untechnisch sei und nicht mit einem Parteibegriff aus dem deutschen Prozessrecht 
verwechselt werden dürfe. 

Gegen die Qualifikation des Nutzerausschusses als teilrechtsfähig wird in der Literatur vor-
gebracht, dass die BADV nur Beteiligungspflichten des Verkehrsflughafens bzw. der Geneh-
migungsbehörde, nicht aber auch damit korrespondierende Beteiligungsrechte des Nutzer-
ausschusses schaffe. Die Einhaltung dieser Verfahrensvorschriften diene ausschließlich der 
Luftfahrtbehörde dazu, die für ihre Auswahlentscheidung erforderlichen Informationen zu 
sammeln, solle aber dem Nutzerausschuss keine eigenen subjektiven Rechte verschaffen. 
Demgemäß sei auch ein Verstoß gegen diese Beteiligungspflichten zwar im Rahmen der 
Aufsicht zu beanstanden, nicht aber als Rechtsverletzung anfechtbar (so Reidt in Grabherr, 
LuftVG, § 19c Rn. 98). Aus Sicht der Nutzer ist dieser Ansicht nicht zu folgen, sondern der 
Nutzerausschuss als teilrechtsfähig anzusehen. Diese Teilrechtsfähigkeit würde dem Nut-
zerausschuss auch verwaltungsrechtlich Beteiligungsfähigkeit nach §§ 11 Nr. 2 Verwaltungs-
verfahrensgesetz (VwVfG), 61 Nr.  2 VwGO als „Vereinigung, soweit ihr ein Recht zustehen

1	  Beteiligungspflichten des Nutzerausschuss sind bei den einzelnen Verfahrensschritten aufgeführt
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kann“ verleihen. Das hierfür erforderliche Mindestmaß an Binnen-Organisation sei nach 
Ansicht der Nutzer vorhanden, der Nutzerausschuss verfüge über eine Geschäftsordnung 
mit bestimmten Vertretungs- und Wahlregeln.

(3) BEILADUNG DES NUTZERAUSSCHUSSES IM KONKURRENTENSTREIT

Nach Ansicht der Nutzer sollte durch ein Gericht zumindest eine sogenannte einfache Bei-
ladung des Nutzerausschusses in Erwägung gezogen werden. Ermessensleitend seien im 
Rahmen der Entscheidung über eine einfache Beiladung im Wesentlichen Gesichtspunk-
te der Prozessökonomie. Das Gericht habe das im Rahmen der Auswahlentscheidung ge-
äußerte Vorbringen des Nutzerausschusses, insbesondere ein begründetes Votum, sofern 
dieses zum Auswahlkriterium erhoben wurde, ohnehin zu berücksichtigen. In diesem Fall 
gebiete es die Prozessökonomie, den Nutzerausschuss unmittelbar hinzuzuziehen, um sein 
Votum erläutern zu können. Auch für den Fall, dass der Kläger eine Verletzung von Vorschrif-
ten über die Beteiligung des Nutzerausschusses rügen sollte, sei eine Beiladung in jedem 
Fall sinnvoll. 

(4)	 RECHTSFOLGEN VON VERFAHRENSFEHLERN

Die in der BADV aufgeführten Rechte auf Anhörung, Unterrichtung, Stellungnahme und 
Anwesenheit sind vor der Auswahl des Dienstleisters durch den Flughafenbetreiber bzw. 
die Luftfahrtbehörde zu gewähren. Es handelt sich um zwingende Verfahrensvorschriften, 
deren Einhaltung nicht im Ermessen des Flughafenbetreibers bzw. der Luftfahrtbehörde 
steht.

Im Fall der behördlichen Auswahl ergeht die Auswahlentscheidung als Verwaltungsakt. Da-
her findet insoweit das jeweilige VwVfG des betroffenen Bundeslandes Anwendung. Nach 
Ansicht der Nutzer sind die vorgenannten Punkte Rechte des Nutzerausschusses und damit 
Teil des auf die Auswahl gerichteten Verwaltungsverfahrens. Nach anderer Ansicht sei ein 
Verstoß gegen diese Beteiligungspflichten zwar im Rahmen der Aufsicht zu beanstanden, 
nicht aber als Rechtsverletzung anfechtbar, s. o..

Fraglich ist, wenn man der Ansicht der Nutzer folgt, welche Rechtsfolge die Missachtung der 
Beteiligungsrechte des Nutzerausschusses hat. Eine Nichtigkeit nach § 44 VwVfG kommt 
nicht in Betracht, da diese selbst bei vorgeschriebenen Beschlüssen von zur Mitwirkung  
berufenen Ausschüssen nach § 44 Abs.  3 Nr.  3 VwVfG nicht eintritt, hier aber nur allen-
falls ein Mitwirkungsrecht des Nutzerausschusses besteht. Nach Ansicht der Nutzer wäre 
eine Auswahlentscheidung aber wegen Verletzung der Verfahrensvorschriften rechtswid-
rig. Daher könne der Nutzerausschuss gegen die Auswahlentscheidung Klage vor dem 
Verwaltungsgericht erheben. Fraglich sei aber, ob die Luftfahrtbehörde die unterlassene  
Beteiligung (Anhörung, Unterrichtung, Einholung der Stellungnahme) bis zum Abschluss 
der letzten Tatsacheninstanz des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens nachholen und  
dadurch den Fehler heilen darf, § 45 Abs. 1 Nr. 3, 4, Abs. 2 VwVfG. Eine Heilung kommt nicht 
in Betracht, wenn nach spezialgesetzlicher Regelung der Zweck der Mitwirkung nur durch 
vorherige Mitwirkung erreicht werde (Stelkens / Bonk / Sachs / Sachs, VwVfG, § 45 Rn. 95). 

Hier sei zu berücksichtigen, dass in jenem Zeitpunkt die Auswahlentscheidung bereits ge-
troffen sei, die Beteiligung des Nutzerausschusses diese Entscheidung aber gerade inhalt-
lich vorbereiten solle. Daher sei eine Nachholung der Beteiligung in Form der Anhörung, 
Einholung der Stellungnahme etc. sinnlos. Demnach spreche viel dafür, in diesem Fall die 
nachträgliche Einholung der Mitwirkung nicht mit heilender Wirkung zuzulassen. Sollte 
dem Nutzerausschuss die Anwesenheit bei der Öffnung der Bewerbungen nicht gewährt 
worden sein, so könnte diese zwar nicht mehr nachgeholt werden, allerdings dürfte sich 
dieser Fehler regelmäßig nicht auf die Entscheidung ausgewirkt haben, sodass auch inso-
weit kein Aufhebungsanspruch bestehen dürfte, § 46 VwVfG.

Verfahrensablauf eines BADV-Auswahlverfahrens
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(5)	 EMPFEHLUNG

Unabhängig davon, ob es sich bei der Beteiligung des Nutzerausschusses (das gilt auch 
für die Beteiligung des Betriebsrates am Verkehrsflughafen) nur um nicht sanktionierbare 
Beteiligungspflichten aufseiten des Verkehrsflughafens oder der Auswahlbehörde handelt 
oder um konkrete Beteiligungsrechte, deren Verletzung gerügt werden kann, empfiehlt es 
sich, die in der BADV vorgesehenen Beteiligungen von Nutzerausschuss und Betriebsrat  
penibel und so umfassend wie möglich einzuhalten. Es sollte auch versucht werden, das 
Verfahren so transparent wie möglich zu gestalten und alle Seiten frühzeitig konstruktiv 
und eng einzubinden, beispielsweise durch Bildung von Arbeitsgruppen.

2. � Stufe 1: Teilnahmewettbewerb  
(§ 7 Abs. 1 S. 6 BADV i.V.m. Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.2)

2.1. � Bekanntmachung durch Verkehrsflughafen im EU-Amtsblatt  
(§ 7 Abs. 1 Satz 1 BADV, Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.2)

2.1.1. � Bekanntmachungsformular
Die Bekanntmachung hat durch den Verkehrsflughafen im EU-Amtsblatt zu erfolgen (§ 7 Abs. 1 
Satz 1 BADV, Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.2). Auch im Rahmen der Neufassung der Bekanntmachungs
formulare aufgrund der neuen Vergaberichtlinien und einer neuen Konzessionsrichtlinie 2014 
stellt das Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union für BADV-Ausschreibungen we-
der eine eigenständige Rubrik noch ein eigenständiges Formular zur Verfügung. Es dürfte auch 
keine Veröffentlichung nach BADV-Struktur im Freitext oder mit einem selbst hergestellten 
Formular möglich sein. Das Amt nimmt nur Bekanntmachungen an, die per Standardformular 
erfolgen2.

Daher wird die BADV-Bekanntmachung anhand eines der Standardformulare für das öffentliche 
Auftragswesen vorzunehmen sein3. Bis zum Inkrafttreten der Vergaberechtsreform 2016 wurde 
von den Flughäfen in der Regel das Standardformular Nr. 5 (Auftragsbekanntmachung-Sekto-
ren) verwendet. Dies ist aber nicht wirklich geeignet, da es sich eben gerade nicht um einen 
öffentlichen Auftrag handelt. Unter Punkt VI.3) „Zusätzliche Angaben“ waren deshalb zahlreiche 
korrigierende Aussagen und die Beschreibung des Auswahlverfahrens nach BADV erforderlich. 

Mit der Vergaberechtsreform wurde ein neues Standardformular Nr.  24 (Konzessionsbekannt
machung) eingeführt. Dieses Formular ist zumindest thematisch näher als das Auftragsbekannt-
machungsformular. Zudem enthält es weniger Pflichtfelder als das Bekanntmachungsformular 
„Auftragsbekanntmachung“. Neu eingeführt wurden Zeichenbegrenzungen4 für Eintragungen 
in alle Textfelder der elektronischen Standardformulare. Im Formular „Konzessionsbekanntma-
chung“ sind die Begrenzungen deutlich größer als beim Formular „Auftragsbekanntmachung“ 
(z. B. nur 1.000 Zeichen bei Punkt VI.3) „Zusätzliche Angaben“ statt 4.000 Zeichen bei der Auf-
tragsbekanntmachung). Auch die weniger drastische Zeichenbegrenzung beim Formular „Auf-
tragsbekanntmachung“ wird nicht ausreichend sein, um alle Angaben, insbesondere beim Punkt 
III.1) „Teilnahmebedingungen“ (Teilnahmewettbewerb) und VI.3) „Zusätzliche Angaben“ unterzu-
bringen. Es empfiehlt sich daher eine Verlinkung zu einem Begleitdokument5 mit notwendigen 
ergänzenden Angaben zum Bekanntmachungstext auf der Website des Verkehrsflughafens, z. B. 
unter dem Punkt II.1.4) „Kurze Beschreibung des Auftrags“. Der Vorteil eines Begleitdokuments ist 
auch, dass es völlig frei gestaltbar ist, ohne die Einschränkungen der von der EU vorgegebenen 
Standardformulare.

2	 Vgl. auch Rechten, in: Kulartz/Kus/Marx/Portz/Prieß, VgV, § 37 Rn. 17 
3	 abrufbar unter https://simap.ted.europa.eu/de_DE/web/simap/standard-forms-for-public-procurement
4	� Die nachfolgend genannten Zeichenbegrenzungen sind Stand Juli 2019. Die Kommission plant voraussichtlich im 4. Quartal 2019  

die Anzahl der zulässigen Zeichen (zum Teil deutlich) zu erweitern.
5	� Je nach Umfang der zu erwartenden Erweiterung der Zeichenbegrenzung (vgl. Fußnote zuvor) wird ein Begleitdokument künftig  

obsolet.�

Verfahrensablauf eines BADV-Auswahlverfahrens



22  |

Es wird angeregt, sich bei der EU-Kommission einzusetzen, dass ein eigenständiges Bekannt-
machungsformular für BADV-Auswahlverfahren geschaffen wird. 

Es kann ggf. sinnvoll sein, die Bekanntmachung nicht nur ausschließlich im EU-Amtsblatt zu 
veröffentlichen, sondern parallel dazu auch in anderen (Fach-)Medien und im Sinne eines mög-
lichst breiten Wettbewerbs unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes potenzielle Be-
werber auf die Veröffentlichung im EU-Amtsblatt hinzuweisen.

2.1.2 � Mindestinhalt der Bekanntmachung
Als Anlage 2 ist ein beispielhaftes Muster eines Bekanntmachungstextes beigefügt, das als 
Orientierungshilfe dienen kann. Selbstverständlich kann das Muster nicht 1:1 übernommen 
werden, sondern ist den tatsächlichen Gegebenheiten und Erfordernissen vor Ort anzupassen. 
Auch etwaige Weiterentwicklungen in der Rechtsprechung sind zu beachten.

Eine Bekanntmachung eines BADV-Auswahlverfahrens sollte folgenden Mindestinhalt  
aufweisen:

• 	 Laufzeit der Zulassung (s. dazu nachfolgender Punkt V.2.1.3)
• 	 Benennung Anforderungskriterien

– � Nach § 8 BADV i.V.m. Anlage 3 zu § 8 BADV (Eignungskriterien, vgl. auch nachfolgender 
Punkt V.2.1.4): Nachweise Zuverlässigkeit, finanzielle Leistungsfähigkeit, fachliche Eignung 
(inkl. Erklärung, dass Anforderungen an Betrieb und Einsatz der Mitarbeiter eingehalten 
werden können und werden, Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. B Abs. 1 bis 5)

– � Nachweis Haftpflichtversicherung (Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. B Abs. 6), zumindest 
allg. Deckungszusage, da sonst schon generelle Eignung fehlt (Schlussfolgerung aus § 8 
Abs. 1 S. 2 BADV) 

– � Bereitschaft der Arbeitnehmerübernahme ist kein Eignungskriterium
– � Eigenerklärung, dass Bewerber unabhängiger Dienstleister i.S.v. § 3 Abs. 3 BADV ist
– � Gegebenenfalls Erklärung der Bereitschaft eine Gestattungsvereinbarung i. S. v. § 9 BADV 

abzuschließen. Im Lizenzfall wäre der Abschluss ohnehin verpflichtend
• 	 Vorgaben nach Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.2, insbesondere:

– � Name und Kontaktdaten des Verkehrsflughafens
– � Kurzbeschreibung der Bodenabfertigungsdienste mit den wesentlichen Begrenzungen

Bemerkung: Also insbesondere die Festlegung der Bodenabfertigungsdienste nach Art und 
Umfang, § 7 Abs. 1 S. 6 BADV i.V.m. Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.1. Auch Festlegung hinsichtlich der 
Bündelung von Diensten. Darüber hinaus Abgrenzung und Benennung ZI. Vgl. auch oben Ziff. V.1.

– � Möglicher Zeitpunkt der Aufnahme der Abfertigungstätigkeit
– � Angestrebte Vertragsdauer für die Abfertigungstätigkeit
– � Gegebenenfalls Hinweis auf Anforderungskatalog, Pflichtenheft und technische Spezifika-

tionen
Bemerkung: Die Luftfahrtbehörde kann gem. § 8 Abs. 2 BADV die Erbringung von Bodenabfer-
tigungsdiensten von deren Erfüllung abhängig machen. Der Nutzerausschuss ist dann gem. 
§ 8 Abs. 2 S. 2 BADV anzuhören. Pflichtenheft sowie technische Spezifikationen müssen vom 
Flugplatzunternehmer gem. § 8 Abs. 3 BADV im Voraus bekannt gemacht werden. Vgl. auch 
nachfolgend Ziff. V.3.1.3

– � Einsendefrist für Bewerbung zur Teilnahme am Auswahlverfahren, Zeitpunkt der Einlei-
tung und geschätzter Zeitpunkt des Abschlusses des Auswahlverfahrens
Bemerkung: Einsendefrist für Teilnahmeanträge ist in der BADV nicht geregelt. Es empfiehlt 
sich in der Praxis eine nicht zu kurz bemessene Frist (4-6 Wochen), da meist umfangreiche  
Eignungsnachweise gefordert werden und bei zu kurz bemessener Teilnahmefrist sich das  
Problem fehlerhafter bzw. unvollständiger Teilnahmeanträge stellt mit eventuell dann zeit- 
aufwendiger Nachforderung

– � Angaben darüber, wie das Auswahlverfahren festgelegt ist
– � Angaben darüber, welche Kriterien maßgeblich für die Auswahl sind
– � Zuschlagskriterien (vgl. auch nachfolgend Ziff. V.3.1.2.) 
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Bemerkung: Die BADV verlangt nach ihrem Wortlaut in der Bekanntmachung keine Angabe der 
Gewichtung. Früher wurde aus Transparenzgründen oft schon in der Bekanntmachung die Ge-
wichtung der einzelnen Zuschlagskriterien angegeben. Nach BVerwG, Urteil vom 13.12.2012 – 3  
C 32/11 Rn 23 ff. ist jedoch nicht einmal in der 2. Stufe eine Angabe der Gewichtung erforderlich – 
erst recht auch dann nicht in der Bekanntmachung. Entsprechend wurde in der Praxis der letz-
ten Jahre bei der Benennung der Zuschlagskriterien in der Bekanntmachung keine Gewichtung 
(mehr) angegeben.
Weiterer Hinweis: „Festlegung der Auswahlkriterien“ Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.1 Abs. 3 spricht 
davon, dass der „Flugplatzunternehmer“ über (…) „das von ihm vorgeschlagene Auswahlverfahren 
mit den maßgeblichen Auswahlkriterien unterrichtet“. Das spricht dafür, dass der Verkehrsflug-
hafen die Auswahlkriterien festlegt. Andererseits trifft die Luftfahrtbehörde die Auswahlent-
scheidung und ist vor diesem Hintergrund wohl als „Herrin des Verfahrens“ anzusehen. Deshalb 
dürfte zumindest eine einvernehmliche Abstimmung mit der Luftfahrtbehörde erforderlich 
sein, besser noch abschließende Festlegung durch die Luftfahrtbehörde. Im Verfahren vor dem 
VGH Kassel (Beschluss vom 07.04.2006 – 12 Q 114/06) wurde geltend gemacht, dass die Luft-
fahrtbehörde als Herrin des Verfahrens auch die Auswahlkriterien zu bestimmen habe. Der VGH 
ist darauf nicht explizit eingegangen. Vgl. zur Thematik auch Ziff. V.3.1.2.1. 
Eine – freiwillige – Abstimmung mit Nutzerausschuss und Betriebsrat ist zu empfehlen  
(formal besteht nur ein Unterrichtungsanspruch, vgl. Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.1 Abs. 3).

– � Sonstige Angaben, wie zum Beispiel Referenzen
Bemerkung: Darunter können die Eignungskriterien Zuverlässigkeit, finanzielle Leistungsfähig-
keit, fachliche Eignung verstanden werden (vgl. auch nachfolgend Ziff. V.2.1.4).

– � Tag der Absendung der Bekanntmachung
– � Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen der 

Europäischen Gemeinschaften

2.1.3.  Laufzeit der Zulassung
Gem. § 7 Abs. 4 BADV werden die Dienstleister und die Selbstabfertiger für die Dauer von höchs-
tens sieben Jahren ausgewählt. 
Bemerkung: Schon aus ökonomischen Gründen als auch aufgrund des aufwendigen Verfahrens 
mit anschließenden Rechtsstreitigkeiten empfiehlt es sich, die maximale Dauer von sieben Jah-
ren auszuschöpfen. 

Problematisch ist, dass die tatsächliche Konzessionsdauer durch Gerichtsverfahren verkürzt 
werden kann. So hat das OVG Münster mit Urteil vom 17.06.2016 – 20 D 95/13n bemängelt, dass 
aufgrund der gerichtlichen Aufhebung der ursprünglichen Auswahlentscheidung (für den Zeit-
raum 01.08.2010 bis 31.07.2017) eine Ausschreibung für einen neuen (kompletten) Lizenzzeit-
raum (01.01.2014 bis 31.12.2020) erfolgt ist und möchte eine Vergabe nur für den verbliebenen 
Rest des ursprünglich ausgeschriebenen Lizenzzeitraums (also im Fall bis 31.07.2017) zulassen.

Diese Rechtsprechung übersieht, dass im EU-Bekanntmachungsformular zwingend Eintragun-
gen bei „Vertragslaufzeit bzw. Beginn und Ende der Vertragsausführung“ zu machen sind und 
dort auch nur feste Daten und kein Fließtext eingetragen werden können. Das OVG Münster 
führt aus, dass im entschiedenen Fall keinerlei Hinweise im veröffentlichten Ausschreibungs-
text darauf enthalten gewesen seien, dass dieser Zeitrahmen variabel in dem Sinne zu ver-
stehen (gewesen) sein sollte, dass er sich im Falle von Verzögerungen insgesamt zeitlich nach 
hinten verschieben würde. Eine solche zeitliche Variabilität hätte ohne Weiteres mittels ent-
sprechender Erläuterung oder schlicht durch eine Bezeichnung des Zeitraums mittels Angabe 
von Jahres-, Monats-, Wochen- und/oder Tageszahlen ohne Anfangs- und Enddaten vorgesehen 
werden können.

Sofern der volle Lizenzzeitraum von sieben Jahren ausgeschöpft werden soll, empfiehlt sich 
daher gegenwärtig im Bekanntmachungsformular (unter Punkt VI.3 „Zusätzliche Angaben“) 
und/oder in einem verlinkten Begleitdokument klarstellend zum vorgesehenen Lizenzbeginn  
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vermerken: „sieben Jahre ab Lizenzbeginn“ oder ähnliche Klarstellung, da in den Standardfor-
mularen ansonsten nur ein festes Enddatum des Lizenzzeitraumes eingetragen werden kann. 
So könnte einer formalistischen Betrachtungsweise wie der des OVG Münster gegebenenfalls 
begegnet werden. Es bleibt auch abzuwarten, ob das BVerwG dazu Stellung nehmen wird.

Für die Angabe eines festen Enddatums spricht gegenwärtig nur, dass dadurch gegebenenfalls 
die Klagefreudigkeit gehemmt wird, wenn damit zu rechnen ist, dass nach Abschluss des Kla-
geverfahrens dann nur noch eine kurze Restlaufzeit des Lizenzzeitraumes zur Verfügung steht. 
Eine Laufzeit der Zulassung von mehr als sieben Jahren, wie es häufig in der Praxis gewünscht 
wird, ist nach gegenwärtiger Rechtslage nicht möglich. Entsprechendes gilt für Verlängerungs-
optionen. 

Es empfiehlt sich, gegebenenfalls zivilrechtlich im abzuschließenden Konzessions- und Nut-
zungsvertrag eine Interimsregelung zu treffen für den Fall, dass die Zulassung nicht rechtzeitig 
rechtsverbindlich vergeben werden kann bzw. ein neuer Dienstleister seine Tätigkeit nicht auf-
nehmen kann. Der Bestandsdienstleister könnte für diesen Fall verpflichtet werden, die Abferti-
gungsdienste noch bis zu einer bestandskräftigen Neukonzession bzw. Aufnahme der Tätigkeit 
durch einen neuen Dienstleister zu unveränderten Bedingungen fortzusetzen. Ob jedoch solch 
eine Vereinbarung zwischen Verkehrsflughafen und Dienstleister eine bestandskräftige Aus-
wahlentscheidung ersetzen kann, ist offen.

2.1.4.  Näheres zu Eignungskriterien in der Bekanntmachung
Eignungskriterien sind Teilnahmebedingungen, die ein Bewerber erfüllen muss, damit er am 
Auswahlverfahren im engeren Sinn (2. Stufe) teilnehmen darf. Sie dienen dazu, die generelle  
Eignung des Bewerbers festzustellen, also diejenigen Unternehmen zu ermitteln, die zur  
Erbringung der konkret nachgefragten Leistungen nach Fachkunde, Leistungsfähigkeit und  
Zuverlässigkeit generell in Betracht kommen und die unzureichend qualifizierten Bewerber 
auszusondern. In der BADV wird ein genereller Begriff „Eignung“ nicht verwendet; nur die  
„fachliche Eignung“ wird in Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. A Abs. 3 thematisiert. 

In Anlage 2 zu § 7 BADV (Auswahlrichtlinie für das Verfahren zur Auswahl von Drittabfertigern) 
sind bei den Punkten, die eine Veröffentlichung zum Teilnahmewettbewerb enthalten müssen, 
u. a. der „Anforderungskatalog“ (Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.2 e) und „Angaben darüber, welche 
Kriterien maßgeblich für die Auswahl sind“ (Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.2 h) aufgeführt.

In § 8 BADV und Anlage 3 zu § 8 BADV ist von „Anforderungen“ die Rede. 

Dritt- und Selbstabfertiger haben die in Anlage 3 zu § 8 BADV konkretisierten Anforderungen 
für die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten zu erfüllen. Diese sind Bestandteil der  
Ausschreibung und des Auswahlverfahrens (§ 8 Abs. 1 BADV). 

Die Anforderungen müssen sachgerecht, objektiv, transparent und nicht diskriminierend zu-
sammengestellt und angewendet werden. Zudem sind sie vom Flugplatzunternehmer vorab 
bekannt zu machen (§ 8 Abs. 3).

Legt man die oben genannte Definition zugrunde, so handelt es sich bei den in Anlage 3 zu  
§ 8 BADV Nr. 2 Buchst. A Abs. 1 bis 3 aufgeführten Anforderungen um Eignungskriterien, die 
die Bewerber für die Teilnahme am Auswahlverfahren nachzuweisen haben. Nachweise für alle  
anderen in Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 aufgeführten Anforderungen müssen nicht bereits für 
den Teilnahmewettbewerb vorgelegt werden. 

Die in Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. A Abs. 1 bis 3 genannten Eignungskriterien sind: (1) Zu-
verlässigkeit, (2) finanzielle Leistungsfähigkeit und (3) fachliche Eignung. 
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Zudem wird aus § 3 Abs. 3 BADV für die Teilnahme am Auswahlverfahren die Anforderung ab-
geleitet, dass der Bewerber nachzuweisen hat, dass er weder durch den Flugplatzunternehmer, 
noch durch einen Nutzer, der mehr als 25 Prozent der auf dem Flugplatz registrierten Fluggäste 
oder Fracht befördert, noch durch eine Stelle beherrscht wird, die den Flugplatzunternehmer 
oder einen solchen Nutzer beherrscht oder ihrerseits von einem der beiden beherrscht wird. 

Noch hat sich die Rechtsprechung nicht mit den Eignungskriterien befassen müssen. Dennoch 
ist es nicht falsch, sich zu fragen, ob (1) die in der BADV genannten Eignungskriterien sinnvoll 
sind, ob (2) die Definitionen in Anlage 3 zu § 8 BADV zutreffend und vollständig sind und (3)  
welches die geeigneten Nachweise für diese Eignungskriterien sind. 

Die in Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. A Abs. 1 bis 3 genannten Eignungskriterien Zuverlässig-
keit, finanzielle Leistungsfähigkeit und fachliche Eignung entsprechen den im Kartellvergabe-
recht üblichen Anforderungen an die Eignung von Bewerbern (vgl. Befähigung und Erlaubnis 
zur Berufsausübung, wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit, technische und beruf-
liche Leistungsfähigkeit, § 122 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkung (GWB); Zuverlässigkeit, 
§§ 123, 124 GWB). Das spricht für die Sinnhaftigkeit dieser Eignungskriterien.

Bei den in Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. A Abs. 1 bis 3 aufgeführten Eignungskriterien han-
delt es sich um Mindestanforderungen, für die die Bewerber Nachweise vorlegen müssen, um 
zur Teilnahme am Auswahlverfahren zugelassen zu werden. Es können also auch weitere Anfor-
derungen für die Teilnahme gestellt werden (wie z. B. die Anforderungen in Anlage 3 zu § 8 BADV 
Nr. 2 Buchst. B), wobei immer gewährleistet sein muss, dass die Anforderungen sachgerecht, 
objektiv, transparent und nicht diskriminierend zusammengestellt und angewendet werden 
(§ 8 Abs. 3 BADV). Bei der Ausschreibung der Bodenverkehrsdienste bleibt bei der Gestaltung 
der Eignungskriterien somit ein Spielraum; dafür spricht auch der Wortlaut von Anlage 2 zu 
§ 7 BADV Nr. 2.2 j) „sonstige Angaben, wie zum Beispiel Referenzen“. In Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.2 
finden sich die Regelungen zum Teilnahmewettbewerb.

Für die in der BADV Anlage 3 zu § 8 BADV aufgeführten Nachweise über die Zuverlässigkeit,  
finanzielle Leistungsfähigkeit und fachliche Eignung gilt, dass sie in geeigneter Form vorzu- 
legen sind. Die BADV lässt zum Teil offen, welche Nachweise geeignet sind. 

So wird bei den Kriterien „Zuverlässigkeit“ und „finanzielle Leistungsfähigkeit“ vorgeschrieben, 
„was“ nachzuweisen ist, das „wie“ wird jedoch nicht festgelegt. Zudem bleibt unter Umständen 
ein Spielraum bei der Beurteilung, was unter „erheblich“ in Bezug auf Rückstände von Steu-
ern und Sozialabgaben zu verstehen ist oder was ein „schwerer Verstoß“ gegen strafrechtliche  
Bestimmungen ist (vgl. Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. B Abs. 1). 

Dagegen werden die für die „fachliche Eignung“ vorzulegenden Nachweise vorgeschrieben (vgl.  
Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. A Abs. 3). Hier ist für Auslegung kein Platz. 

Verglichen mit dem Kartellvergaberecht ist die Ausgestaltung der Eignungskriterien einerseits 
konkreter in der BADV dargestellt (fachliche Eignung), denn hier wird nicht nur ein abstrakter 
Begriff vorgegeben, sondern es werden schon mehr oder weniger konkrete Vorgaben gemacht, 
was Inhalt und Form der Nachweise angeht. 

Bei der Zuverlässigkeit dagegen ist das Kartellvergaberecht mit den in §§ 123, 124 GWB auf- 
gezählten obligatorischen und fakultativen Ausschlussgründen genauer als die BADV.

Betrachtet man verschiedene Ausschreibungen von BADV-Leistungen in Deutschland, so fällt 
auf, dass der Umfang der Nachweise und der Anforderungen, die für eine Teilnahme am Aus-
wahlverfahren gefordert werden, sehr unterschiedlich ist. Bei der Ausgestaltung des Teilnahme-
verfahrens bleibt somit Freiraum, der auch genutzt wird.
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2.1.4.1. � Beispiele für Eignungskriterien aus BADV-Ausschreibungen  
der letz�ten Jahre

Nachfolgend sollen Beispiele für Eignungskriterien aus bundesweiten BADV-Auswahlverfahren 
dargestellt werden. Diese sind bereits angepasst an die Felder des neuen Standardformulars 
Nr.  24 (Konzessionsbekanntmachung). Die beispielhaft aufgeführten Eignungskriterien sind 
auch in Anlage 2 – Bekanntmachungsmuster enthalten.

2.1.4.1.1. � Anforderungen an die Befähigung zur Berufsausübung sowie zur 
persönlichen Lage (Ziffer III.1.1) des Standardformulars Nr. 24)

2.1.4.1.1.1.  Rechtsverbindliche Eigenerklärungen des Bewerbers,
(1)	� dass gegen das Unternehmen und die zur Führung der Geschäfte bestellten Personen 

keine rechtskräftige Verurteilung wegen schwerer Verstöße gegen strafrechtliche Vor-
schriften einschließlich des Wirtschaftsstrafrechts stattgefunden hat;

(2)	� dass gegen das Unternehmen und die zur Führung der Geschäfte bestellten Personen 
keine schweren und wiederholten Verstöße gegen arbeits-, arbeitsschutz- oder sozial-
rechtliche Pflichten, gegen im Interesse der Verkehrs- und Betriebssicherheit erlassene 
Vorschriften oder gegen umweltschützende Vorschriften vorliegen;

(3)	� dass kein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren 
über das Vermögen des Unternehmens eröffnet, die Eröffnung nicht beantragt bzw. der 
Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse abgelehnt wurde sowie keine Liquidation 
des Unternehmens eingeleitet wurde;

(4)	� dass keine erheblichen Rückstände an Steuern oder an Beiträgen zur Sozialversicherung 
bestehen, die aus unternehmerischer Tätigkeit geschuldet werden;

(5)	� dass gegenüber dem Flughafenunternehmer keine erheblichen Rückstände an Gebüh-
ren oder Entgelten, Mieten, Pachten oder aus anderen Zahlungspflichten bestehen, die 
aus der Nutzung des Flugplatzes und seiner Einrichtungen, einschließlich des Start- und 
Landebahnsystems oder aus der vertraglichen Gestattung der Erbringung von Boden-
abfertigungsdienstleistungen geschuldet werden;

(6)	� dass das Unternehmen und die zur Führung der Geschäfte bestellten Personen in den 
letzten zwei Jahren nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Vorschriften (z. B. § 23 Arbeit-
nehmerentsendegesetz (AentG), § 21 Mindestlohngesetz (MiLoG) oder Vorschriften we-
gen illegaler Beschäftigung von Arbeitskräften), der zu einer Eintragung im Gewerbezen-
tralregister geführt hat, mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer 
Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 EUR 
belegt worden ist bzw. sind.

2.1.4.1.1.2. � Bereits mit dem Teilnahmeantrag vorzulegende Nachweise des 
Bewerbers – Auflistung und kurze Beschreibung der Bedingungen:

(1)	� Vorlage einer Auskunft aus dem Gewerbezentralregister (oder eines vergleichbaren 
Dokuments), die nicht älter als drei Monate sein darf (maßgeblich ist der Termin für die 
Einreichung der Teilnahmeanträge)

(2)	� Vorlage polizeilicher Führungszeugnisse des Unternehmers oder der zur Führung der 
Geschäfte bestellten Personen, die nicht älter als drei Monate sein dürfen (maßgeblich 
ist der Termin für die Einreichung der Teilnahmeanträge)

(3)	� aktueller Auszug aus dem Handelsregister oder eine gleichwertige Urkunde oder Be-
scheinigung einer zuständigen Verwaltungsbehörde oder eines Gerichts des Herkunfts-
landes des Bewerbers, soweit aufgrund der Unternehmensform des Bewerbers eine Ein-
tragung vorgesehen ist (nicht älter als sechs Monate, maßgeblich ist der Termin für die 
Einreichung der Teilnahmeanträge)

(4)	� Eintragung in das Berufsregister oder das Register der Industrie- und Handelskammer 
des Sitzes des Unternehmens

Verfahrensablauf eines BADV-Auswahlverfahrens



|  27

2.1.4.1.2. � Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit (Ziffer III.1.2) 
des Standardformulars Nr. 24):

(1) 	�Nachweis des Versicherungsschutzes gemäß BADV (Versicherungsschutz gemäß Anla-
ge 3 zu § 8 BADV Nr. 2) mit den dort genannten Mindestdeckungssummen, ersatzweise 
Nachweis der rechtsverbindlichen Zusage des Versicherers zum Bestehen des vorgenann-
ten Versicherungsschutzes im Fall der Zulassungserteilung. Folgende Angaben müssen 
in der Bestätigung zwingend enthalten sein: Versicherer, Versicherungsnehmer/-in, Ver-
tragslaufzeit und geografische Deckung.
Bemerkung: Erfahrungsgemäß wird oft von den Bewerbern der Versicherungsnachweis/
die Deckungszusage nicht in deutscher Sprache vorgelegt. Es kann daher sinnvoll sein, 
hier nochmals ausdrücklich auf die Ausführungen unter VI.3 des Bekanntmachungsfor
mulars (Zusätzliche Angaben) zu verweisen, wonach alle Unterlagen in deutscher 
Sprache oder zumindest Übersetzungen vorzulegen sind (vgl. auch Anlage 2 – 
Bekanntmachungsmuster, dort Ziffer VI.3 ae) 

(2) 	�Vorlage der letzten beiden Geschäftsberichte bzw. der Jahresabschlüsse inkl. der Ge-
winn- und Verlustrechnung, falls deren Veröffentlichung nach dem Gesellschaftsrecht
des Mitgliedstaates, in dem der Bewerber ansässig ist, vorgeschrieben ist, oder Erklärung 
über den Gesamtumsatz des Bewerbers in den letzten drei abgeschlossenen Geschäfts-
jahren sowie Erklärung über den Umsatz des Bewerbers in den letzten drei abgeschlos-
senen Geschäftsjahren, der auf die hier ausgeschriebenen Bodenabfertigungsdienstleis-
tungen entfällt, unter Angabe des Eigenleistungsanteils. Als Nachweis dient die Angabe 
der Umsatzzahlen mit Bestätigung eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers.

(3) 	�Bankauskunft, in der die gegenwärtige Finanz- und Liquiditätslage des Bewerbers dar-
gestellt wird (nicht älter als drei Monate, maßgeblich ist der Termin für die Einreichung 
der Teilnahmeanträge); alternativ wurde teilweise auch eine „aktuelle Bankauskunft, die 
belegt, dass die zur Aufnahme und Fortführung des Betriebes als Drittabfertiger erforder-
lichen Mittel verfügbar sind“ gefordert. Vorzugswürdig erscheint dabei erstere Formulie-
rung, da sie keine unbestimmten Anforderungen („aktuell“, „dass die zur Aufnahme und 
Fortführung des Betriebes als Drittabfertiger erforderlichen Mittel verfügbar sind“) enthält. 

Außer den zuvor dargestellten Indikatoren der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungs-
fähigkeit sind noch andere/weitere finanzielle Leistungsindikatoren denkbar. 
Beispielsweise:
–  �Ergebnis
–  �Angaben zum Cashflow
–  �Rendite-Kennzahlen wie z. B. Umsatzrendite
–  �Bilanzielle Kennzahlen wie z. B. Gearing Ratio oder andere Kennzahlen zur Verschuldung.

Es ist jedoch stark zweifelhaft, ob diese als Eignungskriterien aussagekräftig sind, weil zum 
einen Angaben zum Ergebnis, Cashflow und Rendite-Kennzahlen, wie z. B. die Umsatzrendite, 
für die Frage einer generellen Eignung nicht relevant sein dürfen und zum anderen bei finan-
ziellen Indikatoren immer der Bewertungsmaßstab im Blick zu behalten ist. 

2.1.4.1.3. � Technische und berufliche Leistungsfähigkeit (Ziffer III.1.3) 
des Standardformulars Nr. 24):

(1)  �Für das Leitungspersonal (Unternehmer oder die zur Führung der Geschäfte bestellten 
Personen) ist die fachliche Eignung durch Prüfung der Industrie- und Handelskammer 
(IHK) als „Geprüfter Flugzeugabfertiger“ und ein Arbeitszeugnis/eine Bestätigung über 
eine mindestens zweijährige leitende Tätigkeit in einem Unternehmen, das Bodenabfer-
tigungsdienstleistungen erbringt, nachzuweisen oder ein Nachweis einer den Prüfungs-
inhalten der IHK vergleichbaren Qualifikation und ein Arbeitszeugnis/eine Bestätigung 
über eine mindestens zweijährige leitende Tätigkeit in einem Unternehmen, das Boden-
abfertigungsdienstleistungen erbringt, oder ein Arbeitszeugnis/eine Bestätigung über 
eine mindestens fünfjährige leitende Tätigkeit in einem Unternehmen, das Bodenabferti-
gungsdienstleistungen erbringt, vorzulegen.
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(2) � Rechtsverbindliche Eigenerklärung des Bewerbers, dass er die Anforderungen an Betrieb 
und Einsatz seiner Mitarbeiter gemäß Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. B Abs. 1 bis Abs. 5,  
einzuhalten in der Lage und auch einzuhalten bereit ist.

(3) � Angaben über das für die Leitung und Aufsicht vorgesehene technische Personal durch 
namentliche Auflistung und Angabe der individuellen Qualifikation und Berufserfahrung.

(4) � Nachweis des im Unternehmen des Bewerbers eingerichteten anerkannten Qualitätsma-
nagementsystems (z. B. durch Vorlage eines Zertifikats über ein Qualitätsmanagement-
system DIN EN ISO 9001 oder gleichwertig). Im Fall von Bewerbergemeinschaften müssen 
die Anforderungen von jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft erfüllt werden.

(5) � Angabe, ob die Leistungen bei Abschluss der Konzession als vollständige Eigenleistung, 
mit Nachunternehmern oder in Kooperation mit anderen Firmen erbracht werden, inso-
weit jeweils mit Angabe des Anteils der Eigenleistungen, des Kooperationspartners und 
der jeweiligen Kooperationsform.

(6) � Angabe zu durchgeführten und/oder zu bestehenden vergleichbaren Aufträgen als Referenz 
aus den seit der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung vergangenen 36 Monaten, bei de-
nen in Art und Umfang vergleichbare Leistungen durchgeführt wurden. Referenzfähig sind 
nur Abfertigungsleistungen an Verkehrsflughäfen mit einem Passagiervolumen größer als 
zwei Millionen pro Jahr oder einem Frachtvolumen von mehr als 50.000 Tonnen pro Jahr. Bei 
den genannten Mindestvorgaben ist es im Fall von Bewerbergemeinschaften ausreichend, 
wenn die Anforderungen von einem Mitglied der Bewerbergemeinschaft erfüllt werden. 
Erwartet werden folgende Angaben für jeden Referenzauftrag:
(1) � Name und Adresse des Auftraggebers samt Benennung eines Ansprechpartners beim 

Auftraggeber mit Telefonnummer und E-Mail-Adresse
(2) � Bezeichnung und Standort des Referenzauftrages mit Kurzbeschreibung und Angaben 

zur Menge der jährlichen Abfertigungsleistungen und Vertragsdauer
(3) � Angabe, ob die Referenzleistungen als vollständige Eigenleistung des Bewerbers, mit 

Nachunternehmern oder in Kooperation mit anderen Firmen erbracht wurden sowie 
bei Kooperation Benennung des Kooperationspartners und die Angabe des Eigenleis-
tungsanteils des Bewerbers

Bemerkung: Bei der Verwendung des Eignungskriteriums „Referenzaufträge“ ist besonde-
re Vorsicht geboten, wenn „Referenzen“ in der zweiten Stufe auch ein Auswahlkriterium  
darstellen sollen. Insbesondere eine doppelte Verwendung – sowohl im Rahmen des 
Teilnahmewettbewerbes als Eignungskriterium als auch im Rahmen der 2. Stufe als  
Zuschlagskriterium – dürfte unzulässig sein, vgl. dazu auch Ziffer V.3.1.2.4.

2.1.4.2. � Fazit
• 	 Die Praxis zeigt, dass bei der Ausgestaltung der Eignungskriterien ein Freiraum bleibt, der 

ausgenutzt wird. Es sollte darauf geachtet werden, dass keine überzogenen Eignungsanfor-
derungen gestellt werden, um nicht von vornherein den Wettbewerb unnötig zu beschrän-
ken. Auch zu unbestimmte Eignungsanforderungen sollten vermieden werden. Die zu ver-
wendenden Eignungsanforderungen sind auch immer im Licht der jeweiligen örtlichen 
Gegebenheiten und der Größe des Verkehrsflughafens zu sehen. Die voranstehend beispiel-
haft genannten Eignungskriterien sind deshalb keinesfalls schematisch übertragbar!

• 	 Festgelegte Eignungskriterien, die nicht ergänzt werden dürfen, würden den unterschied- 
lichen Anforderungen der Flughäfen an ein Auswahlverfahren daher auch nicht gerecht.

• 	 Gegen eine weitergehende Standardisierung der zu erbringenden Nachweise spricht, dass 
man so weniger offen ist für die unterschiedlichen Anforderungen der Flughäfen und für tat-
sächliche und rechtliche Änderungen. 

• 	 Insbesondere folgende Kriterien erscheinen sinnvoll: Eignung der aktuellen Führungskräfte 
(vgl. auch Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. A Abs. 3), Referenzaufträge mit Mindestgrenzen 
in Hinsicht auf Abfertigungen und Passagiervolumen, Abfrage von Eigenleistung bzw. Nach-
unternehmer.
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• 	 Nicht sinnvoll erscheint dagegen beispielsweise eine Nennung eines zukünftigen Führungs-
personals, das der Bewerber im Erfolgsfall am jeweiligen Verkehrsflughafen einsetzen wird 
bzw. dessen Qualifikationen, da im Regelfall die dann konkrete Besetzung zum Zeitpunkt der 
Bewerbung noch nicht feststeht.

2.1.5.  Sonderproblem Eignungsleihe
Unter „Eignungsleihe“ versteht man, wenn sich ein Bewerber, der selbst nicht alle geforderten 
Eignungskriterien erfüllt, zum Nachweis der Eignung gegenüber der den Teilnahmewettbe-
werb entscheidenden Stelle auf die Eignung eines anderen oder anderer Unternehmen beruft.

Anders als im Kartellvergaberecht (§ 47 Sektorenverordnung (SektVO) – für sogenannte Sekto- 
renauftraggeber wie es Flughäfen sind) finden sich in der BADV keinerlei Regelungen zur  
Zulässigkeit einer Eignungsleihe. 

Auch bereits im bis 2016 geltenden Kartellvergaberecht nach GWB war es schon grundsätzlich 
zulässig, dass sich ein Unternehmen, das selbst nicht über die für die Ausführung des Auftrags  
erforderliche wirtschaftliche und finanzielle oder technische oder berufliche Leistungsfähig-
keit verfügt, zum Nachweis seiner Eignung auf die Kapazitäten anderer Unternehmen stüt-
zen kann (sogenannte „Eignungsleihe“), vgl. im Sektorenbereich damals § 20 Abs. 3 SektVO, 
der auf Art. 54 Abs. 5 und 6 der Sektorenrichtlinie 2004/17/EG zurückging (für die klassischen 
öffentlichen Auftraggeber Art. 47 Abs. 2 RL 2004/18/EG). Für die damals noch bestehenden 
sog. nachrangigen Dienstleistungen nach Anhang II B der Richtlinien (war Anhang I B zur 
SektVO und der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (VOL/A EG), wie zum Beispiel 
Neben- und Hilfstätigkeiten des Verkehrs, hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) mit Urteil 
vom 17.03.2011 (Rs. C-95/10) entschieden, dass dort von Auftraggebern eine sogenannte Eig-
nungsleihe nicht akzeptiert werden muss, da die Richtlinien für die sogenannten nachrangi-
gen Dienstleistungen keine Anwendung fänden. 

Relevant wird die Frage einer Eignungsleihe insbesondere dann, wenn sich beispielsweise eine 
Projektgesellschaft mit einem Teilnahmeantrag bewerben will, diese dann aber insbesondere 
geforderte Eignungskriterien, wie z. B. Referenzen und Umsatz, nicht erfüllt.

Da die BADV nichts zum Thema Eignungsleihe sagt und vor dem Hintergrund des genannten 
EuGH-Urteils, stellt sich die Frage, ob eine Eignungsleihe in BADV-Auswahlverfahren zugelassen 
oder nicht zugelassen wird. Wenn nicht zugelassen, muss die Eignung im gegenständlichen 
BADV-Verfahren bei der sich bewerbenden Gesellschaft selbst vorliegen. Der Bewerber muss in 
dem Fall also bereits existieren und die bezeichneten Eignungsvoraussetzungen nachweisen 
können. Das BVerwG hat sich in seinem Urteil vom 13.12.2012 (BVerwG 3 C 32.11) im Rahmen 
der Auswahlkriterien kurz mit der Frage der Eignungsleihe befasst, es im Ergebnis aber offen  
gelassen:
„Die im Revisionsverfahren erneut erörterte Frage, ob und inwieweit bei der Bewertung von Erfah-
rungen und Referenzen einem Bewerber auch „Konzernerfahrung“ als an anderer Stelle in einem 
Unternehmensverbund erworbene Erfahrung zugerechnet werden kann, kann nicht in verallge-
meinerungsfähiger Weise beantwortet werden. Dabei kommt es stets auf die konkreten Umstände 
des Einzelfalls an, also unter anderem auf die Art der Verflechtung der Unternehmen und die damit 
einhergehende Durchlässigkeit in Bezug auf das an anderer Stelle erworbene Know-how. Ebenso 
ist – wie auch das OVG angenommen hat – von Bedeutung, hinsichtlich welcher konkreten Arten 
von Bodenabfertigungsdiensten eine entsprechende Vorerfahrung in anderen Konzernunterneh-
men besteht und wie es im Hinblick darauf mit einem möglichen Wissens- und Erfahrungstransfer 
bestellt ist.“ 
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Dabei beschränkt sich das Gericht nur auf die „Eignungsleihe“ in Bezug auf Erfahrungen und 
Referenzen. 

Da die Frage einer Eignungsleihe immer wieder in BADV-Auswahlverfahren auftaucht, emp-
fiehlt es sich, in der Bekanntmachung eine Aussage zur Thematik der Eignungsleihe zu treffen, 
d. h. ob diese zugelassen wird oder nicht und wenn ja, unter welchen Voraussetzungen.

Soweit ersichtlich, wurde in der Vergangenheit bei Ausschreibungen in Deutschland eine 
Eignungsleihe meist nicht zugelassen. Dafür spricht, dass so mittellose Projektgesellschaf-
ten bzw. Newcomer, denen selbst jegliche Erfahrung fehlt, von vornherein nicht zugelassen 
werden müssen. Die Nichtzulassung einer Eignungsleihe erscheint vor dem Hintergrund, dass 
weder die der BADV zugrunde liegende Richtlinie noch die BADV selbst diese anders als die 
Kartellvergaberechtrichtlinien und das GWB bzw. die SektVO oder Vergabeverordnung (VgV) 
nicht vorsieht, gut vertretbar, zumindest bis die Rechtsprechung das Thema eindeutig ent-
scheidet. Dies umso mehr als der EuGH für die seinerzeitigen sogenannten nachrangigen 
Dienstleistungen im Kartellvergaberecht entschieden hat, dass dort eine Eignungsleihe nicht 
zugelassen werden muss, weil es dafür keine gemeinschaftsrechtliche Grundlage gab, s.o. Das 
BVerwG hat in seinem Urteil vom 13.12.2012 – 3 C 32/11 festgestellt, dass die Ausschreibung 
für ein Auswahlverfahren nach der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung nach derzeitiger 
Rechtslage keine Angaben zur Gewichtung der Zuschlagskriterien enthalten muss. Entspre-
chendes muss dann auch für eine Eignungsleihe gelten, die ebenfalls nicht in der BADV vor-
gesehen ist.

Aus der verwaltungsgerichtlichen BADV-Rechtsprechung hat sich soweit ersichtlich nur der 
VGH Kassel, Beschluss vom 27.05.1999 – 2 Q 4634/98, damit beschäftigt, allerdings keine Aus-
sage dazu getroffen, ob eine „Eignungsleihe“ in BADV-Verfahren ausgeschlossen werden könnte. 
Das Gericht hatte seinerzeit eine Eignungsleihe bereits an einer fehlenden Verpflichtungserklä-
rung scheitern lassen.

Entscheidet man sich dennoch dafür, eine Eignungsleihe zuzulassen, insbesondere wenn Kapa-
zitäten von anderen Unternehmen im Konzernverbund oder als Nachunternehmer in Anspruch 
genommen werden sollen, könnte z. B. auf die Regelung des § 47 SektVO zurückgegriffen wer-
den. Für eine Zulassung spricht, dass so der Wettbewerb vergrößert werden kann bzw. dass im 
Auftragsfall die Unternehmen ohnehin bestrebt sind, die Lizenz auf Vor-Ort-Gesellschaften zu 
übertragen.

Nach § 47 SektVO besteht die Möglichkeit der Eignungsleihe nur hinsichtlich der wirtschaft-
lichen und finanziellen Leistungsfähigkeit sowie der technischen und beruflichen Leistungs-
fähigkeit, insbesondere nicht aber hinsichtlich der Zuverlässigkeit. Die Bewerber oder Bieter 
müssen im Fall der Eignungsleihe nachweisen, dass die für den Auftrag erforderlichen Mittel 
tatsächlich zur Verfügung stehen, beispielsweise durch Beibringung einer Verpflichtungserklä-
rung des Unternehmens, von dem sich die Eignung „geliehen“ wird.

Auftraggeber haben auch für eignungsverleihende Unternehmen zu prüfen, ob Ausschluss-
gründe nach §§ 123, 124 GWB vorliegen, wenn diese vom Auftraggeber für die Bewerber oder 
Bieter festgelegt worden sind. Liegen Ausschlussgründe vor, muss der Bewerber oder Bieter das 
Unternehmen (gegebenenfalls innerhalb einer vom Auftraggeber gesetzten Frist) austauschen.

§ 47 SektVO sieht nun vor dem Hintergrund der neuen Sektorenrichtlinie 2014 neue Schutzmecha
nismen zugunsten der Auftraggeber vor: 
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• 	 Bei Bezugnahme auf die Leistungsfähigkeit Dritter für Ausbildungs- oder Befähigungsnach
weise sowie für einschlägige berufliche Erfahrung (Referenzen), muss ein Dritter die entspre-
chenden Leistungen auch erbringen, § 47 Abs. 1 S. 3 GWB.

• 	 Bei Bezugnahme auf die wirtschaftliche oder finanzielle Leistungsfähigkeit kann der Auftrag-
geber eine gemeinsame Haftung für die Auftragsdurchführung fordern, § 47 Abs. 3 GWB.

• 	 Der Auftraggeber kann für bestimmte kritische Aufgaben bei Bauaufträgen, Dienstleistungs
aufträgen oder kritischen Verlege- oder Installationsarbeiten im Zusammenhang mit einem 
Lieferauftrag die Eigenausführung verlangen, § 47 Abs. 5 SektVO. Das könnte gegebenenfalls 
auch auf Auswahlverfahren nach der BADV angewendet werden.

2.1.6. � Hinweis auf Anforderungskatalog, Pflichtenheft und technische 
Spezifikationen bereits in der Bekanntmachung

Es empfiehlt sich, in der Bekanntmachung bei der Darstellung des weiteren Verfahrensablaufs 
(2. Stufe des Auswahlverfahrens) bereits einen Hinweis auf ein etwaiges Pflichtenheft und tech-
nische Spezifikationen aufzunehmen (vgl. auch Ausführungen dazu im Bekanntmachungsmus-
ter, Anlage 2). Ein Pflichtenheft muss – sofern für erforderlich gehalten – bereits in der 2. Stufe 
mit den Unterlagen zum Auswahlverfahren an die qualifizierten Bewerber verschickt werden.

2.2. � Prüfung der Eignung, Nachforderung sowie Auswahl der Bewerber
Es stellt sich die Frage, an wen (Verkehrsflughafen oder Luftfahrtbehörde) die Teilnahmeanträge 
zu richten sind und wer darüber entscheidet.

Schon nach dem Beschluss des VGH Kassel vom 07.06.2006 (Az. 12 Q 114/06) ist die Luftfahrt-
behörde für die Vorauswahl von geeigneten Bewerbern zuständig und nicht der Verkehrsflug-
hafen. Diese hat daher auch die Prüfung vorzunehmen, ob die Bewerber die geforderten Eig-
nungskriterien erfüllen. 

Es empfiehlt sich, dass die Teilnahmeanträge unmittelbar an die zuständige Luftfahrtbehörde 
zu richten sind und nicht an den Verkehrsflughafen, der diese dann ungeöffnet weiterleiten 
müsste. 

Die BADV trifft für den Teilnahmewettbewerb keine Regelungen, ob gegebenenfalls Vertreter 
von Verkehrsflughafen, Nutzerausschuss und Betriebsrat zur Öffnung zuzulassen sind. In der 
Praxis geschieht dies soweit bekannt nicht. Im Stadium des Teilnahmewettbewerbs ist wohl 
auch keine Anhörung von Verkehrsflughafen, Nutzerausschuss und Betriebsrat erforderlich, wie 
in der 2. Stufe (Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.3 Abs. 5), weil dort eben nur eine Anhörungspflicht in 
der zweiten Verfahrensstufe geregelt ist. 

Die BADV enthält anders als das Kartellvergaberecht keine Regelungen zur Nachforderung von 
fehlenden oder unzureichenden Unterlagen, Erklärungen und Nachweisen. Es wird empfohlen, 
in der Bekanntmachung eine Aussage zu treffen, ob – gegebenenfalls mehrfach – nachgefor-
dert wird oder nicht. Für eine Nachforderung spricht, dass so der Wettbewerb besser aufrecht-
erhalten wird und es auch unbillig erscheint, einen Bewerber allein wegen formeller Mängel 
auszuschließen ohne zuvor Gelegenheit zur Verbesserung bzw. Nachreichung zu geben. 

2.3. � Unterrichtung nicht geeigneter Bewerber, Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.3 Abs. 3
Die Luftfahrtbehörde unterrichtet diejenigen Bewerber über den Ausschluss vom Verfahren, 
die die in der Bekanntmachung veröffentlichten Eignungskriterien nicht erfüllen oder die einen 
nicht form- oder fristgerechten Teilnahmeantrag abgegeben haben. 
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3.	 Stufe 2: Auswahlverfahren (§ 7 BADV i.V.m. Anlage 2 Nr. 2.3)

3.1. � Zeit- und inhaltsgleicher Versand der Bewerbungsunterlagen an die geeigneten 
Bewerber durch den Verkehrsflughafen

Der Versand der Bewerbungsunterlagen an die im Teilnahmewettbewerb qualifizierten Bewer-
ber hat gem. Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.3 Abs. 1 durch den Verkehrsflughafen zu erfolgen. Dies ge-
schieht durch ein Schreiben des Verkehrsflughafens zur „Aufforderung zur Einreichung einer Be-
werbung“. Ein Muster ist als Anlage 3 beigefügt. Selbstverständlich kann und sollte das Muster 
wie alle anderen Muster auch nicht 1:1 übernommen, sondern zunächst individuell angepasst 
werden.

Ferner empfiehlt es sich, dem Aufforderungsschreiben ein Muster für ein Anschreiben für eine 
Bewerbung für die Teilnahme am Auswahlverfahren zur Vergabe einer Zulassung für die Erbrin-
gung von Bodenabfertigungsdiensten beizufügen. Ein unverbindliches Muster ist als Anlage 4 
beigefügt.

3.1.1. � Notwendiger Inhalt der Bewerbungsunterlagen nach Anlage 2 zu § 7 BADV 
Nr. 2.3 Abs. 2

• 	 Art und Umfang der zu erbringenden Bodenabfertigungsleistungen
• 	 Angaben aus der Bekanntmachung, Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.2, s. o.
• 	 Angaben, wie das Auswahlverfahren festgelegt ist
• 	 Maßgebliche Auswahlkriterien, vgl. dazu nachfolgend Ziffer V.3.1.2.
• 	 Angaben über Erbringung eines vorgegebenen Abfertigungsaufkommens oder -aufkommens-

anteils
• 	 Angaben über die in einem Pflichtenheft verbindlich vorgegebenen technischen und betrieb-

lichen Qualitätsanforderungen. Als Beispiel werden in der BADV auch Anforderungen zur Ein-
haltung einer Minimum Connecting Time genannt, vgl. auch nachfolgend Ziffer V.3.1.3.

• 	 Sonstiger Inhalt:
– � Verpflichtung zur Eingehung einer Nutzungsvereinbarung i. S. v. § 9 BADV gem. den Be-

werbungsunterlagen beigefügtem Muster
– � Angabe der Mindestbedingungen für die Bewerbung, Nichtzulassung von Nebenangebo-

ten, Sicherheiten (Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. B Abs. 12) etc.

3.1.2. � Näheres zu den Auswahlkriterien
3.1.2.1. � Allgemeines
Der Fokus eines jeden BADV-Auswahlverfahrens liegt darauf, welche Auswahlkriterien am ziel-
führendsten sind. Kernstück der Auswahlkriterien aller BADV-Auswahlverfahren bisher war so-
weit ersichtlich eine Mustermengenkalkulation. 

Das Problem bei BADV-Ausschreibungen liegt darin, dass keine konkrete Leistung beschafft 
wird, für die konkrete und verbindliche Preise anzugeben sind. In den bisherigen Auswahlver-
fahren erfolgte die Auswahl insbesondere anhand eines zu beplanenden und von der Verkehrs-
menge voraussichtlich fiktiven Szenarios (i.d.R. 100 % Verkehrsanteil).

Es sollte mangels gleichwertiger Alternativen an einer Mustermengenkalkulation (weiter) 
festgehalten werden. Die Frage ist jedoch: in welcher Weise? Bestehen Verbesserungsmöglich-
keiten und -bedarf? Ist eine Mustermengenkalkulation inklusive der Höchstpreise oder auch 
Musterpreise, die der Dienstleister für die Abfertigung der einzelnen, im Musterflugplan ent-
haltenen Flugzeugtypen kalkuliert, sinnvoll oder sollten die Preise ein separates Auswahlkrite-
rium darstellen? Insbesondere bei Letzterem besteht das Problem, dass Preise nichts mit den  
späteren tatsächlichen Preisen zu tun haben müssen, anders als bei konkreter Beschaffung  
einer Leistung. Welche Bewertungsmatrix ist zu verwenden? 
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Weiter soll nachfolgend untersucht werden, welche qualitativen Auswahlkriterien sich am  
besten eignen. 

Das BVerwG (Urteil vom 13.12.2012 – 3 C 32/11) führt aus, dass die Auswahl- und Zuschlagskrite-
rien von den „zuständigen Stellen“ festzulegen sind oder davon, dass Kriterien „aufgenommen 
werden durften“. Es spricht wohl einiges dafür, dass damit die Luftfahrtbehörde gemeint ist, an-
sonsten hätte das Gericht auch klar das Leistungsorgan Verkehrsflughafen benennen können. 
Lediglich bei den Luftfahrtbehörden ist häufig nicht eindeutig und vor allem nicht einheitlich 
festgelegt, welche Behörde je nach Geschäfts-/Ressortverteilung etc. die zuständige Stelle ist. 
Die OVG bzw. VGH unterstellen teilweise zumindest indirekt, dass diese von der Auswahlbe-
hörde festgelegt sind. z. B. VGH Kassel, Beschluss vom 24.10.2017 – 9 B 1789/17.T, wo ausgeführt 
wird, dass der Luftfahrtbehörde bei der Bestimmung und Gewichtung der Zuschlagskriterien 
ein Beurteilungs- und Bewertungsspielraum zukomme. Oder auch VGH München, Beschluss 
vom 08.05.2017 – 8 CS 17.432 (Vorläufiger Rechtsschutz): „Maßgeblich sind insofern die von der 
Luftfahrtbehörde aufgestellten Bewertungskriterien“.

Vor diesem Hintergrund empfiehlt es sich, dass die Auswahlkriterien und deren Gewichtung 
mindestens mit der Auswahlbehörde abgestimmt sind oder sich diese die Auswahlkriterien zu 
eigen macht.

Wichtig ist, dass die Auswahlkriterien eindeutig und präzise gefasst sind, um die Angebote mit-
einander vergleichen zu können. Andernfalls kann dies eine Auswahlentscheidung rechtswidrig 
machen (vgl. OVG Hamburg Beschluss vom 16.08.2013 – 1 Es 2/13 und VGH Kassel, Urteil vom 
15.10.2014 – 9 C 1276/13.T).

3.1.2.2. � Mustermengenkalkulation und Preise
Insbesondere aus Sicht der Luftfahrtgesellschaften wäre eine deutschlandweite Standardisierung 
bei den Mustermengenkalkulationen wünschenswert, um den Aufwand für alle Beteiligten mög-
lichst gering zu halten. Die hinterlegten Kalkulationsparameter samt hinterlegten Service Level 
Agreements/Qualitätsparametern sollten mit den Luftfahrtgesellschaften abgestimmt sein. Im  
Ergebnis sollten sowohl die Kalkulationsparameter als auch die Angebote selbst praktische und  
verwertbare Rückschlüsse auf die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der Anbieter erlauben.  
Zu diskutieren wäre auch, ob einzelne Luftfahrtgesellschaften kombiniert und anonymisiert ihre  
konkreten Flugpläne zur (vertraulichen) Bewertung zur Verfügung stellen, um festzustellen, wie  
groß die Abweichungen zwischen Theorie und Praxis sind.

Aus Sicht der Arbeitsgruppe könnte die nachfolgend dargestellte Mustermengenkalkulation als 
Basis für Mustermengenkalkulationen für Auswahlverfahren herangezogen werden: 

Grundsätzlich sollte ein durchgängiges Szenario für alle Bewertungskriterien und Konzepte  
angesetzt werden.

Als Basis für die Mustermengenkalkulation empfiehlt es sich, eine typische Flugplanwoche  
zu verwenden, die zu 100 Prozent zu beplanen ist. Aus Sicht der Arbeitsgruppe ist es – 
da eine Musterwoche verwendet wird – nicht zielführend, einen (fiktiven) Marktanteil  
(z. B. 50 %) anzuwenden, da dann ein Rückschluss auf die Flugereignisse nicht oder nur schwer 
möglich ist. Die Flugplanwoche mit den beinhalteten Flugzeugmustern, die von allen Bietern 
zu 100 % zu beplanen ist, trifft dabei keine Aussage über die derzeitigen, wie auch zukünf- 
tigen Marktanteile und steht damit auch nicht in Zusammenhang. Optional kann dieser Woche  
ein saisonaler Schwankungsfaktor hinzugefügt werden ( jedoch keine weitere Woche).

Durch ausgewählte Flugzeugmuster (z. B. 2 x groß, 3 x mittel, 2 x klein) soll ein weiterer Parameter  
erhoben werden, der die Gesamtkonsistenz der Mustermengenkalkulation verifiziert. 
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Die Betrachtung der Gesamtschau hat das Ziel, die Mustermengenkalkulation auf Konsistenz, 
Flexibilität und Synergieeffekte der Bewerber bestmöglich beurteilen zu können.

Bei der Mustermengenkalkulation haben sich die Mengengerüste und die Kalkulationsbasis aus-
schließlich auf betriebsrelevante Ressourcen (Anzahl für bestimmte Geräte- und Qualifikations
gruppen zur Bewältigung der Mustermenge) zu beschränken.

Ergänzend sei auch noch angemerkt, dass keines der Auswahlkriterien (Mustermenge sowie 
qualitative Kriterien, vgl. nachfolgend Ziff. V.3.1.2.3) für sich alleine bewertbar ist, sondern die Be-
trachtung des Gesamtkonzeptes auf Plausibilität und Schlüssigkeit zu überprüfen ist. 

Es ist zwar nicht von der Hand zu weisen, dass die in einer Mustermengenkalkulation aufge-
führten Preise nicht zwingend mit den späteren tatsächlichen Preisen zu tun haben, jedoch ist 
der Indikator zwischen Mengen, Qualitäten, Kosten und den kalkulierten Preisen ein wichtiges 
Indiz, wie verlässlich und wirtschaftlich die Angebote der jeweiligen Bieter insgesamt und im 
Vergleich untereinander sind.

Auch die Rechtsprechung legt nach wie vor Wert auf eine Preiskomponente:

• 	 So hat das BVerwG, Urteil vom 13.12.2012 – 3 C 32/11, ausgeführt, dass die grundsätzliche Eig-
nung eines Auswahlkriteriums „Der angebotene Preis für die ausgeschriebene Dienstleistung 
auf Basis der Mustermengenkalkulation“ nicht dadurch in Frage gestellt sei, dass die auf der 
Grundlage der Mustermengenkalkulation ermittelten Preise später gegenüber den Luftfahrt-
gesellschaften nicht bindend sind. Sie entfalteten jedenfalls eine gewisse faktische Vorwir-
kung dadurch, dass diese Preise dem Nutzerausschuss, dem auch die Luftfahrtgesellschaften 
und damit die potenziellen späteren Kunden des ausgewählten Dienstleisters angehören, 
bekannt seien. Vor diesem Hintergrund empfiehlt sich mit Stand heute, die Gewichtung der 
kommerziellen Bewerbungsinhalte nicht zu niedrig anzusetzen.

• 	 Auch das OVG Hamburg hat sich in seinem Beschluss vom 16.08.2013 – 1 Es 2/13 mit den Ab-
fertigungspreisen beschäftigt: Die Ansicht der Antragstellerin, es sei unzulässig, ausschließ-
lich die Höhe der Preise ohne Berücksichtigung qualitativer Aspekte zu bewerten, teilt das 
Gericht dabei nicht. Preis und Qualität seien hier eigenständige Faktoren, die zunächst für 
sich zu bewerten seien. In die Gesamtbeurteilung gingen beide Kriterien ein, wobei ideal-
typisch derjenige Bewerber am besten abschneide, der die beste Qualität für den billigsten 
Preis anbiete. Wie stark die Einzelelemente Preis und Qualität gewichtet werden, unterliege 
dem Beurteilungsspielraum der entscheidenden Stelle. 
Vorliegend stand innerhalb der kommerziellen Angebotsinhalte das Preiskriterium (10 %) im 
Verhältnis von 1:4 zu den qualitativen Elementen Personal, Geräte, Gesamtkosten (40 %) und 
hatte damit aus Sicht des Gerichts kein unverhältnismäßiges Gewicht. Später führt das Ge-
richt jedoch aus, dass Bedenken bestünden, wenn beim Kriterium „Abfertigungspreise“ ein 
Angebot als bestes gewertet werde, obwohl die Luftfahrtbehörde beim Kriterium Muster-
mengenkalkulation – Personal die Angaben des betreffenden Bewerbers als nicht plausibel 
bezeichnet und nicht bewertet habe. Hiergegen bestehen nach Ansicht des OVG dann Be-
denken. Mit dem Bundesverwaltungsgericht (Urteil vom 13.12.2012) sei davon auszugehen, 
dass angebotene Preise erst dann Aussagekraft im Hinblick auf das letztlich maßgebliche 
Auswahlkriterium – hier das „annehmbarste“ Angebot – haben, wenn sie auf einer realisti-
schen Mustermengenkalkulation beruhten. Sei diese aber – zumindest für einzelne Szenarien 
– mangelhaft, könnten auch die auf dieser Grundlage errechneten Preise kein tragfähiges 
Auswahlkriterium sein. Da beim Kriterium Abfertigungspreise das „beste“ Ergebnis eines Be-
werbers die Basis der Punktvergabe an die anderen Bewerber sei, könne sich eine Verände-
rung an dieser Stelle auf die anderen Bewerber auswirken.
Bemerkung: Unabhängig von der Rechtsansicht des Gerichts erscheint es zweifelhaft, ob 
es sinnvoll ist, einen Preis zu bewerten, der fiktiv ist ohne Verknüpfung mit qualitativen Ge-
sichtspunkten.
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• 	 Auch der VGH München, Beschluss vom 25.02.2010 – 8 AS 10.40000 (vorläufiger Rechtsschutz) 
hat sich in einer schon älteren Entscheidung mit dem Zuschlagskriterium „Abfertigungsprei-
se“ befasst: Das Kriterium „Höhe der angebotenen Abfertigungspreise“ stelle aufgrund ihrer 
mittelbaren Auswirkungen ein sachgerechtes Auswahlkriterium dar: Der Flugplatzunterneh-
mer und der Nutzerausschuss der Luftfahrtunternehmer seien aufgrund ihrer Beteiligung im 
Auswahlverfahren über die Angebote hinreichend informiert. Zudem müsse der ausgewählte 
Bewerber später zum Flugplatzunternehmer oder zu einem anderen am Flugplatz zugelasse-
nen Dienstleister in Konkurrenz treten und diesem gegenüber einen eigenen Marktanteil an 
den ausgeschriebenen Bodenabfertigungsdiensten aufbauen. Dies werde ihm aber nicht ge-
lingen, wenn er wesentlich höhere Abfertigungspreise verlangt, als sie seinem Angebot nach 
der Ausschreibung zugrunde lagen. Das Zuschlagskriterium „Höhe der Abfertigungspreise“ sei 
auch nicht deshalb ungeeignet, weil die Bieter ihrer Kalkulation einen fiktiven Marktanteil 
von 100 % zugrunde legen mussten. 
Bei den ausgeschriebenen Bodenabfertigungsdiensten handle es sich nur um einen Bruchteil  
der am Verkehrsflughafen insgesamt zu erbringenden Bodenabfertigungsdienste im Sinn 
der Anlage 1 zu § 2 Nr. 4 BADV. Es sei deshalb nicht von vornherein ausgeschlossen, dass 
ein neuer zuverlässiger und kostengünstiger Anbieter mit der Zeit bis zu 100 % der aus-
geschriebenen Bodenabfertigungsdienste gegenüber den Nutzern des Verkehrsflughafens 
erbringen könne. Dem Flugplatzunternehmer als Dienstleister würde daneben immer noch 
ein erheblicher Teil der zu leistenden Bodenabfertigungsdienste verbleiben, die nicht aus-
geschrieben wurden. Auch wenn die Antragstellerin bisher lediglich einen Anteil von gegen-
wärtig ca. 15 % der ausgeschriebenen Bodenabfertigungsdienste am Verkehrsflughafen er-
bringe, überschreite es nicht den Beurteilungsspielraum der Luftfahrtbehörde, wenn sie für 
die Ausschreibung insoweit einen Marktanteil von 100 % zugrunde legt.
Bemerkung: Zumindest die Begründung für die Zulässigkeit eines fiktiven Marktanteils 
von 100 % ist weniger überzeugend, hat sich aber in der Praxis aus Vereinfachungsgründen 
gleichzeitig auch bewährt.

Das BVerwG hat im Urteil vom 13.12.2012 – 3 C 32/11 festgestellt, dass ein ungeeigneter metho
discher Ansatz bei der Bewertung der Mustermengenkalkulation den (weiten) Beurteilungs- 
und Bewertungsspielraum der Auswahlbehörde überschreitet. Im entschiedenen Fall hatte 
die Auswahlbehörde im Bescheid zunächst festgestellt, dass die Mustermengenkalkulationen 
der im Auswahlverfahren verbliebenen Bewerber durchaus beträchtliche Unterschiede beim 
Ressourcenbedarf an Personal, Gerätschaften und Flächen aufwiesen. Sie hat dann aber nach 
Auffassung der Vorinstanz OVG Münster und des BVerwG diese Unterschiede bei den Fakto-
ren Flächenbedarf und Gerätebedarf mit dem Argument eingeebnet, dass sich die Anbieter in 
einem vergleichbaren Rahmen bewegten, wenn man diese Größen ins Verhältnis zueinander 
setze. Darin liegt nach Auffassung der Gerichte ein ungeeigneter methodischer Ansatz zur Be-
gründung eines relativen Gleichstandes der Bewerber bei den Mustermengenkalkulationen. 
Es liege auf der Hand, dass ein höherer Geräteeinsatz bei weitgehend gleichen Gerätetypen 
automatisch auch zu einem entsprechend höheren Flächenbedarf führe. Somit könne allein 
ein vergleichbarer Quotient aus beiden Werten weder unterschiedlich hoch angesetzte Bedarfe 
plausibel machen noch vorhandene Unterschiede in den Kalkulationen beseitigen. 

Der VGH München, Beschluss vom 08.05.2017 – 8 CS 17.432 (Vorläufiger Rechtsschutz), hat  
ausgeführt, dass bei der Bewertung der Mustermengenkalkulation durch die Auswahlbehör-
de kein unmittelbarer, detaillierter Kalkulationsvergleich in unterschiedlichen Einzelpositionen  
erforderlich sei.
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Für eine zu bewertende Mustermengenkalkulation könnte nachfolgendes Beispiel zugrunde 
gelegt werden:

Es können maximal 1.000 Punkte vergeben werden.

Kommerzielle Bewerbungsinhalte (Vorschlag Gewichtung: 50 % +/- 10 % mit entsprechender 
Begründung, das entspricht maximal 500 von 1.000 Punkten bei Gewichtung 50 %):

Mustermengen- und Musterkostenkalkulation (darunter ist der Nachweis zu verstehen, dass 
die Anzahl und Kosten der eingesetzten Ressourcen Personal und Gerät sowie die angesetzten 
Aufwendungen für Sach- und Overheadkosten für das Gesamtvolumen der angebotenen Ab-
fertigungsleistungen einen wettbewerbsfähigen, wirtschaftlich plausiblen und verlässlichen 
Abfertigungsbetrieb gewährleisten); inklusive der Musterpreise, die der Dienstleister für die 
Abfertigung der einzelnen, im Musterflugplan enthaltenen Flugzeugtypen kalkuliert.

Für den Fall der Zulassung besteht jedoch kein Anspruch auf bestimmte Abnahmemengen 
oder Mindestkontingente. 

Die Kalkulation ist von jedem Bewerber zwingend gemäß der Matrix „Musterpreise der Ab-
fertigung/Mustermengen- und Musterkostenkalkulation“ auf der Grundlage des beigefügten 
Flugplans zu erstellen [Eine Beispielsmatrix ist als Anlage 5 beigefügt]. 

Der Kalkulation sind zur Herstellung der Vergleichbarkeit der Bewerbungen ausschließlich die 
in den Bewerbungsunterlagen – insbesondere im Flugplan – aufgeführten Daten zugrunde 
zu legen. 

Die Kalkulationsprämissen sind durch die Bewerber den Angaben in der Mustermengen- und 
Gesamtkostenkalkulation voranzustellen.

Die Angaben in der Mustermengen- und Musterkostenkalkulation (u. a. der funktionale Ab-
lauf der Dienstleistung) werden in Verbindung mit den Vorgaben des Pflichtenheftes im Rah-
men der Bewertung der Bewerbung auf Verlässlichkeit und Wirtschaftlichkeit geprüft. 

Bezüglich der Verlässlichkeit wird insbesondere im Sinne einer Plausibilitätsprüfung gewür-
digt, ob für die zu erbringenden Dienstleistungen ausreichend Personal und/oder Sachmittel 
angesetzt sind und ob die für deren Einsatz zu veranschlagenden Kosten in einer realistischen 
Höhe berücksichtigt sind. Die Höhe der veranschlagten Kosten muss im Einklang mit den An-
gaben zu den qualitativen Bewerbungsinhalten (Konzepte, siehe nachfolgend unter Ziffer 
V.3.1.2.3) stehen. Damit soll gewährleistet werden, dass ausreichend Ressourcen für die zuver-
lässige Erbringung der Abfertigungsleistungen zur Verfügung stehen und die Kalkulation der 
angegebenen Musterkosten und der darauf basierenden Musterpreise realistisch und damit 
auskömmlich ist. Dabei wird insbesondere die Plausibilität der Angaben geprüft. Die ange-
setzten Mengen müssen auch eine ausreichende Verfügbarkeit und Flexibilität, etwa bei Plan-
änderungen, abbilden können. Dafür sind realistische Annahmen für die Reserveplanung für 
Personal und Sachmittel zu treffen.

In wirtschaftlicher Hinsicht sollen die angesetzten Ressourcen, Musterkosten und die darauf 
basierenden Musterpreise angemessen sein, um einen nicht nur verlässlichen, sondern auch 
wirtschaftlichen Abfertigungsbetrieb zu gewährleisten. Die Kosten für Personal und Geräte 
sind angemessen und leistungsbezogen anzusetzen. Für die Wirtschaftlichkeit ist die Höhe 
der Musterkosten und der Musterpreise wertungsrelevant. Die angegebenen Musterkosten 
und Musterpreise müssen in einem realistischen Verhältnis zueinander stehen. 

Der Kalkulation der Musterpreise sind aus Gründen der Vergleichbarkeit der Bewerbungen 
ausschließlich die in den Bewerbungsunterlagen – insbesondere im Flugplan – aufgeführten 
Daten zugrunde zu legen. 
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Bewerbungen, welche die vorgegebene Darstellungsform nicht einhalten, können ausge-
schlossen werden.

Bemerkung: Nachfolgendes Bewertungsschema ist beispielhaft, wurde aber in der Praxis be-
reits verwendet und von den Gerichten bisher nicht beanstandet. Insbesondere je nach Größe, 
Infrastruktur und hoher Auslastung eines Verkehrsflughafens ist das Bewertungsschema ggf. 
anzupassen. Bei einer eventuell noch größeren Untergliederung der Bandbreite ist zu beden-
ken, dass der Begründungsaufwand bei der Ausweitung steigt und der Beurteilungsspielraum 
sinkt. Die Bewertung erfolgt aufgrund der vorgenannten Anforderungen anhand des nach-
folgenden Bewertungsmaßstabes:

5 Punkte	� Lässt einen sehr wirtschaftlichen und sehr verlässlichen Abfertigungsbetrieb erwarten.

4 Punkte	� Lässt einen sehr wirtschaftlichen und verlässlichen Abfertigungsbetrieb ODER einen 
wirtschaftlichen und sehr verlässlichen Abfertigungsbetrieb erwarten.

3 Punkte	 Lässt einen wirtschaftlichen und verlässlichen Abfertigungsbetrieb erwarten.

2 Punkte	 �Lässt einen weniger wirtschaftlichen und verlässlichen Abfertigungsbetrieb ODER 
einen wirtschaftlichen und weniger verlässlichen Abfertigungsbetrieb erwarten.

1 Punkt	 �Lässt einen weniger wirtschaftlichen und weniger verlässlichen Abfertigungs
betrieb erwarten.

0 Punkte	 �Lässt keinen wirtschaftlichen und keinen verlässlichen Abfertigungsbetrieb 
erwarten.

Gibt es große Abweichungen zwischen Wirtschaftlichkeit und Verlässlichkeit, ist bei der Punk-
teverteilung der jeweilige maßgebliche Aspekt entscheidend (Beispiel: sehr verlässlicher aber 
weniger wirtschaftlicher Abfertigungsbetrieb führt zum Erhalt nur eines Punktes).

Die Auswahlbehörde behält sich vor, Bewerbungen auszuschließen, die bei der Anwendung 
des vorgenannten Bewertungsmaßstabes weniger als drei Punkte erhalten. Die Anzahl der 
erreichten Punkte wird mit 100 multipliziert, um das Endergebnis (Bewertungspunkte) zu er-
mitteln (dies gilt bei einer angenommenen Bewertung von 50 %).

3.1.2.3. � Qualitative Bewerbungsinhalte
Aus Sicht der Arbeitsgruppe können insbesondere folgende qualitative Auswahlkriterien  
(Vorschlag Gewichtung 50 % +/- 10 %)herangezogen werden. Selbstverständlich sind auch diese 
an die tatsächlichen Erfordernisse anzupassen:

Personaleinsatzkonzept  
(Vorschlag Bewertungsgewichtung: 15 %, maximal 150 von 1.000 Punkten),

Geräteeinsatzkonzept,  
(Vorschlag Bewertungsgewichtung: 15 %, maximal 150 von 1.000 Punkten),

Organisationskonzept zu Betriebsaufnahme und Durchführung, einschließlich  
Qualitätssicherung  
(Vorschlag Bewertungsgewichtung: 20 %, maximal 200 von 1.000 Punkten).
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Wie bereits oben ausgeführt, sollte auch hier darauf hingewiesen werden, dass keines der  
Auswahlkriterien (Mustermenge sowie Personaleinsatzkonzept, Geräteeinsatzkonzept, Organi-
sationskonzept) für sich alleine bewertbar ist, sondern die Betrachtung des Gesamtkonzeptes 
auf Plausibilität und Schlüssigkeit zu überprüfen ist.

Es empfiehlt sich, Vorgaben zu maximaler Seitenzahl und Formatierung (insbesondere maxi-
maler Umfang, Schriftgröße, Seitenränder, Absatzgröße etc.) der Konzepte zu machen, um die 
Datenmenge zur Vereinfachung der Bewertung zu beschränken und auch um für eine bessere 
Vergleichbarkeit der Konzepte zu sorgen. 

Nachfolgend dargestellte Konzepte sind nur beispielhaft, es ist stets zu prüfen, inwieweit die-
se übernommen werden sollen und können. Denkbar sind selbstverständlich auch weitere  
Konzepte.

3.1.2.3.1. � Personaleinsatzkonzept
Ein einzureichendes Personaleinsatzkonzept könnte als Orientierung in etwa wie folgt aussehen:

Das mit der Bewerbung vorzulegende Personaleinsatzkonzept muss eine Darstellung zur 
Qualität des verfügbaren Personals enthalten. Dabei ist auf die folgenden Aspekte einzu-
gehen:

• � Qualifikationsanforderungen (Ausbildung, Berufserfahrung) für jede Tätigkeit
• � Schulungsplan 
• � Maßnahmen und Konzepte zur Personalentwicklung und Qualifizierung

Weiter muss das Personaleinsatzkonzept eine Darstellung der Personaleinsatzplanung für die 
Durchführung der Abfertigungsdienstleistungen auf der Grundlage des in der Mustermen-
gen- und Gesamtkostenkalkulation vorgegebenen Szenarios enthalten. Es ist darzulegen, wie 
sich operativ die zeitgerechte Verfügbarkeit des benötigten Personals zu jedem Abfertigungs-
ereignis umsetzen lässt. Dabei sind die folgenden Aspekte darzustellen:

• � Zuordnung Personal/Qualifikation zu den einzelnen Abfertigungsereignissen/ 
Flugzeugtypen

• � vorgesehene Schichteinteilung
• � operative Steuerung des Personaleinsatzes

Es wird eine angemessene und nachvollziehbare Darstellung erwartet, die erkennen lässt, 
dass der Bewerber im Rahmen der Leistungserbringung einen effizienten und qualitativ hoch-
wertigen Personaleinsatz vorsehen wird, der einen qualitativ hochwertigen, das heißt effekti-
ven, sicheren und störungsfreien Betrieb sicherstellt.

Das vorgelegte Personaleinsatzkonzept wird nach Maßgabe der vorstehend aufgeführten 
Anforderungen anhand des im Folgenden genannten Bewertungsmaßstabs bewertet. Die 
Darstellung zur Qualität des verfügbaren Personals sowie die Personaleinsatzplanung werden 
dabei gleichrangig berücksichtigt. 

Bemerkung: Nachfolgendes Bewertungsschema ist beispielhaft, wurde aber in der Praxis 
bereits verwendet und von den Gerichten bisher nicht beanstandet. Insbesondere je nach 
Größe, Infrastruktur und hoher Auslastung eines Verkehrsflughafens ist das Bewertungs-
schema ggf. anzupassen. Bei einer eventuell noch größeren Untergliederung der Bandbreite 
ist zu bedenken, dass der Begründungsaufwand bei der Ausweitung steigt und der Beurtei-
lungsspielraum sinkt.
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5 Punkte	� Der Bewerber erfüllt die Anforderungen vollständig und uneingeschränkt;  
kein Punktabzug veranlasst, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum 
Personaleinsatzkonzept keine Defizite und Schwächen aufweisen.

4 Punkte	� 1 Punkt Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Personalein- 
satzkonzept vereinzelt bzw. geringfügige Defizite und Schwächen aufweisen.

3 Punkte	� 2 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Personalein- 
satzkonzept mehrere bzw. nicht lediglich geringe Defizite und Schwächen auf-
weisen.

2 Punkte	� 3 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Personalein-
satzkonzept weiterreichende bzw. gewichtige Defizite und Schwächen aufweisen 
ODER das Personaleinsatzkonzept enthält nur wenige wertungsfähige Angaben.

1 Punkt 	� 4 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Personalein-
satzkonzept insgesamt bzw. schwerwiegende Defizite und Schwächen aufweisen.

0 Punkte 	� da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Personaleinsatzkonzept in 
allen Belangen ungenügend bzw. unzureichend sind ODER das jeweilige Konzept 
enthält keine wertungsfähigen Angaben.

Die Anzahl der erreichten Punkte wird mit 30 multipliziert, um das Endergebnis (Bewertungs-
punkte) zu ermitteln (gilt bei einer Gewichtung mit 15 % = 150 Punkte).

Es wird für das Personaleinsatzkonzept kein Formular zur Verfügung gestellt. Das Personal- 
einsatzkonzept ist formfrei als Anlage zur Bewerbung zu übermitteln.

3.1.2.3.2. � Geräteeinsatzkonzept
Ein einzureichendes Geräteeinsatzkonzept könnte als Orientierung in etwa wie folgt aussehen:

Das Geräteeinsatzkonzept muss eine Übersicht bzw. Darstellung der Qualität und Zweck
mäßigkeit der einzusetzenden Geräte enthalten. Dabei ist auf Folgendes einzugehen:

• � Art und Spezifikationen der Geräte
• � Alter der Geräte

Des Weiteren ist die Gerätelogistik darzustellen, um aufzuzeigen, wie die zeitgerechte Verfüg-
barkeit der benötigten Geräte für die Abfertigung realisiert werden soll. Dabei sind folgende 
Teilaspekte zu berücksichtigen:

• � Zuordnung der spezifischen Geräte zu den einzelnen Abfertigungsereignissen/ 
Flugzeugtypen

• � operative Steuerung des Geräteeinsatzes
• � Nutzungskonzept für Abstellflächen
• � Management der Abstellflächen

Ferner sind die Organisation der Wartung und/oder Instandsetzung vor Ort sowie die Um-
weltfreundlichkeit der Ausrüstungen zu erläutern. 

Es wird eine nachvollziehbare Darstellung erwartet, die erkennen lässt, dass der Bewerber im 
Rahmen der Leistungserbringung einen effizienten Geräteeinsatz vorsehen wird, der einen 
effektiven, sicheren und störungsfreien Betrieb sicherstellt.
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Das vorgelegte Geräteinsatzkonzept wird nach Maßgabe der vorstehend aufgeführten An-
forderungen anhand des im Folgenden genannten Bewertungsmaßstabs bewertet. Die Dar-
stellung zur Qualität und Zweckmäßigkeit der einzusetzenden Geräte, die Gerätelogistik, die 
Wartung und/oder Instandsetzung vor Ort sowie die Umweltfreundlichkeit der Ausrüstungen 
werden dabei gleichrangig berücksichtigt.

Bemerkung: Nachfolgendes Bewertungsschema ist beispielhaft, wurde aber in der Praxis 
bereits verwendet und von den Gerichten bisher nicht beanstandet. Insbesondere je nach 
Größe, Infrastruktur und hoher Auslastung eines Verkehrsflughafens ist das Bewertungs-
schema ggf. anzupassen. Bei einer eventuell noch größeren Untergliederung der Bandbreite 
ist zu bedenken, dass der Begründungsaufwand bei der Ausweitung steigt und der Beurtei-
lungsspielraum sinkt.

5 Punkte	� Der Bewerber erfüllt die Anforderungen vollständig und uneingeschränkt; kein 
Punktabzug veranlasst, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Gerä-
teeinsatzkonzept keine Defizite und Schwächen aufweisen.

4 Punkte	� 1 Punkt Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Geräteeinsatz-
konzept vereinzelt bzw. geringfügige Defizite und Schwächen aufweisen.

3 Punkte	� 2 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Geräteeinsatz-
konzept mehrere bzw. nicht lediglich geringe Defizite und Schwächen aufweisen.

2 Punkte	� 3 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Geräteein-
satzkonzept weiterreichende bzw. gewichtige Defizite und Schwächen aufweisen 
ODER das Geräteeinsatzkonzept enthält nur wenige wertungsfähige Angaben.

1 Punkt 	� 4 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Geräteein-
satzkonzept insgesamt bzw. schwerwiegende Defizite und Schwächen aufweisen.

0 Punkte 	� da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Geräteeinsatzkonzept in allen 
Belangen ungenügend bzw. unzureichend sind ODER das Konzept enthält keine 
wertungsfähigen Angaben.

Die Anzahl der erreichten Punkte wird mit 30 multipliziert, um das Endergebnis (Bewertungs-
punkte) zu ermitteln (gilt bei einer Gewichtung mit 15 % = 150 Punkte). 

Für das Geräteeinsatzkonzept wird kein Formular zur Verfügung gestellt. Das Geräteeinsatz-
konzept ist formfrei als Anlage zur Bewerbung zu übermitteln.
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3.1.2.3.3. � Organisationskonzept zu Betriebsaufnahme und Durchführung 
einschließlich Qualitätssicherung

Ein einzureichendes Organisationskonzept könnte als Orientierung in etwa wie folgt aussehen:

Mit dem Organisationskonzept ist ein Betriebsplan einzureichen. Der Betriebsplan soll folgen-
de Aspekte umfassen:

• � Darstellung einer zweckmäßigen Stationsorganisation mitsamt der Zuordnung  
der Verantwortlichkeiten und Schnittstellen

•  �Darstellung des Konzeptes für das Safety Management 
• � Darstellung des Konzeptes für das Qualitätsmanagement 
• � Darstellung der Notfallkonzepte und Contingency Pläne 
• � Arbeitsschutzkonzept (Aufbau- und Ablauforganisation; Vorliegen von Gefährdungs- 

beurteilungen nach § 5 Arbeitsschutzgesetz, § 3 Betriebssicherheitsverordnung und  
§ 3 Arbeitsstättenverordnung)

Zudem ist mit dem Organisationskonzept ein nachvollziehbares Konzept zur Inbetriebnahme 
vorzulegen. Das Konzept soll belegen, dass der Bewerber die Inbetriebnahme bis zum Leis-
tungsbeginn in einer Art und Weise geplant und disponiert hat, die eine rechtzeitige und in 
den vorliegend (zur Betriebsphase) genannten Belangen umfassend vorbereitete, störungs-
freie Inbetriebnahme sicherstellt. Es ist aufzuzeigen, welche Vorbereitungsmaßnahmen am 
Standort hinsichtlich aller relevanten Aspekte (Beschaffung von Personal, von Gerät usw.) zu 
welchen Kalenderdaten getroffen werden, um eine qualitativ hochwertige Abfertigung von 
Beginn an zu gewährleisten. Dabei ist auch auf Aspekte des Arbeitsschutzes einzugehen. Die-
se Darstellung ist auch – für den Fall der Bewerbung – von dem derzeitigen Lizenzinhaber 
vorzulegen.

Das vorgelegte Organisationskonzept wird nach Maßgabe der vorstehend aufgeführten An-
forderungen anhand des im Folgenden genannten Bewertungsmaßstabs bewertet. Der Be-
triebsplan sowie das Konzept zur Inbetriebnahme werden dabei gleichrangig berücksichtigt.

Bemerkung: Nachfolgendes Bewertungsschema ist beispielhaft, wurde aber in der Praxis 
bereits verwendet und von den Gerichten bisher nicht beanstandet. Insbesondere je nach 
Größe, Infrastruktur und hoher Auslastung eines Verkehrsflughafens ist das Bewertungs-
schema ggf. anzupassen. Bei einer eventuell noch größeren Untergliederung der Bandbreite 
ist zu bedenken, dass der Begründungsaufwand bei der Ausweitung steigt und der Beurtei-
lungsspielraum sinkt.

5 Punkte	 �Der Bewerber erfüllt die Anforderungen vollständig und uneingeschränkt; kein 
Punktabzug veranlasst, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Orga-
nisationskonzept keine Defizite und Schwächen aufweisen.

4 Punkte	 �1 Punkt Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Organisations-
konzept vereinzelt bzw. geringfügige Defizite und Schwächen aufweisen.

3 Punkte	 �2 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Organisations-
konzept mehrere bzw. nicht lediglich geringe Defizite und Schwächen aufweisen.

2 Punkte	 �3 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Organisa-
tionskonzept weiterreichende bzw. gewichtige Defizite und Schwächen aufweisen 
ODER das Organisationskonzept enthält nur wenige wertungsfähige Angaben.

1 Punkt 	� 4 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Organisa-
tionskonzept insgesamt bzw. schwerwiegende Defizite und Schwächen aufweisen.
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0 Punkte 	� da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Organisationskonzept in al-
len Belangen ungenügend bzw. unzureichend sind ODER das Konzept enthält keine 
wertungsfähigen Angaben.

Die Anzahl der erreichten Punkte wird mit 40 multipliziert, um das Endergebnis (Bewertungs-
punkte) zu ermitteln (gilt bei einer Gewichtung mit 20 % = 200 Punkte). 

Für das Organisationskonzept wird kein Formular zur Verfügung gestellt. Das Organisations-
konzept ist formfrei als Anlage zur Bewerbung zu übermitteln.

3.1.2.4. � Sonstige Kriterien
• 	 Voten der Anzuhörenden (Nutzerausschuss, Verkehrsflughafen, Betriebsrat des Verkehrsflug

hafens)
Bei vielen Auswahlverfahren in der Vergangenheit wurde auf das Auswahlkriterium „Voten 
der Anzuhörenden“ (Nutzerausschuss, Verkehrsflughafen, Betriebsrat) verzichtet, was in den 
Rechtsschutzverfahren gerichtlich nie beanstandet wurde. Einige Auswahlverfahren sahen 
jedoch ein Auswahlkriterium „Voten der Anzuhörenden“ vor (meist mit 5 oder 10 % gewichtet). 
Es ist von der Auswahlbehörde zu entscheiden, ob solch ein Auswahlkriterium aufgenommen 
werden soll. Dies wird aber dann mit einer gewissen Rechtsunsicherheit behaftet sein, insbe-
sondere auch was den zutreffenden Bewertungsmaßstab angeht. Soll das Kriterium gewählt 
werden, sind die von der Rechtsprechung bisher entwickelten Leitlinien zu beachten:

Der VGH München, Beschluss vom 25.02.2010 – 8 AS 10.40000 (vorläufiger Rechtsschutz), 
hat ausgeführt, dass es unzulässig wäre, wenn die Luftfahrtbehörde die Auswahlentschei-
dung von den Voten der Anzuhörenden (Nutzerausschuss, Verkehrsflughafen, Betriebsrat) ab-
hängig machen würde. Die Luftfahrtbehörde darf aber die Aussagen in den einzelnen Voten 
insbesondere im Rahmen der Plausibilitätsprüfung werten. Die Luftfahrtbehörde darf dabei 
ihren Beurteilungsspielraum nicht aufgeben. Bereits in seinem Beschluss vom 21.07.1999 – 
20 AS 99.40032 (vorläufiger Rechtsschutz) hat der VGH München ausgeführt, dass im Sinn 
der gebotenen „Transparenz“ sich die Auswahlentscheidung ausschließlich auf die in der Aus-
schreibung bekannt gegebenen objektiven Zuschlagskriterien (objektive Eigenschaften der 
Bewerber und ihrer Angebote) stützen darf. Ein maßgebliches Abstellen auf die vom Nut-
zerausschuss und vom Flughafenunternehmer abgegebenen Voten als solche ist unzulässig 
und zwar von den Voten als solchen ohne Übernahme oder auch nur Zitierung der dahinter 
stehenden Sachgründe.

Auch das BVerwG hat sich bereits mit den Voten der Anzuhörenden beschäftigt. In seinem Urteil 
vom 13.12.2012 – 3 C 32/11 führt es aus, dass „begründete Voten des Nutzerausschusses, des Flug- 
hafenunternehmers und des Betriebsrates des Verkehrsflughafens“ als Zuschlagskriterium in die  
Ausschreibung aufgenommen werden können. Dass hierbei den Voten der in § 7 Abs. 1 Satz 3 
BADV genannten Stellen Bedeutung beigemessen werden könne, sei bereits dem Umstand 
zu entnehmen, dass § 7 Abs.  1 Satz 3 BADV deren Anhörung vor der Auswahlentscheidung 
ausdrücklich vorsehe. Auch bei diesen Voten handle es sich der Sache nach um eine Art von 
„Erfahrungen und Referenzen“. Aus ihnen könnten sich zum einen weitere tatsächliche Grund-
lagen für die Auswahlentscheidung ergeben, zum anderen spiegelten sie wider, inwieweit die 
Bereitschaft vorhanden sei, mit dem entsprechenden Bewerber später zusammenzuarbeiten, 
falls er den Zuschlag erhalten sollte. Es komme bei der Auswertung der Voten allein auf die 
Sachgründe an, die hinter dem Votum stehen. Diese Sachgründe habe die für die Auswahlent-
scheidung zuständige Stelle ausgehend von den in der Ausschreibung genannten Zuschlags-
kriterien und den in der Auswahl-Richtlinie enthaltenen allgemeinen Vorgaben für die Aus-
wahlentscheidung zu bewerten und zu gewichten.

Auch konkret mit der Berücksichtigung von Voten des Nutzerausschusses und des Betriebs-
rates hat sich das BVerwG im vorgenannten Urteil beschäftigt: „Wenn die Auswahlbehörde 
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dem Votum des Nutzerausschusses einen hohen und für die von ihm getroffene Auswahlent-
scheidung letztlich ausschlaggebenden Stellenwert beimisst und das damit begründet, dass 
die Nutzer ein besonderes Interesse an der Auswahlentscheidung hätten und dass sie aufgrund 
eigener Markterfahrung beurteilen könnten, welches Abfertigungsunternehmen ihre selbstge-
setzten Qualitätsnormen und Anforderungsprofile am besten erfülle, begegnet das unter Be-
rücksichtigung des Beurteilungsspielraums der Auswahlbehörde keinen Bedenken“. Und weiter: 
„Bei der Gewichtung des Votums des Nutzerausschusses kann es möglich sein, die konkreten 
Mehrheitsverhältnisse zu berücksichtigen und diese mitzubewerten. Es widerspricht nicht allge-
meingültigen Wertungsgrundsätzen, einer knappen Entscheidung weniger Gewicht beizumes-
sen als einer mit einer klaren Mehrheit getroffenen.“ Die Vorinstanz, das OVG Münster, hatte 
das noch anders gesehen.

Das BVerwG hat weiter festgestellt, dass es sich im Rahmen des Beurteilungs- und Bewer-
tungsspielraums der Auswahlbehörde halte, wenn sie dem vom Betriebsrat in seinem Votum 
unter anderem angesprochenen Aspekt einer möglichen Tarifbindung einzelner Bewerber 
für die zu treffende Auswahlentscheidung keine ausschlaggebende Bedeutung beigemessen 
hat.

Bewertung: Ein isoliertes Auswahlkriterium „Voten der Anzuhörenden“, insbesondere ohne Be-
zug auf die (übrigen) Auswahlkriterien, erscheint auch nach der Rechtsprechung des BVerwG 
mit gewisser Rechtsunsicherheit behaftet und sollte daher sorgfältig behandelt werden, wenn 
das Kriterium verwendet werden soll, gerade was den zutreffenden Bewertungsmaßstab an-
geht. Für eine angemessene Berücksichtigung der begründeten Voten nur im Rahmen der 
Wertung gemäß den bekannt gegebenen Auswahlkriterien (also nicht als separates Kriterium) 
spricht deshalb, dass dies vor Gericht weniger angreifbar sein dürfte als die Verwendung als 
eigenständiges Zuschlagskriterium. 

• 	 Berücksichtigung von Referenzen als Auswahlkriterium
Kartellvergaberechtlich sind Referenzen ein Eignungskriterium und es stellt einen vergabe-
rechtlichen Verstoß dar, diese als Zuschlagskriterium heranzuziehen. Die verwaltungsgericht-
liche Rechtsprechung zu BADV-Verfahren sieht dies jedoch nicht so streng:

Der VGH München, Beschluss vom 25.02.2010 – 8 AS 10.40000 (vorläufiger Rechtsschutz), hat 
festgestellt, dass eine Luftfahrtbehörde Referenzen „über Erfahrungen auf dem Gebiet der Er-
bringung von Abfertigungsdienstleistungen auf internationalen Verkehrsflughäfen“ verlangen 
und als Zuschlagskriterium bewerten kann. Die Bevorzugung der Referenzen eines einzigen 
Luftfahrtunternehmers bzw. das gesonderte Abstellen auf Referenzen eines einzigen Luft-
fahrtunternehmers bei der Auswahlentscheidung sei jedoch unzulässig, da diskriminierend. 
Bereits mit Beschluss vom 25.02.2010 – 8 AS 10.40000 hatte es der VGH München für zulässig 
erachtet, Referenzen als Zuschlagskriterium zu verwenden.

Auch das BVerwG hat in seinem Urteil vom 13.12.2012 – 3 C 32/11 ein Auswahlkriterium  
„Erfahrungen und Referenzen“ als solches nicht bemängelt: „Konzernerfahrungen“ könnten 
gegebenenfalls je nach Umständen des Einzelfalls auch dem Bewerber zugerechnet werden. 
Der VGH Kassel, Beschluss vom 27.05.1999 – 2 Q 4634/98, hatte seinerzeit für die Stufe des  
Teilnahmewettbewerbes eine Verpflichtungserklärung des referenzgebenden Unterneh- 
mens gefordert.

Nicht den übrigen Auswahlkriterien zugehörige Gesichtspunkte könnten im Rahmen eines 
Zuschlagkriteriums „Die begründeten Voten des Nutzerausschusses, des Flughafenunterneh-
mers und des Betriebsrates“ gesondert berücksichtigt werden. Voraussetzung dafür sei, dass 
sie einen hinreichenden Bezug zu dem in der Ausschreibung genannten Hauptkriterium (hier: 
„wirtschaftlich günstigstes Angebot“) aufwiesen und nicht aus anderen Gründen außer Be-
tracht bleiben müssten. Dies gelte etwa für die vorab nachzuweisenden Eignungskriterien, 
wie die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, die bei Heranziehung als Zuschlagskriterien er-
neut – und damit doppelt – ins Gewicht fallen würden. 
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Bewertung: Auch „Erfahrungen und Referenzen“ sind nach vergaberechtlicher Betrachtung 
ganz klar Eignungskriterien, s.o. Das BVerwG bemängelt aber nicht, wenn diese gleichwohl 
als Zuschlagskriterium verwendet werden. Jedenfalls dürfte eine doppelte Verwendung – so-
wohl im Rahmen des Teilnahmewettbewerbes als Eignungskriterium als auch im Rahmen 
der 2. Stufe als Zuschlagskriterium – unzulässig sein. Dies hat auch der VGH Kassel in seinem 
Urteil vom 15.10.2014 – 9 C 1276/13.T (Hauptsache) zum Ausdruck gebracht: Es sei unzulässig, 
wenn im Teilnahmewettbewerb geprüfte Eignungskriterien im Auswahlverfahren (2. Stufe) 
erneut abgeprüft werden. Generell sei zwischen Eignungskriterien (1. Stufe) und Wertungs-
kriterien (2. Stufe) zu unterscheiden.

Es ist daher in einem Auswahlverfahren eindeutig zwischen evtl. bereits im Teilnahmewettbe-
werb abgeprüften Referenzen und einem im Rahmen der 2. Stufe verwendeten Zuschlagskri-
terium „Referenzen“ oder ähnlich zu differenzieren. Eine doppelte Verwendung ist jedenfalls 
zu vermeiden. Insbesondere aus Nutzersicht könnten „Referenzen“ ausschließlich im Rahmen 
der Zuschlagskriterien aufgenommen werden oder „Referenzen“ sollten in der 2. Stufe eher 
unter dem Gesichtspunkt einer „Zufriedenheit“ oder von „Empfehlungen“ der Nutzer gesehen 
werden. Jedenfalls ist bei der Verwendung solcher Kriterien dann eine entsprechende Bewer-
tungssystematik zu erarbeiten! 

• 	 Keine nachträgliche Bildung von Unterkriterien
Der VGH Kassel, Urteil vom 15.10.2014 – 9 C 1276/13.T (Hauptsache), hat dazu festgestellt, dass 
die Bewertung der Mustermengenkalkulationen nicht anhand von erst nach der Öffnung der 
Bewerbungen durch den Beklagten gebildeten und gewichteten Unterkriterien erfolgen darf 
(Verstoß gegen Transparenzgebot). Dies wurde durch das BVerwG bestätigt, Beschluss vom 
18.3.2016 – 3 B 16/15).

Die maßgeblichen Kriterien seien so klar, präzise und eindeutig zu formulieren, dass alle ge-
bührend informierten und mit der üblichen Sorgfalt handelnden Interessenten deren genaue 
Bedeutung verstehen und sie in gleicher Weise auslegen können. Die Bewerber sollen da-
durch in die Lage versetzt werden, ein unter allen Umständen vergleichbares sowie das ih-
nen bestmögliche Angebot abzugeben, sodass der Auftraggeber im Stande ist, tatsächlich 
zu überprüfen, ob und inwieweit die Angebote die für den betreffenden Auftrag geltenden 
Kriterien erfüllen. Diese Mitteilungspflicht gelte auch für Unterkriterien. Einer Angabe noch 
der feinsten Unterkriterien in den Bewerbungsunterlagen bedürfe es allerdings nicht. 

Das BVerwG, Beschluss vom 18.3.2016 – 3 B 16/15, als abschließende Entscheidung im Verfah-
ren, hat sich diesbezüglich nicht festgelegt: „Bis zu welchem Detaillierungsgrad eine Unter-
gliederung von Zuschlagskriterien von der für die Auswahlentscheidung für die Vergabe von 
Bodenabfertigungsdiensten zuständigen Stelle vorab festgelegt werden muss, ist eine Frage 
des jeweiligen Einzelfalls. Sie ist nach Maßgabe der Bedeutung und des Gewichts des jeweiligen 
Hilfskriteriums für die Auswahlentscheidung sowie nach Sinn und Zweck des Transparenzgebots 
zu beantworten.“

Aus Sicht des OVG Hamburg, Beschluss vom 16.08.2013 – 1 Es 2/13 (Vorläufiger Rechtsschutz), 
dürfte es nicht zu beanstanden sein, sondern im Rahmen des Bewertungsspielraums liegen, 
dass für die Bewertung einzelner Unterkriterien nochmals kleinteilige Unterteilungen gebil-
det wurden, die in den Bewerbungsunterlagen nicht mehr im Einzelnen aufgelistet waren.

• 	 Überlegt werden sollte insbesondere aus Nutzersicht, ob – außerhalb der Wertung – die Be-
werber Konzepte vorlegen, insbesondere zu folgenden Elementen:
– � Innovationstätigkeiten und– fähigkeiten
– � Vorschläge zu Effizienz- oder Kostensenkungspotenzialen
– � Abfrage von Best-Practice-Erfahrungen und wie diese gewinnbringend an dem jeweiligen 

Airport eingebracht werden könnten (Ideenwettbewerb).
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3.1.2.5. � Angabe der Gewichtung und Veröffentlichung einer Bewertungsmatrix
Die BADV verlangt nach ihrem Wortlaut keine Angabe der Gewichtung der Auswahlkriterien. 
Das BVerwG hat sich dazu in seinem Urteil vom 13. 12. 2012 – 3 C 32/11 wie folgt geäußert: „Die 
Ausschreibung für ein Auswahlverfahren nach der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung muss 
nach derzeitiger Rechtslage keine Angaben zur Gewichtung der Zuschlagskriterien enthalten.“ Vor 
diesem Hintergrund scheide auch die Herleitung einer solchen Pflicht aus allgemeinen verga-
berechtlichen Grundsätzen, etwa dem Transparenzgebot, aus. Die Ausschreibung müsse (nur) 
Angaben dazu enthalten, welche Kriterien maßgeblich für die Auswahl und welches die Zu-
schlagskriterien sind.

Dementsprechend dürfte auch die Veröffentlichung einer Bewertungsmatrix nicht zwingend 
sein. Das OVG Hamburg, Beschluss vom 16.08.2013 – 1 Es 2/13, hat dazu ausgeführt, dass das 
Auswahlverfahren nicht deshalb zu beanstanden sei, weil in den Bewerbungsunterlagen au-
ßer für die Ermittlung der Punktzahl für das Kriterium Abfertigungspreise kein Bewertungs-
algorithmus angegeben worden sei. Wenn das Auswahlverfahren lediglich sachgerecht, objek-
tiv, transparent und nicht diskriminierend durchgeführt werden müsse, bestehe schon keine 
Pflicht, die Zuschlagskriterien bereits in der Ausschreibung zu gewichten (vgl. auch bereits er-
wähnte Rechtsprechung des BVerwG, Urteil vom 13.12.2012). Dann könne aber auch keine Pflicht 
bestehen, bereits in der Ausschreibung anzugeben, aufgrund welcher Berechnungsmethoden 
die jeweils zu vergebenden Punkte ermittelt werden. Auch könne es durchaus sachgerecht sein, 
für verschiedene Kriterien unterschiedliche Berechnungsarten zu wählen. So könne es sich an-
bieten, bei einzelnen Kriterien dem hierbei besten Angebot die volle Punktzahl zu geben und 
die anderen Angebote in Relation hierzu zu bewerten. Bei anderen Kriterien könne es hingegen 
angebracht sein, die einzelnen Bewerbungsangaben in Relation zu objektiven Referenzwerten 
zu bewerten (vgl. hierzu auch BVerwG, Urteil vom 13.12.2012). Dies alles liege im Rahmen des  
Bewertungsspielraums der über die Auswahl entscheidenden Stelle.

Gleichwohl vertritt die Arbeitsgruppe aus Transparenzgründen die Auffassung, dass eine Anga-
be der Gewichtung der Auswahlkriterien zumindest in der 2. Stufe erfolgen sollte. Des Weiteren 
empfiehlt sich aus Transparenzgründen auch, eine Bewertungsmatrix zu veröffentlichen (vgl. 
Beispiele oben Ziff. V.3.1.2).

3.1.3. � Näheres zum Pflichtenheft
3.1.3.1. � Rechtlicher Rahmen
Das Pflichtenheft ist an verschiedenen Stellen in der BADV erwähnt (§ 8 Abs. 2; Anlage 2 zu § 7 
BADV Nr. 2.2 Buchst. e) und Nr. 2.3 Abs. 2 Buchst. d), Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. B Abs. 1 
und Abs.10). 

Die Luftfahrtbehörde kann gem. § 8 Abs. 2 BADV die Erbringung von Bodenabfertigungsdiens-
ten von deren Erfüllung abhängig machen. Der Nutzerausschuss ist dann gem. § 8 Abs. 2 S. 2 
BADV anzuhören. Nach § 8 Abs. 3 BADV müssen die darin niedergelegten Anforderungen sach-
gerecht, objektiv, transparent und nicht diskriminierend zusammengestellt und angewendet 
und vom Flugplatzunternehmer im Voraus bekannt gemacht werden. Nach Anlage 3 zu § 8 
BADV setzt das Pflichtenheft darüber hinaus den Rahmen für die Beteiligung der Dienstleis-
ter an der Betriebspflicht des Flughafenunternehmers, wobei diese Beteiligung nicht diskri-
minierend, objektiv und transparent vorgenommen werden muss. Die in den Pflichtenheften 
definierten Anforderungen gelten gleichermaßen für Dienstleister wie für Flughafenbetreiber, 
welche selbst Bodenabfertigungsdienste erbringen. Dies folgt aus § 8 Abs. 2 in Verbindung mit 
§§ 8 Abs. 1, 2 Nr. 5 BADV sowie aus dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung, § 8 Abs. 3 BADV. Von 
den Vorgaben des Pflichtenhefts kann im Einzelfall nach Unterrichtung des Nutzerausschusses 
und des Betriebsrats des Flughafens nach Vereinbarung abgewichen werden, sofern dies nicht 
diskriminierend erfolgt.
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EXKURS

WEITERE VORGABEN AN DAS GROUND HANDLING AUSSERHALB DER BADV

(1)  Zum Jahresende 2017 haben die Flughäfen die technischen und operativen Anforderun-
gen der EASA-Basisverordnung an die Flughäfen mit dem ausgestellten Zertifikat ihrer 
Aufsichtsbehörde erfolgreich absolviert. 

Mit der neuen EASA-Grundverordnung (EU) 2018/1139 vom 4. Juli 2018, die Anfang Sep-
tember 2018 in Kraft trat, ist die Kompetenz der EASA um Bodenverkehrsdienste (Ground 
Handling) erweitert worden. Umsetzende Rechtsakte werden nach und nach folgen.

Die kommenden EASA-Vorgaben könnten Auswirkungen auf den Inhalt von Pflichten
heften für Flughäfen haben. 

(2)  Seit ca. 1,5 Jahren arbeitet eine Ground Handling Task Force der ICAO an der Erstellung 
eines neuen ICAO Ground Handling Manual. Mit einer Veröffentlichung ist nach Anga-
ben des BMVI in 2019 zu rechnen. Aller Voraussicht nach wird das Manual nur empfeh-
lenden Charakter haben, also Leitlinien für die Ausgestaltung darstellen. Mit Stand Juni 
2019 durchläuft der Entwurf noch Gremien der ICAO. 

Zielsetzung des BMVI ist es, das von der EASA zu erstellende Regelwerk zu Ground Hand-
ling auf dem ICAO Manual aufbauen zu lassen. Differenzen zwischen ICAO und EASA–
Regelwerken sollen vermieden werden.

3.1.3.2. � Zielsetzung eines Pflichtenhefts
Die Erbringung von Bodenabfertigungsdienstleistungen ist Teil des Flughafenbetriebes und 
darf den Flughafenbetrieb in seiner Gesamtheit nicht beeinträchtigen. Vor diesem Hintergrund 
können Anforderungen an die Dienstleister und Selbstabfertiger und andere Dienstleister in 
der Flughafenbenutzungsordnung und/oder in einem Pflichtenheft und in technischen Spezi-
fikationen geregelt werden.

Selbstabfertiger bzw. Dienstleister haben zu berücksichtigen, dass die Bodenabfertigungs-
dienste auf fremdem Betriebsgelände in einem – betrieblich und sicherheitstechnisch betrach-
tet – sensiblen Bereich geleistet werden, auf dem eine Vielzahl unterschiedlicher Dienstleister, 
Luftfahrtgesellschaften sowie Luftfahrtbehörden und auch sonstige Gewerbetreibende sowie 
insbesondere Passagieren tätig sind bzw. sich aufhalten. Das kann Folgen für die Koordination, 
Infrastrukturgegebenheiten bzw.– verfügbarkeiten sowie Erreichbarkeit und Zugänglichkeit 
der Arbeitsstätten und für die zu leistenden Bodenabfertigungsdienste selbst haben.

3.1.3.3. � Kriterien und Spielräume
3.1.3.3.1. � Aus Sicht der Nutzer
Aus Sicht der Nutzer muss an jedem Standort gesondert entschieden werden, ob und in welchem 
Umfang ein Bedarf für ein separates, zusätzliches Pflichtenheft nach BADV – neben FBO etc. – be-
steht. Die Behörde muss ihr Ermessen, die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten von der Er- 
füllung der Anforderungen eines Pflichtenheftes oder technischer Spezifikationen abhängig zu 
machen (vgl. § 8 Abs. 2 BADV), gewissenhaft und nachvollziehbar ausüben. Dabei kommen nur solche 
Anforderungen in Betracht, die sicherstellen, dass die Dienstleister daran mitwirken, „den Flughafen 
in betriebssicherem Zustand zu halten und ordnungsgemäß zu betreiben“ (§ 45 Abs. 1 Luftverkehrs- 
zulassungsordnung (LuftVZO)). Zu klären ist zunächst, welche Belange bei der Definition der 
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Anforderungen des Pflichtenhefts zu berücksichtigen sind. Es können also solche Anforderun-
gen aufgenommen werden, welche die Kontinuität der Leistungserbringung des Verkehrsflug-
hafens und seiner Nutzer gewährleisten und Gefahren für die Sicherheit (Safety) vermeiden. 
Solche Anforderungen können z. B. in Abstimmung mit den Luftfahrtgesellschaften eine be-
stimmte Mindestleistungsfähigkeit oder aber bestimmte Qualifikationsanforderungen sein. 
Daneben folgt aus dem Erfordernis der Beteiligung des Nutzerausschusses, dass auch Belange 
der Luftfahrtgesellschaften verbindlich zu berücksichtigen sind, denn andernfalls wäre das An-
hörungserfordernis ein bloßer Formalismus. Alle Regelungen, die über das betriebsnotwendige 
Maß hinausgehen, sollten dabei zwingend zwischen den Fluggesellschaften (Nutzerausschuss) 
und Flughafenunternehmen abgestimmt werden. Hauptanliegen der Luftfahrtgesellschaften 
ist neben den vorgenannten Belangen der Kontinuität und Betriebssicherheit die Wirtschaft-
lichkeit der Leistungserbringung. Diese kann z. B. über Parameter zur Einhaltung von Minimum 
Connecting Times oder bestimmten Bodenzeiten abgebildet werden. Zwischen den Belangen 
der Kontinuität, Betriebssicherheit und Wirtschaftlichkeit können Zielkonflikte entstehen. So 
kann z. B. das Vorhalten einer großen Personalreserve der Sicherung der kontinuierlichen Leis-
tungserbringung dienen, jedoch zu hohen Kosten und geringerer Wirtschaftlichkeit führen. Es 
muss daher versucht werden, bei der Definition der Anforderungen die Belange in einen guten 
Ausgleich zueinander zu bringen (vgl. auch Erwägungsgrund Nr. 5 der BAD-RL 96/67/EG: „Mit 
der Öffnung des Zugangs zum Markt der Bodenabfertigungsdienste soll zur Senkung der Betriebs-
kosten der Luftfahrtgesellschaften und zur Hebung der den Nutzern gebotenen Qualität beigetra-
gen werden“).

Dabei werden aus Sicht der Nutzer Regelungen als unzulässiger Eingriff in die unternehmeri-
sche Freiheit der Dienstleister inkl. Selbstabfertiger angesehen insbesondere zu:
• 	 Anforderungen an die Betriebsorganisation 
• 	 der Einhaltung von allgemeinen Arbeits- und Gesundheitsschutzstandards sowie 

Qualifizierungsstandards
• 	 Geräteausstattung und Gerätemenge, gegebenenfalls einschließlich Erstellung  

eines Arbeitsmittelkatalogs. 

Sie gehen über das in der BADV geregelte Niveau hinaus und geben dem Verkehrsflughafen 
u. U. Eingriffsrechte, die lediglich Luftfahrtbehörden zustehen. Dies ist insbesondere im Hinblick 
auf die latente Interessenkollision des Verkehrsflughafens als Wettbewerber einerseits und Lei-
tungsorgan anderseits kritisch.

Fraglich ist, ob in das Pflichtenheft Anforderungen aufgenommen werden sollten, die auch in 
bilateralen Abfertigungsverträgen zwischen Dienstleistern und Luftfahrtgesellschaften ab-
gebildet werden können. Dies gilt z. B. für Gepäckauslieferungszeiten. Hier sollte z. B. wie folgt 
unterschieden werden: Dient die Anforderung ausschließlich dem Interesse der Luftfahrtgesell-
schaften an einer wirtschaftlichen Leistungserbringung, muss die Anforderung den bilateralen 
Verträgen vorbehalten bleiben. Dient sie darüber hinaus auch der Erhaltung des Betriebs, z. B. 
bestimmte Gewährleistung von etwaig vorhandenen Minimum Connecting Times, sollte eine 
Aufnahme einer entsprechenden Regelung in das Pflichtenheft geprüft werden. Bei der Definiti-
on der Anforderung muss jedoch der Einschätzung des Nutzerausschusses besonderes Gewicht 
beigemessen werden, da strikte Definitionen oft ohne konkreten Mehrwert für die Nutzer oder 
die Dienstleister aber mit höheren (Personal-) Kosten aufseiten des Dienstleisters verbunden 
und diese letztlich von den Luftfahrtgesellschaften zu tragen sind. 

Zum Zwecke einer gewissen Vereinheitlichung bzw. Standardisierung der Anforderungen, wel-
che es Dienstleistern erleichtern würde, sich an Auswahlverfahren für bisher nicht bediente 
Flughäfen zu beteiligen und was auf diese Weise wettbewerbsfördernd wirken könnte, ist an-
zuregen, dass gewisse Anforderungen national einheitlich festgelegt werden könnten. Dies ist 
für alle Anforderungen denkbar, welche nicht auf die Situation an dem konkreten Verkehrsflug-
hafen bezogen sein müssen, z. B. bestimmte Ausbildungsnachweise. Den Behörden bzw. Dienst-
leistern könnte dann eine Abweichungsbefugnis eingeräumt werden, welche jedoch der Aus-
nahmefall sein sollte und deren Gebrauch zu begründen wäre.
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Die in den Pflichtenheften definierten Anforderungen gelten gleichermaßen für Dienstleister 
wie für Flughafenbetreiber, welche selbst Bodenabfertigungsdienste erbringen. Dies folgt aus 
dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung, § 8 Abs.  2 BADV. Wegen des insofern bestehenden 
Interessenkonflikts aufseiten des Verkehrsflughafens, der zugleich die Anforderungen einhalten 
und hierüber Aufsicht führen muss, sollte hier über alternative Mittel der Kontrolle nachge-
dacht werden. 

Nach § 10 Abs. 2 BADV kann der Flugplatzunternehmer in den Fällen, in denen ein Dienstleister die 
Anforderungen nach § 8 BADV einschließlich des Pflichtenhefts nicht erfüllt, „die notwendigen 
Maßnahmen treffen“, wenn dies in der Flughafenbenutzungsordnung geregelt ist. Aus Gründen der  
Effektivität dieses Instruments sollte in die Flughafenbenutzungsordnungen daher auch eine  
Klausel aufgenommen werden, welche den Flughafenunternehmer als ultima ratio zur Kün-
digung des Gestattungsvertrags berechtigt, wenn die Luftfahrtgesellschaften ihm erheb-
liche Unterschreitungen der in dem Pflichtenheft niedergelegten Vorgaben über einen län-
geren Zeitraum mitteilen. Im Falle eines Votums des Nutzerausschusses, mit dem alle den 
betreffenden Dienstleister nutzenden Luftfahrtgesellschaften den Verkehrsflughafen zur 
Kündigung des Gestattungsvertrags auffordern, sollte sich dieses Recht zu einer Kündigungs-
pflicht verdichten. Denn das Kündigungsrecht aus den jeweiligen Abfertigungsverträgen 
wäre für die Luftfahrtgesellschaften ein „stumpfes Schwert“, da sie in jenem Fall auf den ei-
nen verbleibenden zugelassenen Dienstleister ausweichen müssten, der aber gegebenen-
falls keine Kapazität zur Übernahme des Abfertigungsvolumens hätte oder auch ansons-
ten nicht die qualitativen und/oder wirtschaftlichen Anforderungen der jeweiligen Nutzer  
erfüllt. Das Kündigungsrecht aus den Abfertigungsverträgen sollte also zweckmäßigerweise im  
Falle längerfristig grober Leistungsdefizite von einer Kündigung des Gestattungsvertrags und 
anschließender Neuausschreibung flankiert werden. 

3.1.3.3.2. � Aus Sicht der Flughäfen
Aus Sicht der Flughäfen empfiehlt sich kein einheitliches Muster für ein Pflichtenheft (von dem 
nicht abgewichen werden kann), da letztlich die Umstände an den einzelnen Plätzen unter-
schiedlich sind. 

Behörden und Flughäfen müssen im Rahmen der individuellen Notwendigkeiten am Standort 
entscheiden, welche der in Anlage 3 zu § 8 BADV aufgeführten Themen in einem Pflichtenheft 
zu ergänzen sind. Das gilt insbesondere für die Tätigkeiten, die der Dienstleister/Selbstabferti-
ger im Rahmen der Beteiligung an der Betriebspflicht zu leisten hat (Ziffer 2. B. Absatz 1 der An-
lage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. B Abs. 1) und für die Kompatibilität von Fahrzeugen und Geräten 
(Ziffer 2. B. Absatz 11 der Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. B Abs. 11).

Insbesondere folgende Punkte können oder sollten aus Sicht der Flughäfen in einem Pflichten-
heft geregelt werden:

• 	 Regelungen zur Beteiligung des Dienstleisters bzw. Selbstabfertigers an der Betriebspflicht
Gegebenenfalls kann hier aber auch im Einvernehmen mit allen Beteiligten abweichend eine 
gesonderte Vereinbarung Sinn machen, wie z. B. die Einrichtung einer gemeinsamen Alarm-
truppe für Alarm- und Notfälle, gerade wenn zum Beispiel ein Abfertiger nur einen kleinen 
Abfertigungsanteil hat.

Verfahrensablauf eines BADV-Auswahlverfahrens



|  49

• 	 Regelungen zu Anforderungen an die Betriebsorganisation
Die Erbringer von Bodenabfertigungsdiensten haben die betriebsorganisatorischen und 
personellen Vorkehrungen zu treffen, die jederzeit im Rahmen des eigenen Verantwortungs-
bereichs, auch unter erschwerten Bedingungen, eine störungsfreie und sichere Erbringung 
der angebotenen Dienstleistungen ermöglichen, die den betriebssicheren Zustand des Ver-
kehrsflughafens und den ordnungsgemäßen Flughafenbetrieb nicht beeinträchtigen sowie 
zur sicheren, reibungslosen und pünktlichen Luftverkehrsabwicklung des Verkehrsflughafens 
unter allen Betriebsbedingungen beitragen. Dazu gehören insbesondere: 
– � Einhaltung von Arbeits- und Gesundheitsschutzstandards sowie Qualifizierungsstan-

dards
– � Vorhaltung eines eigenen Safety Management Systems
– � Regelungen zur Teilnahme am Delay Code Clearing Verfahren
– � Regelungen zum Führen von Fahrzeugen oder Abfertigungsgeräten sowie Betrieb von 

Passagierbussen
– � Regelungen zu Geräteausstattung und Gerätemenge, gegebenenfalls einschließlich Er-

stellung eines Arbeitsmittelkatalogs
• 	 Regelungen zu zeitlichen Vorgaben und Standards, insbesondere was Abfertigungspositio-

nen und ZI betrifft
• 	 Technische Spezifikationen, insbesondere was die am Verkehrsflughafen vorhandenen Tele-

kommunikations- und Informationssysteme betrifft, Beschaffenheitsanforderungen und In-
standhaltung der Abfertigungsgeräte sowie technischen Arbeitsmittel

• 	 Beschreibung der ZI mit den jeweiligen Schnittstellen zum Selbstabfertiger/Dienstleister

Es empfiehlt sich die Etablierung einer Kontroll- und Koordinierungsstelle mit Kontroll- und 
Sanktionskompetenzen.

Kritisch zu sehen wären Vorgaben, die wettbewerbsbeeinträchtigend wirken, ohne sachlichen 
Grund und Vorgaben zu einer Personalbemessung sowie Art der Beschäftigung und Bezahlung, 
z. B. zusätzliches Personal zur Einhaltung von Sicherheitsmaßnahmen und Vermeidung von Ge-
sundheitsbeeinträchtigungen durch Lasten, Ausschluss von Leiharbeit sowie Akkord- und Prä-
miensystemen.

Bei der von den Nutzern präferierten Kündigung des Gestattungsvertrages als ultima ratio ergibt 
sich das Problem des Verhältnisses zur Lizenz. Nicht außer Acht gelassen werden darf auch, dass  
sich die Flughäfen – und nicht die Nutzer – dann gegebenenfalls erheblichen Schadensersatz-
risiken aussetzen.

3.1.3.4. � Praxisbeispiel
Ein Beispiel einer Gliederungsübersicht einschließlich allgemeiner Ausführungen für ein 
Pflichtenheft ist als Anlage 6 beigefügt, das als Anregung und Arbeitshilfe zur Ausarbeitung 
im Einzelfall dienen kann. Selbstverständlich sind, wie oben dargelegt, dabei immer die tat-
sächlichen Gegebenheiten an einem Verkehrsflughafen zu berücksichtigen (vgl. auch den Hin-
weis auf dem Titelblatt der Anlage 6).
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3.2. � Festlegung Angebotsfrist
Die BADV enthält keine Aussagen zu Angebotsfristen. 

Da Bewerbungen in BADV-Auswahlverfahren einen erheblichen Bearbeitungsaufwand aufsei-
ten der Dienstleister bedeuten, sollte die Angebotsfrist idealerweise sechs bis acht Wochen be-
tragen, nicht zuletzt um qualitativ hochwertige Bewerbungen zu erhalten. Idealerweise sollte 
ein Termin zur Ortsbesichtigung in den ersten zwei Wochen der Angebotsfrist stattfinden, da-
mit die Bewerber ihre Rückschlüsse daraus auch mit genügend Zeit bei der Angebotskalkulation 
berücksichtigen können.

3.3. � Öffnung nach Ablauf der Bewerbungsfrist durch Luftfahrtbehörde  
in Anwesenheit von Vertretern von Verkehrsflughafen, Nutzerausschuss  
und Betriebsrat, Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.3 Abs. 5 S. 2 und 3

Es stellt sich die Frage, an wen die Bewerbungen zu richten sind, Verkehrsflughafen oder Luft-
fahrtbehörde.

Es empfiehlt sich, dass Bewerbungen unmittelbar bei der zuständigen Luftfahrtbehörde einzu-
reichen sind und nicht beim Verkehrsflughafen, der diese dann ungeöffnet weiterleiten müsste, 
vgl. auch Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.3 Abs. 5 S. 1.

3.4. � Aufbereitung, Prüfung und Bewertung der Bewerbungen durch 
Luftfahrtbehörde, Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.3 Abs. 5 S. 5

3.4.1. � Bewertungs- und Beurteilungsspielraum der Luftfahrtbehörde
Den zuständigen Luftfahrtbehörden kommt sowohl bei der Bestimmung und Gewichtung der 
einzelnen Zuschlagskriterien (siehe hierzu beispielsweise das aktuelle Auswahlverfahren MUC 
2017: Qualitative Aspekte wurden hier mit 60 % erstmals höher gewertet als die kommerziellen 
Aspekte mit 40 %, was von den Gerichten in keiner Weise beanstandet und kommentiert wur-
de), als auch bei der Auswahlentscheidung selbst ein umfangreicher Bewertungs- und Beurtei-
lungsspielraum zu, der höchstrichterlich anerkannt ist und in zahlreichen Gerichtsentscheidun-
gen zu BADV-Auswahlverfahren bestätigt wurde (vgl. hierzu BVerwG Urteil vom 13.12.2012, Az.: 
3 C 32/11; VGH München, Beschluss vom 08.05.17, Az.: 8 CS 17.432 sowie die Anlage 1, Rechtspre-
chungsübersicht). 

Die Auswahlentscheidung der Luftfahrtbehörden ist demzufolge gerichtlich nur eingeschränkt 
überprüfbar. Die gerichtliche Überprüfung ist darauf beschränkt, ob die Luftfahrtbehörde gegen 
geltende Verfahrensbestimmungen verstoßen oder den ihr eingeräumten Beurteilungsspiel-
raum überschritten hat, indem sie von unzutreffenden Tatsachen ausgegangen ist, sachfremde 
Erwägungen angestellt oder sich nicht an den von ihr aufgestellten Beurteilungsmaßstab und 
die allgemeinen Grundsätze der Sachgerechtigkeit, Transparenz und Nichtdiskriminierung ge-
halten hat.

Dieser umfangreiche Bewertungs- und Beurteilungsspielraum ist aus Luftfahrtbehördensicht 
durchweg positiv zu bewerten. Wenn das Gericht künftig jede einzelne Punktwertung selbst 
nach eigenen Maßstäben beurteilen könnte, bestünde ein viel höheres Risiko, dass Klagen 
gegen Auswahlentscheidungen erfolgreich sind, da die Bewertung der einzelnen Zuschlags-
kriterien durch die Gerichte anders ausfallen könnte. Dies würde die aktuelle Problematik der 
„Klagewellen“ in BADV-Auswahlverfahren weiter verschärfen und zu großer Rechtsunsicherheit 
bei allen Beteiligten führen.
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3.4.2. � Einsatz von Verwaltungshelfern und Verfahrenskosten
Die Luftfahrtbehörde ist in der Regel nur alle sieben Jahre mit der Thematik befasst. In diesem 
Zeitraum erfolgt häufig ein Wechsel der fachlich Zuständigen. Die Luftfahrtbehörde hat oft nicht 
die nötige Fachkompetenz und die Ressourcen zur Durchführung des Verfahrens und zieht ins-
besondere in jüngster Vergangenheit nahezu ausschließlich Verwaltungshelfer (Fachkanzleien 
und sonstige Experten) hinzu (auch wegen immer höheren Anforderungen der Rechtsprechung 
an die Auswahlentscheidungen). Das führt zu einer erheblichen Verteuerung des Verfahrens.

Die Beauftragung eines solchen Verwaltungshelfers ist aufgrund der Entwicklungen der letzten 
Jahre (Klage gegen nahezu jede BADV-Auswahlentscheidung), begrenzter Personalressourcen 
in den Luftfahrtbehörden sowie immer höherer Anforderungen der Rechtsprechung an die Aus-
wahlentscheidungen aus Sicht der Luftfahrtbehörden oftmals notwendig geworden. Durch die 
Beauftragung von Verwaltungshelfern soll das Risiko erfolgreicher Klagen gegen den Bescheid 
minimiert werden, da mithilfe auf diese Verfahren spezialisierter Verwaltungshelfer eine um-
fassendere Bewertung aller Kriterien, die den Anforderungen der Gerichte entspricht, erfolgen 
kann. Diese Vorgehensweise ist aus Sicht der Luftfahrtbehörden auch im Sinne der Flugplatzun-
ternehmer und Luftfahrtgesellschaften, da erfolgreiche Klagen nach Lizenzerteilung eine Neu-
ausschreibung der BAD erfordern und die reibungslose Abwicklung des Luftverkehrs gefährden 
(Stichworte: keine Übergangsregelungen mit bisherigem Drittabfertiger und sofern vorhanden 
alleinige Abfertigung durch flughafeneigenen Bodenabfertiger bis Neuausschreibung durch-
geführt würde, was von diesem weder leistbar ist noch diesem zumutbar ist).

Nach der Rechtsprechung ist der Einsatz von Verwaltungshelfern grundsätzlich zulässig. Dies 
gilt nach VGH Kassel, Urteil vom 15.10.2014 – 9 C 1276/13.T, insbesondere dann, wenn wie bei der 
Beurteilung der Mustermengenkalkulationen komplexe betriebswirtschaftliche und flughafen-
spezifische Fragestellungen betroffen sind, zumal es der Luftfahrtbehörde angesichts dessen, 
dass sie derartige Entscheidungen nur alle sieben Jahre zu treffen hat, nur schwer möglich ist, 
eine entsprechende Routine zu entwickeln. Unzulässig wäre es hingegen, Verwaltungshelfer 
mit selbstständigen Entscheidungen zu betrauen oder ihnen bestimmte Aufgabenbereiche zur 
eigenständigen Erledigung zu überlassen. Nach OVG Hamburg, Beschluss vom 16.08.2013 – 1 
Es 2/13, ist es nicht zu beanstanden, dass die Luftfahrtbehörde zur Vorbereitung ihrer Entschei-
dung auf externen Sachverstand zurückgreift. Bedenklich wäre lediglich, wenn die zuständige 
Luftfahrtbehörde die Entscheidung gänzlich aus der Hand gäbe und die Beurteilung des Sach-
verständigen, gewissermaßen lediglich mit eigenem Briefbogen versehen, als eigene Entschei-
dung ausgäbe.

Der Bescheidsadressat hat gemäß §§ 1 Abs. 2; 2; 3 der Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung 
(LuftKostV) i. V. m. §§ 9, 10 des Verwaltungskostengesetzes in der bis zum 14.08.2013 geltenden 
Fassung (VwKostG) die Gebühren und Auslagen des Verfahrens zu tragen. 

Die Gebühren ergeben sich gemäß § 2 Abs.  1  LuftKostV aus dem Gebührenverzeichnis (siehe 
Anlage zu § 2 Abs. 1 LuftKostV). Der Gebührenrahmen für die Auswahl des Drittabfertigers ge-
mäß § 7 Abs. 1 Satz 4 BADV stellt sich gemäß Abschnitt V Nr. 21 des Gebührenverzeichnisses zur 
LuftKostV wie folgt dar (maßgeblich für den Gebührenrahmen sind die jährlichen Flugbewe-
gungen): 

unter 20.000 Flugbewegungen >  200 bis 500 EUR 
unter 100.000 Flugbewegungen >  501 bis 10.000 EUR 
unter 500.000 Flugbewegungen >  5 001 bis 24.000 EUR 
über 500.000.Flugbewegungen >  24.000 bis 50.000 EUR

Den weitaus größeren Teil der Verfahrenskosten machen die Auslagen für die Beauftragung 
eines oder mehrerer Verwaltungshelfer aus. 
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Die Verpflichtung des Bescheidsadressaten, diese Auslagen zu tragen, ergibt sich aus der ent-
sprechenden Anwendung des § 3 Abs. 6 LuftKostV.

Empfehlung: Es sollte in den Bewerbungsunterlagen (insbesondere Aufforderungsschreiben 
zur Abgabe einer Bewerbung und Konzessionsvertrag) transparent geregelt werden, ob die 
Kosten bestehend aus Verwaltungsgebühren und Auslagen dem ausgewählten Dienstleister 
als Begünstigtem der Auswahlentscheidung weiterbelastet werden sollen. Es sollte dann aber 
klargestellt werden, dass diese bei der Mustermengenkalkulation nicht zu berücksichtigen sind, 
weil sie noch nicht feststehen.

3.5. � Anhörung von Verkehrsflughafen, Nutzerausschuss und Betriebsrat,  
§ 7 Abs. 1 S. 3 BADV, Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.3 Abs. 5 S. 5

3.5.1. � Weiterleitung von Unterlagen
Der VGH München hat mit Beschluss vom 25.02.2010 – 8 AS 10.40003 (vorläufiger Rechtsschutz) 
entschieden, dass eine Weitergabe der Bewerbungsunterlagen an die im Rahmen des Verfah-
rens Anzuhörenden zulässig ist. Die Rüge der Antragstellerin, die Luftfahrtbehörde habe da-
durch einen Verfahrensverstoß begangen, dass sie die Bewerbungsunterlagen aller Bewerberin-
nen voll umfänglich an die nach § 7 Abs. 1 Satz 3 BADV Anzuhörenden weitergeleitet habe, hatte 
dort keinen Erfolg. Gemäß Ziffer 2.3 Abs. 5 Satz 4 Auswahl-Richtlinie hätten der Flugplatzunter-
nehmer, der Nutzerausschuss und der Betriebsrat des Flugplatzunternehmens zwar keinen An-
spruch auf Einsicht in die Bewerbungsunterlagen. Es stehe aber im pflichtgemäßen Ermessen 
der Luftfahrtbehörde, ob und welche Bewerbungsunterlagen sie den Anzuhörenden zugänglich 
mache. Ohne eine ausreichende Kenntnis der Bewerbungsunterlagen könnten diese ihr Recht 
auf Anhörung nach § 7 Abs. 1 Satz 3 BADV nicht sachgerecht wahrnehmen.

Es empfiehlt sich, bereits in der Bekanntmachung (1. Stufe) und im Aufforderungsschreiben 
nochmals (2. Stufe) darauf hinzuweisen, dass dem Verkehrsflughafen, dem Nutzerausschuss so-
wie dem Betriebsrat des Verkehrsflughafens Einsicht in die Unterlagen gewährt werden kann. 
Sollten die Unterlagen nicht vollständig zur Einsicht geeignet sein, da Daten und Angaben ent-
halten sind, die dem Geschäftsgeheimnis unterliegen, sollten ergänzend zu den geforderten 
Unterlagen und Nachweisen bzw. Bewerbungen weitere Ausfertigungen beigefügt werden, die 
keine Daten und Angaben enthalten, die dem Geschäftsgeheimnis unterliegen. Zum Zweck der 
Einsicht sind diese mit dem Zweck „Zur Weiterleitung an den Verkehrsflughafen, den Nutzeraus-
schuss und den Betriebsrat“ zu kennzeichnen.

Alternativ kann erwogen werden, vorher festzulegen und in Bekanntmachung und Aufforde-
rungsschreiben darauf hinzuweisen, dass die Unterlagen ausschließlich in weitergabefähiger 
Form eingereicht werden müssen. Dafür spricht, dass die Unterlagen sonst ggf. bei umfangrei-
chen Schwärzungen von den Anzuhörenden nicht bewertbar sind.

3.5.2. � Berücksichtigung der Voten von Verkehrsflughafen, Nutzerausschuss und 
Betriebsrat des Verkehrsflughafen 

Vgl. dazu ausführlich oben Ziff. V.3.1.2.4.
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3.6. � Auswahlentscheidung nach Prüfung und Bewertung durch Luftfahrtbehörde, 
§ 7 Abs. 1 S. 3 und 4 BADV, Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.3 Abs. 5 S. 5

3.6.1. � Bescheidserstellung – Vorgehensweise einer Luftfahrtbehörde
Nachfolgend soll exemplarisch, anhand des Beispiels „Auswahlverfahren MUC 2017“ aufgezeigt 
werden, wie die zuständige Luftfahrtbehörde zu ihrer Auswahlentscheidung kommt und wie 
sie bei der Erstellung des Bescheids konkret vorgeht. Auch der typische Aufbau des Bescheids 
wird dargestellt. 

3.6.1.1. � Vorgehensweise/Prüfungsschritte:
• 	 Prüfung auf Vollständigkeit

Nach fristgemäßem Eingang aller Bewerbungsunterlagen der nach der 1. Stufe des Verfah-
rens (Teilnahmewettbewerb) zugelassenen Unternehmen prüft die zuständige Luftfahrtbe-
hörde die eingegangenen Unterlagen zunächst auf Vollständigkeit. 

• 	 Prüfung auf Einhaltung der Formvorschriften
Anschließend findet eine rein formale Prüfung der Bewerbungsunterlagen dahingehend 
statt, ob eine der Bewerbungen gegen strenge Formvorschriften und –vorgaben der Aus-
schreibungsunterlagen verstoßen hat. Sollte an dieser Stelle ein solcher Verstoß positiv fest-
gestellt werden, würde dies zum Ausschluss der Bewerbung führen, ohne die weiteren Bewer-
bungsunterlagen zu prüfen. Abhängig von der exakten Formulierung der Formvorschriften 
steht der Auswahlbehörde bei einem solchen Verstoß hier ein nur stark eingeschränkter Be-
urteilungs- bzw. Ermessensspielraum zur Verfügung. Die Luftfahrtbehörde ist bei dieser Art 
von Verstößen an den exakten Wortlaut der jeweiligen Formvorschrift gebunden. Ein solch 
schwerwiegender „Formverstoß“ kann beispielsweise dann vorliegen, wenn ein Bewerber in 
den Bewerbungsunterlagen befindliche Formblätter an solchen Stellen abändert, an denen 
ausschließlich die vorgegebenen Formulierungen bzw. Kriterien zu verwenden sind. 

Es empfiehlt sich im Sinn größtmöglicher Transparenz, bereits in der Aufforderung zur Abga-
be einer Bewerbung (vgl. auch Ziffer 11 des Musters Aufforderungsschreiben, Anlage 3) zwin-
gende Ausschlussgründe zu benennen wie z. B. fehlende Unterschrift, verspäteter Eingang der 
Bewerbung, durch den Bewerber einseitig vorgenommene Änderungen oder Ergänzungen an 
den Vertragsbedingungen und den Bewerbungsunterlagen (soweit Änderungen oder Ergän-
zungen nicht ausdrücklich zugelassen sind).

Da das Thema „Nachforderung von Unterlagen“ in der BADV anders als im Kartellvergaberecht 
überhaupt nicht geregelt ist, wird in Aufforderungsschreiben zur Abgabe einer Bewerbung 
(vgl. auch das Muster Anlage 3 Ziffer 11) auch häufig ein Passus zu Fällen mit aufgenommen, 
in denen der Bewerbung die geforderten Erklärungen, Angaben, Bescheinigungen und Unter-
lagen nicht, nicht ordnungsgemäß oder unvollständig, nicht in der vorgegebenen Form und 
Frist beigefügt sind. Die Bewerbung kann dann ausgeschlossen werden, jedoch mit dem Vor-
behalt, dass die Luftfahrtbehörde anstelle des möglichen Ausschlusses – unter Beachtung 
des Grundsatzes der Gleichbehandlung der Bewerber – fehlende Unterlagen ggf. mehrfach 
nachfordern kann. 

Gerichtlich ist eine solche in der BADV nicht geregelte Nachforderung aufgrund eines Nach-
forderungsvorbehaltes bisher nicht überprüft worden. Es ist aus Sicht der Arbeitsgruppe je-
doch im Sinn eines möglichst breiten Wettbewerbes und damit auch übereinstimmend mit 
der Zielrichtung der BADV, bei solch rein formalen Defiziten nicht sofort einen Bewerber aus-
schließen zu müssen, sondern die Möglichkeit zur Nachforderung zu haben.
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• 	 Prüfung des konkreten Inhaltes
Vorausgesetzt bei der formalen Prüfung der Bewerbungsunterlagen wurden keinerlei Fehler 
festgestellt, beginnt die Luftfahrtbehörde mit dem „Kernstück ihrer Arbeit“, der sehr umfang-
reichen Aus- und Bewertung der konkreten Inhalte der Bewerbungen. Die Aus- und Bewer-
tung ist neben dem Entwerfen der eigentlichen Auswahlentscheidung der zeitaufwendigste 
Teil der behördlichen Arbeit, da die Bewerbungsunterlagen im Schnitt mehrere hundert Sei-
ten nebst diverser Anlagen enthalten. Die Luftfahrtbehörde wertet die Bewerbungen Schritt 
für Schritt anhand der bekanntgemachten einzelnen Auswahlkriterien aus und vergleicht die 
Bewerbungsinhalte miteinander. So werden beispielsweise die einzelnen Mustermengen- 
und Gesamtkostenkalkulationen gegenübergestellt, auf Vergleichbarkeit geprüft und an-
schließend anhand des vorher festgelegten und bekanntgemachten Punktesystems auch im 
Vergleich zueinander konkret bewertet. Maßstab für die konkrete Bewertung ist stets die in 
den Bewerbungsunterlagen veröffentlichte Bewertungsmatrix. 

Bei der Aus- und Bewertung kommt es der zuständigen Luftfahrtbehörde, neben der Einhal-
tung formaler Vorgaben, vor allem auf die Aspekte Nachvollziehbarkeit, Plausibilität, Schlüs-
sigkeit sowie Vergleichbarkeit der Angaben an. Dies gilt sowohl für die kommerziellen, als 
auch die qualitativen Bewerbungsinhalte. Besonders wichtig für die Luftfahrtbehörde sind 
vor allem die Kriterien der Nachvollziehbarkeit und Vergleichbarkeit der Angaben.

Problematisch ist es, wenn eine Vergleichbarkeit der Bewerbungen hinsichtlich einzelner Aus-
wahlkriterien nicht gegeben ist oder einzelne Berechnungen/Ausführungen für die Luftfahrt-
behörde nicht ohne Weiteres nachvollziehbar sind. Dies betrifft primär die kommerziellen 
Bewerbungsinhalte, v. a. die Mustermengen- und Gesamtkostenkalkulation. Sollte hier eine 
Vergleichbarkeit auf den ersten Blick nicht gegeben sein, so muss die Luftfahrtbehörde kom-
plizierte und zeitintensive Nachprüfungen bzw. -berechnungen durchführen, um die einzel-
nen Angaben überhaupt transparent und objektiv bewerten zu können. Hierdurch kann unter 
Umständen der behördeninterne Zeitplan für die Bekanntgabe der Auswahlentscheidung in 
Gefahr geraten. Dieser Problematik kann nur durch möglichst eindeutig, ohne größeren Inter-
pretationsspielraum formulierte Auswahlkriterien in den Bewerbungsunterlagen vorgebeugt 
werden. Je offener die Vorgaben, beispielsweise für eine Mustermengen- und Musterkosten-
kalkulation gestaltet sind, desto wahrscheinlicher sind unterschiedlich ausgestaltete Berech-
nungsansätze in den Bewerbungen, wodurch die Bewertung dieses Kriteriums für die Luft-
fahrtbehörde oftmals sehr schwierig werden kann. 

Verstoßen einzelne Bewerbungen an dieser Stelle jedoch gegen eindeutige Vorgaben in den 
Bewerbungsunterlagen, kann die Luftfahrtbehörde solche Nachprüfungen/-berechnungen 
nicht mehr vornehmen, sondern muss entsprechende Abwertungen in der Bepunktung vor-
nehmen oder im schlimmsten Fall einzelne Bewerbungen wegen Verstößen gegen eindeuti-
ge Bewerbungsvorgaben ausschließen. 

Es ist jedoch davon auszugehen, dass die Luftfahrtbehörde – unter Wahrung des Gleichbe-
handlungsgrundsatzes – aufklärungsbedürftige Inhalte der Bewerbungen, ggf. auch mehr-
fach, bei den Bewerbern aufklären kann. Eine „Verbesserung“ der Bewerbungen darf jedoch 
damit nicht einhergehen.

3.6.1.2. � Gliederung und Aufbau des Bescheids
Der Bescheid der Luftfahrtbehörde ist wie jeder andere Bescheid einer Verwaltungsbehörde ge-
gliedert in: eine Entscheidung in der Sache (Tenor), eine Sachverhaltsdarstellung (Schilderung 
des Verfahrensablaufs) und eine rechtliche Würdigung. Hinzu kommen bei Anordnung des So-
fortvollzugs eine Begründung der sofortigen Vollziehung, die Kostenentscheidung sowie die 
Rechtsbehelfsbelehrung.
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Innerhalb der rechtlichen Würdigung werden alle Bewertungen der Bewerbungen anhand der 
festgelegten Auswahlkriterien dargestellt. Im Rahmen der Ausführungen zu den einzelnen Aus-
wahlkriterien werden zunächst die Bewerbungsinhalte, getrennt nach den jeweiligen Unter-
nehmen zusammengefasst und anschließend umfangreiche Ausführungen zur konkreten Be-
punktung der Bewerbung gemacht. Kommt es zu Punktabzügen, so sind die jeweiligen Gründe 
hierfür ausführlich beschrieben und stets auch eine Vergleichbarkeit zu den anderen Bewer-
bungen hergestellt. Die Ausführungen der Luftfahrtbehörde orientieren sich an dieser Stelle 
an den klaren Vorgaben der BADV, die Auswahl anhand sachgerechter, objektiver, transparenter 
und nicht diskriminierender Kriterien zu treffen. Dementsprechend müssen die Begründungen 
für Punktabzüge gestaltet sein.

3.6.2. � Bewertungs- und Beurteilungsspielraum der Auswahlbehörde
Vgl. dazu auch bereits oben Ziff. V.3.4.1 zum Bewertungs- und Beurteilungsspielraum der Aus-
wahlbehörde.

3.6.3. � Sofortvollzug
Die Auswahlbehörde hat insbesondere die Frage zu prüfen, ob sofortige Vollziehung der Aus-
wahlentscheidung angeordnet wird.

Meist wird in Auswahlentscheidungen die sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 
VwGO angeordnet (anders beispielsweise jüngste BADV-Auswahlentscheidung für den Ver-
kehrsflughafen Frankfurt). Damit entfällt die aufschiebende Wirkung von Anfechtungsklagen 
der unterlegenen Bewerber. 

Die sofortige Vollziehung sollte jedenfalls dann immer angeordnet werden, wenn die Auswahl-
entscheidung zugunsten des bisherigen Dienstleisters ausfällt, da sonst – im Falle von Klagen 
der unterlegenen Bewerber – keine vollziehbare Auswahlentscheidung vorliegt. Eine solche Si-
tuation würde zu einem längeren Zeitraum von Rechtsunsicherheit führen und möglicherweise 
zu massiven Problemen bei der Abfertigung des Luftverkehrs, da unter Umständen kein Dritt-
abfertiger zur Verfügung steht (Problem: fehlende Übergangsregelungen bis zur Bestandskraft 
der neuen Auswahlentscheidung mit dem bisherigen Anbieter in der BADV). 

Bei Anordnung der sofortigen Vollziehung müssen die unterlegenen Bewerber im Wege des 
einstweiligen Rechtsschutzes einen Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
gemäß § 80 Abs. 5 VwGO stellen. Dies führt wiederum dazu, dass relativ schnell eine gerichtli-
che Entscheidung getroffen wird, was relativ zügig zu einer gewissen Rechtssicherheit bei allen 
Beteiligten (insbesondere beim Flugplatzunternehmer) führt. Die Entscheidungen im einstwei-
ligen Rechtsschutz haben nämlich durchaus eine Signalwirkung für das Hauptsacheverfahren. 
Es ist äußerst selten, dass die Entscheidungen zu BADV-Auswahlverfahren im einstweiligen 
Rechtsschutz gegenteilig zu den Urteilen in den Hauptsacheverfahren ausfallen. Die Erfahrun-
gen im gerichtlichen Verfahren zum Auswahlverfahren MUC 2017 beispielsweise haben diese 
Auffassung bestätigt. Dort wurden die Anträge bzw. Klagen der unterlegenen Bewerber in allen 
Instanzen abgelehnt bzw. abgewiesen. 

Bemerkung: Hinsichtlich des sofortigen Vollzugs gibt es aktuell Überlegungen, künftig gemäß 
§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwGO den Entfall der aufschiebenden Wirkung gesetzlich anzuordnen. 
Dies wäre ein positives Signal (Stichwort: gesetzgeberische Grundentscheidung für Ausschluss 
aufschiebende Wirkung). Darüber hinaus hätte dies noch einen weiteren Vorteil. Im Falle von 
Anträgen nach § 80 Abs. 5 VwGO auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung, wären diese An-
träge im Falle offener Erfolgsaussichten in der Hauptsache grundsätzlich unbegründet, wohin-
gegen bei behördlicher Anordnung des Sofortvollzugs ( jetzige Situation) und offenen Erfolgs-
aussichten eine umfassende Abwägung der betroffenen Interessen zu erfolgen hat.
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3.6.4. � Übertragbarkeit der Zulassung/Nachunternehmereinsatz  
nach Lizenzerteilung

Im Auswahlverfahren MUC 2017 beispielsweise hatte die Auswahlbehörde ausdrücklich in ih-
rem Bescheid festgelegt, dass die Zulassung nicht übertragbar ist. 

Dafür spricht einerseits der kartellvergaberechtliche Grundsatz der Identität zwischen Bewerber,  
Bieter und Auftragnehmer. Im Verfahren MUC 2017 mussten die Bewerber im Rahmen des 
Teilnahmewettbewerbs und des Auswahlverfahrens bereits verbindlich angeben, ob man be-
absichtige Nachunternehmer mit einzubeziehen oder ob man sich als Bewerber- oder Bieter-
gemeinschaft bewerben möchte. Von den Nachunternehmern mussten u. a. Referenzaufträge 
nachgewiesen werden. So konnte bereits bei Prüfung der Teilnahmeanträge bzw. Bewerbungen 
sichergestellt werden, dass die später auf dem Vorfeld tätigen Unternehmen den Luftfahrtbe-
hörden bereits zu diesem Zeitpunkt bekannt sind und umfangreich überprüft werden konnten. 
Wenn die Übertragung der Zulassung für den ausgewählten Bewerber nachträglich im Be-
scheid zugelassen werden würde, hätte man aus Sicht der Luftfahrtbehörde, die das Verfahren 
MUC 2017 entschieden hat, diese Vorgaben nachträglich unterlaufen. Grundsätzlich ist auch im 
Anwendungsbereich der BADV nach Erteilung des Zuschlags die Übertragung des Vertrages auf 
ein anderes Unternehmen außerhalb eines Auswahlverfahrens gemäß § 7 BADV nicht zulässig. 
Denn die Einstellung der Tätigkeit durch den im Auswahlverfahren bestimmten Dienstleister 
vor Ablauf des Lizenzzeitraums führt gemäß § 7 Abs. 5 BADV grundsätzlich zur Neuausschrei-
bungspflicht. 

Andererseits sollte nicht außer Acht gelassen werden, dass es durchaus eine gewisse Praxis 
bzw. Bestrebungen gibt, nach erfolgter Lizenzerteilung diese auf eine Vor-Ort-Gesellschaft zu 
übertragen: Sofern die Lizenz im Zuge einer Konzernumstrukturierung oder Neuorganisation 
deshalb auf eine andere Konzerngesellschaft überführt werden soll, kann dies jedoch auch im 
Anwendungsbereich der BADV gegebenenfalls in Anlehnung an die entsprechenden kartellver-
gaberechtlichen Grundsätze ausnahmsweise als neutral anzusehen sein, wenn sich durch die 
Neuorganisation die Bedingungen des ursprünglichen Auftrags nicht wesentlich ändern und 
das eingebundene Tochterunternehmen sämtliche Eignungsanforderungen erfüllt.

Auf jeden Fall sollten dann aber Sicherungsmaßnahmen ergriffen werden (z. B. gesamtschuld
nerische Haftung), damit Flughäfen und Nutzer nicht einer „mittellosen“ Projektgesellschaft 
„ausgeliefert“ werden.

Aus Dienstleistersicht sollte auf eine geplante Übertragung möglichst frühzeitig hingewiesen 
und die Beteiligten transparent eingebunden bzw. die Abstimmung mit diesen gesucht werden.

Aus Flughafensicht sollte die Themen „Übertragung der Lizenz“ und „Einsatz von Nachunterneh­
mern“ zumindest im gem. § 9 BADV abzuschließenden Konzessionsvertrag geregelt werden. Es 
empfiehlt sich klarzustellen, dass die Rechte aus dem Vertrag nur für den Dienstleister persön-
lich gelten und er sie nicht ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Verkehrsflughafens 
übertragen, durch einen anderen ausüben lassen oder veräußern kann. 

Auch der Einsatz von Nachunternehmern sollte nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung 
gestattet werden. Die Zustimmung kann dann bei Vorliegen wichtiger Gründe verweigert oder 
widerrufen werden; insbesondere wenn nicht sichergestellt ist, dass die Eignung und Zuverläs-
sigkeit des Nachunternehmers bestehen, dass der Nachunternehmer die Anforderungen nach 
Konzessionsvertrag, BADV bzw. sonstigen gesetzlichen Vorschriften erfüllt oder wenn eine Ge-
fährdung des Betriebsablaufs des Verkehrsflughafens zu befürchten wäre oder wenn die Tätig-
keiten in erheblichem Umfang untervergeben oder ausgegliedert werden sollen. Es kann ferner 
geregelt werden, dass die Zustimmung insbesondere bei einem Verstoß gegen folgende Fest-
legungen widerrufen werden kann: Der Dienstleister muss dem Verkehrsflughafen die für die 
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Beurteilung erforderlichen Informationen und Unterlagen überlassen sowie Art und Umfang 
der unterzuvergebenden Leistungen darstellen. Zudem unterliegt jeder Nachunternehmer den 
Bedingungen und Anforderungen des Konzessionsvertrages. Der Dienstleister ist verpflichtet, 
die Einhaltungen der Anforderungen und Bedingungen des Konzessionsvertrages durch die von 
ihm eingesetzten Nachunternehmer vor und während der Ausführung der ausgeschriebenen 
Leistungen zu überprüfen. Zudem hat er durch vertragliche Regelungen sicherzustellen, dass 
der Nachunternehmer die ihm übertragenen Aufgaben nicht weiter beauftragen darf. Wird die 
Einhaltung der Vorschriften des Konzessionsvertrages durch den Nachunternehmer gefährdet 
oder gestört, ist der Dienstleister verpflichtet, erforderliche Maßnahmen gegenüber dem ein-
gesetzten Nachunternehmer zu treffen und den Verkehrsflughafen umgehend zu informieren.

3.7. � Ergebnis der Prüfung und Bewertung: Bekanntgabe der  
Auswahlentscheidung an Verkehrsflughafen, Nutzerausschuss  
und Bewerber, Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.3 Abs. 5 S. 6

• 	 Die Auswahlentscheidung der Luftfahrtbehörde stellt einen anfechtbaren Verwaltungsakt 
dar. Diese „trifft ihre Entscheidung gegenüber dem Flughafenunternehmer“ (§ 7 Abs. 1 Satz 4 
BADV). Nach Auffassung des VGH Kassel, Beschluss vom 24.10.2017 – 9 B 1789/17.T, handelt es 
sich bei der Auswahlentscheidung nach § 7 BADV um einen begünstigenden Verwaltungsakt, 
der gegenüber nicht berücksichtigten Mitbewerbern belastend wirkt.

Nach Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.3 Abs. 5 S. 6. ist die Auswahlentscheidung dem Nutzeraus-
schuss, dem Flugplatzunternehmer sowie den Bewerbern bekanntzugeben; dem Wortlaut 
nach also nicht dem Betriebsrat des Verkehrsflughafens. Dieser ist aber aufgrund Anlage 2 zu 
§ 7 BADV Nr. 1 Abs. 3 auch über den Auswahlentscheid zu unterrichten.

• 	 Zur Geltendmachung von Verfahrenskosten vgl. oben Ziff. V.3.4.2.
• 	 Muster-Rechtsbehelfsbelehrung in Auswahlbescheiden

Die Rechtsbehelfsbelehrung zur Auswahlentscheidung MUC 2017 lautete beispielsweise: 
„Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Zustellung schriftlich Klage 
beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof in München, Ludwigstraße 23, 80539 München (Post-
anschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München), erhoben werden. Vor dem Verwaltungsgerichtshof 
muss sich jeder Beteiligte, soweit er einen Antrag stellt, durch einen Rechtsanwalt oder Rechts-
lehrer an einer deutschen Hochschule als Bevollmächtigten vertreten lassen. Die Klage muss den 
Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. 
Ferner sollen ein bestimmter Antrag gestellt und die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel angeben werden. Der Klageschrift soll dieser Bescheid (in Urschrift, in Abschrift oder 
in Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen Betei-
ligten beifügt werden.
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Klageerhebung in elektronischer Form (z. B. durch E-Mail) ist unzulässig.
Kraft Bundesrecht ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 01.07.2004 grund-
sätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.“

Diese Rechtsbehelfsbelehrung – wie auch Rechtsbehelfsbelehrungen anderer Auswahlent-
scheidungen – sieht den VGH (bzw. das OVG) als sachlich zuständige Eingangsinstanz für das 
BADV-Auswahlverfahren vor. Diese Eingangszuständigkeit des VGH ergibt sich aus § 48 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 6 VwGO. Auch wenn der VGH München zu einer gegenteiligen Rechtsauffassung ge-
langte und seine Eingangszuständigkeit mit Beschluss vom 08.12.2016 (Az.: 8 AS 16.40044) über-
raschend und entgegen der üblichen Sichtweise ablehnte, so ist es nach der hier vertretenen 
Auffassung nach wie vor richtig, den VGH (bzw. in anderen Bundesländern das zuständige OVG) 
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als zuständiges Gericht in der Rechtsbehelfsbelehrung anzugeben. Bei der Auswahlentschei-
dung über die Vergabe von Bodenverkehrsdiensten an Drittanbieter handelt es sich um eine 
Streitigkeit, die einen wesentlichen Bestandteil des Betriebs eines Verkehrsflughafens betrifft. 

Diese Auffassung entspricht der herrschenden Meinung (so zuletzt auch VGH Kassel, Beschluss 
vom 24.10.2017 – 9 B 1789/17.T) und ist vom BVerwG in seinem Urteil vom 13.12.2012 nicht bean-
standet, geschweige denn thematisiert worden. Die Entscheidung des Bayerischen VGH stößt 
zudem in einschlägiger Fachliteratur auf Unverständnis (u. a. Wysk „Rechtsprechung des 3. Senats 
zum Luftrecht“, ZLW 2017, 607 ff.). Auch äußerte sich die Landesanwaltschaft Bayern in einer Ab-
fassung auf ihrer Homepage kritisch zu dieser Entscheidung. 

4. �� Abschluss Nutzungsvertrag zwischen Verkehrsflughafen und 
erfolgreichem Bewerber (§ 9 Abs. 1 BADV)

Ein Problem kann sich dann ergeben, wenn die Auswahlentscheidung angegriffen wird. 

Es empfiehlt sich, gegebenenfalls zivilrechtlich im abzuschließenden Nutzungsvertrag eine In-
terimsregelung für den Fall zu treffen, dass die Zulassung nicht rechtzeitig rechtsverbindlich 
vergeben werden kann bzw. ein neuer Dienstleister seine Tätigkeit nicht aufnehmen kann. Der 
Bestandsdienstleister könnte für diesen Fall verpflichtet werden, die Abfertigungsdienste noch 
bis zu einer bestandskräftigen Neukonzession bzw. Aufnahme der Tätigkeit durch einen neuen 
Dienstleister zu unveränderten Bedingungen fortzusetzen. Ob jedoch solch eine Vereinbarung 
zwischen Verkehrsflughafen und Dienstleister eine bestandskräftige Auswahlentscheidung er-
setzen kann, ist offen.

Die BADV selbst trifft keine Regelung für Interimszustände, obwohl diese dringend notwendig 
wäre. 

Das OVG Hamburg, Beschluss vom 16.08.2013 – 1 Es 2/13, hat nach Wiederherstellung der auf-
schiebenden Wirkung der Klage im einstweiligen Rechtsschutz eine interimsmäßige Einset-
zung des ausgewählten Bewerbers für fünf Monate ausgesprochen (bisheriger Lizenznehmer 
hatte offenbar seine Tätigkeit zuvor aufgegeben). Eine interimsmäßige Einsetzung durch eine 
Luftfahrtbehörde ist bisher – soweit ersichtlich – nicht erfolgt.

Zudem kann es Sinn machen, im Nutzungsvertrag eine Regelung aufzunehmen, wonach bei ei-
nem etwaigen Zulassungswechsel der Bestandsdienstleiser verpflichtet ist, an einem reibungs-
losen Wechsel auf den neuen Dienstleister mitzuwirken. 
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VI. � Rechtsschutz mit sich daraus  
ergebenden Konsequenzen

Nachfolgend sollen abschließend noch Fragen in Zusammenhang mit Rechtsschutz und Rechts-
weg in Kürze behandelt werden.

1. � Gegenwärtige Situation

1.1 � Rechtsweg und zuständiges Gericht
Die Auswahlentscheidung der Luftfahrtbehörde stellt einen anfechtbaren Verwaltungsakt dar, 
somit ist der Verwaltungsrechtsweg eröffnet. Ganz überwiegend wird in der Rechtsprechung 
Sonderzuweisung zu den Oberverwaltungsgerichten bzw. Verwaltungsgerichtshöfen gem. § 48 
Abs. 1 Nr. 6 VwGO angenommen (so wohl auch BVerwG, Urteil vom 13.12.2012 – 3 C 32/11, s.o. und 
zuletzt VGH Kassel, Beschluss vom 24.10.2017 – 9 B 1789/17.T). Der VGH Mannheim, Beschluss 
vom 26.06.2002 – 8 S 1242/02, sowie entgegen früherer Rechtsprechung nun auch Bayerischer 
VGH, Beschluss vom 08.12.2016 – 8 AS 16.40044, sehen abweichend davon eine erstinstanzliche 
Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte. Dr. Peter Wysk, Richter am BVerwG, stellt in „Rechtspre-
chung des 3. Senats zum Luftrecht“ (ZLW 2017, 607 ff.) klar, dass der 3. Senat die herrschende ver-
waltungsgerichtliche Praxis „klar bestätigt“ habe, dass für Auswahlentscheidungen nach BADV 
die Eingangszuständigkeit der Oberverwaltungsgerichte bzw. Verwaltungsgerichtshöfe nach 
§ 48 Abs. 1 S. 1 Nr. 6 VwGO gegeben sei. Er bezeichnet die jüngste Entscheidung des Bayerischen 
VGH insofern als „unglücklich“ und „auch nicht überzeugend“. Es ist damit zu rechnen, dass das 
BVerwG in einer nächsten Entscheidung zu der Frage Stellung nehmen wird.

1.2. � Verfahrensbeteiligte auf Seite der Dienstleister bei Wiederholung  
eines Auswahlverfahrens bzw. Neuverbescheidung

Dies sind auf jeden Fall der oder die obsiegende(n) Kläger. Daneben auch der durch die ange-
fochtene Auswahlentscheidung ausgewählte Bewerber. Fraglich ist jedoch, ob bei Wiederho-
lung eines Auswahlverfahrens bzw. Neuverbescheidung auch bei der Auswahlentscheidung 
nicht berücksichtigte Bewerber zu beteiligen sind.

Zudem ist zu klären, ob auch im Rahmen der Auswahlentscheidung nicht berücksichtigte Be-
werber, die kein Rechtsmittel (oder zumindest kein Rechtsmittel bis zur letzten Instanz ein-
gelegt haben) zu beteiligen sind. Für eine Nichtberücksichtigung spricht, dass ihnen gegen-
über die Auswahlentscheidung bestandskräftig geworden ist.6 Das OVG Münster ist dagegen 
im Urteil vom 17.06.2016 – 20 D 95/13 der Ansicht, dass auch solche Bewerber in einem neuen 
Auswahlverfahren nach gerichtlicher Aufhebung des Verfahrens zu beteiligen sind, da der mit 
der Aufhebung unmittelbar bewirkten Umgestaltung bzw. Wiederherstellung der (materiel-
len) Rechtslage nicht nur Wirkung zwischen den Beteiligten, sondern gegenüber jedermann 
zukomme. Dr. Peter Wysk, Richter am BVerwG, „Rechtsprechung des 3. Senats zum Luftrecht“ 
(ZLW 2017, 607 ff.) sieht dies als kritisch an. Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Beschluss 
vom 27.11.2017 Revision gegen das Urteil zugelassen, weil der Frage, inwieweit der Teilnehmer 
an einem Auswahlverfahren nach der BADV, der gegen die Auswahlentscheidung zugunsten 
eines Mitbewerbers nicht geklagt hat, nach der gerichtlichen Aufhebung dieser Entscheidung 
auf die Klage eines anderen Bewerbers gegen die daraufhin ergangene erneute Auswahlent-
scheidung Klage erheben kann, grundsätzliche Bedeutung im Sinne des § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO 
zukomme. Über die Revision ist bei Druckfassung noch nicht entschieden (Verhandlungs- 
termin 10.10.2019).

6	  �siehe auch Kämper/Brügemann/Bothe, Wettbewerb um das Flughafenvorfeld vor der Verwaltungsgerichtsbarkeit,  
NZBau 1/2017 S. 9ff <S. 12>
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1.3. � Beiladungsfähigkeit des Nutzerausschusses in verwaltungsgerichtlichen 
Streitigkeiten

Vgl. dazu die Ausführungen bei Ziff. V.1.

2.  Häufige Rechtsschutzsituationen

• 	 Wenn Sofortvollzug angeordnet ist, gilt: Vorläufiger Rechtsschutz auf Wiederherstellung der 
aufschiebenden Wirkung einer Klage, § 80 V VwGO

• 	 Wenn Sofortvollzug nicht angeordnet ist, gilt: Antrag auf Anordnung des Sofortvollzuges 
gem. § 80a Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 VwGO

• 	 Hauptsacheverfahren: In der Regel Anträge auf Aufhebung des Auswahlbescheides und  
Kläger unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu verbescheiden

• 	 Rechtsmittel
– � Beschwerde im vorläufigen Rechtsschutz gem. § 146 VwGO, wenn VerwG entschieden hat
– � Berufung bzw. Antrag auf Zulassung der Berufung, wenn VerwG Hauptsacheverfahren ent-

schieden hat
– � Wenn OVG bzw. VGH die Hauptsache entschieden hat: Revision zum BVerwG bzw.  

Beschwerde zum BVerwG bei Nichtzulassung der Revision

EXKURS

Rechtsschutzverfahren in BADV-Auswahlverfahren dauern bis zu einem rechtskräftigen Ab-
schluss extrem lange. Die Zuweisung von Rechtsstreitigkeiten an die Verwaltungsgerichts-
barkeit in Fällen, in denen die Luftfahrtbehörde entscheidet, ist nicht zwingend von der RL 
96/67/EG vorgegeben. Art. 21 regelt (lediglich), dass es möglich sein muss, einen Rechts-
behelf bei einem innerstaatlichen Gericht oder einer anderen, von dem Leitungsorgan des 
betreffenden Verkehrsflughafens und gegebenenfalls auch von dessen Aufsichtsbehörde 
einzulegen. 

Um die Verfahren zu beschleunigen, könnte deshalb darüber nachgedacht werden, dass 
durch den nationalen Gesetzgeber eine Zuweisung zu den Vergabenachprüfungsinstan-
zen nach Kartellvergaberecht erfolgt, §§ 155 ff GWB. Dort gilt im ersten Zug insbesondere 
der Beschleunigungsgrundsatz. Die Vergabekammer fällt und begründet ihre Entscheidung 
nach einer mündlichen Verhandlung binnen einer Frist von fünf Wochen, § 167 GWB. Die 
Frist kann ausnahmsweise bei besonders schwierigen Verfahren durch begründete Verfü-
gung verlängert werden. Dieser Zeitraum soll jedoch nicht länger als zwei Wochen dauern. 
Gegen die Entscheidung der Vergabekammer kann innerhalb von zwei Wochen sofortige 
Beschwerde (§§ 171 ff. GWB) zum OLG erhoben werden. Die sofortige Beschwerde hat auf-
schiebende Wirkung gegenüber der Entscheidung der Vergabekammer. Nach Ablauf der 
Beschwerdefrist von zwei Wochen wirkt die aufschiebende Wirkung nur weitere zwei Wo-
chen. Bis dahin muss der Beschwerdeführer eine Entscheidung des OLG in der Sache oder 
über die Verlängerung der aufschiebenden Wirkung erreicht haben (§ 173 Abs. 1 S. 3 GWB) 
bis das OLG über die Beschwerde entscheidet. Vor dem OLG gilt der in § 167GWB für das Ver-
gabekammerverfahren vorgesehene Beschleunigungsgrundsatz nicht. Das bedeutet, dass 
Beschwerdeverfahren vor den Vergabesenaten der OLG erheblich mehr Zeit in Anspruch 
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nehmen als Nachprüfungsverfahren vor den Vergabekammern. Nach § 179 Abs. 2 GWB kann 
neben dem OLG auch noch der Bundesgerichtshof (BGH) gegebenenfalls befasst werden. 
Wenn ein OLG von einer Entscheidung eines anderen OLG oder des BGH abweichen will, so 
muss es im Interesse der Einheitlichkeit der Rechtsprechung die Angelegenheit dem BGH 
zur Entscheidung vorlegen. 

Ein Verfahren vor den Vergabenachprüfungsinstanzen kann deshalb auch in zweiter Ins-
tanz einige Zeit in Anspruch nehmen. Im Übrigen könnte bei den Vergabenachprüfungs-
instanzen mehr Sachnähe gegeben sein als bei der Verwaltungsgerichtsbarkeit. Es könnte 
dann auch erwogen werden, das BADV-Verfahren generell an das Konzessionsvergabever-
fahren (§§ 148 ff GWB i.V.m. Konzessionsvergabeverordnung (KonzVgV)) auch in verfahrens-
technischer Sicht anzulehnen. Andererseits ist festzustellen, dass sich in den letzten Jahren 
eine verwaltungsrechtliche Judikatur gebildet hat, auf die sich mittlerweile alle Beteiligten 
einstellen können. 

Aus Luftfahrtbehördensicht ist der von der Verwaltungsgerichtsbarkeit eingeräumte um-
fangreiche Bewertungs- und Beurteilungsspielraum durchweg positiv zu bewerten. Wenn 
eine Nachprüfungsinstanz künftig jede einzelne Punktwertung selbst nach eigenen Maß-
stäben beurteilen könnte, bestünde ein viel höheres Risiko, dass Klagen gegen Auswahlent-
scheidungen erfolgreich sind, da die Bewertung der einzelnen Zuschlagskriterien durch die 
Nachprüfungsinstanzen gegebenenfalls anders ausfallen könnte. Dies würde die aktuelle 
Problematik der „Klagewellen“ in BADV-Auswahlverfahren noch weiter verschärfen und zu 
großer Rechtsunsicherheit bei allen Beteiligten führen.

Auch aus diesem Grunde sollte aus Sicht der Luftfahrtbehörde für Klagen gegen BADV- 
Auswahlentscheidungen weiterhin die Verwaltungsgerichtsbarkeit zuständig sein. Die 
Luftfahrtbehörden sind erfahren im Umgang mit Verwaltungsgerichten und ihnen ist die 
grundsätzliche Denkweise der Gerichte bekannt, was als vorteilhaft zu bewerten ist. 

Wenn sich nun konkrete Reformüberlegungen durchsetzen, die eine künftige Zuständigkeit 
der Zivilgerichte oder auch der Vergabekammern für die Überprüfung von BADV-Auswahl-
entscheidungen vorsehen, würde den Luftfahrtbehörden dieser umfassende Beurteilungs- 
und Bewertungsspielraum wohl nicht mehr zugestanden werden. Die Überprüfung der 
Entscheidung wäre gegebenenfalls nicht mehr auf Ermessensfehler, wie im Verwaltungs-
recht üblich, beschränkt. Die Auswahlentscheidung würde eventuell vielmehr anhand 
zivilprozessrechtlicher Aspekte überprüft werden. Damit würde man zumindest ein für 
Luftfahrtbehörden „unbekanntes Terrain“ betreten. Was den „Umgang“ mit Zivilgerichten 
betrifft, wären gerade die Großkanzleien, die die unterlegenen Bewerber regelmäßig vertre-
ten, deutlich im Vorteil. Die Zahl der Gerichtsverfahren zu BADV-Auswahlentscheidungen 
würde man hierdurch nicht verringern, sondern die Problematik vielmehr „neu entfachen“. 
Auch würde eine Zuständigkeit der Zivilgerichte bzw. Vergabekammern zu keiner Ver- 
kürzung der Verfahrensdauern führen (auch hier müssen mehrere Instanzen durchlaufen 
werden).



Rubrizierung62  |



|  63Rubrizierung

Anlagenverzeichnis

Anlage 1 – �Rechtsprechung der Oberverwaltungsgerichte (OVG)  
bzw. Verwaltungsgerichtshöfe (VGH), des Bundes­
verwaltungsgerichts (BVerwG) sowie des Europäischen 
Gerichtshofes (EuGH)

�Anlage 2 – �Bekanntmachungsmuster und Begleitdokument  
mit notwendigen ergänzenden Angaben  
zum Bekanntmachungstext

Anlage 3 – �Muster Formular Aufforderungsschreiben zur Abgabe  
einer Bewerbung

Anlage 4 – Muster Formular Anschreiben für Bewerbung

Anlage 5 – Beispielmatrix Mustermengenkalkulation 

Anlage 6 – �Mustergliederungsübersicht für ein Pflichtenheft

Anlage 7 – �Relevante Rechtsvorschriften und Materialien 

		 I. BAD-Richtlinie 96/67 EG des Rates
		 II. Luftverkehrsgesetz (LuftVG) – Auszug
		 III. Gesetz über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen
		 IV. �Amtliche Begründung zum Erlass der Verordnung  

über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen (BADV)   
– BR-Drs. 807/97 vom 20.10.1997

		 V. � Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf Flug­
plätzen (Bodenabfertigungsdienst-Verordnung – BADV)



 64  | ANLAGE 1 – Rechtsprechung

Rechtsprechung der Oberverwaltungsgerichte (OVG) bzw. Verwaltungsgerichtshöfe (VGH),  
des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) sowie des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) 

Maßgebliche Aussagen in chronologisch absteigender Reihenfolge (Randnummern beziehen 
sich in der Regel auf beck–online, soweit in den Gerichtsentscheidungen nicht vorhanden).  
Soweit das BVerwG Aussagen zu Themenfeldern getroffen hat, sind diesbezügliche Aussa-
gen der OVG bzw. VGH in der Regel nicht wiedergegeben:

I. � Maßgebliche Aussagen OVG bzw. VGH:

VGH Kassel, Beschluss vom 24.10.2017 – 9 B 1789/17.T (Vorläufiger Rechtsschutz):

• � Bei der Auswahlentscheidung nach § 7 BADV handelt es sich um einen begünstigenden 
Verwaltungsakt, der gegenüber nicht berücksichtigten Mitbewerbern belastend wirkt,  
Rn 28.

• � Der Behörde im zweistufig angelegten Auswahlverfahren nach der BADV kommt sowohl 
bei der Bestimmung und Gewichtung der Zuschlagskriterien als auch bei der Auswahlent-
scheidung selbst ein Beurteilungs- und Bewertungsspielraum zu, Rn 31.

• � Vorläufiger Rechtsschutz: Bei offenen Erfolgsaussichten der Klage eines Mitbewerbers sind 
in die danach vorzunehmende Interessenabwägung das private Interesse des Begünstig-
ten an der Vollziehung der Auswahlentscheidung sowie das öffentliche Interesse an der 
durch die insoweit maßgebliche RL 67/96/EG bezweckten Marktöffnung, das Aufschub-
interesse des nichtberücksichtigten Mitbewerbers und das durch die Betriebspflicht nach 
§ 45 LuftVZO begründete öffentliche Interesse einzustellen, Rn 32.

VGH München, Beschluss vom 08.05.2017 – 8 CS 17.432 (Vorläufiger Rechtsschutz):

• � Der Beurteilungsspielraum, der der Luftfahrtbehörde im Rahmen der Auswahlentschei-
dung nach § 7 Abs. 1 Satz 3 BADV zusteht, umfasst auch die Festlegung der Vergleichskrite-
rien. Es begegnet keinen Bedenken, wenn im Bewerbungsverfahren zu erstellende Kalku-
lationen nicht in einzelnen Positionen detailliert miteinander verglichen werden, sondern 
nur in Bezug auf Verlässlichkeit und Wirtschaftlichkeit, unter Heranziehung eines Plausibi-
litäts- und Angemessenheitsmaßstabes.

• � Der Anwendungsbereich des Vergaberechts ist bei BADV-Verfahren nicht eröffnet, sodass 
allenfalls allgemeine Rechtsgrundsätze aus dem Vergabewesen übertragbar sind. Gericht-
liche Entscheidungen, die zu abweichenden Kriteriensystemen ergangen sind, können 
ebenfalls nicht ohne Weiteres herangezogen werden, Rn 16.

• � BayVGH geht davon aus, dass die Luftfahrtbehörde die Bewertungskriterien aufstellt, Rn 17: 
„Maßgeblich sind insofern die von der Luftfahrtbehörde aufgestellten Bewertungskriterien“. 
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• � Eine Verletzung eines unterlegenen Bewerbers in eigenen Rechten liegt nicht schon bei  
jedem Verfahrensfehler vor. Vielmehr ist erforderlich, dass dieser Mangel für die Auswahl-
entscheidung kausal und erheblich ist unter Hinweis auf BVerwG, Beschluss vom 18.3.2016 
– 3 B 16/15, Rn 18.

• � Der Verwaltungsgerichtshof hat bei seiner Entscheidung eine originäre Interessenab- 
wägung zu treffen, bei der die Erfolgsaussichten der Klage im Hauptsacheverfahren zu 
berücksichtigen sind, soweit sie bereits überschaubar sind. Nach allgemeiner Meinung  
besteht an der Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung einer aussichtslosen Klage 
gegen einen Verwaltungsakt kein überwiegendes Interesse, Rn 33.

• � Bei der Bewertung der Mustermengenkalkulation durch die Auswahlbehörde ist kein 
unmittelbarer, detaillierter Kalkulationsvergleich in unterschiedlichen Einzelpositionen 
erforderlich, Rn 100.

• � Es liegt (zumindest) bei summarischer Prüfung kein Verstoß gegen das Diskriminierungs- 
verbot in Bezug auf das Kriterium der „durchschnittlichen Dauer der Betriebszugehörigkeit“  
vor, wenn in einem mit der Bewerbung vorzulegenden Personaleinsatzkonzept einzugehen  
ist. Bei Auslegung des Aufforderungsschreibens ergibt sich vielmehr, dass die Darstellung 
des verfügbaren Personals im Unternehmen maßgeblich sein sollte. Dagegen war nicht 
erforderlich, dass die jeweiligen Mitarbeiter bereits zum Zeitpunkt der Bewerbung mit 
der Erbringung entsprechender Dienstleistungen am Flughafen München betraut waren. 
Eine Diskriminierung von Unternehmen, die dort zuvor keine Bodenabfertigungsdienste 
erbracht haben, ist daher nicht zu erkennen, Rn. 106, 108. > Es empfiehlt sich daher, bei 
entsprechender Verwendung dieses Punktes im Rahmen eines Personaleinsatzkonzeptes 
diesen Punkt entsprechend zu präzisieren. 

• � Selbst wenn davon auszugehen wäre, dass die Erfolgsaussichten als offen anzusehen 
wären, ergäbe die Interessenabwägung kein Überwiegen des Aussetzungsinteresses der 
Antragstellerin und erst Recht nicht ihres Interesses an einer vorläufigen Einsetzung zur 
Erbringung der Bodenabfertigungsdienste. Es ergibt sich in dem Fall das Überwiegen des 
öffentlichen Interesses an einem reibungslosen Abfertigungsbetrieb, Rn 121.

VGH München, Beschluss vom 08.12.2016 – 8 AS 16.40044 (Vorläufiger Rechtsschutz):

• � Entgegen früherer Rechtsprechung des Gerichts Verneinung der erstinstanzlichen  
Zuständigkeit und Verweis an das VG > Bewertung: Nur der VGH Mannheim, Beschluss 
vom 26.06.2002 – 8 S 1242/02, hatte zuvor seine erstinstanzliche Zuständigkeit verneint.  
Dr. Peter Wysk, Richter am BVerwG, stellt in „Rechtsprechung des 3. Senats zum Luftrecht“ 
(ZLW 2017, 607 ff.) klar, dass der 3. Senat die herrschende verwaltungsgerichtliche Praxis 
„klar bestätigt“ habe, dass für Auswahlentscheidungen nach BADV die Eingangszuständig-
keit der OVG/VGH nach § 48 Abs. 1 S. 1 Nr. 6 VwGO gegeben sei. Er bezeichnet die jüngste 
Entscheidung des BayVGH insofern als „unglücklich“ und „auch nicht überzeugend“.

OVG Münster, Urteil vom 17.06.2016 – 20 D 95/13 (Hauptsache):

• � Bei Wiederholung eines Auswahlverfahrens bzw. Neuverbescheidung nach gerichtlicher 
Aufhebung sind auch die bei der ursprünglichen Auswahlentscheidung nicht berücksich-
tigten Bewerber zu beteiligen, da der mit der Aufhebung unmittelbar bewirkten Umge-
staltung bzw. Wiederherstellung der (materiellen) Rechtslage nicht nur Wirkung zwischen 
den Beteiligten, sondern gegenüber jedermann zukomme, Rn 48 ff.
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Dr. Peter Wysk, Richter am BVerwG, „Rechtsprechung des 3. Senats zum Luftrecht“ (ZLW 2017,  
607 ff.), sieht dies als kritisch an. Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Beschluss vom 
27.11.2017 Revision gegen das Urteil zugelassen, weil der Frage, inwieweit der Teilnehmer 
an einem Auswahlverfahren nach der BADV, der gegen die Auswahlentscheidung zuguns-
ten eines Mitbewerbers nicht geklagt hat, nach der gerichtlichen Aufhebung dieser Ent-
scheidung auf die Klage eines anderen Bewerbers gegen die daraufhin ergangene erneute 
Auswahlentscheidung Klage erheben kann, grundsätzliche Bedeutung im Sinne des § 132 
Abs. 2 Nr. 1 VwGO zukomme. Über die Revision ist gegenwärtig noch nicht entschieden (Ver-
handlungstermin 10.10.2019).

• � Eine Auswahlentscheidung ist bereits deshalb rechtswidrig, wenn sie – auch nur zum Teil 
– ohne die nach § 7 Abs. 1 Satz 1 BADV, Art. 11 Abs. 1 Buchstabe b der Richtlinie 96/67/EG vor-
geschriebene Ausschreibung im Amtsblatt der Europäischen Union erfolgt ist. Eine Aus-
wahlentscheidung unterliegt dann insgesamt der Aufhebung, Rn 72.

• � Wenn bei einer gerichtlichen Aufhebung der ursprünglichen Auswahlentscheidung (vor-
liegend für den Zeitraum 01.08.2010 – 31.07.2017) eine (wiederholte) Ausschreibung für 
einen neuen (kompletten) Lizenzzeitraum (vorliegend 01.01.2014 – 31.12.2020) erfolgt ist, ist 
das schon mangels Bekanntmachung im EU-Amtsblatt unzulässig. Eine Vergabe ist dann 
nur für den verbliebenen Rest des ursprünglich ausgeschriebenen Lizenzzeitraums (also im 
Fall bis 31.07.2017) zulässig, Rn 75 ff.

Zur praktischen Handhabung angesichts dieser Rechtsprechung des OVG Münster vgl. 
Ziffer VI. 2.1.3 des Handbuchs (Laufzeit der Zulassung). Es bleibt auch abzuwarten, ob das 
BVerwG zu dieser Frage Stellung nimmt. 

VGH Kassel, Urteil vom 15.10.2014 – 9 C 1276/13.T (Hauptsache): 

• � Die Bewertung der Mustermengenkalkulationen darf nicht anhand von erst nach der 
Öffnung der Bewerbungen durch den Beklagten gebildeter und gewichteter Unterkrite-
rien erfolgen (Verstoß gegen Transparenzgebot > bestätigt durch BVerwG, Beschluss vom 
18.3.2016 – 3 B 16/15).

• � Die maßgeblichen Kriterien sind so klar, präzise und eindeutig zu formulieren, dass alle 
gebührend informierten und mit der üblichen Sorgfalt handelnden Interessenten deren 
genaue Bedeutung verstehen und sie in gleicher Weise auslegen können. Die Bewerber  
sollen dadurch in die Lage versetzt werden, ein unter allen Umständen vergleichbares 
sowie das ihnen bestmögliche Angebot abzugeben, sodass der Auftraggeber imstande 
ist, tatsächlich zu überprüfen, ob und inwieweit die Angebote die für den betreffenden 
Auftrag geltenden Kriterien erfüllen. Diese Mitteilungspflicht gilt auch für Unterkriterien. 
Einer Angabe noch der feinsten Unterkriterien in den Bewerbungsunterlagen bedarf es  
allerdings nicht, Rn 34 > BVerwG, Beschluss vom 18.3.2016 – 3 B 16/15 als abschließende  
Entscheidung im Verfahren hat sich diesbezüglich nicht festgelegt: „Bis zu welchem De-
taillierungsgrad eine Untergliederung von Zuschlagskriterien von der für die Auswahlent- 
scheidung für die Vergabe von Bodenabfertigungsdiensten zuständigen Stelle vorab fest- 
gelegt werden muss, ist eine Frage des jeweiligen Einzelfalls. Sie ist nach Maßgabe der  
Bedeutung und des Gewichts des jeweiligen Hilfskriteriums für die Auswahlentscheidung  
sowie nach Sinn und Zweck des Transparenzgebots zu beantworten“.

• � Heranziehung externen Sachverstandes ist grundsätzlich nicht zu beanstanden. Dies gilt  
insbesondere dann, wenn wie bei der Beurteilung der Mustermengenkalkulationen kom-
plexe betriebswirtschaftliche und flughafenspezifische Fragestellungen betroffen sind, zu-
mal es der Behörde angesichts dessen, dass sie derartige Entscheidungen nur alle sieben 
Jahre zu treffen hat, nur schwer möglich ist, eine entsprechende Routine zu entwickeln. 

ANLAGE 1 – Rechtsprechung



|  67

Unzulässig wäre es hingegen, Verwaltungshelfer mit selbstständigen Entscheidungen 
zu betrauen oder ihnen bestimmte Aufgabenbereiche zur eigenständigen Erledigung zu 
überlassen, Rn 52.

• � Es ist Aufgabe der ausschreibenden Behörde, die maßgeblichen Anforderungen hinrei-
chend klar zu formulieren. Diese müssen ohne weiteren Aufwand zugänglich sein, die  
Bewerber dürfen nicht darauf verwiesen werden, dass sich der Gesamtheit der Unterlagen 
Hinweise darauf entnehmen lassen, welche Informationen ihre Angebote nach der Erwar-
tung der Behörde enthalten sollen, Rn 68.

• � Es ist unzulässig, wenn im Teilnahmewettbewerb geprüfte Eignungskriterien im Auswahl-
verfahren (2. Stufe) erneut abgeprüft werden. Generell sei zwischen Eignungskriterien  
(1. Stufe) und Wertungskriterien (2. Stufe) zu unterscheiden, Rn 78 ff.

OVG Hamburg, Beschluss vom 16.08.2013 – 1 Es 2/13 (vorläufiger Rechtsschutz):

• � Unterlegener Bewerber kann mit einem ausdrücklich nur nach § 80 Abs. 5 VwGO gestellten 
Antrag nicht erreichen, dass er selbst anstelle des ausgewählten Bewerbers vorläufig Bo-
denabfertigungsdienste am Flughafen erbringen darf, S. 3.

• � Abschluss des Konzessions- und Nutzungsvertrages nach Anordnung Sofortvollzug zwi-
schen Flughafen und ausgewähltem Bewerber lässt das Rechtsschutzinteresse unterlege-
ner Bewerber nicht entfallen, S. 3.

• � Erweist sich bei der im vorläufigen Rechtsschutzverfahren im Allgemeinen nur möglichen 
summarischen Prüfung der Erfolgsaussichten des Hauptsacheverfahrens, dass der ange-
fochtene Verwaltungsakt mit hoher Wahrscheinlichkeit rechtswidrig ist und Rechte des An-
tragstellers verletzt, wird grundsätzlich das Aussetzungsinteresse des Antragstellers höher 
zu gewichten sein. Grundsätzlich besteht kein besonderes öffentliches Interesse oder über-
wiegendes Drittinteresse am Vollzug eines schon jetzt erkennbar rechtswidrigen Verwal-
tungsakts, S. 4.

• � Sofortvollzug: Eine den Anforderungen des § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO genügende Begrün-
dung setzt eine auf die Umstände des konkreten Falles bezogene Darlegung des beson-
deren Interesses gerade an der sofortigen Vollziehbarkeit des Verwaltungsakts voraus. 
Die Begründung muss auf den zu entscheidenden Fall eingehen und darf sich nicht auf 
eine Wiederholung des Textes der §§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 und 80 Abs. 3 VwGO oder auf 
allgemeine formelhafte Wendungen beschränken, die grundsätzlich in allen Fällen Gel-
tung beanspruchen können. § 80 Abs. 3 VwGO bezweckt, die Behörde zu zwingen, sich des 
Ausnahmecharakters der Vollziehungsanordnung bewusst zu werden und die Frage des 
Sofortvollzuges besonders sorgfältig zu prüfen. Demgegenüber verlangt die Vorschrift 
nicht, dass die zur Begründung der Vollziehungsanordnung angeführten Argumente den 
Sofortvollzug rechtfertigen. Vielmehr haben die Verwaltungsgerichte, sofern den formalen 
Anforderungen des § 80 Abs. 3 VwGO in dem angefochtenen Bescheid Genüge getan ist, 
eine eigene, originäre Entscheidung darüber zu treffen, ob für die Anordnung des Sofort-
vollzuges das gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO erforderliche besondere Interesse besteht. Mit 
den mehrseitigen Ausführungen zur Notwendigkeit, die Betriebs- und Funktionsfähigkeit 
des Flughafens aufrechtzuerhalten und einen gemeinschaftsrechtlich geforderten Wett-
bewerb im Bereich der Bodenabfertigungsdienste zu ermöglichen, ist die Behörde in aus-
reichendem Maß dem Erfordernis einer einzelfallbezogenen Begründung der Sofortvoll-
zugsanordnung gerecht geworden, S. 4.

• � Unterkriterien: Es dürfte nicht zu beanstanden sein, sondern im Rahmen des Bewertungs
spielraums liegen, dass für die Bewertung einzelner Unterkriterien nochmals kleinteilige 
Unterteilungen gebildet wurden, die in den Bewerbungsunterlagen nicht mehr im Einzel-
nen aufgelistet waren, S. 6.
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• � Bewertungsmatrix: Das Auswahlverfahren ist nicht deshalb zu beanstanden, weil in den 
Bewerbungsunterlagen außer für die Ermittlung der Punktzahl für das Kriterium Abferti-
gungspreise kein Bewertungsalgorithmus angegeben wurde. Wenn das Auswahlverfahren 
lediglich sachgerecht, objektiv, transparent und nichtdiskriminierend durchgeführt wer-
den muss, besteht schon keine Pflicht, die Zuschlagskriterien bereits in der Ausschreibung 
zu gewichten (BVerwG, Urteil vom 13.12.2012, a. a. O., Rn. 20, 23). Dann kann aber auch keine 
Pflicht bestehen, bereits in der Ausschreibung anzugeben, aufgrund welcher Berechnungs-
methoden die jeweils zu vergebenden Punkte ermittelt werden. Auch kann es durchaus 
sachgerecht sein, für verschiedene Kriterien unterschiedliche Berechnungsarten zu wäh-
len. So kann es sich anbieten, bei einzelnen Kriterien dem hierbei besten Angebot die volle 
Punktzahl zu geben und die anderen Angebote in Relation hierzu zu bewerten. Bei anderen 
Kriterien kann es hingegen angebracht sein, die einzelnen Bewerbungsangaben in Rela-
tion zu objektiven Referenzwerten zu bewerten (vgl. hierzu BVerwG, Urteil vom 13.12.2012, 
a. a. O., Rn. 40). Dies alles liegt im Rahmen des Bewertungsspielraums der über die Auswahl 
entscheidenden Stelle; S.6/7 > Bewertung: Vor dem Hintergrund des Transparenzgebotes 
erscheint es gleichwohl ratsam, eine Bewertungsmatrix anzugeben.

• � Abfertigungspreise: Die Ansicht der Antragstellerin, es sei unzulässig, ausschließlich die 
Höhe der Preise ohne Berücksichtigung qualitativer Aspekte zu bewerten, teilt das Gericht 
nicht. Preis und Qualität sind hier eigenständige Faktoren, die zunächst für sich zu bewer-
ten sind. In die Gesamtbeurteilung gehen beide Kriterien ein, wobei idealtypisch derjenige 
Bewerber am besten abschneidet, der die beste Qualität für den billigsten Preis anbietet. 
Wie stark die Einzelelemente Preis und Qualität gewichtet werden, unterliegt dem Beurtei-
lungsspielraum der entscheidenden Stelle. Vorliegend stand innerhalb der kommerziellen 
Angebotsinhalte das Preiskriterium (10 %) im Verhältnis von 1:4 zu den qualitativen Ele-
menten Personal, Geräte, Gesamtkosten (40 %) und hatte damit aus Sicht des Gerichts kein 
unverhältnismäßiges Gewicht, S. 7. Später führt das Gericht jedoch aus, dass Bedenken be-
stehen, wenn beim Kriterium „Abfertigungspreise“ ein Angebot als bestes gewertet wird, 
obwohl die Behörde beim Kriterium Mustermengenkalkulation – Personal die Angaben 
des betreffenden Bewerbers als unplausibel bezeichnet und nicht bewertet hat. Hierge-
gen bestehen nach Ansicht des OVG dann Bedenken. Mit dem Bundesverwaltungsgericht 
(Urteil vom 13.12.2012, a. a. O., Rn. 39) sei davon auszugehen, dass angebotene Preise erst 
dann Aussagekraft im Hinblick auf das letztlich maßgebliche Auswahlkriterium – hier das 
„annehmbarste“ Angebot – haben, wenn sie auf einer realistischen Mustermengenkalku-
lation beruhen. Ist diese aber – zumindest für einzelne Szenarien – mangelhaft, können 
auch die auf dieser Grundlage errechneten Preise kein tragfähiges Auswahlkriterium sein. 
Da beim Kriterium Abfertigungspreise das „beste“ Ergebnis eines Bewerbers die Basis der 
Punktvergabe an die anderen Bewerber ist, kann sich eine Veränderung an dieser Stelle auf 
die anderen Bewerber auswirken, S. 10. > Bewertung: Unabhängig von der Rechtsansicht 
des Gerichts erscheint es zweifelhaft, ob es sinnvoll ist, einen Preis zu bewerten, der fiktiv 
ist ohne Verknüpfung mit qualitativen Gesichtspunkten. 

• � Verwaltungshelfer: Es ist nicht zu beanstanden, dass die Behörde zur Vorbereitung ihrer 
Entscheidung auf externen Sachverstand zurückgegriffen hat. Bedenklich wäre lediglich, 
wenn die zuständige Behörde die Entscheidung gänzlich aus der Hand gäbe und die Beur-
teilung des Sachverständigen, gewissermaßen lediglich mit eigenem Briefbogen versehen, 
als eigene Entscheidung ausgäbe, S. 7.

• � Wenn die Auswahlbehörde für die Bewertung Angaben der Bewerber zugrunde gelegt 
hat, die so nicht miteinander vergleichbar sind und dies zulasten der Antragstellerin geht, 
macht dies die Auswahlentscheidung rechtswidrig. Vorliegend wurde das Bewertungs-
kriterium „Aus- und Fortbildungskosten“ von den Bewerbern unterschiedlich dahingehend 
verstanden, was dort einzutragen war, weil die Vorgaben insoweit nach Ansicht des OVG zu 
unpräzise bzw. mehrdeutig waren, S. 7 ff. 
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• � Interimseinsetzung: Das OVG hat von der seiner Ansicht nach in § 80 Abs. 5 Satz 4 VwGO 
eingeräumten Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Wiederherstellung der aufschiebenden 
Wirkung der Klage der Antragstellerin mit der Maßgabe zu verbinden, dass der ausgewähl-
te Bewerber für einen Zeitraum von weiteren 5 Monaten die Bodenabfertigungsdienste 
erbringen darf, um den Betrieb am Flughafen aufrechtzuerhalten (der bisherige Lizenzneh-
mer konnte nicht eingesetzt werden, weil er seine Abfertigungstätigkeit zuvor eingestellt 
hatte). Bei der Bemessung der Übergangsfrist hat sich das Gericht von der nach seiner Mei-
nung voraussichtlichen Zeitdauer für eine neue Auswahlentscheidung – wenn die beklag-
te Behörde diese bereits vor Abschluss der anhängigen Klageverfahren treffen will – leiten 
lassen sowie von Überlegungen über die Verkehrsstärke am Flughafen zur Jahreswende 
sowie über die Perspektiven der beim ausgewählten Bewerber Beschäftigten, S. 11/12.

• � Betriebspflicht: Die Sicherstellung der Bodenabfertigungsdienste gehört zur Betriebs-
pflicht des Flughafenunternehmens nach § 45 Abs. 1 LuftVZO. Dies ergibt sich auch aus 
Abschnitt 2.B Abs. 1 der Anlage 3 zu § 8 BADV, wonach sich die Erbringer von Bodenabferti-
gungsdienstleistungen an der Erfüllung der Betriebspflicht zu beteiligen haben, S. 11.

OVG Münster, Urteil vom 25.01.2011 – 20 D 38/10.AK (Hauptsache):

• � Das BVerwG hat mit Urteil vom 13.12.2012 – 3 C 32/11 das Verfahren entschieden und die  
Revision des ursprünglich ausgewählten Bewerbers im Ergebnis zurückgewiesen, auch 
wenn das angegriffene Urteil des OVG Münster nach Ansicht des BVerwG nicht in allen 
Punkten im Einklang mit Bundesrecht steht. Vor diesem Hintergrund soll hier insoweit nur 
auf die Darstellung des Urteils des BVerwG v. 13.12.2012 – 3 C 32/11 verwiesen werden.

VGH München, Beschluss vom 25.02.2010 – 8 AS 10.40000 (vorläufiger Rechtsschutz):

• � Begründung Sofortvollzug: Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist formal nicht zu 
beanstanden, wenn das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung des Verwal-
tungsakts im Sinn von § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO einzelfallbezogen schriftlich begründet 
wird, insbesondere wenn besonders auf die Notwendigkeit abgestellt wird, dass die Ver-
sorgungssicherheit und die reibungslose Abfertigung aller Nutzer auf dem Flughafen auch 
nach Auslaufen der bestehenden Konzession gewährleistet sein muss, Rn 13.

• � Interessensabwägung: Es besteht an der Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
einer offensichtlich aussichtslosen Klage gegen einen Verwaltungsakt kein überwiegen-
des Interesse, Rn 14.

• � Bei der Festsetzung und Bewertung der materiellen Auswahlkriterien im Einzelfall kommt 
der Luftfahrtbehörde ein Beurteilungsspielraum zu, Rn 15 > VGH geht offenbar davon aus, 
dass die Luftfahrtbehörde die Auswahlkriterien festlegt.

• � Auswahlkriterium „Höhe der Abfertigungspreise“: „Höhe der angebotenen Abfertigungsprei-
se“ stellt aufgrund ihrer mittelbaren Auswirkungen ein sachgerechtes Auswahlkriterium 
dar: Der Flugplatzunternehmer und der Nutzerausschuss der Luftfahrtunternehmer sind 
aufgrund ihrer Beteiligung im Auswahlverfahren über die Angebote hinreichend infor-
miert. Zudem muss der ausgewählte Bewerber später zum Flugplatzunternehmer oder zu 
einem anderen am Flugplatz zugelassenen Dienstleister in Konkurrenz treten und diesem 
gegenüber einen eigenen Marktanteil an den ausgeschriebenen Bodenabfertigungsdiens-
ten aufbauen. Dies wird ihm aber nicht gelingen, wenn er wesentlich höhere Abfertigungs-
preise verlangt als sie seinem Angebot nach der Ausschreibung zugrunde lagen, Rn 15. Das 
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Zuschlagskriterium „Höhe der Abfertigungspreise“ ist auch deshalb nicht ungeeignet, weil 
die Bieter ihrer Kalkulation einen fiktiven Marktanteil von 100 % zugrunde legen muss-
ten. Bei den ausgeschriebenen Bodenabfertigungsdiensten handelt es sich nur um einen 
Bruchteil der am Flughafen insgesamt zu erbringenden Bodenabfertigungsdienste im Sinn 
der Anlage 1 zur BADV. Es ist deshalb nicht von vornherein ausgeschlossen, dass ein neuer 
zuverlässiger und kostengünstiger Anbieter mit der Zeit bis zu 100 % der ausgeschriebe-
nen Bodenabfertigungsdienste gegenüber den Nutzern des Flughafens erbringen kann. 
Dem Flugplatzunternehmer als Dienstleister würde daneben immer noch ein erheblicher 
Teil der zu leistenden Bodenabfertigungsdienste verbleiben, die nicht ausgeschrieben wur-
den. Auch wenn die Antragstellerin bisher lediglich einen Anteil von gegenwärtig ca. 15 % 
der ausgeschriebenen Bodenabfertigungsdienste am Flughafen erbringt, überschreitet es 
n cht den Beurteilungsspielraum der Behörde, wenn sie für die Ausschreibung insoweit 
einen Marktanteil von 100 % zugrunde legt, Rn 19 > Zumindest die Begründung für die 
Zulässigkeit eines fiktiven Marktanteils von 100 % ist weniger überzeugend.

• � Hinweise der Behörde an einzelne Bewerber nach Ablauf der Bewerbungsfrist würden 
einen Verstoß gegen die Grundsätze eines nichtdiskriminierenden Verfahrens nach Ziffer 
1 Abs. 2 der Auswahl-Richtlinie darstellen. Die genannte Bewerbungsfrist stellt daher eine 
Ausschlussfrist dar (auch unter Verweis auf HessVGH vom 27.5.1999). Ob hierdurch auch 
Nachfragen der Behörde im Hinblick auf offensichtliche Schreibfehler, Rechenfehler und 
ähnliche offenbare Unrichtigkeiten ausgeschlossen sind, hat der VGH ausdrücklich offen 
gelassen, Rn 27.

• � Die Behörde kann Referenzen „über Erfahrungen auf dem Gebiet der Erbringung von Abferti-
gungsdienstleistungen auf internationalen Verkehrsflughäfen“ verlangen und bewerten. Die 
Bevorzugung der Referenzen eines einzigen Luftfahrtunternehmers bzw. das gesonderte 
Abstellen auf Referenzen eines einzigen Luftfahrtunternehmers bei der Auswahlentschei-
dung ist jedoch unzulässig, da diskriminierend, Rn 28 > Bewertung: Vergaberechtlich wäre 
das ein Eignungskriterium und ein vergaberechtlicher Verstoß, dies als Zuschlagskriterium 
heranzuziehen.

• � Es wäre unzulässig, wenn die Behörde die Auswahlentscheidung von den Voten der Anzu-
hörenden (Nutzerausschuss, Flughafen, Betriebsrat) abhängig machen würde. Die Behörde 
darf aber die Aussagen in den einzelnen Voten insbesondere im Rahmen der Plausibili-
tätsprüfung werten. Die Behörde darf dabei ihren Beurteilungsspielraum nicht aufgeben,  
Rn 30.

VGH München, Beschluss vom 25.02.2010 – 8 AS 10.40003 (vorläufiger Rechtsschutz) > nur 
soweit als weitere Aussagen als im Beschluss des BayVGH vom gleichen Tag (8 AS 10.40000) 
enthalten sind, im Übrigen werden diese bei der zuvor genannten Entscheidung behandelt:

• � Weitergabe der Bewerbungsunterlagen: Die Rüge der Antragstellerin, die Behörde habe 
dadurch einen Verfahrensverstoß begangen, dass sie die Bewerbungsunterlagen aller Be-
werberinnen vollumfänglich an die nach § 7 Abs. 1 Satz 3 BADV Anzuhörenden weiterge-
leitet habe, hat keinen Erfolg. Gemäß Ziffer 2.3 Abs. 5 Satz 4 Auswahl-Richtlinie haben der 
Flugplatzunternehmer, der Nutzerausschuss und der Betriebsrat des Flugplatzunterneh-
mens zwar keinen Anspruch auf Einsicht in die Bewerbungsunterlagen. Es steht aber im 
pflichtgemäßen Ermessen der Luftfahrtbehörde, ob und welche Bewerbungsunterlagen 
sie den Anzuhörenden zugänglich macht. Ohne eine ausreichende Kenntnis der Bewer-
bungsunterlagen könnten diese ihr Recht auf Anhörung nach § 7 Abs. 1 Satz 3 BADV nicht 
sachgerecht wahrnehmen, Rn 17.

• � Aussagen zu Wertungen der Behörde im Rahmen des Zuschlagskriteriums „Mustermen-
gen- und Gesamtkostenkalkulation“, insbesondere zur Bewertung des Personaleinsatzes 
und der Personalausstattung, Rn 19ff.
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• � Punktebewertung: Im Rahmen ihres Beurteilungsspielraums kann die Behörde kommer-
zielle Kriterien wie zum Beispiel den Angebotspreis und qualitative Kriterien wie zum 
Beispiel spezielle Erfahrungen der Bewerberinnen mittels einer Punktebewertung ge-
wichten (auch unter Verweis auf Niedersächsisches OVG vom 24.6.1999), Rn. 29. Soweit 
der BayVGH in seiner Entscheidung vom 21.07.1999 noch Bedenken geäußert hat, auch 
qualitative Aspekte in ein „starres Bewertungssystem zu pressen“, sind diese vor dem Hin-
tergrund zu sehen, dass der damaligen Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs eine 
Auswahlentscheidung der Behörde mit äußerst vagen Kriterien zugrunde lag. Unter dem 
Gesichtspunkt der Transparenz des Auswahlverfahrens waren derart unbestimmte Krite-
rien offenkundig ein Problem. Vorliegend war jedoch die Gewichtung der wesentlichen Zu-
schlagskriterien bereits in der Ausschreibung dargelegt und bei der Gesamtauswertung 
der Angebote konsequent in eine Punktebewertung übertragen worden.

VGH Kassel, Beschluss vom 7.04. 2006 – 12 Q 114/06 (vorläufiger Rechtsschutz):

• � Die Luftfahrtbehörde ist für die Vorauswahl von geeigneten Bewerbern im Rahmen des 
Teilnahmewettbewerbes zuständig und nicht der Flughafen, S. 4 ff.

• � Von der Antragstellerin wurde geltend gemacht, dass die Luftfahrtbehörde als Herrin des 
Verfahrens auch die Auswahlkriterien zu bestimmen habe. Der VGH Kassel ist darauf nicht 
explizit eingegangen. Andere Gerichte setzen dies aber offenbar voraus, s.o., treffen dazu 
aber auch keine ausdrücklichen Aussagen.

VGH Mannheim, Beschluss vom 26.06.2002 – 8 S 1242/02 (Hauptsache):

• � Verneinung der erstinstanzlichen Zuständigkeit und Verweis an das VG.

VGH München, Beschluss vom 21.07.1999 – 20 AS 99.40032 (vorläufiger Rechtsschutz)

• � Das Gericht bemängelt, dass die Auswahlkriterien zu vage waren (z. B. nur „Qualität“, ohne 
dass dies großartig näher präzisiert wurde), Rn 29.

• � Im Sinne der gebotenen „Transparenz“ darf sich die Auswahlentscheidung ausschließlich 
auf die in der Ausschreibung bekannt gegebenen objektiven Zuschlagskriterien (objektive 
Eigenschaften der Bewerber und ihrer Angebote) stützen. Ein maßgebliches Abstellen auf 
die vom Nutzerausschuss und vom Flughafenunternehmer abgegebenen Voten als solche 
ist unzulässig und zwar von den Voten als solchen ohne Übernahme oder auch nur Zitie-
rung der dahinter stehenden Sachgründe, Rn 32 ff.

• � Nach Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.3 Abs. 5 Satz 5 bewertet die Luftfahrtbehörde die Bewer-
bungen anhand der vorher festgelegten maßgeblichen Bewertungskriterien und trifft 
nach Anhörung der genannten Anhörungsberechtigten die Auswahlentscheidung. Schon 
aus dieser Formulierung ergibt sich, dass die Kriterien und die Anhörung zwei verschiede-
ne Dinge sind in dem Sinne, dass die bei der Anhörung abgegebenen Äußerungen zwar die 
Erfüllung der Kriterien durch die einzelnen Bewerber zum Gegenstand haben sollen, dass 
sie aber nicht selbst ein Kriterium bilden, Rn 32.

• � Ein gutes Verhältnis zwischen dem Bodenabfertiger und seinen unmittelbaren Vertrags-
partnern ist zwar sicherlich von Vorteil. Diese Erwägung darf aber nicht dazu führen, dass 
abweichend von den gesetzlichen Regelungen diesen Vertragspartnern die Auswahl des 
Bodenabfertigers nach Belieben überlassen wird, Rn 34.
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OVG Lüneburg, Beschluss vom 24.06.1999 – 12 M 2094/99 (vorläufiger Rechtsschutz):

• � Es ist der Luftverkehrsbehörde bei der Auswahlentscheidung in der Sache selbst ein Be-
urteilungsspielraum bei der Festsetzung und Bewertung der materiellen Auswahlkriterien 
einzuräumen, der die gerichtliche Kontrolle einschränkt > Bewertung: Gericht geht damit 
davon aus, dass die Behörde die Auswahlkriterien festsetzt (also nicht der Flughafen), S. 3.

VGH Kassel, Beschluss vom 27.05.1999 – 2 Q 4634/98 (vorläufiger Rechtsschutz, Antrag auf 
Anordnung der sofortigen Vollziehung):

• � Nach § 8 BADV und der dazu ergangenen Anlage 3 werden für eine erfolgreiche Bewerbung 
als Anbieter von Bodenabfertigungsdienstleistungen Anforderungen in Bezug auf Zuver-
lässigkeit, finanzielle Leistungsfähigkeit und fachliche Eignung gestellt. Soweit in diesem 
Zusammenhang mit den Bewerbungsunterlagen Nachweise, Referenzen, Zeugnisse etc. 
nur von oder für Unternehmen (hier Muttergesellschaft) vorgelegt wurden, durften diese 
ohne Verstoß gegen den Grundsatz der Chancengleichheit dem Bewerber (zu dem Bewer-
bungszeitpunkt noch nicht gegründetes deutsches Tochterunternehmen) nur zugerech-
net werden, wenn durch eine hinreichend verbindliche und konkrete Verpflichtungserklä-
rung sichergestellt war, dass das referenzgebende Unternehmen (Muttergesellschaft) 
auch für die aus einem eventuellen Zuschlag folgenden Verpflichtungen des Bewerbers 
einstehen würde > Bewertung: Betrifft die Problematik Eignungsleihe, vorliegend lag 
solch eine Verpflichtungserklärung nicht vor, nach Ansicht des VGH hätten deshalb die Be-
werbungsvoraussetzungen und Bewerbungskriterien, die nur von dem referenzgebenden 
Unternehmen (Muttergesellschaft) und nicht vom Bewerber (Tochtergesellschaft) erfüllt 
wurden, nicht beim Bewerber berücksichtigt werden dürfen. Das Gericht trifft allerdings 
keine Aussage dazu, ob solch eine „Eignungsleihe“ in BADV-Verfahren ausgeschlossen wer-
den könnte.

• � Bewerbungsfristen und Angebotsfristen tragen den Charakter von Ausschlussfristen. Die 
Berücksichtigung von Bewerbungsunterlagen (hier Preise für die anzubietenden Dienst-
leistungen), die nach dem Einreichtermin eingereicht werden, macht deshalb die Aus-
wahlentscheidung rechtswidrig. Es kann nach Ansicht des Gerichts im vorliegenden Fall 
dahingestellt bleiben, ob von diesem Grundsatz eine Ausnahme zuzulassen ist, wenn of-
fensichtliche Fehler ohne inhaltliche Veränderung der Bewerbung korrigiert werden.
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II.  Maßgebliche Aussagen BVerwG:

BVerwG, Beschluss vom 18.03.2016 – 3 B 16/15:

• � Bis zu welchem Detaillierungsgrad eine Untergliederung von Zuschlagskriterien von der 
für die Auswahlentscheidung für die Vergabe von Bodenabfertigungsdiensten zuständigen 
Stelle vorab festgelegt werden muss, ist eine Frage des jeweiligen Einzelfalls. Sie ist nach 
Maßgabe der Bedeutung und des Gewichts des jeweiligen Hilfskriteriums für die Auswahl-
entscheidung sowie nach Sinn und Zweck des Transparenzgebots zu beantworten.

• � Es verstößt jedenfalls gegen das Transparenzgebot, wenn für die Auswahlentscheidung 
maßgebliche Unterkriterien (hier bei der Mustermengenkalkulation) erst nach Öffnung 
der Bewerbungsunterlagen festgelegt und gewichtet werden. 

BVerwG, Urteil vom 13.12.2012 – 3 C 32/11:

• � Der ausschreibenden Stelle kommt sowohl bei der Bestimmung und Gewichtung der Zu-
schlagskriterien als auch bei der Auswahlentscheidung selbst ein Beurteilungs- und Be-
wertungsspielraum zu, Rn 20.

• � Aus dem Beurteilungsspielraum folgt, dass die Auswahlentscheidung gerichtlich nur ein-
geschränkt überprüft werden kann. Dies ist nur bei einem Verstoß gegen geltende Ver-
fahrensbestimmungen oder einer Überschreitung der Grenzen des eingeräumten Be-
urteilungsspielraums der Fall, etwa einer Zugrundelegung unzutreffender Tatsachen, 
sachfremden Erwägungen, einem Verstoß gegen den von der Behörde selbst aufgestellten 
Beurteilungsmaßstab sowie bei Verletzungen der allgemeinen Grundsätze der Sachge-
rechtigkeit, Transparenz, Objektivität und Nichtdiskriminierung, Rn 20, 21.

• � Die Ausschreibung muss nach derzeitiger Rechtslage keine Angaben zur Gewichtung der 
Zuschlagskriterien enthalten. Eine solche Verpflichtung lässt sich weder der Bodenabfer-
tigungsdienst-Verordnung noch der Richtlinie 96/67/EG entnehmen. Vor diesem Hinter-
grund scheidet auch die Herleitung einer solchen Pflicht aus allgemeinen vergaberecht-
lichen Grundsätzen, etwa dem Transparenzgebot, aus, Rn 23 ff.

• � Ausschreibung muss (nur) Angaben dazu enthalten, welche Kriterien maßgeblich für die 
Auswahl und welches die Zuschlagskriterien sind, Rn 25.

• � BVerwG sagt nicht ausdrücklich, von wem (Flughafen oder Behörde) die Auswahl- und Zu-
schlagskriterien festzulegen sind, sondern spricht von den „zuständigen Stellen“ (Rn 20,29) 
oder davon, dass Kriterien „aufgenommen werden durften“(Rn 28). OVG bzw. VGH unter-
stellen teilweise zumindest indirekt, dass diese von der Auswahlbehörde festgelegt sind, 
s.o.

• � „Begründete Voten des Nutzerausschusses, des Flughafenunternehmers und des Betriebsrates 
des Flughafens“ können als Zuschlagskriterium in die Ausschreibung aufgenommen wer-
den, Rn 28, 48. Dass hierbei den Voten der in § 7 I 3 BADV genannten Stellen Bedeutung 
beigemessen werden kann, ist bereits dem Umstand zu entnehmen, dass § 7 I 3 BADV de-
ren Anhörung vor der Auswahlentscheidung ausdrücklich vorsieht. Auch bei diesen Voten 
handelt es sich der Sache nach um eine Art von „Erfahrungen und Referenzen“. Aus ihnen 
können sich zum einen weitere tatsächliche Grundlagen für die Auswahlentscheidung er-
geben, zum anderen spiegeln sie wider, inwieweit die Bereitschaft vorhanden ist, mit dem 
entsprechenden Bewerber später zusammenzuarbeiten, falls er den Zuschlag erhalten 
sollte, Rn 29.
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• � Es kommt bei der Auswertung der Voten allein auf die Sachgründe an, die hinter dem Votum 
stehen. Diese Sachgründe hat die für die Auswahlentscheidung zuständige Stelle ausgehend 
von den in der Ausschreibung genannten Zuschlagskriterien und den in der Auswahl-Richt-
linie enthaltenen allgemeinen Vorgaben für die Auswahlentscheidung zu bewerten und zu 
gewichten, Rn 29, 50.

• � Rechtsfehler der Auswahlentscheidung führen zur Aufhebung der Vergabe der Bodenab-
fertigungsdienste und zur Verpflichtung der beklagten Auswahlbehörde, diese Entschei-
dung unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu treffen. Wegen des der 
Auswahlbehörde zustehenden Beurteilungs- und Bewertungsspielraums kann das Gericht 
den Dienstleister nicht selbst an Stelle des Beklagten bestimmen, Rn 31.

• � Ungeeigneter methodischer Ansatz bei Bewertung der Mustermengenkalkulation über-
schreitet den (weiten) Beurteilungs- und Bewertungsspielraum. Hier hat die Auswahl-
behörde im Bescheid zunächst festgestellt, dass die Mustermengenkalkulationen der im 
Auswahlverfahren verbliebenen Bewerber durchaus beträchtliche Unterschiede beim 
Ressourcenbedarf an Personal, Gerätschaften und Flächen aufweisen. Sie hat dann aber 
nach Auffassung des OVG Münster und des BVerwG diese Unterschiede bei den Faktoren 
Flächenbedarf und Gerätebedarf mit dem Argument eingeebnet, dass sich die Anbieter in 
einem vergleichbaren Rahmen bewegten, wenn man diese Größen ins Verhältnis zueinan-
der setze. Darin liegt – wie das OVG zutreffend feststellt – ein ungeeigneter methodischer 
Ansatz zur Begründung eines relativen Gleichstandes der Bewerber bei den Mustermen-
genkalkulationen. Es liegt auf der Hand, dass ein höherer Geräteeinsatz bei weitgehend 
gleichen Gerätetypen automatisch auch zu einem entsprechend höheren Flächenbedarf 
führt. Somit kann allein ein vergleichbarer Quotient aus beiden Werten weder unter-
schiedlich hoch angesetzte Bedarfe plausibel machen noch vorhandene Unterschiede in 
den Kalkulationen beseitigen, Rn 34.

• � Die grundsätzliche Eignung des Auswahlkriteriums „Der angebotene Preis für die ausge-
schriebene Dienstleistung auf Basis der Mustermengenkalkulation“ ist nicht dadurch in Fra-
ge gestellt, dass die auf der Grundlage der Mustermengenkalkulation ermittelten Preise 
später gegenüber den Fluggesellschaften nicht bindend sind. Sie entfalten jedenfalls eine 
gewisse faktische Vorwirkung dadurch, dass diese Preise dem Nutzerausschuss bekannt 
sind, dem auch die Fluggesellschaften und damit die potenziellen späteren Kunden des 
ausgewählten Dienstleisters angehören, Rn 38.

• � Das Zuschlagskriterium „Der angebotene Preis für die ausgeschriebene Dienstleistung auf 
Basis der Mustermengenkalkulation“ steht in engem Zusammenhang mit dem (vorliegend) 
ersten Kriterium „Nachweis einer Mustermengenkalkulation nach Musterflugplan“. Die an-
gebotenen Preise und dabei auftretenden Unterschiede zwischen den einzelnen Bewerbern 
haben erst dann Aussagekraft im Hinblick auf das letztlich maßgebliche Auswahlkriterium, 
das wirtschaftlich günstigste Angebot, wenn sie auf einer realistischen Mustermengenkal-
kulation beruhen. Ein gegenüber den Konkurrenzangeboten niedrigerer Preis kann bei einer 
sachgerechten Betrachtungsweise nur dann zugunsten des Anbieters ins Gewicht fallen, 
wenn der betreffende Bewerber ihn nicht dadurch künstlich niedrig gerechnet hat, dass 
er für die zu erbringenden Dienstleistungen zu wenig Personal und/oder Sachmittel an-
gesetzt oder die für deren Einsatz zu veranschlagenden Kosten nicht in einer realistischen 
Höhe berücksichtigt hat. Ist eine Mustermengenkalkulation aus solchen oder vergleichba-
ren Gründen mangelhaft, sind auch die auf ihrer Grundlage errechneten Preise kein trag-
fähiges Auswahlkriterium mehr, Rn 39.

• � Daher genügt es dem Erfordernis einer objektiven und sachgerechten Auswahlentschei-
dung nicht, wenn die Auswahlbehörde auch im Hinblick auf die angebotenen Preise von 
einem relativen Gleichstand der Bewerber ausgegangen ist. Die angebotenen Preise recht-
fertigen eine solche Wertung nicht, wenn die Auswahlbehörde sie ebenso wenig wie die 
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Mustermengenkalkulationen zumindest einer Plausibilitätsprüfung unterzogen hat.  
Für eine solche Plausibilitätsprüfung können, insbesondere wenn die Kalkulationen der  
Bewerber erheblich voneinander abweichen, Referenzwerte von Bedeutung sein, Rn 40.

• � Bei der Bewertung der angebotenen Preise darf auf ausgewählte repräsentative Flugzeug-
muster abgestellt werden, das halte sich „noch“ im Rahmen des Beurteilungsspielraums, 
Rn 42.

• � Von den Anzuhörenden substantiiert vorgebrachten Einwendungen gegen die vorgeleg-
ten Angebote muss im Rahmen einer Überprüfung Rechnung getragen werden, Rn 41, 43.

• � Auswahlkriterium „Erfahrungen und Referenzen“ wurde vom BVerwG als solches nicht 
bemängelt (vergaberechtlich wäre das ein Eignungskriterium und ein vergaberechlicher 
Verstoß, dies als Zuschlagskriterium heranzuziehen). „Konzernerfahrungen“ können ggf.  
je nach Umständen des Einzelfalls auch dem Bewerber zugerechnet werden, Rn 46.  
Bewertung: VGH Kassel, Beschluss vom 27.05.1999 – 2 Q 4634/98, hat eine Verpflichtungs-
erklärung des referenzgebenden Unternehmens gefordert. 

• � Zumindest „Nachermittlungen“ nach Bewerbungsschluss nur zugunsten eines Bewerbers 
verstoßen gegen den Grundsatz eines nichtdiskriminierenden Verfahrens. Ob es sich bei 
der Bewerbungsfrist um eine rechtliche Ausschlussfrist handelt, die Nachermittlungen 
von vornherein ausschließt, hat das BVerwG ausdrücklich offen gelassen, Rn 45. Bewertung: 
BayVGH und VGH Kassel haben dagegen explizit eine Ausschlussfrist angenommen, s.o. 
(VGH München, Beschluss vom 25.02.2010 – 8 AS 10.40000 und VGH Kassel, Beschluss vom 
27.05.1999 – 2 Q 4634/98).

• � Nicht den übrigen Zuschlagskriterien zugehörige Gesichtspunkte können im Rahmen 
eines Zuschlagkriteriums „Die begründeten Voten des Nutzerausschusses, des Flughafenun-
ternehmers und des Betriebsrates“ gesondert berücksichtigt werden. Voraussetzung dafür 
ist, dass sie einen hinreichenden Bezug zu dem in der Ausschreibung genannten Haupt-
kriterium (hier: „wirtschaftlich günstigstes Angebot“) aufweisen und nicht aus anderen 
Gründen außer Betracht bleiben müssen. Dies gilt etwa für die vorab nachzuweisenden 
Eignungskriterien, wie die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, die bei Heranziehung als Zu-
schlagskriterien erneut – und damit doppelt – ins Gewicht fallen würden, Rn 51. > Be-
wertung: Auch „Erfahrungen und Referenzen“ sind nach vergaberechtlicher Betrachtung 
ganz klar Eignungskriterien. Das BVerwG bemängelt aber nicht, wenn diese gleichwohl als 
Zuschlagskriterium verwendet werden. Jedenfalls dürfte eine doppelte Verwendung – so-
wohl im Rahmen des Teilnahmewettbewerbes als Eignungskriterium als auch im Rahmen 
der 2. Stufe als Zuschlagskriterium – unzulässig sein.

• � Wenn die Auswahlbehörde dem Votum des Nutzerausschusses einen hohen und für die 
von ihm getroffene Auswahlentscheidung letztlich ausschlaggebenden Stellenwert bei-
misst und das damit begründet, dass die Nutzer ein besonderes Interesse an der Auswahl-
entscheidung hätten und dass sie aufgrund eigener Markterfahrung beurteilen könnten, 
welches Abfertigungsunternehmen ihre selbstgesetzten Qualitätsnormen und Anforde-
rungsprofile am besten erfülle, begegnet das unter Berücksichtigung des Beurteilungs-
spielraums der Auswahlbehörde keinen Bedenken, Rn. 52, 53.

• � Bei der Gewichtung des Votums des Nutzerausschusses kann es möglich sein, die konkre-
ten Mehrheitsverhältnisse zu berücksichtigen und diese mitzubewerten. Es widerspricht 
nicht allgemeingültigen Wertungsgrundsätzen, einer knappen Entscheidung weniger Ge-
wicht beizumessen als einer mit einer klaren Mehrheit getroffenen, Rn 55. > Bewertung: 
OVG Münster hatte das anders gesehen.

• � Im Rahmen des Beurteilungs- und Bewertungsspielraums der Auswahlbehörde hält es 
sich, wenn sie dem vom Betriebsrat in seinem Votum unter anderem angesprochenen  
Aspekt einer möglichen Tarifbindung einzelner Bewerber für die zu treffende Auswahlent-
scheidung keine ausschlaggebende Bedeutung beigemessen hat, Rn 56.
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III. � Maßgebliche Aussagen im Aufsatz Dr. Peter Wysk,  
Richter am BVerwG, „Rechtsprechung des 3. Senats  
zum Luftrecht“ (ZLW 2017, 607 ff.):

• � Die Frage, inwieweit Rückgriff auf allgemeine vergaberechtliche Grundsätze zulässig ist, 
ist bisher nicht entschieden. Geklärt ist aber, dass BADV-Auswahlverfahren eigenen Regeln 
folgen und eben keine Vergabeverfahren sind.

• � Sieht es als kritisch an, wenn wie im Fall der Entscheidung des OVG Münster vom 17.06.2016 
– 20 D 95/13 ein zunächst ausgeschiedener Bewerber, der nicht geklagt hatte, auch wieder 
beteiligt wird und dann diese Entscheidung angreift.

IV.  Maßgebliche Aussagen EuGH:

EuGH, Urteil vom 11.09.2014 – C-277/13

• � Es verstößt gegen die Verpflichtungen aus Art. 11 der Richtlinie 96/67/EG, wenn nicht 
im Einklang mit diesem Artikel die erforderlichen Maßnahmen zur Durchführung eines  
Auswahlverfahrens unter den zur Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten der Gepäck-
abfertigung, der Vorfelddienste sowie der Fracht- und Postabfertigung befugten Dienst-
leistern getroffen werden (Tenor).

• � Ein Verfahren zur Veräußerung der Aktien einer Ground-Handling-Gesellschaft ist einem 
Verfahren nach Art. 11 der Richtlinie 96/67 zur Auswahl eines Bodenabfertigungsdienst- 
leisters nicht gleichwertig. Art. 11 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 96/67 verlangt nämlich, 
dass das Auswahlverfahren jedem Interessenten offensteht. Ein Verfahren zur Veräuße-
rung der Aktien schließt jedoch alle diejenigen Dienstleister aus, die nicht gleichzeitig am 
Erwerb der Aktien eines bereits bestehenden Unternehmens interessierte Investoren sind, 
Rn 46-49.

EuGH, Urteil vom 14.07.2005 – C-386/03

• � Die Regelung des § 8 Abs. 2 BADV a. F., wonach der Flugplatzunternehmer von einem 
Dienstleister oder Selbstabfertiger die Übernahme von Arbeitnehmern entsprechend den 
auf diesen Dienstleister oder Selbstabfertiger übergehenden Bodenabfertigungsdiensten 
fordern konnte, steht nicht in Einklang mit den den Mitgliedstaaten durch Artikel 18 der 
Richtlinie 96/67 übertragenen Befugnissen, Rn 25ff1.

• � Die Regelung des § 9 Abs. 3 Satz 3 BADV a. F., wonach bei der Festsetzung des Entgelts für 
den Zugang, für die Vorhaltung und für die Nutzung der Flughafeneinrichtungen der Flug-
platzunternehmer die ihm aus dem Übergang von Bodenabfertigungsdiensten auf Dienst-
leister oder Selbstabfertiger, insbesondere durch die Nichtübernahme von Arbeitnehmern, 
entstehenden notwendigen Aufwendungen in angemessener Höhe berücksichtigen 
konnte, steht in keinerlei Zusammenhang mit den Kosten, zu denen die Vorhaltung der 
Flughafeneinrichtungen durch den Flugplatzunternehmer führt und können daher nicht 
als von den in Artikel 16 Abs. 3 der Richtlinie 96/67 aufgeführten Kriterien umfasst angese-
hen werden, Rn 392.

1	  �Vor dem Hintergrund dieses EuGH-Urteils wurde § 8 Abs. BADV gestrichen. § 8 Abs. 4 BADV sieht nun „nur noch“ vor, dass Dienst-
leister und Selbstabfertiger „sich bemühen“ werden, ihren Bedarf an Arbeitskräften mit Personen abzudecken, die unmittelbar 
vor Aufnahme der Bodenabfertigungsdienste durch den Dienstleister oder Selbstabfertiger entsprechende Tätigkeiten beim Flug-
platzunternehmer ausgeübt haben.

2	  Vor dem Hintergrund dieses EuGH-Urteils wurde § 9 Abs. 3 Satz 3 BADV gestrichen.
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EuGH, Urteil vom 16.19.2003 – C-363/01

• � Es läuft der Richtlinie 96/67/EG, insbesondere ihrem Art. 16 Abs. 3, zuwider, dass das Lei-
tungsorgan eines Flughafens für den Zugang zum Markt der Bodenabfertigungsdienste 
auf dem Flughafen von einem Drittabfertiger oder einem Selbstabfertiger ein gesondertes 
Marktzugangsentgelt verlangt, das die Gegenleistung für die Eröffnung einer Erwerbs-
chance bildet und zu dem Entgelt hinzukommt, das der Dritt- oder der Selbstabfertiger für 
das Zurverfügungstellen von Flughafeneinrichtungen zahlt, Rn 36 ff, 60.

• � Dagegen darf das Leitungsorgan eines Flughafens ein Entgelt für die Nutzung der Flug- 
hafeneinrichtungen verlangen, dessen Höhe nach den in Art. 16 Abs. 3 der Richtlinie  
genannten Kriterien (sachgerecht, objektiv, transparent und nichtdiskriminierend) festzu-
setzen ist, Rn 62.

• � Das fragliche Entgelt muss also eine Gegenleistung darstellen, die (exakt) der Nutzung der 
Flughafeneinrichtungen entspricht.

• � Es läuft Art. 16 Abs. 3 der Richtlinie 96/67/EG nicht zuwider, dieses Entgelt so festzusetzen, 
dass es nicht nur die Kosten für das Zurverfügungstellen und den Unterhalt der Flughafen-
einrichtungen deckt, sondern auch eine Gewinnspanne enthalten kann, Rn 56.
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Abschnitt I: Öffentlicher Auftraggeber / Auftraggeber

I.1) Name und Adressen 
(alle für das Verfahren verantwortlichen Auftraggeber angeben)

Offizielle Bezeichnung
Nationale Identifikationsnummer
(falls zutreffend)

Postanschrift
Ort
NUTS-Code
Postleitzahl
Land
Telefon
Fax
Kontaktstelle(n)
E-Mail
Internet-Adressen
Hauptadresse (URL)
Adresse des Beschafferprofils

I.3) Kommunikation21 

Die Auftragsunterlagen stehen für einen uneingeschränkten und vollständi-
gen direkten Zugang gebührenfrei zur Verfügung unter
(URL)

Der Zugang zu den Auftragsunterlagen ist eingeschränkt. Weitere Auskünfte 
sind erhältlich unter 
(URL)

Weitere Auskünfte erteilen / erteilt
X die oben genannten Kontaktstellen

folgende Kontaktstelle 
(weitere Anschrift angeben): 

1	� Die im Dokument genannten Zeichenbegrenzungen sind Stand Juli 2019. Die Kommission plant voraussichtlich im 4. Quartal 2019 
die Anzahl der zulässigen Zeichen (zum Teil deutlich) zu erweitern.

2	� Die BADV sieht keine Pflicht zur Veröffentlichung der Bewerbungsunterlagen mit der Bekanntmachung vor. Die KonzVgV ebenfalls 
nicht, daher müssen hier keine Angaben gemacht werden.

Anlage 2
Bekanntmachungsmuster und Begleitdokument mit not- 
wendigen ergänzenden Angaben zum Bekanntmachungstext1

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2015/1966 gemäß Standardformular 24 – 
Konzessionsbekanntmachung

Vergabeverfahren: Zulassung für die Erbringung von beschränkten Bodenabfertigungs-
diensten nach BADV durch einen Dienstleister am Flughafen XY
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Bewerbungen oder gegebenenfalls Angebote sind einzureichen
elektronisch via 
(URL)

an die oben genannte Kontaktstelle
X an folgende Anschrift 

(weitere Anschrift angeben)

Luftfahrtbehörde2

Im Rahmen der elektronischen Kommunikation ist die Verwendung von 
Instrumenten und Vorrichtungen erforderlich, die nicht allgemein verfügbar 
sind. Ein uneingeschränkter und vollständiger direkter Zugang zu diesen  
Instrumenten und Vorrichtungen ist gebührenfrei möglich unter 
(URL)

I.4) Art des öffentlichen Auftraggebers 
(bei Veröffentlichung der Bekanntmachung durch einen öffentlichen Auftraggeber)

Ministerium oder sonstige zentral- oder bundesstaatliche Behörde ein-
schließlich regionaler oder lokaler Unterabteilungen
Agentur/Amt auf zentral- oder bundesstaatlicher Ebene

Regional- oder Kommunalbehörde

Agentur/Amt auf regionaler oder lokaler Ebene

Einrichtung des öffentlichen Rechts

Europäische Institution/Agentur oder internationale Organisation
Andere
[Beschreibung]

I.5) Haupttätigkeit(en) 
(bei Veröffentlichung der Bekanntmachung durch einen öffentlichen Auftraggeber):

Allgemeine öffentliche Verwaltung

Verteidigung

Öffentliche Sicherheit und Ordnung

Umwelt

Wirtschaft und Finanzen

Gesundheit

Wohnungswesen und kommunale Einrichtungen

Sozialwesen

Freizeit, Kultur und Religion

Bildung
Andere Tätigkeit
[Beschreibung]

I.6) Haupttätigkeit(en) 
(bei Veröffentlichung durch einen Auftraggeber):

X Flughafenanlagen

2	 Hier empfiehlt es sich, die Adresse der entscheidenden Luftfahrtbehörde und nicht des Flughafens einzutragen.
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Abschnitt II: Gegenstand

II.1) Umfang der Beschaffung
II.1.1) Bezeichnung des Auftrags

Zulassung für die Erbringung von beschränkten Bodenabfertigungsdiensten 
nach BADV durch einen Dienstleister am Flughafen XY
Referenznummer der Bekanntmachung 
(falls zutreffend)

[Nr.]

II.1.2) CPV-Code Hauptteil
6373000 (Diverse Hilfstätigkeiten für den Luftverkehr)
CPV-Code Zusatzteil
(in beliebiger Anzahl wiederholen, falls zutreffend)

[Nr.]

II.1.3)

Art des Auftrags 
Bauauftrag

X Dienstleistungen

II.1.4)

Kurze Beschreibung 
HINWEIS: max. 1.000 Zeichen inkl. Leerzeichen, derzeit ca. 320 Zeichen inkl. 
Leerzeichen
Vergabe einer Zulassung für die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten 
durch einen Dienstleister am Flughafen XY gemäß § 7 der Verordnung über 
Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen (BADV)
Einzelheiten zum Gegenstand der Bekanntmachung sind dem Begleitdokument 
zu entnehmen, das unter www.abc.de verfügbar ist.

II.1.5) Geschätzter Gesamtwert 
(falls zutreffend) 

Wert ohne MwSt [xxx.xxx,xx]

Währung EUR

II.1.6) Angaben zu den Losen
Aufteilung des Auftrags in Lose

  Ja X   Nein
Angebote sind möglich für

alle Lose

maximale Anzahl an Losen

nur ein Los
Maximale Anzahl an Losen, die 
an einen Bieter vergeben werden 
können

[Anzahl]

Der öffentliche Auftraggeber behält 
sich das Recht vor, Aufträge unter 
Zusammenfassung der folgenden 
Lose oder Losgruppen zu vergeben

[Benennung Lose]
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II.2) Beschreibung 
(in beliebiger Anzahl wiederholen)

Los-Nr. 
(falls zutreffend)

[Nr.]

II.2.1) Bezeichnung des Auftrags 
(falls zutreffend)

[Bezeichnung]

II.2.2) Weitere(r) CPV-Code(s) 
(falls zutreffend)

CPV-Code Hauptteil
[Nr.]

CPV-Code Zusatzteil
(in beliebiger Anzahl wiederholen, falls zutreffend)

[Nr.]

II.2.3) Erfüllungsort 
NUTS-Code
(in beliebiger Anzahl wiederholen)

Hauptort der Ausführung Flughafen XY
II.2.4) Beschreibung der Beschaffung3

(Art und Umfang der Bauarbeiten oder Dienstleistungen bzw. Angabe der Bedürfnisse und Anforderungen)

HINWEIS: max. 1.000 Zeichen inkl. Leerzeichen
Einzelheiten zum Gegenstand der Bekanntmachung sind dem Begleitdokument 
zu entnehmen, das unter www.abc.de verfügbar ist.
a. � Gepäckabfertigung (Kategorie 3 gemäß Anlage 1 zur BADV)
b. � Fracht- und Postabfertigung, soweit dies die konkrete Beförderung von Fracht 

und Post zwischen den dafür vorgesehenen Fracht- und Postabfertigungs-
gebäuden und dem Flugzeug bei der Ankunft, beim Abflug oder beim Transit 
betrifft (Kategorie 4 gemäß Anlage 1 zur BADV)

c. � Unterstützen beim Parken und Bereitstellen der entsprechenden Mittel  
(Kategorie 5.2. gemäß Anlage 1 zur BADV)

d. � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger (Kategorie 5.3 gemäß Anlage 1 zur 
BADV)

e. � Be- und Entladung des Flugzeugs, Beförderung Besatzung/Fluggast/Gepäck 
zwischen Flugzeug und Abfertigungsgebäude (Kategorie 5.4 gemäß Anlage 1 
zur BADV)

f. � Unterstützung beim Anlassen der Triebwerke und Bereitstellen der entspre-
chenden Mittel (Kategorie 5.5 gemäß Anlage 1 zur BADV)

g. � Bewegen des Flugzeugs beim Abflug und bei der Ankunft/Bereitstellung und 
Einsatz der erforderlichen Mittel (Kategorie 5.6 gemäß Anlage 1 zur BADV)

3	� Hier Darstellung der ausgeschriebenen Dienste. Die Aufstellung ist selbstverständlich nur beispielhaft! Anpassung an die konkret 
ausgeschriebenen Dienste erforderlich, ggf. hier auch Aufzählung nicht limitierter Dienste, die innerhalb des Bündels ausgeschrie-
ben werden sollen.

ANLAGE 2 – Bekanntmachungsmuster und Begleitdokument 



82  |

II.2.5) Zuschlagskriterien
Die Konzession wurde vergeben auf der Grundlage

X
der Kriterien, die in den Ausschreibungsunterlagen, der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe oder zur Verhandlung bzw. in der Beschreibung zum 
wettbewerblichen Dialog aufgeführt sind.
der nachstehenden Kriterien 
(Zuschlagskriterien sind in absteigender Reihenfolge aufzuführen)

Kriterium 1
[Beschreibung]

Kriterium 2
[Beschreibung]

Kriterium 3
[Beschreibung]

II.2.6) Geschätzter Wert
Wert ohne MwSt [xxx.xxx,xx]

Währung EUR

II.2.7) Laufzeit der Konzession4

Laufzeit in Monaten [Anzahl]

oder Laufzeit in Tagen [Anzahl]

oder Beginn (tt.mm.jjjj)

Ende (tt.mm.jjjj)

II.2.13) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben und/oder Programm,  
das aus Mitteln der EU finanziert wird

 Ja X  Nein
Projektnummer oder -referenz [Nr.]

II.2.14) Zusätzliche Angaben
HINWEIS: max. 400 Zeichen inkl. Leerzeichen
Für die konkrete rechtliche Einordnung des Verfahrens nach BADV, die Vergabe 
aller Leistungen im Bündel sowie für die Vorgaben zur Nutzung der Zentralen 
Infrastruktur nach § 6 BADV sowie weitere Informationen wird auf das Begleit-
dokument nach Ziffer II.1.4 verwiesen.

4	� Hier Beginn und Ende des Lizenzzeitraumes eintragen
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Abschnitt III: Rechtliche, wirtschaftliche, finanzielle und technische Angaben

III.1) Teilnahmebedingungen5

III.1.1) Befähigung zur Berufsausübung einschließlich Auflagen hinsichtlich der Eintra-
gung in einem Berufs- oder Handelsregister
Auflistung und kurze Beschreibung der Bedingungen, Angabe der erforderlichen 
Informationen und Dokumente
HINWEIS: max. 1.000 Zeichen inkl. Leerzeichen6

Die Anforderungen an die Befähigung zur Berufsausübung sowie zur persön-
lichen Lage ergeben sich aus dem Begleitdokument, das unter www.abc.de 
verfügbar ist.
a) Rechtsverbindliche Eigenerklärungen des Bewerbers,
aa) �dass gegen das Unternehmen und die zur Führung der Geschäfte bestellten 

Personen keine rechtskräftige Verurteilung wegen schwerer Verstöße gegen 
strafrechtliche Vorschriften einschließlich des Wirtschaftsstrafrechts stattge-
funden hat;

ab) �dass gegen das Unternehmen und die zur Führung der Geschäfte bestellten 
Personen keine schweren und wiederholten Verstöße gegen arbeits-, arbeits-
schutz- oder sozialrechtliche Pflichten, gegen im Interesse der Verkehrs- und 
Betriebssicherheit erlassene Vorschriften oder gegen umweltschützende Vor-
schriften vorliegen;

ac) �dass kein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes 
Verfahren über das Vermögen des Unternehmens eröffnet, die Eröffnung 
nicht beantragt bzw. der Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse abge-
lehnt wurde, sowie keine Liquidation des Unternehmens eingeleitet wurde;

ad) �dass keine erheblichen Rückstände an Steuern oder an Beiträgen zur Sozial-
versicherung bestehen, die aus unternehmerischer Tätigkeit geschuldet 
werden;

ae) �dass gegenüber dem Flughafenunternehmer keine erheblichen Rückstände 
an Gebühren oder Entgelten, Mieten, Pachten oder aus anderen Zahlungs-
pflichten bestehen, die aus der Nutzung des Flugplatzes und seiner Einrich-
tungen, einschließlich des Start-/Landebahnsystems oder aus der vertrag-
lichen Gestattung der Erbringung von Bodenabfertigungsdienstleistungen 
geschuldet werden;

af) �dass das Unternehmen und die zur Führung der Geschäfte bestellten Per-
sonen in den letzten zwei Jahren nicht aufgrund eines Verstoßes gegen 
Vorschriften (z. B. § 23 AEntG, § 21 MiLoG oder Vorschriften wegen illegaler Be-
schäftigung von Arbeitskräften), die zu einer Eintragung im Gewerbezentral-
register geführt hat, mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder 
einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr 
als 2.500 EUR belegt worden ist bzw. sind.

5	 Die hier unter III.1. dargestellten Eignungskriterien haben nur beispielhaften Charakter und müssen nicht 1:1 übernommen werden.
6	 Ggf. ausschließlich im Begleitdokument darstellen, wenn Zeichenzahl hier nicht ausreicht.
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b) �Bereits mit dem Teilnahmeantrag vorzulegende Nachweise des Bewerbers: 
Auflistung und kurze Beschreibung der Bedingungen

ba) �Vorlage einer Auskunft aus dem Gewerbezentralregister (oder eines  
vergleichbaren Dokuments), die nicht älter als drei Monate sein darf  
(maßgeblich ist der Termin für die Einreichung der Teilnahmeanträge),

bb) �Vorlage polizeilicher Führungszeugnisse des Unternehmers oder der zur Füh-
rung der Geschäfte bestellten Personen, die nicht älter als drei Monate sein 
dürfen (maßgeblich ist der Termin für die Einreichung der Teilnahmeanträge),

bc) �Aktueller Auszug aus dem Handelsregister oder eine gleichwertige Urkun-
de oder Bescheinigung einer zuständigen Verwaltungsbehörde oder eines 
Gerichts des Herkunftslandes des Bewerbers, soweit aufgrund der Unter-
nehmensform des Bewerbers eine Eintragung vorgesehen ist (nicht älter als 
sechs Monate, maßgeblich ist der Termin für die Einreichung der Teilnahme-
anträge),

bd) �Eintragung in das Berufsregister oder das Register der Industrie- und  
Handelskammer des Sitzes des Unternehmens.

III.1.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Eignungskriterien gemäß Auftragsunterlagen

Auflistung und kurze Beschreibung der Eignungskriterien, Angabe der erforder-
lichen Informationen und Dokumente
HINWEIS: max. 1.000 Zeichen inkl. Leerzeichen7

a) �Nachweis des Versicherungsschutzes gemäß BADV (Versicherungsschutz 
gemäß Anlage 3 Nr. 2 der BADV) mit den dort genannten Mindestdeckungs-
summen, ersatzweise Nachweis der rechtsverbindlichen Zusage des Versi-
cherers zum Bestehen des vorgenannten Versicherungsschutzes im Fall der 
Zulassungserteilung. Folgende Angaben müssen in der Bestätigung zwingend 
enthalten sein: Versicherer, Versicherungsnehmer/-in, Vertragslaufzeit und 
geografische Deckung.

b) �Vorlage der letzten beiden Geschäftsberichte bzw. der Jahresabschlüsse inkl. 
der Gewinn- und Verlustrechnung, falls deren Veröffentlichung nach dem Ge-
sellschaftsrecht des Mitgliedstaates, in dem der Bewerber ansässig ist, vorge-
schrieben ist, 
oder 
Erklärung über den Gesamtumsatz des Bewerbers in den letzten drei abge-
schlossenen Geschäftsjahren sowie Erklärung über den Umsatz des Bewerbers 
in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, der auf die hier ausge-
schriebenen Bodenabfertigungsdienstleistungen entfällt, unter Angabe des 
Eigenleistungsanteils. Als Nachweis dient die Angabe der Umsatzzahlen mit 
Bestätigung eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers.

c) �Bankauskunft, in der die gegenwärtige Finanz- und Liquiditätslage des Bewer-
bers dargestellt wird (nicht älter als drei Monate, maßgeblich ist der Termin für 
die Einreichung der Teilnahmeanträge).

Möglicherweise geforderte Mindeststandards
HINWEIS: max. 1.000 Zeichen inkl. Leerzeichen 
(falls zutreffend)

7	� Ggf. ausschließlich im Begleitdokument darstellen, wenn Zeichenzahl hier nicht ausreicht
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III.1.3) Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Eignungskriterien gemäß Auftragsunterlagen

Auflistung und kurze Beschreibung der Eignungskriterien, Angabe der erforder-
lichen Informationen und Dokumente
HINWEIS: max. 1.000 Zeichen inkl. Leerzeichen8

Die Anforderungen an die technische und berufliche Leistungsfähigkeit ergeben 
sich aus dem Begleitdokument, das unter www.abc.de verfügbar ist.
a) �Für das Leitungspersonal (Unternehmer oder die zur Führung der Geschäfte 

bestellten Personen) ist die fachliche Eignung durch Prüfung der Industrie- 
und Handelskammer (IHK) als „Geprüfter Flugzeugabfertiger“ und ein Arbeits-
zeugnis/Bestätigung über eine mindestens zweijährige leitende Tätigkeit in 
einem Unternehmen, das Bodenabfertigungsdienstleistungen erbringt 
oder 
eine den Prüfungsinhalten der IHK vergleichbare Qualifikation und Arbeits-
zeugnis/Bestätigung über mindestens zweijährige leitende Tätigkeit in einem 
Unternehmen, das Bodenabfertigungsdienstleistungen erbringt 
oder 
Arbeitszeugnis/Bestätigung über mindestens fünfjährige leitende Tätigkeit in 
einem Unternehmen, das Bodenabfertigungsdienstleistungen erbringt, nach-
zuweisen.

b) �Rechtsverbindliche Eigenerklärung des Bewerbers, dass er die Anforderungen 
an Betrieb und Einsatz seiner Mitarbeiter gemäß Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 
Buchst. B Abs. 1 bis Abs. 5, einzuhalten in der Lage und auch einzuhalten bereit 
ist.

c) �Angaben über das für die Leitung und Aufsicht vorgesehene technische Perso-
nal durch namentliche Auflistung und Angabe der individuellen Qualifikation 
und Berufserfahrung.

d) �Nachweis des im Unternehmen des Bewerbers eingerichteten anerkannten 
Qualitätsmanagementsystems (z. B. durch Vorlage eines Zertifikats über ein 
Qualitätsmanagementsystem DIN EN ISO 9001 oder gleichwertig). Im Fall von 
Bewerbergemeinschaften müssen die Anforderungen von jedem Mitglied der 
Bewerbergemeinschaft erfüllt werden. 

e) �Angabe, ob die Leistungen bei Abschluss der Konzession als vollständige Eigen-
leistung, mit Nachunternehmern oder in Kooperation mit anderen Firmen 
erbracht werden, insoweit jeweils mit Angabe des Anteils der Eigenleistungen, 
des Kooperationspartners und der jeweiligen Kooperationsform.

f) �Angabe zu durchgeführten und/oder zu bestehenden vergleichbaren Auf-
trägen als Referenz aus den seit der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
vergangenen 36 Monaten, bei denen in Art und Umfang vergleichbare Leis-
tungen durchgeführt wurden. Referenzfähig sind nur Abfertigungsleistungen 
an Verkehrsflughäfen mit einem Passagiervolumen größer zwei Millionen pro 
Jahr oder einem Frachtvolumen von mehr als 50.000 Tonnen pro Jahr9. Bei den 
genannten Mindestvorgaben ist es im Fall von Bewerbergemeinschaften aus-
reichend, wenn die Anforderungen von einem Mitglied der Bewerbergemein-
schaft erfüllt werden.

8	 Ggf. ausschließlich im Begleitdokument darstellen, wenn Zeichenzahl hier nicht ausreicht
9	 An die Größe des jeweiligen Flughafens anzupassen
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Erwartet werden folgende Angaben für jeden Referenzauftrag:
aa) �Name und Adresse des Auftraggebers samt Benennung eines Ansprechpart-

ners beim Auftraggeber mit Telefonnummer und E-Mail-Adresse,
bb) �Bezeichnung und Standort des Referenzauftrages mit Kurzbeschreibung  

und Angaben zur Menge der jährlichen Abfertigungsleistungen und Ver-
tragsdauer,

cc) �Angabe, ob die Referenzleistungen als vollständige Eigenleistung des Be-
werbers, mit Nachunternehmern oder in Kooperation mit anderen Firmen 
erbracht wurden sowie bei Kooperation Benennung des Kooperations- 
partners und die Angabe des Eigenleistungsanteils des Bewerbers.

Möglicherweise geforderte Mindeststandards 
(falls zutreffend)

HINWEIS: max. 1.000 Zeichen inkl. Leerzeichen
[Beschreibung]

III.1.5) Angaben über vorbehaltene Konzessionen 
(falls zutreffend)

Die Konzession ist geschützten Werkstätten und Wirtschaftsteilnehmern 
vorbehalten, deren Hauptziel die gesellschaftliche und berufliche Integration 
von Menschen mit Behinderungen oder von benachteiligten Personen ist.
Die Ausführung der Konzession beschränkt sich auf Programme im Rahmen 
der geschützten Beschäftigung.

III.2
Bedingungen für die Konzession 
(falls zutreffend)

III.2.1 Angaben zu einem besonderen Berufsstand 
(nur für Dienstleistungsaufträge)

Die Erbringung der Dienstleistung ist einem besonderen Berufsstand vor-
behalten.
Verweis auf die einschlägige Rechts- und Verwaltungsvorschrift:
HINWEIS: max. 400 Zeichen inkl. Leerzeichen
[Beschreibung]

III.2.2) Bedingungen für die Konzessionsausführung
Hinweis: max. 1.000 Zeichen inkl. Leerzeichen
Darlegung der besonderen Bedingungen: Nach § 3 Abs. 3 BADV hat die Flughafen 
XY die Erbringung der Bodenabfertigungsdienste einem Dienstleister zu ermögli-
chen, der weder durch sie (den Flughafenunternehmer), noch durch einen Nutzer, 
der mehr als 25 von Hundert der am Flughafen XY registrierten Fluggäste oder 
Fracht befördert, noch durch eine Stelle beherrscht wird, die sie (den Flughafen-
unternehmer) oder einen solchen Nutzer beherrscht oder ihrerseits von einem 
der beiden beherrscht wird („unabhängiger Dienstleister“).
Der Bewerber hat daher eine rechtsverbindliche Eigenerklärung abzugeben, 
 ob er „unabhängiger Dienstleister“ i. S. von § 3 Abs. 3 BADV ist.

III.2.3) Angaben zu den für die Ausführung der Konzession verantwortlichen  
Mitarbeitern

Pflicht zur Angabe der Namen und beruflichen Qualifikationen der Mitarbei-
ter, die für die Ausführung der betreffenden Konzession eingesetzt werden
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Abschnitt IV: Verfahren

 IV.1) Beschreibung
IV.1.8) Angaben zum Beschaffungsübereinkommen (GPA)

Der Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkommen

  Ja X   Nein
IV.2) Verwaltungsangaben
IV.2.2) Schlusstermin für Einreichung der Bewerbungen oder den Eingang der Angebo-

te10

Tag  
(tt.mm.jjjj)

Ortszeit 
(hh:mm)

Uhr

IV.2.3) Voraussichtlicher Tag der Absendung der Aufforderungen zur Angebotsabgabe  
bzw. zur Teilnahme an ausgewählte Bewerber
(falls diese Information bekannt ist)

Tag (tt.mm.jjjj) [tt.mm.jjjj]

IV.2.4) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht  
werden können
Deutsch

Abschnitt VI: Weitere Angaben

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag

  Ja X   Nein
Voraussichtlicher Zeitpunkt weiterer Bekanntmachungen
[tt.mm.jjjj]

VI.2) Angaben zu elektronischen Arbeitsabläufen
Aufträge werden elektronisch erteilt.

Die elektronische Rechnungsstellung wird akzeptiert.

Die Zahlung erfolgt elektronisch.

10	 Hier Einreichtermin für Teilnahmeanträge mit Uhrzeit eintragen
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VI.3 Zusätzliche Angaben 
(falls zutreffend)

Hinweis: max. 1.000 Zeichen inkl. Leerzeichen11, 
a) Auswahlverfahren nach BADV
aa) �Es ist hervorzuheben, dass die Flughafen XY keine Beschaffung i.S.v. GWB und 

Sektorenverordnung (SektVO) durchführt und das Kartellvergaberecht nach 
GWB und SektVO nicht anwendbar ist. Es handelt sich hier um ein Auswahl-
verfahren gemäß BADV für die Erteilung einer Zulassung zur Erbringung von 
Bodenabfertigungsdiensten gemäß §§ 3 und 7 BADV (s. oben Ziffer II.2.4 a)).

ab) �Diese BADV-Ausschreibung wird unter Verwendung des Standardformulars 
Nr. 24 im EU-Amtsblatt veröffentlicht, da das Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union für BADV-Ausschreibungen weder eine eigenständige 
Rubrik, ein eigenständiges Formular zur Verfügung stellt, noch eine Veröffent-
lichung nach BADV-Struktur im Freitext zulässt.

ac) �Das Auswahlverfahren wird hier auf der Grundlage der BADV zweistufig 
mit einem Teilnahmewettbewerb sowie anschließendem Auswahlverfah-
ren durchgeführt. Die Auswahl des Dienstleisters trifft Luftfahrtbehörde 
XY12 als entscheidende Stelle. Die Entscheidung wird auf der Grundlage der 
Bewertung der Bewerbungen gemäß den mitgeteilten Zuschlagskriterien 
samt deren Gewichtung getroffen. Die erfolglosen Bewerber erhalten eine 
Benachrichtigung. Die Zuschlagskriterien sind nachfolgend unter Ziffer VI.3)
c)cb) aufgeführt und werden in den von der Flughafen XY übersandten Be-
werbungsunterlagen (Aufforderungsschreiben – Vergabe einer Zulassung für 
die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten durch einen Dienstleister am 
Flughafen XY gem. § 7 BADV) konkretisiert und die Gewichtung angegeben.

ad) �Es wird darauf hingewiesen, dass der Flughafen XY, dem Nutzerausschuss 
des Flughafens XY sowie dem Betriebsrat der Flughafen XY Einsicht in die 
Unterlagen gewährt werden kann. Sollten die Unterlagen nicht vollstän-
dig zur Einsicht geeignet sein, da Daten und Angaben enthalten sind, die 
dem Geschäftsgeheimnis unterliegen, sind ergänzend zu den geforderten 
Unterlagen und Nachweisen weitere Ausfertigungen beizufügen, die keine 
Daten und Angaben enthalten, die dem Geschäftsgeheimnis unterliegen.13 
Zum Zweck der Einsicht sind diese mit dem Zweck „Zur Weiterleitung an die 
Flughafen XY, den Nutzerausschuss des Flughafens XY und dem Betriebsrat der 
Flughafen XY“ zu kennzeichnen.

ae) �Das gesamte Verfahren wird ausschließlich in deutscher Sprache geführt. 
Dies gilt insbesondere für die einzureichenden Interessenbekundungen 
(Teilnahmeanträge) und Bewerbungen der Unternehmen einschließlich der 
von ihnen geforderten Unterlagen, Nachweise, Referenzen und sonstigen 
Informationen oder Erklärungen. Liegen dem Bewerber Unterlagen, Nachwei-
se, Referenzen, sonstige Informationen oder Erklärungen nicht in deutscher 
Sprache vor, hat er Übersetzungen beizufügen. Auf Verlangen sind unver-
züglich amtlich beglaubigte Übersetzungen vorzulegen. Auch Auskünfte, 
Benachrichtigungen, Mitteilungen oder Entscheidungen gegenüber dem 
Bewerber erfolgen ausschließlich in deutscher Sprache. Interessenbekun-
dungen, Bewerbungen, Unterlagen, Referenzen, Nachweise, Erklärungen und 
sonstige Informationen, die die interessierten Bewerber nicht in deutscher 
Sprache bzw. ohne Übersetzungen bzw. bei Verlangen ohne amtlich beglau-
bigte Übersetzungen übermitteln, werden nicht berücksichtigt.

11	 Ggf. ausschließlich im Begleitdokument darstellen, wenn Zeichenzahl hier nicht ausreicht
12	� Hier Angabe der zuständigen Luftfahrtbehörde. Luftfahrtbehörde – nicht Flughafen hat den Teilnahmewettbewerb  

zu entscheiden!
13	� Alternativ kann erwogen werden, dass die Unterlagen ausschließlich in weitergabefähiger Form eingereicht werden müssen. 

Dafür spricht, dass die Unterlagen sonst ggf. bei umfangreichen Schwärzungen von den Anzuhörenden nicht bewertbar sind.
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b) Teilnahmewettbewerb
ba) �In der 1. Stufe (Teilnahmewettbewerb) wird die Eignung der Bewerber unter 

Berücksichtigung der in dieser Bekanntmachung mitgeteilten Teilnahmebe-
dingungen geprüft. Hierzu sind die unter Ziffer III.1.1) bis III.1.3) und Ziffer III.2.2 
benannten Unterlagen, Erklärungen und Nachweise im Rahmen des Teil-
nahmeantrags einzureichen. Die geforderten Unterlagen, Erklärungen und 
Nachweise können in Kopie eingereicht werden; auf Verlangen sind jedoch 
unverzüglich die Originale vorzulegen.

bb) �Die unter Ziffer III.1.1) bis Ziffer III.1.3) und Ziffer III.2.2 benannten Unterlagen, 
Erklärungen und Nachweise zur Beurteilung der Fachkunde, Leistungsfä-
higkeit und Zuverlässigkeit (Eignungsvoraussetzungen) sind bei Vorliegen 
einer Bewerbergemeinschaft für jedes Mitglied der Bewerbergemeinschaft 
vorzulegen. Bei Bewerbergemeinschaften müssen die Eigenerklärungen ge-
mäß Ziffer III.1.1 a) und Nachweise gemäß Ziffer III.1.1 b) von jedem Mitglied 
selbst abgegeben werden, insoweit ist eine Vertretung durch den benannten 
Vertreter der Bewerbergemeinschaft (Ziffer III.1.8)) nicht zulässig. Bei den 
genannten Mindestvorgaben bei Ziffer III.1.3) e) (Referenzen) ist es im Fall von 
Bewerbergemeinschaften ausreichend, wenn die Anforderungen von einem 
Mitglied der Bewerbergemeinschaft erfüllt werden. Soweit der Bewerber 
Nachunternehmer einzusetzen beabsichtigt, sind diese namentlich zu be-
nennen und von diesen die vorgenannten Erklärungen und Nachweise zur 
Eignung ebenfalls abzugeben/vorzulegen.

bc) �Alternative 1: Textbaustein, wenn Eignungsleihe nicht zugelassen 
Eine Berufung zum Nachweis der Eignung gegenüber der den Teilnahme-
wettbewerb entscheidenden Stelle auf die Eignung eines anderen oder ande-
rer Unternehmen (sog. Eignungsleihe) ist nicht zugelassen.14 
Alternative 2: Textbaustein, wenn Eignungsleihe zugelassen 
Beabsichtigt der Bewerber oder ein Mitglied einer Bewerbergemeinschaft, 
sich zum Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen oder technischen 
und beruflichen Leistungsfähigkeit auf andere Unternehmen (z. B. durch Sub-
unternehmer) zu berufen, so sind die unter Ziffer III.1.2) bis III.1.3) benannten 
Unterlagen für die anderen Unternehmen insoweit gesondert vorzulegen, als 
die Bezugnahme auf die Leistungsfähigkeit Dritter erfolgt. Zusätzlich hat der 
Bewerber gesondert mit dem Teilnahmeantrag die Verpflichtungserklärung 
der anderen Unternehmen vorzulegen, nach deren Inhalt die rechtlich und 
tatsächlich abgesicherte Verfügbarkeit über die entsprechenden Ressourcen 
der Dritten nachgewiesen wird.   
Bei einer Bezugnahme auf Kapazitäten eines anderen Unternehmens im 
Hinblick auf die wirtschaftliche oder finanzielle Leistungsfähigkeit ist durch 
dieses ausdrücklich zu bestätigen, dass es mit dem Bewerber im Auftragsfall 
gemeinsam für die Auftragsdurchführung entsprechend dem Umfang der 
Eignungsleihe haftet.  
Beabsichtigt der Bewerber, im Hinblick auf vorzulegende Nachweise für die 
erforderliche berufliche Leistungsfähigkeit wie Ausbildungs- oder Befähi-
gungsnachweise oder die einschlägige berufliche Erfahrung (Referenzen) die 
Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch zu nehmen, so ist durch die-
ses ausdrücklich zu bestätigen, dass es die Leistungen als Subunternehmer 
im Auftragsfall erbringen wird, für die diese Kapazitäten benötigt werden.15

14	 Aussage zur Eignungsleihe. Variante Eignungsleihe wird nicht zugelassen.
15	 Aussage zur Eignungsleihe. Variante Eignungsleihe wird zugelassen; Anlehnung an § 47 SektVO.
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bd) �Die Teilnahmeanträge müssen in Schriftform bis zum Schlusstermin für 
deren Eingang gemäß Ziffer IV.2.2) im verschlossenen Umschlag bei der in I.3 
benannten Stelle (Luftfahrtbehörde XY)16 eingehen. Elektronisch übersandte 
Unterlagen können nicht berücksichtigt werden. Der Umschlag ist mit dem 
Hinweis „Teilnahmewettbewerb: BADV-Verfahren für Bodenabfertigungsdiens-
te am Flughafen XY – Nur zur Öffnung durch Luftfahrtbehörde XY17 bestimmt“ 
zu versehen.
Den Teilnahmeanträgen sind außerdem elektronische Kopien aller in Papier-
form übermittelten Unterlagen auf einem geeigneten virengeprüften und 
virenfreien Datenträger beizulegen. Die elektronischen Kopien sind in einem 
nicht-bearbeitbaren Format (z. B. geschützte, jedoch druckbare Dateien) be-
reitzustellen. Mit der Abgabe des Teilnahmeantrags versichert der Bewerber 
bzw. die Bewerbergemeinschaft, dass die Inhalte der elektronischen Kopien 
vollumfänglich und mit den eingereichten Papierfassungen uneingeschränkt 
identisch sind. Sofern mit dem Original des Teilnahmeantrags weniger Unter-
lagen abgegeben wurden, als auf dem Datenträger vorzufinden sind, gilt im 
Zweifelsfall die Einreichung in Papierform vorrangig. Die Luftfahrtbehörde 
XY weist die Bewerber/Bewerbergemeinschaft daher darauf hin, dass aus-
schließlich die eingereichten Papierfassungen des eingereichten Teilnahme-
antrags für die Prüfung maßgeblich sind.

be) �Luftfahrtbehörde XY wird die fristgerecht eingegangenen Teilnahmeanträge 
anhand der gemäß vorliegender EU-Bekanntmachung geforderten Unter-
lagen, Erklärungen und Nachweise prüfen. Luftfahrtbehörde XY behält sich 
vor, fehlende oder unzureichende Unterlagen, Erklärungen und Nachweise bis 
zum Ablauf von zu bestimmenden Nachfrist(en) – ggf. mehrfach – nachzufor-
dern. Nicht geeignete Bewerber werden über ihren Ausschluss unterrichtet.

bf) �Anfragen zum Teilnahmewettbewerb müssen unter Angabe des Akten-
zeichens in Textform (per E-Mail oder Fax) und bis spätestens zehn Tage vor 
dem Endtermin für den Eingang der Teilnahmeanträge bei der Kontaktstelle 
gemäß Ziffer I.3) vorliegen. Insbesondere telefonische Anfragen werden nicht 
beantwortet.

16	 Angabe der zuständigen Behörde
17	 siehe zuvor
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c) �Auswahlverfahren
ca) �Die Bewerbungsunterlagen werden an die geeigneten Bewerber zeit- und 

inhaltsgleich versandt. Bestandteil der Bewerbungsunterlagen sind u. a. ein 
Pflichtenheft, ein mit dem Flughafen XY abzuschließender Nutzungsvertrag 
und eine Darstellung der technischen Spezifikationen für den Flughafen XY. 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Bewerbung ist die:
– �Bereitschaft, den Nutzungsvertrag gem. § 9 BADV mit der Flughafen XY 

abzuschließen,
– �Bereitschaft, die Bodenabfertigungsdienste ab dem tt.mm.jjjj gemäß dem  

Nutzungsvertrag zu erbringen,
– �Erfüllung der Anforderungen, die sich aus der Anlage 3 zu § 8 BADV, dem 

Pflichtenheft und den technischen Spezifikationen für den Flughafen XY 
ergeben.

Einzelheiten über den Nachweis der oben genannten Voraussetzungen sowie 
den abzuschließenden Nutzungsvertrag, das Pflichtenheft und die techni-
schen Spezifikationen ergeben sich aus den Bewerbungsunterlagen.
Luftfahrtbehörde XY behält sich vor, mit den Bewerbern Gespräche und/oder 
Präsentationstermine unter Beteiligung von Flughafenunternehmer, Nutzer-
ausschuss und Betriebsrat des Flughafenunternehmers durchzuführen.
Wird der Bewerber/die Bewerbergemeinschaft zur Angebotsabgabe zugelas-
sen, so muss er/sie eine Verpflichtungserklärung darüber abgeben, die Vor-
gaben des Gesetzes zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns (Mindest-
lohngesetz – MiLoG) einzuhalten.
Die Auswahlentscheidung wird von der Luftfahrtbehörde XY auf der Grund-
lage der Bewertung der Bewerbungen gemäß den nachfolgend genannten 
Zuschlagskriterien und deren in den Bewerbungsunterlagen genannten 
Gewichtung getroffen. Die erfolglosen Bewerber erhalten eine Benachrichti-
gung.

cb) �Zu Ziffer II.2.5) „Zuschlagskriterien“: Das hier zu verwendende EU-Stan-
dard-Formular ist in Ziffer II.2.5) nicht geeignet, gemäß den Vorgaben der 
BADV die Benennung der Auswahlkriterien ordnungsgemäß mitteilen zu 
können. Diese BADV-konforme Benennung wird deshalb hier in Ziffer VI.3 c) 
cb) wie folgt vorgenommen:
Luftfahrtbehörde XY trifft die Auswahlentscheidung auf Basis der Anlage 3 zu  
§ 8 BADV zugunsten des Angebots, das anhand der nachfolgend genannten 
Auswahlkriterien als das Annehmbarste erscheint. Einzelheiten zu den Zu-
schlagskriterien werden in den Bewerbungsunterlagen mitgeteilt.

Die Auswahlkriterien18 sind wie folgt:
(1) Kommerzielle Angebotsinhalte

Die Mustermengen- und Musterkostenkalkulation (darunter ist der Nachweis 
zu verstehen, dass die Anzahl und Kosten der eingesetzten Ressourcen Perso-
nal und Gerät sowie die angesetzten Aufwendungen für Sach- und Overhead-
kosten für das Gesamtvolumen der angebotenen Abfertigungsleistungen 
einen wirtschaftlichen und verlässlichen Abfertigungsbetrieb gewährleisten) 
inklusive der Musterpreise, die der Dienstleister für die Abfertigung der ein-
zelnen, im Musterflugplan enthaltenen Flugzeugtypen kalkuliert;

(2) Qualitative Angebotsinhalte, aufgeteilt in die folgenden drei Unterkriterien:
(2.1) Personaleinsatzkonzept
(2.2) Geräteeinsatzkonzept
(2.3) �Organisationskonzept zur Betriebsaufnahme und Durchführung  

einschließlich Qualitätssicherung

18	� Zuschlagskriterien haben nur beispielhaften Charakter. Sie entsprechen den im Praxishandbuch gemachten unverbindlichen An-
regungen.
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VI.4) Rechtsbehelfsverfahren / Nachprüfungsverfahren
VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs- / Nachprüfungsverfahren19

Offizielle Bezeichnung
Postanschrift
Ort
Postleitzahl
Land
E-Mail
Telefon
Internet-Adresse
Fax

VI.4.2) Zuständige Stelle für Schlichtungsverfahren
(falls zutreffend)

Offizielle Bezeichnung
Postanschrift
Ort
Postleitzahl
Land
E-Mail
Telefon
Internet-Adresse
Fax

VI.4.3) Einlegung von Rechtsbehelfen
Genaue Angaben zu den Fristen für die Einlegung von Rechtsbehelfen
HINWEIS: max. 4.000 Zeichen inkl. Leerzeichen

VI.4.4) Stelle, bei der Auskünfte über die Einlegung von Rechtsbehelfen erhältlich sind  
(falls zutreffend)

Offizielle Bezeichnung Siehe Ziffer VI.4.1)

Postanschrift
Ort
Postleitzahl
Land
E-Mail
Telefon
Internet-Adresse
Fax

VI.5)
Tag der Absendung dieser Bekanntmachung

tt.mm.jjjj

Der öffentliche Auftraggeber / Der Auftraggeber ist für die Gewährleistung der Einhaltung 
der Rechtsvorschriften der Europäischen Union und anderer geltender Gesetze verantwort-
lich.

19	 Angabe entfällt bei BADV
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Begleitdokument20 mit notwendigen ergänzenden Angaben  
zum Bekanntmachungstext21

Gegenstand der BADV-Ausschreibung:

Zulassung für die Erbringung von beschränkten Bodenabfertigungsdienstleistungen nach 
BADV durch einen Dienstleister am Flughafen XY.

Dieses Begleitdokument zur Bekanntmachung enthält ergänzende Informationen zum Ver-
fahren, da die vom EU-Amtsblatt zur Verfügung gestellten Formulare eine Zeichenbegren-
zung in relevanten Feldern aufweisen und wichtige Angaben hierdurch nicht unmittelbar im 
Bekanntmachungstext veröffentlicht werden können. 

I.  Ausgangslage

1. � Gegenstand der Bekanntmachung sowie Zeitpunkt der Aufnahme der Abfertigungstätigkeit

Gegenstand der Bekanntmachung ist die Vergabe einer Zulassung für die Erbringung von 
Bodenabfertigungsdiensten durch einen Dienstleister auf dem Flughafen XY einschließlich 
der dazugehörigen Vorfelder gemäß § 7 der Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf 
Flugplätzen (BADV), soweit dies nicht Zentrale Infrastruktureinrichtungen betrifft (siehe Zif-
fer I.1.2).

Zeitpunkt der Aufnahme der Abfertigungstätigkeit am Flughafen XY ist der tt.mm.jjjj, (Beginn 
der Konzession), vorbehaltlich der bestandskräftigen bzw. sofort vollziehbaren Auswahlent-
scheidung der Behörde. Die Konzession endet sieben Jahre ab Lizenzbeginn, also mit Ablauf des 
tt.mm.jjjj, sofern sich nicht evtl. Verschiebungen des 7-Jahres-Zeitraums durch Rechtsstreitig- 
keiten ergeben.

1.1. � Erfasste Bodenabfertigungsdienste 22

1.1.1.	 Gepäckabfertigung (Kategorie 3 gemäß Anlage 1 zur BADV);

1.1.2.	� Fracht- und Postabfertigung, soweit dies die konkrete Beförderung von Fracht und Post 
zwischen den dafür vorgesehenen Fracht- und Postabfertigungsgebäuden und dem 
Flugzeug bei der Ankunft, beim Abflug oder beim Transit betrifft (Kategorie 4 gemäß 
Anlage 1 zur BADV);

1.1.3.	�� Unterstützen beim Parken und Bereitstellen der entsprechenden Mittel (Kategorie 5.2. 
gemäß Anlage 1 zur BADV)

1.1.4.	�Das Bewegen des Flugzeugs beim Abflug und bei der Ankunft, die Bereitstellung und der 
Einsatz der erforderlichen Mittel gem. Anlage 1 Nr. 5.6 BADV;

1.1.5.	� Kommunikation Flugzeug und Abfertiger (Kategorie 5.3 gemäß Anlage 1 zur BADV)

1.1.6. ��Be- und Entladung des Flugzeugs, Beförderung Besatzung, Fluggast, Gepäck zwischen 
Flugzeug und Abfertigungsgebäude (Kategorie 5.4 gemäß Anlage 1 zur BADV);

20	 Die Kommission plant voraussichtlich im 4. Quartal 2019 die Anzahl der zulässigen Zeichen in den EU-Bekanntmachungs-
	 formularen (zum Teil deutlich) zu erweitern. Je nach Umfang der zu erwartenden Erweiterung der Zeichenbegrenzung wird 
	 ein Begleitdokument künftig ggf. obsolet, weil dann der gesamte notwendige Inhalt ggf. im EU-Bekanntmachungsformular 
	 dargestellt werden kann. 
21	 Sollte online zugänglich gemacht werden und im Bekanntmachungstext auf verlinktes Begleitdokument hingewiesen werden.
22	� Hier Darstellung der ausgeschriebenen Dienste. Die nebenstehende Aufstellung ist selbstverständlich nur beispielhaft! Anpas-

sung an die konkret ausgeschriebenen Dienste erforderlich, ggf. hier auch Aufzählung nicht limitierter Dienste, die innerhalb des 
Bündels ausgeschrieben werden sollen.
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1.1.7.  ��Unterstützung beim Anlassen der Triebwerke und Bereitstellen der entsprechenden 
Mittel (Kategorie 5.5 gemäß Anlage 1 zur BADV);

1.1.8. ��Bewegen des Flugzeugs beim Abflug und bei der Ankunft, Bereitstellung und Einsatz der  
erforderlichen Mittel (Kategorie 5.6 gemäß Anlage 1 zur BADV). Der Dienstleister hat alle 
oben aufgeführten Dienstleistungen in ihrer Gesamtheit zu erbringen (Bündel), da diese 
Bündelung zur möglichst effizienten Nutzung der verfügbaren Flächen und Abfertigungs- 
kapazitäten betrieblich geboten und notwendig ist (§ 7 i. V. m. Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.1 Abs. 
1). Bewerbungen für einen Teil davon sind daher nicht zulässig und werden ausgeschlossen. 
 
Die Erbringung dieser Bodenabfertigungsdienstleistungen ist gem. § 3 Abs. 2 i. V. m. An-
lage 5 zur BADV am Flughafen XY auf zwei Dienstleister beschränkt, da die Flughafen XY 
in diesem Bereich selbst die o. g. Leistungen erbringt (bzw. durch einen Dienstleister, der 
von der Flughafen XY beherrscht wird), ist noch ein weiterer Dienstleister zuzulassen. 
Gegenstand ist daher die Zulassung eines Dienstleisters für die beschränkten Boden-
abfertigungsdienstleistungen.23

1.2.   ��Zentrale Infrastruktur 
Am Flughafen XY sind gemäß § 6 BADV Zentrale Infrastruktureinrichtungen bestimmt, 
die ausschließlich vom Flughafenunternehmen oder einem von ihm Beauftragten vor-
gehalten, verwaltet und betrieben werden. Sie sind zu nutzen, ihre Nutzung kann mit der 
Entrichtung eines Entgelts nach § 6 Abs. 3 BADV und der jeweils geltenden Entgeltord-
nung verbunden werden, soweit das Nutzungsentgelt nicht Bestandteil der Start- und 
Landebahnentgelte ist. Zentrale Infrastruktureinrichtungen (vgl. Ziffer xy der Flughafen-
benutzungsordnung für den Flughafen XY) sind gegenwärtig (Datum der Veröffentli-
chung dieser Bekanntmachung) beispielsweise: das Gepäcksystem, die Fluggastbrücken, 
die stationäre Bodenstromversorgung, die Flugzeugabfertigungspositionen einschließ-
lich der Einrichtungen zum Lotsen des Flugzeugs bei der Ankunft und beim Abflug, die 
Einrichtungen und Anlagen zur Flugzeugenteisung und das Fluginformationssystem.24 
Weitere Einzelheiten sind den Bewerbungsunterlagen zu entnehmen. Bei der Zuord-
nung zu Zentralen Infrastruktureinrichtungen können sich selbstverständlich während 
der Laufzeit der hier ausgeschriebenen Konzession Veränderungen ergeben mit ent-
sprechenden Auswirkungen auf die Leistungsinhalte der hier ausgeschriebenen Dienste 
nach voranstehendem Buchst. a).

1.3.   �Der zugelassene Dienstleister hat die Bodenabfertigungsdienste jedem nachfragenden 
Nutzer zu wettbewerbsgerechten, nicht diskriminierenden Bedingungen und Entgelten 
anzubieten.

1.4.  ��Eine Verpflichtung des Dienstleisters zur Übernahme von Personal des Flughafenunter-
nehmers oder eines sonstigen Dienstleisters besteht nicht. Es wird jedoch auf die Rege-
lungen des § 613a BGB sowie § 8 Abs. 4 BADV hingewiesen. 

1.5.   �Es wird darauf hingewiesen, dass die Flughafen XY Entgelte für den Zugang zu ihren 
Einrichtungen sowie für deren Vorhaltung und Nutzung (§ 9 Abs. 1 und 3 BADV) erhe-
ben kann. Derzeit werden diese nicht erhoben. Einzelheiten ergeben sich aus den Be-
werbungsunterlagen.

1.6.	�� Die Erbringung weiterer Dienstleistungen gemäß Anlage 1 der BADV ist nicht ausge-
schlossen; sie sind jedoch nicht Bestandteil dieses Verfahrens.

23	� Ggf. noch Hinweis, wenn Bündelung mit nicht beschränkten Diensten (z. B. Kühlung und Beheizung der Kabine nach Kategorie 6.2 
gemäß Anlage 1 zur BADV): „Nicht umfasst von der Beschränkung auf zwei Dienstleister ist die unter Buchst. xy dargestellte Kühlung 
und Beheizung der Kabine nach Kategorie 6.2 gemäß Anlage 1 zur BADV; das bedeutet, dass dort auch weitere Dienstleister unabhän-
gig von diesem Auswahlverfahren zugelassen und von den Nutzern entsprechend beauftragt werden können. Die Flughafen XY als 
Betreiberin des Flughafens XY unterwirft sich jedoch im Rahmen der gewünschten Erbringung als Bündel auch hinsichtlich der unter 
Buchst. xy dargestellten Kühlung und Beheizung der Kabine nach Kategorie 6.2 gemäß Anlage 1 zur BADV der Auswahlentscheidung 
der Luftfahrtbehörde.“

24	 Nur beispielhaft
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2.  Verkehrliche Ausgangslage

Ausführungen zum Verkehrsaufkommen25

Die bei Ausübung der Zulassung für den Dienstleister anfallende Anzahl an Abfertigungs-
dienstleistungen hängt von der Nachfrage der Nutzer ab. 

Die Dienstleistung erstreckt sich auf die Erbringung von Bodenabfertigungsdienstleistun-
gen für sämtliche Flüge, auch außerplanmäßige der Luftverkehrsgesellschaften, mit denen 
ein Bodenabfertigungsdienstvertrag abgeschlossen wird, während der gesamten Betriebs-
zeit des Flughafens (24 Stunden – unter Berücksichtigung von Nachtflugbeschränkungen). 
Für Nutzer, die keinen Bodenabfertigungsdienstvertrag abgeschlossen haben, sind die 
Dienstleistungen in angemessenem Verhältnis zum Marktanteil während der gesamten Be-
triebszeit vorzuhalten. Abweichende Regelungen im Pflichtenheft – insbesondere eine an-
gemessene Beteiligung der Dienstleister bei zentraler Handhabung von Sonderfällen durch 
den Flughafenbetreiber – bleiben vorbehalten.

Der Dienstleister hat im Rahmen der Zulassungsgewährung keinen Anspruch auf bestimmte 
Abnahmemengen oder Mindestkontingente von Abnahmen.

3.  Rechtliche Ausgangslage

Mit vorliegender Bekanntmachung wird weder ein öffentlicher Auftrag nach § 103 GWB 
i.V.m der SektVO noch eine Bau- oder Dienstleistungskonzession nach § 105 GWB i.V.m. der 
KonzVgV ausgeschrieben. 

Gegenstand der vorliegenden Bekanntmachung ist die Zulassung für die Erbringung von 
beschränkten Bodenabfertigungsdiensten auf dem Flughafen XY einschließlich der dazuge-
hörigen Vorfelder einheitlich durch einen Dienstleister gemäß der Verordnung über Boden-
abfertigungsdienste auf Flugplätzen vom 10.12.1997; BGBl. I S. 2885 ff., zuletzt geändert durch 
Art. 574 der Verordnung vom 31.8.2015 (BGBl. I S. 1474), (Bodenabfertigungsdienst-Verordnung 
– BADV).

Die Bekanntmachung und das nachfolgende Auswahlverfahren unterliegen deshalb nicht 
dem Kartellvergaberecht für die Vergabe von öffentlichen Aufträgen oder Konzessionen, son-
dern ausschließlich den Rechtsvorschriften der vorgenannten BADV zur Erbringung von Bo-
denabfertigungsdiensten an Flughäfen.

Diese BADV-Ausschreibung wird unter Verwendung des Standardformulars Nr.  24 im 
EU-Amtsblatt veröffentlicht, da das Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union für 
BADV-Ausschreibungen weder eine eigenständige Rubrik, ein eigenständiges Formular zur 
Verfügung stellt, noch eine Veröffentlichung nach BADV-Struktur im Freitext zulässt.

4. � Zeitpunkt der Aufnahme der Abfertigungstätigkeit / Vertragsdauer für die Abfertigungs
tätigkeit (zu Ziffer II.2.7) der Bekanntmachung)

Zeitpunkt der Aufnahme der Abfertigungstätigkeit am Flughafen XY ist der tt.mm.jjjj, (Be-
ginn der Zulassung), vorbehaltlich der bestandskräftigen bzw. sofort vollziehbaren Auswahl-
entscheidung der Behörde. Die Zulassung endet sieben Jahre ab Zulassungsbeginn, also mit 
Ablauf des tt.mm.jjjj, sofern sich nicht evtl. Verschiebungen des 7-Jahres-Zeitraumes durch 
Rechtsstreitigkeiten ergeben. Infolge von Rechtsstreitigkeiten kann sich also der Zulassungs-
zeitraum verschieben und damit von den in Ziffer II.2.7) der europaweiten Bekanntmachung 
genannten Daten abweichen.

25	� Hier insbesondere Darstellung der Flugbewegungen / Passagieraufkommen / Fracht pro Kalenderjahr /Wie viele Flüge im Kalen-
derjahr abgefertigt wurden
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II. � Mit dem Teilnahmeantrag vorzulegende Erklärungen  
und Nachweise26

1.  Ziffer III.1.1 der Bekanntmachung: Befähigung zur Berufsausübung

1.1.	� Rechtsverbindliche Eigenerklärungen des Bewerbers,
1.1.1.	�� dass gegen das Unternehmen und die zur Führung der Geschäfte bestellten Personen 

keine rechtskräftige Verurteilung wegen schwerer Verstöße gegen strafrechtliche Vor-
schriften einschließlich des Wirtschaftsstrafrechts stattgefunden hat;

1.1.2.	� dass gegen das Unternehmen und die zur Führung der Geschäfte bestellten Personen 
keine schweren und wiederholten Verstöße gegen arbeits-, arbeitsschutz- oder sozial-
rechtliche Pflichten, gegen im Interesse der Verkehrs- und Betriebssicherheit erlassene 
Vorschriften oder gegen umweltschützende Vorschriften vorliegen;

1.1.3.	� dass kein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren 
über das Vermögen des Unternehmens eröffnet, die Eröffnung nicht beantragt bzw. der 
Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse abgelehnt wurde, sowie keine Liquidation 
des Unternehmens eingeleitet wurde;

1.1.4.	�dass keine erheblichen Rückstände an Steuern oder an Beiträgen zur Sozialversicherung 
bestehen, die aus unternehmerischer Tätigkeit geschuldet werden;

1.1.5.	� dass gegenüber dem Flughafenunternehmer keine erheblichen Rückstände an Gebüh-
ren oder Entgelten, Mieten, Pachten oder aus anderen Zahlungspflichten bestehen, die 
aus der Nutzung des Flugplatzes und seiner Einrichtungen, einschließlich des Start- und 
Landebahnsystems oder aus der vertraglichen Gestattung der Erbringung von Boden-
abfertigungsdienstleistungen geschuldet werden;

1.1.6.	�dass das Unternehmen und die zur Führung der Geschäfte bestellten Personen in den 
letzten zwei Jahren nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Vorschriften (z. B. § 23 AEntG, 
§ 21 MiLoG oder Vorschriften wegen illegaler Beschäftigung von Arbeitskräften), der zu 
einer Eintragung im Gewerbezentralregister geführt hat, mit einer Freiheitsstrafe von 
mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer 
Geldbuße von mehr als 2.500 EUR belegt worden ist bzw. sind.

1.2.	� Mit dem Teilnahmeantrag vorzulegende Nachweise des Bewerbers:
1.2.1.	� Vorlage einer Auskunft aus dem Gewerbezentralregister (oder eines vergleichbaren Do-

kuments), die nicht älter als drei Monate sein darf (maßgeblich ist der Termin für die 
Einreichung der Teilnahmeanträge),

1.2.2.	�Vorlage polizeilicher Führungszeugnisse des Unternehmers oder der zur Führung der 
Geschäfte bestellten Personen, die nicht älter als drei Monate sein dürfen (maßgeblich 
ist der Termin für die Einreichung der Teilnahmeanträge),

1.2.3.	�Aktueller Auszug aus dem Handelsregister oder eine gleichwertige Urkunde oder Be-
scheinigung einer zuständigen Verwaltungsbehörde oder eines Gerichts des Herkunfts-
landes des Bewerbers, soweit aufgrund der Unternehmensform des Bewerbers eine  

26	� Die hier unter II. dargestellten Eignungskriterien haben nur beispielhaften Charakter und müssen nicht 1:1 übernommen werden.
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Eintragung vorgesehen ist (nicht älter als sechs Monate, maßgeblich ist der Termin für 
die Einreichung der Teilnahmeanträge),

1.2.4.	�Eintragung in das Berufsregister oder das Register der Industrie- und Handelskammer 
des Sitzes des Unternehmens.

2.  Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit nach Ziffer III.1.2 der Bekanntmachung

2.1.	� Nachweis des Versicherungsschutzes gemäß BADV (Versicherungsschutz gemäß Anla-
ge 3 zu § 8 BADV Nr. 2) mit den dort genannten Mindestdeckungssummen, ersatzwei-
se: Nachweis der rechtsverbindlichen Zusage des Versicherers zum Bestehen des vor-
genannten Versicherungsschutzes im Fall der Zulassungserteilung. Folgende Angaben 
müssen in der Bestätigung zwingend enthalten sein: Versicherer, Versicherungsneh-
mer(-in), Vertragslaufzeit und geografische Deckung. 

2.2.	� Vorlage der letzten beiden Geschäftsberichte bzw. der Jahresabschlüsse inkl. der Ge-
winn- und Verlustrechnung, falls deren Veröffentlichung nach dem Gesellschaftsrecht 
des Mitgliedstaates, in dem der Bewerber ansässig ist, vorgeschrieben ist,
oder
Erklärung über den Gesamtumsatz des Bewerbers in den letzten drei abgeschlossenen  
Geschäftsjahren sowie Erklärung über den Umsatz des Bewerbers in den letzten drei ab-
geschlossenen Geschäftsjahren, der auf die hier ausgeschriebenen Bodenabfertigungs-
dienstleistungen entfällt, unter Angabe des Eigenleistungsanteils. Als Nachweis dient 
die Angabe der Umsatzzahlen mit Bestätigung eines Steuerberaters oder Wirtschafts-
prüfers.

2.3.	� Bankauskunft, in der die gegenwärtige Finanz- und Liquiditätslage des Bewerbers dar-
gestellt wird, ist nicht älter als drei Monate (maßgeblich ist der Termin für die Einrei-
chung der Teilnahmeanträge).

3.  Technische und berufliche Leistungsfähigkeit nach Ziffer III.1.3 der Bekanntmachung

3.1.	� Für das Leitungspersonal (Unternehmer oder die zur Führung der Geschäfte bestellten 
Personen) ist die fachliche Eignung durch Prüfung der Industrie- und Handelskammer 
(IHK) als „Geprüfter Flugzeugabfertiger“ und ein Arbeitszeugnis bzw. eine Bestätigung 
über eine mindestens zweijährige leitende Tätigkeit in einem Unternehmen, das Boden-
abfertigungsdienstleistungen erbringt
oder
Nachweis einer den Prüfungsinhalten der IHK vergleichbaren Qualifikation und Arbeits-
zeugnis bzw. Bestätigung über mindestens zweijährige leitende Tätigkeit in einem Un-
ternehmen, das Bodenabfertigungsdienstleistungen erbringt
oder
Arbeitszeugnis bzw. Bestätigung über mindestens fünfjährige leitende Tätigkeit in  
einem Unternehmen, das Bodenabfertigungsdienstleistungen erbringt, nachzuweisen.

3.2.	� Rechtsverbindliche Eigenerklärung des Bewerbers, dass er die Anforderungen an Betrieb 
und Einsatz seiner Mitarbeiter gemäß Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. B Abs. 1 bis  
Abs. 5, einzuhalten in der Lage und auch einzuhalten bereit ist.

3.3.	� Angaben über das für die Leitung und Aufsicht vorgesehene technische Personal durch 
namentliche Auflistung und Angabe der individuellen Qualifikation und Berufser- 
fahrung.
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3.4.	 �Nachweis des im Unternehmen des Bewerbers eingerichteten anerkannten Qualitäts-
managementsystems (z. B. durch Vorlage eines Zertifikats über ein Qualitätsmanage-
mentsystem DIN EN ISO 9001 oder gleichwertig). Im Fall von Bewerbergemeinschaften 
müssen die Anforderungen von jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft erfüllt wer-
den.

3.5.	� Angabe, ob die Leistungen bei Abschluss der Konzession als vollständige Eigenleistung, 
mit Nachunternehmern oder in Kooperation mit anderen Firmen erbracht werden, inso-
weit jeweils mit Angabe des Anteils der Eigenleistungen, des Kooperationspartners und 
der jeweiligen Kooperationsform.

3.6.	� Angabe zu durchgeführten und/oder zu bestehenden vergleichbaren Aufträgen als Re-
ferenz aus den seit der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung vergangenen 36 Mo-
naten, bei denen in Art und Umfang vergleichbare Leistungen durchgeführt wurden. 
Referenzfähig sind nur Abfertigungsleistungen an Verkehrsflughäfen mit einem Passa-
giervolumen größer zwei Millionen pro Jahr oder einem Frachtvolumen von mehr als 
50.000 Tonnen27 pro Jahr. Bei den genannten Mindestvorgaben ist es im Fall von Be-
werbergemeinschaften ausreichend, wenn die Anforderungen von einem Mitglied der 
Bewerbergemeinschaft erfüllt werden. Erwartet werden folgende Angaben für jeden 
Referenzauftrag:

3.6.1.	�Name und Adresse des Auftraggebers samt Benennung eines Ansprechpartners beim 
Auftraggeber mit Telefonnummer und E-Mail-Adresse,

3.6.2. �Bezeichnung und Standort des Referenzauftrages mit Kurzbeschreibung und Angaben 
zur Menge der jährlichen Abfertigungsleistungen und Vertragsdauer,

3.6.3.	�Angabe, ob die Referenzleistungen als vollständige Eigenleistung des Bewerbers, mit 
Nachunternehmern oder in Kooperation mit anderen Firmen erbracht wurden sowie bei 
Kooperation Benennung des Kooperationspartners und die Angabe des Eigenleistungs-
anteils des Bewerbers.

4.  Rechtsverbindliche Eigenerklärung nach Ziffer III.2.2 der Bekanntmachung:

Der Bewerber hat daher eine rechtsverbindliche Eigenerklärung abzugeben, ob er „unabhän-
giger Dienstleister“ i. S. von § 3 Abs. 3 BADV ist.

III.  Ablauf des BADV-Verfahrens

1.  Struktur des Auswahlverfahrens nach BADV

Das Auswahlverfahren wird hier auf der Grundlage der BADV zweistufig mit einem Teilnah-
mewettbewerb sowie anschließendem Auswahlverfahren durchgeführt. Die Auswahl des 
Dienstleisters trifft Luftfahrtbehörde XY28 als entscheidende Stelle. Die Entscheidung wird 
auf der Grundlage der Bewertung der Bewerbungen gemäß den mitgeteilten Zuschlagskri-
terien samt deren Gewichtung getroffen. 

27	  An die Größe des jeweiligen Flughafens anzupassen
28	  Hier Angabe der zust. Luftfahrtbehörde. Luftfahrtbehörde – nicht Flughafen hat den Teilnahmewettbewerb zu entscheiden!
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Die erfolglosen Bewerber erhalten eine Benachrichtigung. 

Die Zuschlagskriterien sind nachfolgend und in der Bekanntmachung unter Ziffer II.2.5 bzw. 
VI.3)c)cb) aufgeführt und werden in den von der Flughafen XY übersandten Bewerbungs-
unterlagen (Aufforderungsschreiben – Vergabe einer Zulassung für die Erbringung von Bo-
denabfertigungsdiensten durch einen Dienstleister am Flughafen XY gem. § 7 BADV) konkre-
tisiert und die Gewichtung angegeben.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Flughafen XY, dem Nutzerausschuss des Flughafens XY 
sowie dem Betriebsrat der Flughafen XY Einsicht in die Unterlagen gewährt werden kann. 
Sollten die Unterlagen nicht vollständig zur Einsicht geeignet sein, da Daten und Angaben 
enthalten sind, die dem Geschäftsgeheimnis unterliegen, sind ergänzend zu den geforderten 
Unterlagen und Nachweisen weitere Ausfertigungen beizufügen, die keine Daten und Anga-
ben enthalten, die dem Geschäftsgeheimnis unterliegen. Zum Zweck der Einsicht sind diese 
mit dem Zweck „Zur Weiterleitung an die Flughafen XY, den Nutzerausschuss des Flughafen XY 
und dem Betriebsrat der Flughafen XY“ zu kennzeichnen.

2.  Verfahrenssprache

Das gesamte Verfahren wird ausschließlich in deutscher Sprache geführt. Dies gilt insbeson-
dere für die einzureichenden Interessenbekundungen (Teilnahmeanträge) und Bewerbungen 
der Unternehmen einschließlich der von ihnen geforderten Unterlagen, Nachweise, Referen-
zen und sonstigen Informationen oder Erklärungen. Liegen dem Bewerber Unterlagen, Nach-
weise, Referenzen, sonstige Informationen oder Erklärungen nicht in deutscher Sprache vor, 
hat er Übersetzungen beizufügen. Auf Verlangen sind unverzüglich amtlich beglaubigte Über-
setzungen vorzulegen. 

Auch Auskünfte, Benachrichtigungen, Mitteilungen oder Entscheidungen gegenüber dem 
Bewerber erfolgen ausschließlich in deutscher Sprache. Interessenbekundungen, Bewerbun-
gen, Unterlagen, Referenzen, Nachweise, Erklärungen und sonstige Informationen, die die 
interessierten Bewerber nicht in deutscher Sprache bzw. ohne Übersetzungen bzw. bei Ver-
langen ohne amtlich beglaubigte Übersetzungen übermitteln, werden nicht berücksichtigt.

3.  Ablauf des Teilnahmewettbewerbs

3.1.	� Zweck des Teilnahmewettbewerbs
In der 1. Stufe (Teilnahmewettbewerb) wird die Eignung der Bewerber unter Berücksich-
tigung der in der Bekanntmachung und diesem Dokument mitgeteilten Teilnahmebe-
dingungen geprüft. 

3.2.	� Bestandteile der Teilnahmeanträge
Hierzu sind die in der Bekanntmachung unter Ziffer III.1.1) bis III.1.3) und Ziffer III.2.2 und 
in diesem Dokument unter Ziffer II.1. bis Ziffer II. 4 benannten Unterlagen, Erklärungen 
und Nachweise im Rahmen des Teilnahmeantrags einzureichen. Die geforderten Unter-
lagen, Erklärungen und Nachweise können in Kopie eingereicht werden; auf Verlangen 
sind jedoch unverzüglich die Originale vorzulegen.

3.3.	� Bewerbergemeinschaften
Die unter Ziffer III.1.1) bis Ziffer III.1.3) und Ziffer III.2.2 der Bekanntmachung benannten 
Unterlagen, Erklärungen und Nachweise zur Beurteilung der Fachkunde, Leistungs-
fähigkeit und Zuverlässigkeit (Eignungsvoraussetzungen) sind bei Vorliegen einer 
Bewerbergemeinschaft für jedes Mitglied der Bewerbergemeinschaft vorzulegen.  
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Bei Bewerbergemeinschaften müssen die Eigenerklärungen gemäß Ziffer III.1.1 a) und 
Nachweise gemäß Ziffer III.1.1 b) von jedem Mitglied selbst abgegeben werden, insoweit 
ist eine Vertretung durch den benannten Vertreter der Bewerbergemeinschaft (Ziffer 
III.1.8)) nicht zulässig. Bei den genannten Mindestvorgaben bei Ziffer III.1.3) e) (Referen-
zen) ist es im Fall von Bewerbergemeinschaften ausreichend, wenn die Anforderungen 
von einem Mitglied der Bewerbergemeinschaft erfüllt werden. Soweit der Bewerber 
Nachunternehmer einzusetzen beabsichtigt, sind diese namentlich zu benennen und 
von diesen die vorgenannten Erklärungen und Nachweise zur Eignung ebenfalls abzu-
geben bzw. vorzulegen.

3.4.	� Eignungsleihe
Alternative 1: Textbaustein, wenn Eignungsleihe nicht zugelassen:
Eine Berufung zum Nachweis der Eignung gegenüber der den Teilnahmewettbewerb 
entscheidenden Stelle auf die Eignung eines anderen oder anderer Unternehmen (sog. 
Eignungsleihe) ist nicht zugelassen.29

Alternative 2: Textbaustein, wenn Eignungsleihe zugelassen:
Beabsichtigt der Bewerber oder ein Mitglied einer Bewerbergemeinschaft, sich zum 
Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen oder technischen und beruflichen Leis-
tungsfähigkeit auf andere Unternehmen (z. B. durch Subunternehmer) zu berufen, so 
sind die unter Ziffer III.1.2) bis III.1.3) der Bekanntmachung und in diesem Dokument 
unter Ziffer II.2. bis Ziffer II. 3 benannten Unterlagen für die anderen Unternehmen in-
soweit gesondert vorzulegen, als die Bezugnahme auf die Leistungsfähigkeit Dritter 
erfolgt. Zusätzlich hat der Bewerber gesondert mit dem Teilnahmeantrag die Verpflich-
tungserklärung der anderen Unternehmen vorzulegen, nach deren Inhalt die rechtlich 
und tatsächlich abgesicherte Verfügbarkeit über die entsprechenden Ressourcen der 
Dritten nachgewiesen wird. 

Bei einer Bezugnahme auf Kapazitäten eines anderen Unternehmens im Hinblick auf 
die wirtschaftliche oder finanzielle Leistungsfähigkeit ist durch dieses ausdrücklich 
zu bestätigen, dass es mit dem Bewerber im Auftragsfall gemeinsam für die Auftrags-
durchführung entsprechend dem Umfang der Eignungsleihe haftet.

Beabsichtigt der Bewerber, im Hinblick auf vorzulegende Nachweise für die erforderliche 
berufliche Leistungsfähigkeit wie Ausbildungs- oder Befähigungsnachweise oder die ein-
schlägige berufliche Erfahrung (Referenzen) die Kapazitäten anderer Unternehmen in An-
spruch zu nehmen, so ist durch dieses ausdrücklich zu bestätigen, dass es die Leistungen 
als Subunternehmer im Auftragsfall erbringen wird, für die diese Kapazitäten benötigt 
werden.30

3.5.	� Einreichung der Teilnahmeanträge
Die Teilnahmeanträge müssen in Schriftform bis zum Schlusstermin für deren Ein-
gang gemäß Ziffer IV.2.2) im verschlossenen Umschlag bei der in I.3 der Bekannt-
machung benannten Stelle (Luftfahrtbehörde XY) eingehen. Elektronisch über-
sandte Unterlagen können nicht berücksichtigt werden. Der Umschlag ist mit dem 
Hinweis „Teilnahmewettbewerb: BADV-Verfahren für Bodenabfertigungsdienste am 
Flughafen XY – Nur zur Öffnung durch Luftfahrtbehörde XY bestimmt“ zu versehen.

29	  Aussage zur Eignungsleihe. Variante Eignungsleihe wird nicht zugelassen.
30	  Aussage zur Eignungsleihe. Variante Eignungsleihe wird zugelassen; Anlehnung an § 47 SektVO.
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Den Teilnahmeanträgen sind außerdem elektronische Kopien aller in Papierform über-
mittelten Unterlagen auf einem geeigneten virengeprüften und virenfreien Datenträ-
ger beizulegen. Die elektronischen Kopien sind in einem nicht-bearbeitbaren Format 
(z. B. geschützte, jedoch druckbare Dateien) bereitzustellen. Mit der Abgabe des Teilnah-
meantrags versichert der Bewerber bzw. die Bewerbergemeinschaft, dass die Inhalte der 
elektronischen Kopien vollumfänglich und mit den eingereichten Papierfassungen un-
eingeschränkt identisch sind. Sofern mit dem Original des Teilnahmeantrags weniger 
Unterlagen abgegeben wurden, als auf dem Datenträger vorzufinden sind, gilt im Zwei-
felsfall die Einreichung in Papierform vorrangig. Luftfahrtbehörde XY weist die Bewer-
ber bzw. Bewerbergemeinschaft daher darauf hin, dass ausschließlich die eingereichten 
Papierfassungen des eingereichten Teilnahmeantrags für die Prüfung maßgeblich sind.

3.6.	� Prüfung der Teilnahmeanträge
Luftfahrtbehörde XY wird die fristgerecht eingegangenen Teilnahmeanträge anhand 
der gemäß vorliegender EU-Bekanntmachung geforderten Unterlagen, Erklärungen und 
Nachweise prüfen. Luftfahrtbehörde XY behält sich vor, fehlende oder unzureichende 
Unterlagen, Erklärungen und Nachweise bis zum Ablauf von zu bestimmenden Nach-
frist(en) – ggf. mehrfach – nachzufordern. Nicht geeignete Bewerber werden über ihren 
Ausschluss unterrichtet.

3.7.	� Anfragen zum Teilnahmewettbewerb
Anfragen zum Teilnahmewettbewerb müssen unter Angabe des Aktenzeichens in Text-
form (per E-Mail oder Fax) und bis spätestens zehn Tage vor dem Endtermin für den 
Eingang der Teilnahmeanträge bei der Kontaktstelle gemäß Ziffer I.3) vorliegen. Insbe-
sondere telefonische Anfragen werden nicht beantwortet.

3.8.	� Auswahlverfahren 
	� Die Bewerbungsunterlagen werden an die geeigneten Bewerber zeit- und inhalts-

gleich versandt. Bestandteil der Bewerbungsunterlagen sind u. a. ein Pflichtenheft, 
ein mit dem Flughafen XY abzuschließender Nutzungsvertrag und eine Darstellung 
der technischen Spezifikationen für den Flughafen XY. 

 
	 Voraussetzung für eine erfolgreiche Bewerbung ist die:

•  Bereitschaft, den Nutzungsvertrag gem. § 9 BADV mit der Flughafen XY abzuschließen,
• � Bereitschaft, die Bodenabfertigungsdienste ab dem … gemäß dem Nutzungsvertrag 

zu erbringen,
• � Erfüllung der Anforderungen, die sich aus der Anlage 3 zu § 8 BADV, dem Pflichtenheft 

und den technischen Spezifikationen für den Flughafen XY ergeben.
Einzelheiten über den Nachweis der oben genannten Voraussetzungen sowie den ab-
zuschließenden Nutzungsvertrag, das Pflichtenheft und die technischen Spezifikatio-
nen ergeben sich aus den Bewerbungsunterlagen. Luftfahrtbehörde XY behält sich vor, 
mit den Bewerbern Gespräche und/oder Präsentationstermine unter Beteiligung von 
Flughafenunternehmer, Nutzerausschuss und Betriebsrat des Flughafenunternehmers 
durchzuführen. Wird der Bewerber bzw. die Bewerbergemeinschaft zur Angebotsabga-
be zugelassen, so muss er/sie eine Verpflichtungserklärung darüber abgeben, die Vor-
gaben des Gesetzes zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns (Mindestlohngesetz 
– MiLoG) einzuhalten.
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3.9.	� Auswahlkriterien
Die Auswahlentscheidung wird von Luftfahrtbehörde XY auf der Grundlage der Bewer-
tung der Bewerbungen gemäß den nachfolgend genannten Auswahlkriterien und de-
ren in den Bewerbungsunterlagen genannten Gewichtung getroffen. Die erfolglosen 
Bewerber erhalten eine Benachrichtigung. Luftfahrtbehörde XY trifft die Auswahlent-
scheidung auf Basis der Anlage 3 zu § 8 BADV zugunsten des Angebots, das anhand der 
nachfolgend genannten Auswahlkriterien als das Annehmbarste erscheint. Einzelhei-
ten zu den Auswahlkriterien werden in den Bewerbungsunterlagen mitgeteilt.

	 Auswahlkriterien31 sind:

	 3.9.1   �Kommerzielle Angebotsinhalte (Mustermengen- und Gesamtkostenkalkulation) 
Die Mustermengen- und Musterkostenkalkulation (darunter ist der Nachweis zu 
verstehen, dass die Anzahl und Kosten der eingesetzten Ressourcen Personal und 
Gerät sowie die angesetzten Aufwendungen für Sach- und Overheadkosten für 
das Gesamtvolumen der angebotenen Abfertigungsleistungen einen wirtschaftli-
chen und verlässlichen Abfertigungsbetrieb gewährleisten) inklusive der Muster-
preise, die der Dienstleister für die Abfertigung der einzelnen, im Musterflugplan 
enthaltenen Flugzeugtypen kalkuliert.

	 3.9.2.  Qualitative Angebotsinhalte, aufgeteilt in die folgenden drei Unterkriterien: 
	 3.9.2.1.  Personaleinsatzkonzept 
	 3.9.2.2. Geräteeinsatzkonzept 
	 3.9.2.3. �Organisationskonzept zur Betriebsaufnahme und Durchführung einschließlich   

Qualitätssicherung

3.10.  Beteiligung Dritter

Die begründeten Voten des Nutzerausschusses, des Flughafenunternehmers und des  
Betriebsrats des Flughafenunternehmers werden durch Luftfahrtbehörde XY im Rahmen der 
Wertung gemäß den bekannt gegebenen Zuschlagskriterien angemessen berücksichtigt.

31	� Zuschlagskriterien haben nur beispielhaften Charakter. Sie entsprechen den im Handbuch gemachten unverbindlichen 
Anregungen.
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Muster Formular Aufforderungsschreiben  
zur Abgabe einer Bewerbung

Ansprechpartner	 Datum 

Vergabe einer Zulassung für die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten durch einen 
Dienstleister am Flughafen XY gem. § 7 der Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf 
Flugplätzen (BADV)

Aufforderung zur Einreichung einer Bewerbung

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Flughafen XY bezieht sich auf die Ausschreibung (Bekanntmachung Amtsblatt EU / vom 
tt.mm.jjjj Nummer …) für die Vergabe einer Zulassung für die Erbringung von Bodenabferti-
gungsdiensten durch einen Dienstleister am Flughafen XY gemäß § 7 der Verordnung über 
Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen (Bodenabfertigungsdienst-Verordnung – BADV).

Ihr Unternehmen hat sich erfolgreich um die Teilnahme an dem Auswahlverfahren zu o. g. Ver-
gabe nach § 7 BADV beworben. Die von Ihnen eingereichten Unterlagen wurden von Luftfahrt- 
behörde XY hinsichtlich Abgabefrist, Vollständigkeit und Übereinstimmung mit den in der 
Veröffentlichung im Amtsblatt der EU aufgeführten Teilnahmekriterien überprüft. Auf der 
Grundlage dieser Prüfung wird Ihr Unternehmen von der Luftfahrtbehörde XY für das weite-
re Auswahlverfahren zugelassen. 

Wir laden Sie hiermit ein, Ihre Bewerbung für die Zulassung zur Erbringung der nachfolgend 
aufgeführten Bodenabfertigungsdienste am Flughafen XY bis zum 

Datum, Uhrzeit

einzureichen (vgl. zu den Anforderungen an die Bewerbungen nachfolgend im Einzelnen  
unter 13.).

Mit diesem Schreiben übersenden wir Ihnen weitere Informationen zum Ablauf des Aus-
wahlverfahrens und die Bedingungen für die Einreichung Ihrer Bewerbung um die auftrags-
gegenständlichen Leistungen.

	Anlage 3
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Dieses mit der Luftfahrtbehörde XY abgestimmte Aufforderungsschreiben samt Anlagen 
wird in Papierform sowie zusätzlich in Dateiform auf Datenträgern übermittelt. Es besitzt 
ausschließlich die schriftliche Ausfertigung verbindliche Gültigkeit, insbesondere für die Er-
stellung der Mustermengen- und Musterkostenkalkulation. Lediglich die sehr umfangreiche 
Anlage 02 (Flugplan der Flugplanwoche XY) wird ausschließlich in Dateiform elektronisch 
übermittelt. 

Die Bewerbungsunterlagen bestehen aus den folgenden Dokumenten1:

01 Deckblatt
02 Inhaltsübersicht 
03 Anschreiben / Aufforderung zur Bewerbungsabgabe

04 Anlage 01 Musterpreise der Abfertigung / Mustermengen- und Musterkosten- 
kalkulation

05 Anhang A – Musterpreise der Abfertigungen
06 Anhang A I – Personalmenge
07 Anhang A II – Personalkosten
08 Anhang A III – Gerätemenge
09 Anhang A IV – Gerätekosten
10 Anhang A V – Musterkosten
11 Anlage 02 Flugplan der Flugplanwoche XY
12 Anlage 03 Pflichtenheft
13 Anhang zum Pflichtenheft
14 Anlage 04 Nutzungsvertrag
15 Anhang 01 – AVB Raumvermietung
16 Anhang 02 – XY Textvorgabe Bankbürgschaft Nutzungsvertrag
17 Anlage 05 Flughafenbenutzungsordnung für den Flughafen XY (inkl. Anhang)
18 Anlage 06 Angebotsformular
19 Anlage 07 Formblatt – Erklärung der Mitglieder der Bewerbergemeinschaft
20 Anlage 08 Formblatt – Verzeichnis der Nachunternehmer
21 Anlage 09 Flächenplan 
22 Anlage 10 Angaben zu den Mietkosten
23 Anlage 11 Angaben zu den Parkmieten
24 Anlage 12 Adressaufkleber
25 Beilage 01 Bodenabfertigungsdienst-Verordnung (BADV)
26 Beilage 02 Brandschutzordnung
27 Beilage 03 Auszug aus dem aktuellen Notfallplan
28 Beilage 04 Sicherheitskosten
29 Beilage 05 Merkblatt Sicherheitsbereich 
30 Beilage 06 Produktpreise IT
31 Beilage 07 Verkehrsregeln für den nichtöffentlichen Bereich*
32 Beilage 08 Rückkuvert für das Angebot
33 Beilage 09 Elektronischer Datenträger

* Maßgeblich sind die Bestimmungen des Pflichtenheftes.

1	 Beispielhaft
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1.	 Gegenstand des Auswahlverfahrens

Gegenstand des Auswahlverfahrens ist die Zulassung für die Erbringung von Bodenabfer-
tigungsdiensten auf dem Flughafen XY einheitlich durch einen Dienstleister für folgende 
Bodenabfertigungsdienste, soweit dies nicht Zentrale Infrastruktureinrichtungen (vgl. nach-
folgend Ziffer 1.2) betrifft:

1.1. � Gegenständliche Dienste
		 Hier Beschreibung der ausgeschriebenen Dienste2

		� Der Dienstleister hat sämtliche oben aufgeführten Dienstleistungen in ihrer Gesamtheit 
zu erbringen (Bündel), da diese Bündelung zur möglichst effizienten Nutzung der verfügba-
ren Flächen und Abfertigungskapazitäten betrieblich geboten und notwendig ist (§ 7 i.V.m. 
Anlage 2 zu § 7 BADV Nr. 2.1 Abs. 1 S. 2). Bewerbungen, die lediglich einen Teil der Dienstleis-
tungen umfassen, sind nicht zulässig und werden ausgeschlossen. Die Erbringung dieser 
Bodenabfertigungsdienstleistungen ist gem. § 3 Abs. 2 i.V.m. Anlage 5 zur BADV am Flug-
hafen XY auf zwei Dienstleister beschränkt. Die XY erbringt durch einen Dienstleister, der 
von der XY beherrscht wird, in diesem Bereich selbst Bodenabfertigungsdienstleistungen, 
sodass nur noch ein weiterer Dienstleister zuzulassen ist. Gegenstand des vorliegenden 
Auswahlverfahrens ist daher die Zulassung eines Dienstleisters3.

1.2. � Nicht umfasste Dienste / Zentrale Infrastruktureinrichtungen
		  �Unberührt von den Bodenabfertigungsdiensten, die Gegenstand dieses Auswahlverfah-

rens sind, bleibt das Recht zur Erbringung der übrigen in Anlage 1 zur BADV genannten 
Dienste. Diese bedürfen ebenso einer ausdrücklichen Erteilung einer Konzession durch die 
XY. Die Zulassung zur Erbringung dieser Dienste ist außerhalb dieses Auswahlverfahrens 
gesondert bei der XY zu beantragen und ist nicht Bestandteil dieses Auswahlverfahrens.  
 
Am Flughafen XY sind gemäß § 6 BADV Zentrale Infrastruktureinrichtungen bestimmt, 
die ausschließlich von der XY oder von ihr Beauftragten vorgehalten, verwaltet und be-
trieben werden. Die Zentralen Infrastruktureinrichtungen sind zu nutzen, ihre Nutzung 
kann mit der Entrichtung eines Entgelts nach § 6 Abs. 3 BADV jeweils geltenden Entgelt-
ordnung verbunden werden, soweit das Nutzungsentgelt nicht Bestandteil der Start- 
und Landebahnentgelt ist. Zentrale Infrastruktureinrichtungen (vgl. XY samt Anhang 
der Flughafenbenutzungsordnung für den Flughafen XY, Anlage 05) sind gegenwärtig 
insbesondere: das Gepäcksystem, die Fluggastbrücken, die stationäre Bodenstromver-
sorgung, die Flugzeugabfertigungspositionen einschließlich der Einrichtungen zum Lot-
sen des Flugzeugs bei der Ankunft und beim Abflug, die Einrichtungen und Anlagen zur 
Flugzeugenteisung und das Fluginformationssystem.4 Bei der Zuordnung zu Zentralen 
Infrastruktureinrichtungen können sich selbstverständlich während der Laufzeit der hier 
ausgeschriebenen Konzession Veränderungen ergeben mit entsprechenden Auswirkun-
gen auf die Leistungsinhalte der hier ausgeschriebenen Dienste.

2	  �Aufzählung der konkret ausgeschriebenen Dienste erforderlich, ggf. hier auch Aufzählung nicht limitierter Dienste, die innerhalb 
des Bündels ausgeschrieben werden sollen.

3	� Ggf. noch Hinweis, wenn Bündelung mit nicht beschränkten Diensten (z. B. Kühlung und Beheizung der Kabine nach Kategorie 6.2 
gemäß Anlage 1 zur BADV): „Nicht umfasst von der Beschränkung auf zwei Dienstleister ist die unter Buchst. xy dargestellte Kühlung 
und Beheizung der Kabine nach Kategorie 6.2 gemäß Anlage 1 zur BADV; das bedeutet, dass dort auch weitere Dienstleister unabhän-
gig von diesem Auswahlverfahren zugelassen und von den Nutzern entsprechend beauftragt werden können. Die Flughafen XY als 
Betreiberin des Flughafens XY unterwirft sich jedoch im Rahmen der gewünschten Erbringung als Bündel auch hinsichtlich der unter 
Buchst. xy dargestellten Kühlung und Beheizung der Kabine nach Kategorie 6.2 gemäß Anlage 1 zur BADV der Auswahlentscheidung 
der Luftfahrtbehörde.

4	 Nur beispielhaft
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Hinweis:
Der Dienstleister ist verpflichtet, die in der Flughafenbenutzungsordnung ausgewiesenen 
Zentralen Infrastruktureinrichtungen gemäß den in der Flughafenbenutzungsordnung und 
im Pflichtenheft vorgegebenen Bestimmungen zu nutzen. Diese Nutzung kann mit der Ent-
richtung eines Entgelts nach § 6 Abs. 3 BADV und nach der jeweiligen Entgeltordnung ver-
bunden werden (siehe auch Nr. XY des Nutzungsvertrages). Zur Kalkulation der Entgelte für 
die Abfertigungsdienstleistungen ist jedoch davon auszugehen, dass derartige Entgelte 
nicht erhoben werden.

2.  Nutzungsvertrag

Grundlage der Tätigkeit des Dienstleisters ist ein mit der XY als Flughafenunternehmer ab-
zuschließender Nutzungsvertrag gemäß § 9 BADV. Voraussetzung für eine erfolgreiche Be-
werbung ist damit 

• 	 �die Bereitschaft, den Nutzungsvertrag gem. § 9 BADV mit der XY abzuschließen und
• 	 die Bereitschaft, die Bodenabfertigungsdienste ab dem tt.mm.jjjj gemäß dem Nutzungs-

vertrag zu erbringen

In Anlage 04 ist der abzuschließende Nutzungsvertrag beigefügt. Der Nutzungsvertrag bil-
det den Kern des Vertragsverhältnisses zwischen der XY und dem zugelassenen Dienstleister. 
Bitte nehmen Sie den Vertragsinhalt entsprechend sorgfältig zur Kenntnis.

Der Dienstleister hat im Fall der Zuschlagserteilung auf seine Bewerbung den beigefügten 
Nutzungsvertrag mit der XY über die Erbringung der ausschreibungsgegenständlichen Bo-
denabfertigungsdienste samt dessen Anlagen mit dem vorgelegten Inhalt vor Aufnahme der 
Tätigkeit abzuschließen.

Die XY ist berechtigt, von dem ausgewählten Dienstleister ein Entgelt für den Zugang, für 
die Vorhaltung und für die Nutzung seiner Einrichtungen gem. § 9 Abs. 1 und 3 BADV zu er-
heben, soweit diese Leistungen nicht bereits durch andere Entgelte abgedeckt sind (siehe 
auch Nr. XY des Nutzungsvertrages). Zur Kalkulation der Entgelte für die Abfertigungsdienst-
leistungen ist jedoch davon auszugehen, dass ein Entgelt gemäß § 9 Abs. 1 und 3 BADV nicht 
erhoben wird bzw. bereits durch andere Entgelte abgedeckt ist.

3.  Änderungsvorschläge und Nebenbewerbungen

Änderungsvorschläge oder Nebenbewerbungen jedweder Art sind nicht zugelassen.

4.  Bewerbergemeinschaften

Bewerbergemeinschaften haben mit ihrer Bewerbung die von allen Mitgliedern rechts-
verbindlich unterschriebene Bewerbergemeinschaftserklärung gemäß dem in den Bewer-
bungsunterlagen enthaltenen Formblatt „Erklärung der Mitglieder der Bewerbergemein-
schaft“ (Anlage 07) innerhalb der Bewerbungsfrist abzugeben. 
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Nachträgliche Bildung von Bewerbergemeinschaften:
Bewerbungen von Bewerbergemeinschaften, die sich im konkreten Bestand ihrer Mitglie-
der nicht im Teilnahmewettbewerb (erste Verfahrensstufe) qualifiziert haben, werden aus-
geschlossen. Ebenso ausgeschlossen werden Bewerbungen von Bewerbergemeinschaften, 
die sich nicht bereits als solche erfolgreich im Teilnahmewettbewerb (erste Verfahrensstufe) 
qualifiziert haben.

5.  Nachunternehmer

Beabsichtigen Sie, Teile der Dienstleistung von Nachunternehmern ausführen zu lassen, 
müssen Sie bereits mit Ihrer Bewerbung die Erklärungen über den beabsichtigten Ein-
satz von Nachunternehmern gemäß dem in den Ausschreibungsunterlagen vorgegebe-
nen Formblatt „Verzeichnis der Nachunternehmer“ (Anlage 08) ausgefüllt abgeben. Bei 
Erteilung des Zuschlags bedarf die Hinzuziehung nicht genehmigter Nachunternehmer 
der ausdrücklichen Zustimmung der Flughafen XY, welche diese jedoch nur bei Vorlie-
gen wichtiger Gründe verweigern wird. Falls über die mit dem Teilnahmeantrag hinaus 
benannten Nachunternehmer weitere Nachunternehmer mit der Bewerbung benannt 
werden, sind für diese die in Ziffer VI.3 b) bb) der EU-Bekanntmachung vom tt.mm.jjjj ge-
nannten Nachweise zur Eignung ebenfalls vorzulegen. Die Luftfahrtbehörde wird die Eig-
nung des Bewerbers / des Nachunternehmers (insbesondere mit Bezug auf die Leistungs-
teile, für die der Nachunternehmer benannt wurde) auf dieser Grundlage prüfen. Bitte 
beachten Sie, dass (konzern-)verbundene Unternehmen des Bewerbers / von Mitgliedern der  
Bewerbergemeinschaft Nachunternehmern gleichgestellt sind.

6.  Sicherheiten

Zu leistende Sicherheiten sind Nr. XY des Nutzungsvertrages zu entnehmen (Anlage 04)
Des Weiteren hat der Bewerber bei Erteilung des Zuschlags eine Haftpflichtversicherung ge-
mäß der Anlage 3 zu § 8 BADV Nr. 2 Buchst. B Abs. 6 abzuschließen (vgl. dazu Nr. XY des Nut-
zungsvertrages).

7. � Zeitpunkt der Aufnahme der Abfertigungstätigkeit / Vertragsdauer für die 
Abfertigungstätigkeit

Zeitpunkt der Aufnahme der Abfertigungstätigkeit am Flughafen XY ist der tt.mm.jjjj,  
(Beginn der Zulassung), vorbehaltlich der bestandskräftigen bzw. sofort vollziehbaren Aus-
wahlentscheidung der Behörde. Die Zulassung endet sieben Jahre ab Zulassungsbeginn,  
also mit Ablauf des tt.mm.jjjj, sofern sich nicht evtl. Verschiebungen des 7-Jahres-Zeitraumes 
durch Rechtsstreitigkeiten ergeben. Infolge von Rechtsstreitigkeiten kann sich also der Zu- 
lassungszeitraum verschieben und damit von den in Ziffer II.2.7) der europaweiten Bekannt-
machung vom tt.mm.jjjj genannten Daten abweichen.

8.  Hinweis auf Anforderungskatalog, Pflichtenheft und technische Spezifikationen

Die Bewerber haben die „Anforderungen für die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten“ 
(siehe Anlage 3 zu § 8 BADV) sowie die Anforderungen, die sich aus dem Pflichtenheft, der Flug
hafenbenutzungsordnung (FBO) sowie den technischen Spezifikationen ergeben, zu erfüllen.  
Die Beachtung dieser Anforderungen ist Voraussetzung für eine erfolgreiche Bewerbung.

ANLAGE 3 – Muster Anforderungsschreiben



108  |

9.  Auswahlentscheid und Auswahlkriterien

Die Entscheidung, welcher der geeigneten Bewerber den Zuschlag erhält, erfolgt durch die 
Luftfahrtbehörde. Zuständige Luftfahrtbehörde ist die Luftfahrtbehörde XY. Die Luftfahrt-
behörde öffnet nach Ablauf der Bewerbungsfrist die Bewerbungen und trifft die Auswahl-
entscheidung nach Anhörung des Nutzerausschusses, des Flughafenunternehmers und des 
Betriebsrats des Flughafenunternehmers. Die Luftfahrtbehörde behält sich vor, mit den Be-
werbern Gespräche und/oder Präsentationstermine unter Beteiligung des Flughafenunter-
nehmers, Nutzerausschusses und Betriebsrats des Flughafenunternehmers durchzuführen.

Die zuständige Luftfahrtbehörde wird den Zuschlag auf die Bewerbung erteilen, die unter 
Berücksichtigung der nachfolgend dargestellten Auswahlkriterien5 am annehmbarsten ist: 

•  �Kommerzielle Bewerbungsinhalte (Gewichtung: 50 %, das entspricht maximal 500 von 
1.000 Punkten).

		� Mustermengen- und Musterkostenkalkulation (darunter ist der Nachweis zu verstehen, dass 
die Anzahl und Kosten der eingesetzten Ressourcen Personal und Gerät sowie die angesetz-
ten Aufwendungen für Sach- und Overheadkosten für das Gesamtvolumen der angebotenen 
Abfertigungsleistungen einen wettbewerbsfähigen, wirtschaftlich plausiblen und verläss-
lichen Abfertigungsbetrieb gewährleisten) inklusive der Musterpreise, die der Dienstleister 
für die Abfertigung der einzelnen, im Musterflugplan enthaltenen Flugzeugtypen kalkuliert; 

•  �Qualitative Bewerbungsinhalte (Gewichtung: 50 %, das entspricht maximal 500 von 1.000 
Punkten), aufgeteilt in die folgenden drei Unterkriterien:w

–– Personaleinsatzkonzept (Bewertungsgewichtung: 15 %, maximal 150 von 1.000 
Punkten)

–– Geräteeinsatzkonzept, (Bewertungsgewichtung: 15 %, maximal 150 von 1.000 Punkten)
–– Organisationskonzept zu Betriebsaufnahme und Durchführung, einschließlich Qua-

litätssicherung (Bewertungsgewichtung: 20 %, maximal 200 von 1.000 Punkten).

Die Luftfahrtbehörde bewertet die Bewerbungen anhand der maßgeblichen Bewertungskri-
terien und trifft nach Anhörung des Nutzerausschusses, des Flugplatzunternehmers und des 
Betriebsrates des Flugplatzunternehmers die Auswahlentscheidung. 

Die Wertungskategorien werden jeweils mit 0-5 Punkten (vgl. im Einzelnen die nachfolgende 
Darstellung) bepunktet. Die Anzahl der erreichten Punkte wird mit den jeweils im folgenden 
angegebenen Gewichtungsfaktoren multipliziert und aufaddiert, um das Gesamtergebnis 
(Bewertungspunktzahl) des jeweiligen Bewerbers zu ermitteln. 

Die Voten des Nutzerausschusses, des Flughafenunternehmers und des Betriebsrats des 
Flughafenunternehmers werden durch die Luftfahrtbehörde im Rahmen der Wertung der 
Bewerbungen gemäß den bekannt gegebenen Wertungskriterien berücksichtigt. Die ausge-
schriebene Zulassung wird an den Bewerber mit der höchsten erreichten Punktzahl erteilt.
Hinweis:
Bei der gesamten Bearbeitung der zu bewertenden Bewerbungsunterlagen ist zu unterstel-
len, dass Ihr Unternehmen die ausgeschriebenen Bodenabfertigungsdienste am Flughafen 
XY in dem Umfang des den Bewerbungsunterlagen beigefügten Auszugs (Anlage 02) aus 
dem Flugplan (Abfertigung sämtlicher dort abgefertigten Flüge) erbringt. Dies gilt insbeson-
dere für Ihre Ansätze an Personal- und Gerätemengen, für die Darstellung der Organisation 
und für die Bearbeitung der Mustermengenkalkulation. Für den Fall der Zulassung besteht 
jedoch kein Anspruch auf bestimmte Abnahmemengen oder Mindestkontingente.

Die Bewertung der einzelnen Kriterien erfolgt im Einzelnen nach Maßgabe der folgenden 
Grundsätze:

5	  Unverbindlicher Orientierungsvorschlag, der sich an den Ausführungen im Handbuch orientiert.
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(1) � Mustermengen- und Gesamtkostenkalkulation inklusive der Höchstpreise, die der Abfer-
tiger für die Abfertigung der einzelnen, im Musterflugplan enthaltenen Flugzeugtypen 
kalkuliert

Den Unterlagen ist ein positionierter Flugplan einer ausgewählten Woche des Jahres XY 
(Flugplanwoche vom ………… – …………) als Excel-Datei auf einem elektronischen Datenträger 
beigefügt (Anlage 02). Die Kalkulation ist von jedem Bewerber zwingend gemäß der Matrix 
„Musterpreise der Abfertigung / Mustermengen- und Musterkostenkalkulation“ in Anlage 
01 auf der Grundlage des beigefügten Flugplans der ausgewählten Woche des Jahres XY zu 
erstellen (s.o.). 

Der Kalkulation sind zur Herstellung der Vergleichbarkeit der Bewerbungen ausschließlich 
die in den Bewerbungsunterlagen – insbesondere im Flugplan – aufgeführten Daten zugrun-
de zu legen. 

Die Angaben in der Mustermengen- und Musterkostenkalkulation (u. a. der funktionale Ab-
lauf der Dienstleistung) werden in Verbindung mit den Vorgaben des Pflichtenheftes im Rah-
men der Bewertung der Bewerbung auf Verlässlichkeit und Wirtschaftlichkeit geprüft. 

Bezüglich der Verlässlichkeit wird insbesondere im Sinne einer Plausibilitätsprüfung gewür-
digt, ob für die zu erbringenden Dienstleistungen ausreichend Personal und/oder Sachmittel 
angesetzt sind und die für deren Einsatz zu veranschlagenden Kosten in einer realistischen 
Höhe berücksichtigt sind. Die Höhe der veranschlagten Kosten muss im Einklang mit den 
Angaben zu den qualitativen Bewerbungsinhalten (Konzepte, siehe nachfolgend unter (2) 
bis (4)) stehen. Damit soll gewährleistet werden, dass ausreichend Ressourcen für die zu-
verlässige Erbringung der Abfertigungsleistungen zur Verfügung stehen und die Kalkulation 
der angegebenen Gesamtkosten und der darauf basierenden Höchstpreise realistisch und 
damit auskömmlich ist. Dabei wird insbesondere die Plausibilität der Angaben geprüft. Die 
angesetzten Mengen müssen auch eine ausreichende Verfügbarkeit und Flexibilität, etwa 
bei Planänderungen, abbilden können. Dafür sind realistische Annahmen für die Reservepla-
nung für Personal und Sachmittel zu treffen.

In wirtschaftlicher Hinsicht sollen die angesetzten Ressourcen, Gesamtkosten und die darauf 
basierenden Höchstpreise angemessen sein, um einen nicht nur verlässlichen, sondern auch 
wirtschaftlichen Abfertigungsbetrieb zu gewährleisten. Die Kosten für Personal und Geräte 
sind angemessen und leistungsbezogen anzusetzen. Für die Wirtschaftlichkeit ist die Höhe 
der Gesamtkosten und der Höchstpreise wertungsrelevant. Die angegebenen Gesamtkosten 
und Höchstpreise müssen in einem realistischen Verhältnis zueinander stehen. 

Der Kalkulation der Musterpreise sind aus Gründen der Vergleichbarkeit der Bewerbungen 
ausschließlich die in den Bewerbungsunterlagen – insbesondere im Flugplan – aufgeführten 
Daten zugrunde zu legen. 

Die Musterpreise sind zwingend gemäß der Matrix und den näheren Ausführungen in Anlage 
01 „Höchstpreise der Abfertigung / Mustermengen- und Musterkostenkalkulation“ anzugeben. 

Bewerbungen, welche die vorgegebene Darstellungsform nicht einhalten, können ausge-
schlossen werden.

Hinweise für die Bewertung: Die Bewertung erfolgt aufgrund der vorgenannten Anforde-
rungen anhand des nachfolgenden Bewertungsmaßstabes:
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5 Punkte	� Lässt einen sehr wirtschaftlichen und sehr verlässlichen Abfertigungsbetrieb er-
warten.

4 Punkte	� Lässt einen sehr wirtschaftlichen und verlässlichen Abfertigungsbetrieb ODER 
einen wirtschaftlichen und sehr verlässlichen Abfertigungsbetrieb erwarten.

3 Punkte	� Lässt einen wirtschaftlichen und verlässlichen Abfertigungsbetrieb erwarten.
2 Punkte	� Lässt einen weniger wirtschaftlichen und verlässlichen Abfertigungsbetrieb 

ODER einen wirtschaftlichen und weniger verlässlichen Abfertigungsbetrieb er-
warten.

1 Punkt 	� Lässt einen weniger wirtschaftlichen und weniger verlässlichen Abfertigungs- 
betrieb erwarten.

0 Punkte 	� Lässt keinen wirtschaftlichen und keinen verlässlichen Abfertigungsbetrieb er-
warten.

Gibt es große Abweichungen zwischen Wirtschaftlichkeit und Verlässlichkeit, ist bei der 
Punkteverteilung der jeweilige maßgebliche Aspekt entscheidend (Beispiel: sehr verlässli-
cher aber weniger wirtschaftlicher Abfertigungsbetrieb führt zum Erhalt nur eines Punktes).

Die Luftfahrtbehörde XY behält sich vor, Bewerbungen auszuschließen, die bei der Anwen-
dung des vorgenannten Bewertungsmaßstabes weniger als drei Punkte erhalten. Die Anzahl 
der erreichten Punkte wird mit 100 multipliziert, um das Endergebnis (Bewertungspunkte) zu 
ermitteln.

(2)  Personaleinsatzkonzept

Das mit der Bewerbung vorzulegende Personaleinsatzkonzept muss eine Darstellung zur 
Qualität des verfügbaren Personals enthalten. Dabei ist auf die folgenden Aspekte einzu-
gehen:

• 	 Qualifikationsanforderungen (Ausbildung, Berufserfahrung) für jede Tätigkeit
• 	 Schulungsplan 
• 	 Maßnahmen und Konzepte zur Personalentwicklung und Qualifizierung

Weiter muss das Personaleinsatzkonzept eine Darstellung der Personaleinsatzplanung für 
die Durchführung der Abfertigungsdienstleistungen auf der Grundlage des in der Muster-
mengen- und Gesamtkostenkalkulation vorgegebenen Szenarios enthalten. Es ist darzu- 
legen, wie sich operativ die zeitgerechte Verfügbarkeit des benötigten Personals zu jedem 
Abfertigungsereignis umsetzen lässt. Dabei sind die folgenden Aspekte darzustellen:

• 	 Zuordnung Personal/Qualifikation zu den einzelnen Abfertigungsereignissen/Flugzeug-
typen

• 	 vorgesehene Schichteinteilung
• 	 operative Steuerung des Personaleinsatzes

Es wird eine angemessene und nachvollziehbare Darstellung erwartet, die erkennen lässt, 
dass der Bewerber im Rahmen der Leistungserbringung einen effizienten und qualitativ 
hochwertigen Personaleinsatz vorsehen wird, der einen qualitativ hochwertigen, das heißt 
effektiven, sicheren und störungsfreien Betrieb sicherstellt.

Das vorgelegte Personaleinsatzkonzept wird nach Maßgabe der vorstehend aufgeführten 
Anforderungen anhand des im Folgenden genannten Bewertungsmaßstabs bewertet. 
Die Darstellung zur Qualität des verfügbaren Personals sowie die Personaleinsatzplanung  
werden dabei gleichrangig berücksichtigt. 
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5 Punkte	� Der Bewerber erfüllt die Anforderungen vollständig und uneingeschränkt; kein 
Punktabzug veranlasst, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum 
Personaleinsatzkonzept keine Defizite und Schwächen aufweisen.

4 Punkte	� 1 Punkt Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum 
Personaleinsatzkonzept vereinzelt bzw. geringfügige Defizite und Schwächen 
aufweisen.

3 Punkte	� 2 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum 
Personaleinsatzkonzept mehrere bzw. nicht lediglich geringe Defizite und 
Schwächen aufweisen.

2 Punkte	� 3 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum 
Personaleinsatzkonzept weiterreichende bzw. gewichtige Defizite und 
Schwächen aufweisen ODER das Personaleinsatzkonzept nur wenige wertungs-
fähige Angaben enthält.

1 Punkt 	� 4 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Personal-
einsatzkonzept insgesamt bzw. schwerwiegende Defizite und Schwächen auf-
weisen.

0 Punkte 	� da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Personaleinsatzkonzept 
in allen ungenügend bzw. unzureichend sind, ODER das jeweilige Konzept keine 
wertungsfähigen Angaben enthält.

Die Anzahl der erreichten Punkte wird mit 306 multipliziert, um das Endergebnis (Bewer-
tungspunkte) zu ermitteln. 

Die XY stellt für das Personaleinsatzkonzept kein Formular zur Verfügung. Bitte übermitteln 
Sie das Personaleinsatzkonzept formfrei als Anlage zu der Bewerbung7.

(3)  Geräteeinsatzkonzept

Das Geräteeinsatzkonzept muss eine Übersicht bzw. Darstellung der Qualität und Zweck- 
mäßigkeit der einzusetzenden Geräte enthalten. Dabei ist auf die folgenden einzugehen:

• 	 Art und Spezifikationen der Geräte
• 	 Alter der Geräte 

Des Weiteren ist die Gerätelogistik darzustellen, um aufzuzeigen, wie die zeitgerechte  
Verfügbarkeit der benötigten Geräte für die Abfertigung realisiert werden soll. Dabei ist auf 
folgende Teilaspekte einzugehen:

• 	 Zuordnung der spezifischen Geräte zu den einzelnen Abfertigungsereignissen/Flugzeug-
typen

• 	 Operative Steuerung des Geräteeinsatzes
• 	 Nutzungskonzept für Abstellflächen
• 	 Management der Abstellflächen

6	  Gilt bei einer Gewichtung mit 15% = 150 Punkte
7	  �Ggf. Vorgaben zu maximaler Seitenzahl und Formatierung (insbesondere maximaler Umfang, Schriftgröße, Seitenränder, Absatz-

größe etc.) der Konzepte

ANLAGE 3 – Muster Anforderungsschreiben



112  |

Ferner sind die Organisation der Wartung und/oder Instandsetzung vor Ort sowie die  
Umweltfreundlichkeit der Ausrüstungen zu erläutern.

Es wird eine nachvollziehbare Darstellung erwartet, die erkennen lässt, dass der Bewerber im 
Rahmen der Leistungserbringung einen effizienten Geräteeinsatz vorsehen wird, der einen 
effektiven, sicheren und störungsfreien Betrieb sicherstellt.

Das vorgelegte Geräteinsatzkonzept wird nach Maßgabe der vorstehend aufgeführten An-
forderungen anhand des im Folgenden genannten Bewertungsmaßstabs bewertet. Die Dar-
stellung zur Qualität und Zweckmäßigkeit der einzusetzenden Geräte, die Gerätelogistik, die 
Wartung und/oder Instandsetzung vor Ort sowie die Umweltfreundlichkeit der Ausrüstun-
gen werden dabei gleichrangig berücksichtigt.

5 Punkte	� Der Bewerber erfüllt die Anforderungen vollständig und uneingeschränkt; kein 
Punktabzug veranlasst, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum 
Geräteeinsatzkonzept keine Defizite und Schwächen aufweisen.

4 Punkte	� 1 Punkt Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Geräteein-
satzkonzept vereinzelt bzw. geringfügige Defizite und Schwächen aufweisen.

3 Punkte	� 2 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Geräteein-
satzkonzept mehrere bzw. nicht lediglich geringe Defizite und Schwächen auf-
weisen.

2 Punkte	� 3 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Geräte-
einsatzkonzept weiterreichende bzw. gewichtige Defizite und Schwächen auf-
weisen ODER das Geräteeinsatzkonzept nur wenige wertungsfähige Angaben 
enthält.

1 Punkt 	� 4 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Geräte-
einsatzkonzept insgesamt bzw. schwerwiegende Defizite und Schwächen auf-
weisen.

0 Punkte 	� da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Geräteeinsatzkonzept in 
allen Belangen ungenügend bzw. unzureichend sind, ODER das Konzept keine 
wertungsfähigen Angaben enthält.

Die Anzahl der erreichten Punkte wird mit 308 multipliziert, um das Endergebnis (Bewer-
tungspunkte) zu ermitteln. 

Die XY stellt für das Geräteeinsatzkonzept kein Formular zur Verfügung. Bitte übermitteln Sie 
das Geräteeinsatzkonzept formfrei als Anlage zu Ihrer Bewerbung.9

(4) � Organisationskonzept zu Betriebsaufnahme und Durchführung einschließlich 
Qualitätssicherung

Bitte reichen Sie mit dem Organisationskonzept einen Betriebsplan ein. Der Betriebsplan soll 
folgende Aspekte umfassen:

• 	 Darstellung einer zweckmäßigen Stationsorganisation mitsamt der Zuordnung der Ver-
antwortlichkeiten und Schnittstellen

• 	 Darstellung des Konzeptes für das Safety Management 
• 	 Darstellung des Konzeptes für das Qualitätsmanagement 
• 	 Darstellung der Notfallkonzepte und Contingency Pläne 
• 	 Arbeitsschutzkonzept (Aufbau- und Ablauforganisation; Vorliegen von Gefährdungs

beurteilungen nach § 5 Arbeitsschutzgesetz, § 3 Betriebssicherheitsverordnung und  
§ 3 Arbeitsstättenverordnung)

8	  Gilt bei einer Gewichtung mit 15% = 150 Punkte
9	  �Ggf. Vorgaben zu maximaler Seitenzahl und Formatierung (insbesondere maximaler Umfang, Schriftgröße, Seitenränder, Absatz-

größe etc.) der Konzepte
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Zudem ist mit dem Organisationskonzept ein nachvollziehbares Konzept zur Inbetriebnahme 
vorzulegen. Das Konzept soll belegen, dass der Bewerber die Inbetriebnahme bis zum Leis-
tungsbeginn in einer Art und Weise geplant und disponiert hat, die eine rechtzeitige und in 
den vorliegend (zur Betriebsphase) genannten Belangen umfassend vorbereitete störungs-
freie Inbetriebnahme sicherstellt. Es ist aufzuzeigen, welche Vorbereitungsmaßnahmen am 
Standort hinsichtlich aller relevanten Aspekte (Beschaffung von Personal, von Gerät usw.) 
zu welchen Kalenderdaten getroffen werden, um eine qualitativ hochwertige Abfertigung 
von Beginn an zu gewährleisten. Dabei ist auch auf Aspekte des Arbeitsschutzes einzugehen. 
Diese Darstellung ist auch – für den Fall der Bewerbung – von dem derzeitigen Lizenzinhaber 
vorzulegen.

Das vorgelegte Organisationskonzept wird nach Maßgabe der vorstehend aufgeführten An-
forderungen anhand des im Folgenden genannten Bewertungsmaßstabs bewertet. Der Be-
triebsplan sowie das Konzept zur Inbetriebnahme werden dabei gleichrangig berücksichtigt.

5 Punkte	� Der Bewerber erfüllt die Anforderungen vollständig und uneingeschränkt; kein 
Punktabzug veranlasst, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Or-
ganisationskonzept keine Defizite und Schwächen aufweisen.

4 Punkte	� 1 Punkt Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Organisa-
tionskonzept vereinzelt bzw. geringfügige Defizite und Schwächen aufweisen.

3 Punkte	� 2 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum 
Organisationskonzept mehrere bzw. nicht lediglich geringe Defizite und Schwä-
chen aufweisen.

2 Punkte	� 3 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Organi-
sationskonzept weiterreichende bzw. gewichtige Defizite und Schwächen auf-
weisen ODER das Organisationskonzept nur wenige wertungsfähige Angaben 
enthält.

1 Punkt 	� 4 Punkte Abzug, da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Organi-
sationskonzept insgesamt bzw. schwerwiegende Defizite und Schwächen auf-
weisen.

0 Punkte 	� da die Erklärungen und Angaben des Bewerbers zum Organisationskonzept in 
allen Belangen ungenügend bzw. unzureichend sind ODER das Konzept keine 
wertungsfähigen Angaben enthält.

Die Anzahl der erreichten Punkte wird mit 4010 multipliziert, um das Endergebnis (Bewer-
tungspunkte) zu ermitteln. 

Die XY stellt für das Organisationskonzept kein Formular zur Verfügung. Bitte reichen Sie das 
Organisationskonzept formfrei als Anlage zu Ihrer Bewerbung ein.11

Hinweise für die Bewertung des Bewertungskriteriums „Qualitative Bewerbungsinhalte“ 
(Personaleinsatzkonzept, Geräteeinsatzkonzept, Organisationskonzept zu Betriebsaufnah-
me und Durchführung einschließlich Qualitätssicherung):

Die Bewertung der drei Konzepte erfolgt auf der Grundlage der jeweils mitgeteilten und 
erwarteten Konzeptinhalte. Die Luftfahrtbehörde XY behält sich vor, Bewerbungen auszu-
schließen, die – bezogen auf das jeweilige Konzept – bei der Anwendung des vorgenannten 
Bewertungsmaßstabes weniger als drei Punkte erhalten.

10	  Gilt bei einer Gewichtung mit 20% = 200 Punkte
11	  �Ggf. Vorgaben zu maximaler Seitenzahl und Formatierung (insbesondere maximaler Umfang, Schriftgröße, Seitenränder, Absatz-

größe etc.) der Konzepte
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10.  Übernahme der Verwaltungskosten

Die Auswahlentscheidung der Luftfahrtbehörde XY gemäß § 19c LuftVG i.V.m. § 7 Abs. 1 BADV 
ist kostenpflichtig. Diese Kosten, bestehend aus Verwaltungsgebühren und Auslagen (letz-
tere beispielsweise für eingesetzte juristische Verwaltungshelfer und technische Sachver-
ständige), werden zunächst von der Behörde gegenüber der XY als Bescheidsempfängerin 
geltend gemacht. 

Hinweis:
Die dem ausgewählten Dienstleister als Begünstigtem der Auswahlentscheidung weiterbe-
lasteten Kosten (vgl. Ziffer XY des Nutzungsvertrags) sind bei der Mustermengenkalkulation 
nicht zu berücksichtigen. 

11.  Ausschlussgründe

In Fällen, in denen der Bewerbung die geforderten Erklärungen, Angaben, Bescheinigungen 
und Unterlagen nicht, nicht ordnungsgemäß oder unvollständig, nicht in der vorgegebenen 
Form oder Frist beigefügt sind, kann die Bewerbung ausgeschlossen werden. 

Darüber hinaus behält sich die Luftfahrtbehörde XY vor, anstelle des möglichen Ausschlusses 
– unter Beachtung des Grundsatzes der Gleichbehandlung der Bewerber – fehlende Unterla-
gen ggf. mehrfach nachzufordern. Die Luftfahrtbehörde XY wird die Bewerber ggf. zu aufklä-
rungsbedürftigen Inhalten der Bewerbungen, ggf. auch mehrfach, schriftlich oder mündlich 
kontaktieren.

Zwingende Ausschlussgründe sind:
a)	 Verspäteter Eingang der Bewerbung.
b)	 Die Bewerbung ist nicht rechtsverbindlich unterschrieben.
c)	� Durch den Bewerber einseitig vorgenommene Änderungen oder Ergänzungen an den 

Vertragsbedingungen und den Bewerbungsunterlagen (soweit Änderungen oder Er-
gänzungen nicht ausdrücklich zugelassen sind). Es wird ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, dass insbesondere ein Abweichen von dem den Bewerbungsunterlagen beige-
fügten Konzessions- und Nutzungsvertrag (Anlage 04) zum Ausschluss vom Verfahren 
führt.

d)	� Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen: Bewerbungen von Bewerbern, die sich im 
Zusammenhang mit diesem Auswahlverfahren an einer unzulässigen Wettbewerbs-
beschränkung beteiligen, werden ausgeschlossen.

12.  Sonstige Hinweise zum Auswahlverfahren

a)  Anfragen zum Ausschreibungsinhalt
Anfragen zum Ausschreibungsinhalt sowie zu den Bewerbungsunterlagen sind in Text-
form, bevorzugt per E-Mail, ausschließlich an den folgenden Mitarbeiter der Flughafen XY zu  
richten: 

………… (Kontaktdaten, siehe vorstehend im Kopf dieses Schreibens)

Die Anfragen müssen bis spätestens 
…………, …… Uhr  
bei der XY eingehen. 

Anfragen der Bewerber, die auch für die übrigen Bewerber relevant sind, werden gesammelt 
sämtlichen Bewerbern gegenüber gleichlautend beantwortet.
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b)  Ortsbesichtigung 
Gewünschte Ortsbesichtigungen sind nach vorheriger Anmeldung und Terminvereinbarung 
bei der XY (ausschließlich bei …………, Kontaktdaten s. oben im Kopf dieses Schreibens) möglich.

Die Anfragen zur Ortsbesichtigung müssen bis spätestens 
…………, …… Uhr  
bei der XY eingehen.

13.  Bewerbungsabgabe / Schlusstermin für den Eingang der Bewerbungen

Falls Sie bereit sind, die oben genannten Bodenabfertigungsdienste am Flughafen XY als 
Dienstleister zu erbringen, werden Sie gebeten, ein Exemplar Ihrer Bewerbungsunterla-
gen ausgefüllt und rechtsverbindlich unterschrieben im verschlossenen Umschlag bis zum 
Schlusstermin am

…………,…… Ortszeit

ausschließlich wie nachfolgend angegeben einzureichen: 

Postanschrift: 
Luftfahrtbehörde XY 
…………….. 
……………..

Persönliche Abgabe: 
Luftfahrtbehörde XY 
…………….. 
……………..

Der Umschlag ist mit dem beiliegenden Adressaufkleber (Anlage 12), ergänzt um die Absen-
derangabe (Firmenstempel), zu versehen. 

a) � Inhalt der Bewerbung
Die Bewerbung muss die folgenden Unterlagen, Erklärungen und Nachweise enthalten:

•  Angebotsformular (Anlage 06, vollständig ausgefüllt und im Original unterschrieben),

•  �Mustermengen- und Musterkostenkalkulation inklusive der Musterpreise, bestehend  
aus den folgenden Unterlagen

–  – Anlage 01 Anhang A Musterpreise der Abfertigungen
–  – Anlage 01 Anhang A I Personalmenge
–  – Anlage 01 Anhang A II Personalkosten
–  – Anlage 01 Anhang A III Gerätemenge
–  – Anlage 01 Anhang A IV Gerätekosten
–  – Anlage 01 Anhang A V Musterkosten 

(alle gekennzeichneten – ausfüllbaren – Felder in den Anlagen müssen ausgefüllt 
werden)

–  – �Erläuterungen zur Berechnung der Gesamtumsätze  
(zu den Angaben in Anlage 01 Anhang A)
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–  – �Erläuterung der Grundannahmen für die Herleitung der Gesamtpersonalmenge  
pro Tätigkeit/Qualifikation (zu den Angaben in Anlage 01, Anhang A II., vom Bewer-
ber ohne Formatvorlage zu erstellen)

–  – �Ggf. Erläuterung zur Kalkulation der Musterkosten pro Jahr (zu den Angaben in An-
lage 01, Anhang A V., vom Bewerber ohne Formatvorlage zu erstellen)

–  – �Erläuterung zu bezogenen Dienstleistungen / externen Dienstleistern gemäß Ziffer  
der Anlage 01 (vom Bewerber ohne Formatvorlage zu erstellen)

–  – �Ggf. weitere Erläuterungen zur Kalkulation der Mustermengen- und Musterpreise  
(vom Bewerber ohne Formatvorlage zu erstellen)

•  �Personaleinsatzkonzept  
(vom Bewerber ohne Formatvorlage zu erstellen)

•  �Geräteeinsatzkonzept  
(vom Bewerber ohne Formatvorlage zu erstellen)

•  �Organisationskonzept zu Betriebsaufnahme und Durchführung einschließlich 
Qualitätssicherung (vom Bewerber ohne Formatvorlage zu erstellen)

•  ggf. Anlage 07 Formblatt „Erklärung der Mitglieder der Bewerbergemeinschaft“

•  ggf. Anlage 08 Formblatt „Verzeichnis der Nachunternehmer“.

b)  Formalhinweise 
Die Bewerbung ist in all ihren Bestandteilen in deutscher Sprache abzufassen. Unterlagen 
und Dokumente, die in einer anderen als der deutschen Sprache abgefasst sind, sind in 
deutscher Übersetzung beizufügen. Das Verfahren wird ausschließlich in deutscher Spra-
che abgewickelt. Im Falle der Zuschlagserteilung ist für die Dauer des Vertrages unwider-
ruflich ein inländischer Zustellungsbevollmächtigter zu benennen.

Die Bewerbung muss mit rechtsverbindlicher eigenhändiger Namensunterschrift des 
oder der Vertretungsberechtigten des Unternehmens des Bewerbers versehen sein. So-
weit die Vertretungsbefugnis des oder der Unterzeichnenden sich nicht aus dem Handels-
register ergibt, hat der Bewerber auf Verlangen der Luftfahrtbehörde XY, die erforderliche 
Vollmacht nachzuweisen. 

Soweit für einzelne Bewerbungsunterlagen Formulare vorgegeben sind, hat sich der Be-
werber dieser Formulare zu bedienen. 

Die Bewerbung muss zwingend als ausgedrucktes Dokument in Papierform eingereicht 
werden (eine Ausfertigung). Der Bewerbung sind darüber hinaus elektronische Kopien 
sämtlicher in Papierform übermittelten Unterlagen auf einem geeigneten virengeprüften 
und virenfreien Datenträger beizulegen. Die elektronischen Kopien sind in einem nicht 
bearbeitbaren Format (z. B. geschützte, jedoch druckbare Dateien) bereitzustellen. Mit der 
Abgabe der Bewerbung versichert der Bewerber bzw. die Bewerbergemeinschaft, dass die 
Inhalte der elektronischen Kopien vollumfänglich und mit den eingereichten Papierfas-
sungen uneingeschränkt identisch sind. Sofern mit dem Original der Bewerbung weniger 
Unterlagen abgegeben wurden, als auf dem Datenträger vorzufinden sind, gilt im Zwei-
felsfall die Einreichung in Papierform vorrangig. Bei inhaltlichen Abweichungen gehen die 
Ausdrucke den entsprechenden Dateien vor. 

Einzelne eingereichte Bewerbungsunterlagen sind gesondert zu unterzeichnen.
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14.  Zusätzliche Exemplare für die Anzuhörenden

Nach der BADV sind der Nutzerausschuss, der Flughafenunternehmer und der Betriebsrat 
des Flughafenunternehmers vor der Auswahlentscheidung durch die Luftfahrtbehörde an-
zuhören. Zur Vorbereitung dieser Anhörung sind der Bewerbung ergänzend zu der Original-
ausfertigung gemäß Ziffer 13 drei weitere Ausfertigungen der Bewerbung, einschließlich 
sämtlicher beizufügenden Unterlagen, zur Weiterleitung an den Nutzerausschuss, die Flug-
hafen XY und deren Betriebsrat beizufügen. Diese Exemplare sind mit dem Vermerk

“Zur Weiterleitung an den Nutzerausschuss der Flughafen XY, die Flughafen XY und den Be-
triebsrat der Flughafen XY”

zu kennzeichnen und zusammen mit dem Erstexemplar zu übermitteln. Neben der Über-
mittlung in schriftlicher Form sind diese Ausfertigungen zusätzlich auf einem kopierfähigen, 
virengeprüften und virenfreien Datenträger (4-fach) zu übersenden.

Sofern der Bewerber nicht möchte, dass die Bewerbung zur Vorbereitung der Anhörung voll-
umfänglich bzw. einschließlich sämtlicher beizufügenden Unterlagen an die Anzuhörenden 
weitergeleitet wird (etwa wegen enthaltener Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse), hat der 
Bewerber das Recht, in den drei Ausfertigungen für die Anzuhörenden Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse entsprechend unkenntlich zu machen.12

Mit freundlichen Grüßen 
Flughafen XY*
* Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und trägt deshalb keine Unterschrift. 

Folgende letzte Seite dieses Schreibens (den Bewerbungsunterlagen lose beigefügt):

12 � Alternativ kann erwogen werden, dass die Unterlagen ausschließlich in weitergabefähiger Form eingereicht werden müssen. Dafür 
spricht, dass die Unterlagen sonst ggf. bei umfangreichen Schwärzungen von den Anzuhörenden nicht bewertbar sind.
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Empfangsbestätigung des Bewerbers

Empfangsbestätigung – Diese Seite bitte abtrennen, ausfüllen und zurücksenden an

Luftfahrtbehörde XY 
…………………… 
…………………… 
……………………

Per Telefax: +49 .…………………… / 1 Seite)

Ihre Nachricht vom Ihr Zeichen Unser Zeichen Datum

Vergabe einer Zulassung für die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten durch einen 
Dienstleister am Flughafen XY gem. § 7 der Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf 
Flugplätzen (BADV)

Hiermit bestätigen wir, die Bewerbungsunterlagen für die weitere Teilnahme an dem oben 
angegebenen Auswahlverfahren vollständig erhalten zu haben.

Ort, Datum, Unterschrift(en) und ggf. Firmenstempel des Bewerbers

Mit freundlichen Grüßen
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Anlage 4
Muster Formular Anschreiben für Bewerbung

Bewerbung

Name (Firma)

Adresse

An

Luftfahrtbehörde XY 
…………………… 
…………………… 
……………………

Bewerbung für die Teilnahme am Auswahlverfahren zur Vergabe einer Zulassung für die 
Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten durch einen Dienstleister am Flughafen XY 
gem. § 7 der Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen (BADV) (Anschrei-
ben / Aufforderung zur Bewerbungsabgabe der Flughafen XY)

Anlagen:

Mustermengen- und Musterkostenkalkulation inklusive der Musterpreise, bestehend aus 
den folgenden Unterlagen

–  – Anlage 01 Anhang A Musterpreise der Abfertigungen
–  – Anlage 01 Anhang A I Personalmenge
–  – Anlage 01 Anhang A II Personalkosten
–  – Anlage 01 Anhang A III Gerätemenge
–  – Anlage 01 Anhang A IV Gerätekosten
–  – �Anlage 01 Anhang A V Musterkosten 

(alle gekennzeichneten – ausfüllbaren – Felder in den Anlagen müssen ausgefüllt 
werden.)

–  – �Erläuterungen zur Berechnung der Gesamtumsätze (zu den Angaben in Anlage 01 
Anhang A)
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120  | ANLAGE 4 – Muster Anschreiben für Bewerbung

–  – �Erläuterung der Grundannahmen für die Herleitung der Gesamtpersonalmenge  
pro Tätigkeit/Qualifikation (zu den Angaben in Anlage 01, Anhang A II., vom Bewer-
ber ohne Formatvorlage zu erstellen)

–  – �Ggf. Erläuterung zur Kalkulation der Musterkosten pro Jahr (zu den Angaben in An-
lage 01, Anhang A V., vom Bewerber ohne Formatvorlage zu erstellen)

–  – �Erläuterung zu bezogenen Dienstleistungen / externen Dienstleistern gemäß Ziffer  
der Anlage 01 (vom Bewerber ohne Formatvorlage zu erstellen)

–  – �Ggf: weitere Erläuterungen zur Kalkulation der Mustermengen- und Musterpreise  
(vom Bewerber ohne Formatvorlage zu erstellen)

•  �Personaleinsatzkonzept (vom Bewerber ohne Formatvorlage zu erstellen)

•  Geräteeinsatzkonzept (vom Bewerber ohne Formatvorlage zu erstellen)

•  �Organisationskonzept zu Betriebsaufnahme und Durchführung einschließlich 
Qualitätssicherung (vom Bewerber ohne Formatvorlage zu erstellen)

•  ggf. Anlage 07 Formblatt „Erklärung der Mitglieder der Bewerbergemeinschaft“

•  ggf. Anlage 08 Formblatt „Verzeichnis der Nachunternehmer“.

Sehr geehrte Damen und Herren, 

1. � wir bewerben uns für die Vergabe einer Zulassung zur Erbringung von Bodenabfertigungs-
diensten auf dem Flughafen XY im Wege des Auswahlverfahrens gem. § 7 BADV einheitlich 
durch einen Dienstleister. Wir beteiligen uns am Verfahren als: (bitte Zutreffendes ankreuzen)

	   Einzelbewerber

	  � bevollmächtigter Vertreter einer Bewerbergemeinschaft im Namen der einzelnen Ge-
meinschaftsmitglieder

	� Unsere Bewerbung bezieht sich auf folgende Bodenabfertigungsdienste, soweit dies nicht 
die in Ziffer 1.2 der Aufforderung zur Bewerbungsabgabe der Flughafen XY vom tt.mm.jjjj 
dargestellten Zentralen Infrastruktureinrichtungen betrifft:

	 Hier Beschreibung der ausgeschriebenen Dienste1

2. � Wir bieten die Durchführung der oben aufgeführten Bodenabfertigungsdienste unter 
Berücksichtigung der beigefügten Mustermengenkalkulation und den von uns angege-
benen Entgelten an.

3. � Wir erklären, dass wir im Fall der Zuschlagserteilung auf unsere Bewerbung, den den Be-
werbungsunterlagen beigefügten Nutzungsvertrag nach § 9 BADV mit der Flughafen XY 
über die Erbringung der ausschreibungsgegenständlichen Bodenabfertigungsdienste 
samt dessen Anlagen mit dem vorgelegten Inhalt vor Aufnahme der Tätigkeit abschließen 
und die ausschreibungsgegenständlichen Bodenabfertigungsdienste ab dem tt.mm.jjjj 
gemäß dem Nutzungsvertrag anbieten und erbringen. 

1 � Aufzählung der konkret ausgeschriebenen Dienste erforderlich entsprechend Aufforderungsschreiben zur Abgabe einer Bewerbung, 
ggf hier auch Aufzählung nicht limitierter Dienste, die innerhalb des Bündels ausgeschrieben werden sollen
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4. � Ferner erklären wir, dass wir die „Anforderungen für die Erbringung von Bodenabferti-
gungsdiensten“ (siehe Anlage 3 zu § 8 BADV) sowie die Anforderungen, die sich aus dem 
Pflichtenheft, der Flughafenbenutzungsordnung (FBO) sowie den technischen Spezifika-
tionen ergeben, erfüllen. Wir verpflichten uns ferner, die vorstehende Erklärung von et-
waigen Nachunternehmern zu fordern und diese vor Zustimmung der Flughafen XY gem. 
Nutzungsvertrag zur Weiterbeauftragung vorzulegen.

5. � Des Weiteren erklären wir, nicht an unzulässigen wettbewerbsbeschränkenden Maß-
nahmen teilgenommen zu haben, insbesondere mit anderen Bewerbern nicht über die 
Abgabe oder Nichtabgabe von Bewerbungen, zu fordernde Entgelte, Gewinnaufschläge, 
Vertragsbedingungen, Ausfallentschädigungen oder Abstandszahlungen, Gewinnbeteili-
gung usw. Verhandlungen geführt oder Verabredungen getroffen zu haben.

6. � Uns ist bewusst, dass die Auswahlentscheidung der Luftfahrtbehörde gemäß § 19c LuftVG 
i.V.m. § 7 Abs. 1 BADV kostenpflichtig ist. Diese Kosten, bestehend aus Verwaltungsgebüh-
ren und Auslagen (letztere beispielsweise für eingesetzte juristische Verwaltungshelfer 
und technische Sachverständige), werden zunächst von der Behörde gegenüber der Flug-
hafen XY als Bescheidempfängerin geltend gemacht. Für den Fall der Zuschlagsertei-
lung auf unsere Bewerbung werden wir als Begünstigter der Auswahlentscheidung der  
Luftfahrtbehörde diese der Flughafen XY entstehenden Verwaltungskosten überneh- 
men bzw. erstatten.2

7. � Wir erklären im Fall der Zuschlagserteilung, die in unseren Unternehmen beschäf-
tigten Arbeitnehmer – unbeschadet etwaiger lohntariflicher Vorgaben – nicht un-
ter den Mindestentgeltregelungen des Mindestlohngesetzes (MiLoG) bzw. des – so-
weit anwendbar – Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG) zu entlohnen und zur 
Durchführung von Stichproben Einblick in die Lohnabrechnung zu geben. Wir wer-
den das Einverständnis zur Vorlage der Lohnabrechnungen und Überprüfung der vor-
gelegten Lohnabrechnungen von den bei uns eingesetzten Arbeitnehmern einholen. 
 
Wir verpflichten uns, Nachunternehmer nur unter der Voraussetzung zu beauftragen, dass 
diese/r eine gleich lautende Verpflichtungserklärung für die Einhaltung der Bestimmun-
gen des MiLoG und – soweit anwendbar – des AEntG uns gegenüber abgibt und diese vor 
Zustimmung der Flughafen XY gem. Konzessions- und Nutzungsvertrag zur Weiterbeauf-
tragung vorzulegen.

8. � Weiterhin geben wir folgende Vertraulichkeitserklärung ab: 
�Wir verpflichten uns, 

a) � alle Kenntnisse und Informationen, die wir durch dieses Auswahlverfahren erhalten, Drit-
ten gegenüber geheim zu halten. Dies gilt insbesondere für den Inhalt der Bewerbungs-
unterlagen.

b) � die aus den Bewerbungsunterlagen oder anderweitig im Auswahlverfahren gewonnenen 
Kenntnisse und Informationen nur zur Erstellung der Bewerbung zu verwenden. Diese 
dürfen dementsprechend auch nur solchen Beschäftigten, etwaigen Nachunternehmern 
und deren Beschäftigten zugänglich gemacht werden, die in die Bearbeitung der Bewer-
bung oder in das weitere Verfahren einbezogen sind und sich gemäß nachfolgendem 
Buchst. e) gleichermaßen zur Geheimhaltung verpflichtet haben.

2  Soweit relevant

ANLAGE 4 – Muster Anschreiben für Bewerbung
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c) � diese Kenntnisse und Informationen nicht ohne ausdrückliche vorherige schriftliche Zu-
stimmung der Luftfahrtbehörde XY an Dritte weiterzugeben.

d) � aus den Bewerbungsunterlagen keine Kopien, Auszüge, Zusammenfassungen oder sons-
tige Auswertungen für projektfremde Zwecke zu erstellen, es sei denn, die Luftfahrtbehör-
de XY und die Flughafen XY stimmen vorab schriftlich zu. Auf ihr Verlangen werden wir 
der Flughafen XY die von ihr übersandten Unterlagen oder Dateien zurückgeben bzw. auf 
allen Datenträgern löschen.

e) � dass wir sicherstellen, dass die Weitergabe der vertraulichen Kenntnisse, Informationen 
und Unterlagen aus vorliegendem Verfahren an unsere Beschäftigten und an Nachunter-
nehmer und deren Beschäftigte nur erfolgt, wenn diese jeweils ihrerseits eine Vertraulich-
keitserklärung in dem hier gegebenem Umfang abgegeben haben.

	� Die Vertraulichkeitsverpflichtung gilt auch nach Abschluss bzw. Beendigung des vorlie-
genden Verfahrens bzw. nach Rückgabe der Unterlagen und Löschen der Daten weiter. 
Voranstehende Verpflichtungen zur Geheimhaltung bestehen nicht für solche Informa-
tionen, die zur Zeit der Kenntniserlangung nachweislich bereits allgemein bekannt oder 
veröffentlicht waren bzw. aus allgemein zugänglichen Informationsquellen stammen.

	� Für jeden Fall der schuldhaften Verletzung dieser Vertraulichkeitserklärung hat der Bewer-
ber an die Flughafen XY eine Vertragsstrafe in Höhe von 5.001,00 EUR zu leisten. Dies gilt 
auch für jeden Verstoß eines Beschäftigten des Bewerbers oder dessen Nachunterneh-
mers sowie dessen Beschäftigten, es sei denn, dieser Verstoß kann dem Bewerber nicht 
zugerechnet werden. Die Geltendmachung weitergehender Ansprüche bleibt unberührt; 
auf etwaige weitergehende Schadenersatzansprüche wird eine gezahlte Vertragsstrafe 
angerechnet.

9. � Einverständnis zur Weiterleitung der Bewerbungsunterlagen
	� Der Unterzeichner/die Unterzeichnerin erklärt sich damit einverstanden, dass seine/ihre 

Bewerbungsunterlagen in dem gemäß Ziffer 14 des Aufforderungsschreibens zur Ange-
botsabgabe kenntlich gemachten Umfang an den Nutzerausschuss des Flughafens XY, 
die Flughafen XY und den Betriebsrat der Flughafen XY weitergeleitet werden. Sofern der 
Unterzeichner/die Unterzeichnerin Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse bzw. sonstige 
Teile der Bewerbung in den Ausfertigungen für die Anzuhörenden nicht unkenntlich ge-
macht hat,3 erklärt sich der Unterzeichner/die Unterzeichnerin damit einverstanden, dass 
die vorgenannten Gremien vollumfänglich von dem Inhalt der Bewerbungsunterlagen 
Kenntnis nehmen.

An unsere Bewerbung halten wir uns bis zum tt.mm.jjjj gebunden.4

Mit freundlichen Grüßen	  
Ort, Datum, Stempel und rechtsverbindliche Unterschrift 

Achtung:  
Wird das Angebot nicht rechtsverbindlich unterschrieben, gilt das Angebot als nicht  
abgegeben.

3  Obsolet, wenn die Unterlagen ausschließlich in weitergabefähiger Form eingereicht werden müssen.
4  Hier ist die erforderliche Bindefrist für das Verfahren vom Flughafen bzw. der Luftfahrtbehörde vorzugeben.

ANLAGE 4 – Muster Anschreiben für Bewerbung
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Inhaltsverzeichnis und Erläuterung 

1)	� Musterpreise
	 •  Eintragung der gewichteten Musterpreise pro Flugzeugtypenkategorie
	 •  �Getrennt nach Terminal und Remote, die mit der Gesamtzahl an Gesamtflugereignissen 

übereinstimmen müssen.
	 •  Multiplizieren mit Anzahl der Ereignisse im Musterflugplan und 52 Wochen
	 •  Ergibt ein Jahresvolumen in Euro (Referenzzahl zur genau gerechneten Mustermenge)

2) � Kalkulation Personalmengen je Flugzeugmuster
Zur Verifizierung der Einzel- und Gesamtmengenplanung sind sowohl die Personalmen-
gen, wie auch die Personalbindungszeiten je Flugzeugmuster anzugeben.

3) � Kalkulation Personalmengen- und Personalkosten gesamt
Plausibilisieren der Gesamtpersonalmengen und Kosten, jeweils nach eingeplanter 
Qualifikation. Des Weiteren ist noch anzugeben, wie viele Mitarbeiter davon in Teilzeit bzw. 
Leiharbeiter sind und welche Sozialabgaben und Schulungsaufwendungen geplant sind.

4) � Gerätemengen
Im ersten Sheet ist die geplante Gerätemenge pro Flugzeugmuster anzugeben. Im zwei-
ten Sheet ist die geplante Gerätebindungszeit pro Flugzeugmuster anzugeben.

5) � Gerätekosten
Die geplante Gerätebindungszeit pro Flugzeugmuster führt zu einer Einschätzung bzw. 
Plausibilisierung der Gesamtgerätekosten pro Jahr.

6) � Kalkulation der Gesamtkosten in Bezug zum Musterflugplan
Gesamtkalkulation der Personal- und Sachkosten in Bezug auf die vorgegebene Muster-
menge in Euro.

Die Punkte 1 bis 6 dienen dazu, die Gesamtheit der Mustermengenkalkulation auf ihre  
Konsistenz besser beurteilen zu können. Die Prüfung der einzelnen Komponenten (Personal, 
Gerät) soll im Idealfall nachvollziehbar und konsistent zur Gesamtmustermenge sein.

Anlage 5
Beispielmatrix Mustermengenkalkulation 
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1. Musterpreise

Abfertigungspreis für Standardleistungen

Flugzeugtypen- 
kategorie  

gem. nachfolgender  
Einteilung

(1) 
Terminal 

(2) 
Remote

Umsatzvolumen  
pro Jahr  

je Kategorie  
(Planwoche x 52)                   

 Klasse 1
Klasse 2
 Klasse 3
Klasse 4
Klasse 5

Gesamtumsatz pro Jahr
 

Bearbeitungshinweis: Die grau hinterlegten Felder sind vom Bieter auszufüllen.  
Alle Preise verstehen sich in EUR.	
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Flugzeugtypen- 
kategorie Flugzeugtyp Typenbezeichnung 

lt. Musterflugplan

Klasse 1

Fairchild Dornier 328 D328
Fairchild Dornier 328JET J328

Aerospatiale/Alenia ATR 72-200 series AT73
Embraer ERJ 145 E145

Canadair Regional Jet 700 CRJ7
Embraer 170 E170

De Havilland Canada DHC-8-400 Dash 8Q DH8D
Canadair Regional Jet 900 CRJ9

Avro RJ100 RJ1H
BAe 146-200 B462
Fokker 100 F100

Klasse 2

Embraer 190 E190
Airbus A318 A318
Boeing 717 B712

Airbus A319 A319
Boeing 737-500 B735
Boeing 737-300 B733
Boeing 737-600 B736
Boeing 737-700 B737

Airbus A320 A320
McDonnell Douglas MD-82 MD82

Boeing 737-400 B734
Boeing 737-800 B738
Boeing 737-900 B739

Klasse 3

Airbus A321 A321
Boeing 757-200 B752

Airbus A310 A310
Boeing 757-300 B753
Boeing 767-200 B762

Klasse 4

Airbus A350-900 A359
Airbus A340-300 A343
Boeing 767-300 B763

Airbus A340-600 A346
Boeing 767-400 B764

Boeing 787-8 B789
Airbus A330-200 A332
Airbus A330-300 A333

Boeing 777-200 / 777-200ER B772
Boeing 747-400 B744

Boeing 777-200LR B77L
Boeing 777-300ER B77W

Boeing 747-8 B748
Klasse 5 Airbus A380-800 A388

Die Kriterien sind für den jeweiligen Standort individuell anzupassen.
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2. Personalmenge

Kalkulation der Personalmenge für ausgewählte Flugzeugtypen

Flugzeugtyp             E145 D328 A320 
(Container) B738 B753 B763 A346 A388

Positionierung (Vorgabe) Remote Remote Remote Remote Remote Terminal Terminal Terminal

Bodenzeit in Min. (Vorgabe) 30 Min. 30 Min. 40. Min. 40 Min. 70 Min. 70 Min. 240 Min. 240 Min.

Personalmenge nach Tätigkeit/Qualifikation pro Abfertigung 

Supervisor/Teamleiter

Ladegruppenführer/Vorarbeiter

Lademitarbeiter/Loader

Fracht-/Postfahrer

Gepäckfahrer

Busfahrer

Lader GFA/Sortierung

SUMME  
Personal pro Abfertigung

Bindungszeit pro Abfertigung (nach Minuten)	

Supervisor/Teamleiter

Ladegruppenführer/Vorarbeiter

Lademitarbeiter/Loader

Fracht-/Postfahrer

Gepäckfahrer

Busfahrer

Innendienst/Gepäckumschlag

SUMME  
Bindungszeit pro Abfertigung

Bearbeitungshinweis: Die grau hinterlegten Felder sind auszufüllen.  
Werden keine Personalkapazitäten eingesetzt, so ist der Wert mit „0“ zu beziffern.

Die Kriterien sind für den jeweiligen Standort individuell anzupassen.
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2. Personalmenge

Kalkulation der Personalmenge für ausgewählte Flugzeugtypen

Flugzeugtyp             E145 D328 A320 
(Container) B738 B753 B763 A346 A388

Positionierung (Vorgabe) Remote Remote Remote Remote Remote Terminal Terminal Terminal

Bodenzeit in Min. (Vorgabe) 30 Min. 30 Min. 40. Min. 40 Min. 70 Min. 70 Min. 240 Min. 240 Min.

Personalmenge nach Tätigkeit/Qualifikation pro Abfertigung 

Supervisor/Teamleiter

Ladegruppenführer/Vorarbeiter

Lademitarbeiter/Loader

Fracht-/Postfahrer

Gepäckfahrer

Busfahrer

Lader GFA/Sortierung

SUMME  
Personal pro Abfertigung

Bindungszeit pro Abfertigung (nach Minuten)	

Supervisor/Teamleiter

Ladegruppenführer/Vorarbeiter

Lademitarbeiter/Loader

Fracht-/Postfahrer

Gepäckfahrer

Busfahrer

Innendienst/Gepäckumschlag

SUMME  
Bindungszeit pro Abfertigung

Bearbeitungshinweis: Die grau hinterlegten Felder sind auszufüllen.  
Werden keine Personalkapazitäten eingesetzt, so ist der Wert mit „0“ zu beziffern.

Die Kriterien sind für den jeweiligen Standort individuell anzupassen.
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3. Personalkosten

Kalkulation der Gesamtpersonalmenge und der Personalkosten pro Musterjahr

Tätigkeit/Qualifikation

Personal- 
kapazität 

gesamt 
 in FTE

davon  
Personal- 
kapazität 

durch  
Leiharbeiter  

in FTE

Kosten für 
Löhne und  
Gehälter  
pro Jahr  

für 1,0 FTE

Kosten für 
Sozialabgaben 

pro Jahr  
für 1,0 FTE

Aufwand für 
Schulung und 

Training  
pro Jahr  

für 1,0 FTE

Sonstiger  
Personal- 
aufwand  
pro Jahr  

für 1,0 FTE 

Aufwand für 
Leiharbeit- 

nehmer  
pro Jahr  

für 1,0 FTE

Muster- 
personalkosten 

pro Jahr

Operatives Personal 

Betriebsleiter

Disponenten

Supervisor/Teamleiter

Ladegruppenführer/Vorarbeiter

Lademitarbeiter/Loader

Fracht-/Postfahrer

Gepäckfahrer

Busfahrer

Innendienst/Gepäckumschlag

SUMME                                 
Operatives Personal

Overhead	

Administration/Verwaltung

Technisches Personal

Management

SUMME 
Gesamtpersonalkapazität

SUMME 
Gesamtpersonalkosten

davon Vollzeit in FTE

davon Teilzeit in FTE

Bearbeitungshinweis: Die grau hinterlegten Felder sind auszufüllen. Werden keine  
Personalkapazitäten eingesetzt, so ist der Wert mit „0“ zu beziffern. Kosten und Aufwände  
sind in EUR anzugeben.

Die Kriterien sind für den jeweiligen Standort individuell anzupassen.
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3. Personalkosten

Kalkulation der Gesamtpersonalmenge und der Personalkosten pro Musterjahr

Tätigkeit/Qualifikation

Personal- 
kapazität 

gesamt 
 in FTE

davon  
Personal- 
kapazität 

durch  
Leiharbeiter  

in FTE

Kosten für 
Löhne und  
Gehälter  
pro Jahr  

für 1,0 FTE

Kosten für 
Sozialabgaben 

pro Jahr  
für 1,0 FTE

Aufwand für 
Schulung und 

Training  
pro Jahr  

für 1,0 FTE

Sonstiger  
Personal- 
aufwand  
pro Jahr  

für 1,0 FTE 

Aufwand für 
Leiharbeit- 

nehmer  
pro Jahr  

für 1,0 FTE

Muster- 
personalkosten 

pro Jahr

Operatives Personal 

Betriebsleiter

Disponenten

Supervisor/Teamleiter

Ladegruppenführer/Vorarbeiter

Lademitarbeiter/Loader

Fracht-/Postfahrer

Gepäckfahrer

Busfahrer

Innendienst/Gepäckumschlag

SUMME                                 
Operatives Personal

Overhead	

Administration/Verwaltung

Technisches Personal

Management

SUMME 
Gesamtpersonalkapazität

SUMME 
Gesamtpersonalkosten

davon Vollzeit in FTE

davon Teilzeit in FTE

Bearbeitungshinweis: Die grau hinterlegten Felder sind auszufüllen. Werden keine  
Personalkapazitäten eingesetzt, so ist der Wert mit „0“ zu beziffern. Kosten und Aufwände  
sind in EUR anzugeben.

Die Kriterien sind für den jeweiligen Standort individuell anzupassen.
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4. Gerätemenge

Kalkulation der Gerätemenge für ausgewählte Flugzeugtypen

a) Geräte pro Abfertigung (Angabe Stückmenge)

Flugzeugtyp             E145 D328 A320 
(Container) B738 B753 B763 A346 A388

Positionierung (Vorgabe) Remote Remote Remote Remote Remote Terminal Terminal Terminal

Bodenzeit in Min. (Vorgabe) 30 Min. 30 Min. 40. Min. 40 Min. 70 Min. 70 Min. 240 Min. 240 Min.

Geräte pro Abfertigung (nach Stück)

Elektroschlepper 

Gabelstapler

Dieselschlepper 

Förderband fahrbar

Förderband ziehbar

Gepäckwagen

Bodenstromgerät  
(Ground Power Unit)

Hublader (Lower Deck Loader) 7t

Hublader (Lower Deck Loader) 3,5t

Hublader groß  (Main Deck Loader)

Palettentransporter

5-ft Dollies

10-ft Dollies

20-ft Dollies

Paletten-Dollies

Passagiertreppe (ziehbar)

Passagiertreppe (selbstfahrend)

Mannschaftswagen

Passagierbusse klein (70 pax)

Passagierbusse groß (100 pax)

Crewbus 

Supervisor Fahrzeuge

Bearbeitungshinweis: Die grau hinterlegten Felder sind auszufüllen. Werden keine  
Gerätekapazitäten eingesetzt, so ist der Wert mit „0“ zu beziffern.						    

Die Kriterien sind für den jeweiligen Standort individuell anzupassen.
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4. Gerätemenge

Kalkulation der Gerätemenge für ausgewählte Flugzeugtypen

a) Geräte pro Abfertigung (Angabe Stückmenge)

Flugzeugtyp             E145 D328 A320 
(Container) B738 B753 B763 A346 A388

Positionierung (Vorgabe) Remote Remote Remote Remote Remote Terminal Terminal Terminal

Bodenzeit in Min. (Vorgabe) 30 Min. 30 Min. 40. Min. 40 Min. 70 Min. 70 Min. 240 Min. 240 Min.

Geräte pro Abfertigung (nach Stück)

Elektroschlepper 

Gabelstapler

Dieselschlepper 

Förderband fahrbar

Förderband ziehbar

Gepäckwagen

Bodenstromgerät  
(Ground Power Unit)

Hublader (Lower Deck Loader) 7t

Hublader (Lower Deck Loader) 3,5t

Hublader groß  (Main Deck Loader)

Palettentransporter

5-ft Dollies

10-ft Dollies

20-ft Dollies

Paletten-Dollies

Passagiertreppe (ziehbar)

Passagiertreppe (selbstfahrend)

Mannschaftswagen

Passagierbusse klein (70 pax)

Passagierbusse groß (100 pax)

Crewbus 

Supervisor Fahrzeuge

Bearbeitungshinweis: Die grau hinterlegten Felder sind auszufüllen. Werden keine  
Gerätekapazitäten eingesetzt, so ist der Wert mit „0“ zu beziffern.						    

Die Kriterien sind für den jeweiligen Standort individuell anzupassen.
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Kalkulation der Gerätemenge für ausgewählte Flugzeugtypen
		
b) Geräte pro Abfertigung (Angabe Bindungszeit)		

Flugzeugtyp             E145 D328 A320 
(Container) B738 B753 B763 A346 A388

Positionierung (Vorgabe) Remote Remote Remote Remote Remote Terminal Terminal Terminal

Bodenzeit in Min. (Vorgabe) 30 Min. 30 Min. 40. Min. 40 Min. 70 Min. 70 Min. 240 Min. 240 Min.

Bindungszeit pro Abfertigung (nach Minuten)

Elektroschlepper 

Gabelstapler

Dieselschlepper 

Förderband fahrbar

Förderband ziehbar

Gepäckwagen

Bodenstromgerät  
(Ground Power Unit)

Hublader (Lower Deck Loader) 7t

Hublader (Lower Deck Loader) 3,5t

Hublader groß  (Main Deck Loader)

Palettentransporter

5-ft Dollies

10-ft Dollies

20-ft Dollies

Paletten-Dollies

Passagiertreppe (ziehbar)

Passagiertreppe (selbstfahrend)

Mannschaftswagen

Passagierbusse klein (70 pax)

Passagierbusse groß (100 pax)

Crewbus 

Supervisor Fahrzeuge

Bearbeitungshinweis: Die grau hinterlegten Felder sind auszufüllen. Werden keine  
Gerätekapazitäten eingesetzt, so ist der Wert mit „0“ zu beziffern.	

Die Kriterien sind für den jeweiligen Standort individuell anzupassen.
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Kalkulation der Gerätemenge für ausgewählte Flugzeugtypen
		
b) Geräte pro Abfertigung (Angabe Bindungszeit)		

Flugzeugtyp             E145 D328 A320 
(Container) B738 B753 B763 A346 A388

Positionierung (Vorgabe) Remote Remote Remote Remote Remote Terminal Terminal Terminal

Bodenzeit in Min. (Vorgabe) 30 Min. 30 Min. 40. Min. 40 Min. 70 Min. 70 Min. 240 Min. 240 Min.

Bindungszeit pro Abfertigung (nach Minuten)

Elektroschlepper 

Gabelstapler

Dieselschlepper 

Förderband fahrbar

Förderband ziehbar

Gepäckwagen

Bodenstromgerät  
(Ground Power Unit)

Hublader (Lower Deck Loader) 7t

Hublader (Lower Deck Loader) 3,5t

Hublader groß  (Main Deck Loader)

Palettentransporter

5-ft Dollies

10-ft Dollies

20-ft Dollies

Paletten-Dollies

Passagiertreppe (ziehbar)

Passagiertreppe (selbstfahrend)

Mannschaftswagen

Passagierbusse klein (70 pax)

Passagierbusse groß (100 pax)

Crewbus 

Supervisor Fahrzeuge

Bearbeitungshinweis: Die grau hinterlegten Felder sind auszufüllen. Werden keine  
Gerätekapazitäten eingesetzt, so ist der Wert mit „0“ zu beziffern.	

Die Kriterien sind für den jeweiligen Standort individuell anzupassen.
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5. Gerätekosten

Kalkulation der Gesamtgerätemenge und Gerätekosten pro Jahr

Gerätemenge                
pro Jahr (in Stück)

Gerätekosten                      
pro Jahr 

Elektroschlepper 

Gabelstapler

Dieselschlepper 

Förderband fahrbar

Förderband ziehbar

Gepäckwagen

Bodenstromgerät  
(Ground Power Unit)

Hublader (Lower Deck Loader) 7t

Hublader (Lower Deck Loader) 3,5t

Hublader groß  (Main Deck Loader)

Palettentransporter

5-ft Dollies

10-ft Dollies

20-ft Dollies

Paletten-Dollies

Passagiertreppe (ziehbar)

Passagiertreppe (selbstfahrend)

Mannschaftswagen

Passagierbusse klein (70 pax)

Passagierbusse groß (100 pax)

Crewbus 

Supervisor Fahrzeuge 

Gesamtgerätekosten pro Jahr

Bearbeitungshinweis: Die grau hinterlegten Felder sind auszufüllen. 

Die Kriterien sind für den jeweiligen Standort individuell anzupassen.
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6. Musterkosten

Kalkulation der Musterkosten pro Jahr

Kalkulation Musterkosten für die Abfertigung eines Jahres-
flugplanes, basierend auf dem vorgegebenen Musterflugplan 
KW xx/20xx (52 Wochen)

Angaben in Euro

1. Personalkosten
Löhne und Gehälter
Sozialabgaben
Schulung/Training
sonstiger Personalaufwand (in Bewerbung zu spezifizieren)
Aufwand für Leiharbeitnehmer

SUMME PERSONALAUFWAND
2. Sachaufwand

Fremdleistungen (nach Leistungen in Bewerbung  
zu spezifizieren)
Aufwand für zentrale, interne Dienste
Betriebsstoffe
Treibstoffe
Abschreibungen

Geräte/Fahrzeuge
Computer und Software
Büroausstattung
Sonstige

Mieten Büroräume und Abstellflächen
Mietnebenkosten
Miete/Leasing Gerät
Parken
Kommunikationsaufwand/EDV
Erhaltungs- und Betreuungsaufwand

Geräte/Fahrzeuge
Computer und Software
Büroausstattung
Sonstige

Zinsaufwand
Sonstiger betrieblicher Aufwand
Versicherungen

Betriebshaftpflicht
Umwelthaftpflicht
KfZ
Sonstige

SUMME SACHAUFWAND/SONSTIGER AUFWAND
Summe Musterkosten pro Jahr

Bearbeitungshinweis: Die grau hinterlegten Felder sind auszufüllen. 

Die Kriterien sind für den jeweiligen Standort individuell anzupassen.
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Hinweis: 

Es handelt sich nur um eine Mustergliederungsübersicht einschließlich allgemeiner 
Ausführungen für ein Pflichtenheft eines größeren Flughafens. Diese Gliederungsüber-
sicht soll eine Arbeitshilfe darstellen und Anregungen geben, was in einem Pflichtenheft 
ggf. geregelt werden kann. Es ist dabei stets zu prüfen, ob einzelne Gliederungspunkte 
anzupassen, zu streichen oder zu ergänzen sind. Die Gliederungspunkte sind anhand der 
Gegebenheiten und Anforderungen des jeweiligen Flughafens individuell mit Inhalt zu 
füllen. 
 
Die Punkte der Gliederungsübersicht sind immer auf den jeweils aktuellen Stand anzu-
passen (insbesondere soweit auf Rechtsvorschriften und behördliche Regelungen bzw. 
sonstige Regelungen verwiesen wird). Bei den zu beachtenden Vorschriften (Ziff. 1.4 der 
Gliederungsübersicht) werden in Zukunft insbesondere die kommenden EASA-Regelun-
gen aufzuführen sein sowie die Vorgaben eines neuen ICAO Manuals.

1.  Allgemeine Regelungen

1.1.  Grundsatz
Die Erbringung von Bodenabfertigungsdienstleistungen darf den Flughafenbetrieb in seiner 
Gesamtheit nicht beeinträchtigen. Hierzu ist die Erfüllung der Anforderungen dieses Pflich-
tenhefts und dieser technischen Spezifikationen über die in § 8 Abs. 1 und 2 BADV vorgegebe-
nen Anforderungen hinaus notwendig.

Selbstabfertiger bzw. Dienstleister haben zu berücksichtigen, dass die Bodenabfertigungs-
dienste in einem– betrieblich und sicherheitstechnisch betrachtet– sensiblen Bereich geleis-
tet werden, auf dem eine Vielzahl unterschiedlicher Dienstleister, Airlines sowie Behörden 
und auch sonstige Gewerbetreibende sowie insbesondere Passagiere tätig sind bzw. sich 
aufhalten. Das kann Folgen für die Koordination, Infrastrukturgegebenheiten bzw. -verfüg-
barkeiten sowie Erreichbarkeit und Zugänglichkeit der Arbeitsstätten und für die zu leisten-
den Bodenabfertigungsdienste selbst haben.

1.2.  Nichterfüllung der Anforderungen des Pflichtenheftes
Bei Nichterfüllung der Anforderungen des Pflichtenheftes gilt Teil XY der Flughafenbenut-
zungsordnung (FBO) in Verbindung mit § 10 Abs. 2 BADV.

Die FLUGHAFEN XY fordert und überprüft vor Betriebsaufnahme sowie im laufenden Betrieb 
die vollumfängliche Einhaltung der Anforderungen, die die BADV und dieses Pflichtenheft an 
Selbstabfertiger und Dienstleister bei der Erbringung der Bodenabfertigungsdienste stellen. 
Die FLUGHAFEN XY ist befugt, bei Verstößen gegen Anforderungen aus BADV und Pflichten-
heft, auf der Grundlage des § 10 Abs. 2 BADV und XY der FBO die erforderlichen Maßnahmen 
einzuleiten. 

Anlage 6 
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1.3.  Geltungsbereich
Das Pflichtenheft gilt für alle Selbstabfertiger und Dienstleister am FLUGHAFEN XY, die Bo-
denabfertigungsdienste im Sinne der Anlage 1 zur BADV erbringen, unbeschadet der Tatsa-
che, dass für einen Teil der Dienste eine Zulassung auch ohne Auswahlverfahren nach BADV 
erteilt wird (marktoffene Dienste gemäß § 3 Abs. 1 BADV).

1.4.  Weitere Regelungen
Die geltenden gesetzlichen Vorschriften, insbesondere die nationalen (u. a. LuftVG, LuftSiG, 
LuftVZO), europäischen (u. a. VO (EU) Nr. 2018/1139, VO (EG) 300/2008, DVO (EU) 2015/1998) und 
internationalen Sicherheitsvorschriften, sind zu beachten. Gleiches gilt für die Flughafenbenut-
zungsordnung (FBO) des Flughafens XY und dessen weiterführende Bestimmungen.

1.5.  Änderungen und Anpassungen des Pflichtenheftes
Die FLUGHAFEN XY behält sich vor, soweit erforderlich mit Beteiligung und im Einverneh-
men mit der zuständigen Luftfahrtbehörde, bei Bedarf jederzeit notwendige Änderungen 
und Anpassungen dieses Pflichtenheftes vorzunehmen. Der Nutzerausschuss ist vor deren 
Festlegung anzuhören. In diesem Fall erfolgt jeweils rechtzeitig eine gesonderte schriftliche 
Information an die Dienstleister bzw. Selbstabfertiger. Vorgenommene Änderungen werden 
über eine Versionsänderung dieses Pflichtenheftes bekannt gegeben.

2.  Betriebspflicht

3.  Anforderungen an die Betriebsorganisation 

3.1.  Betriebsleitung und Betriebsabläufe
Die Erbringer von Bodenabfertigungsdiensten haben die betriebsorganisatorischen und per-
sonellen Vorkehrungen zu treffen, die jederzeit im Rahmen des eigenen Verantwortungsbe-
reichs, auch unter erschwerten Bedingungen, 

•  �eine störungsfreie und sichere Erbringung der angebotenen Dienstleistungen ermög-
lichen, 

•  den betriebssicheren Zustand des Flughafen XY und 

•  �den ordnungsgemäßen Flughafenbetrieb nicht beeinträchtigen sowie zur sicheren,  
reibungslosen und pünktlichen Luftverkehrsabwicklung des Flughafens XY unter allen  
Betriebsbedingungen beitragen.
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3.1.1.  Allgemeines zu Unterweisungen und Qualifikationen
Der Selbstabfertiger bzw. Dienstleister hat, jeweils auf eigene Kosten, für den beabsichtig-
ten Betrieb notwendigen Erwerb aller von ihm benötigten Lizenzen, Genehmigungen, Aus-
bildungen und Kenntnisse zu sorgen. Diese müssen jederzeit den geltenden rechtlichen und 
behördlichen Vorgaben entsprechen.

3.1.2.  Arbeitsschutz
Durch das Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), das Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) und die Be-
triebssicherheitsverordnung (BetrSichV) ist der Selbstabfertiger bzw. Dienstleister verpflich-
tet, für eine geeignete Organisation zur Planung und Durchführung aller erforderlichen 
Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes zu sorgen. 

3.1.3.  Sicherheit
Alle weiteren Bestimmungen, die die Sicherheit bei der Erbringung von Bodenabfertigungs-
diensten betreffen, insbesondere die in der Flughafenbenutzungsordnung enthaltenen Be-
stimmungen, sind einzuhalten. 

3.2.  Pflichten der Betriebsleitung
Die Betriebsleitung gewährleistet den ordnungsgemäßen, fachgerechten und sicheren Per-
sonal- und Geräteeinsatz gemäß den geltenden gesetzlichen Vorschriften, insbesondere den 
nationalen, europäischen und internationalen Sicherheitsvorschriften sowie der Flughafen-
benutzungsordnung (FBO) des Flughafens XY (samt deren weiterführenden Bestimmun-
gen, wie den Verkehrs- und Sicherheitsregeln für den nichtöffentlichen Bereich) und diesem 
Pflichtenheft.

Die Betriebsleitung ist insbesondere dafür verantwortlich, dass das eingesetzte Personal 
vollumfänglich mit den maßgeblichen Rechtsvorschriften sowie der Flughafenbenutzungs-
ordnung (FBO) und deren weiterführenden Bestimmungen, insbesondere den Verkehrs- und 
Sicherheitsregeln für den nichtöffentlichen Bereich des Flughafens XY, sowie diesem Pflich-
tenheft in der jeweils gültigen Fassung vertraut ist.

Die Betriebsleitung ist verantwortlich für:

…………………………

3.3.  Safety Management System (SMS)
Die Erfüllung eines hohen Sicherheitsstandards hat oberste Priorität in der Zielsetzung einer 
geordneten Durchführung von Bodenverkehrsdienstleistungen. Dieser Grundsatz gilt für 
Selbstabfertiger, Dienstleister und Flughafendienststellen gleichermaßen. 

3.4.  Teilnahme am Delay Code Clearing Verfahren (DCC)
Nach Vorschriften der EU zur Festlegung eines Leistungssystems für Flugsicherungsdiens-
te und Netzfunktionen (Verordnung (EU) Nr. 691/2010 der Kommission vom 29.07.2010 und 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 390/2013 der Kommission vom 3. Mai 2013) hat die Flug-
hafen XY der EU-Kommission bzw. EUROCONTROL regelmäßig wiederkehrend bestimmte 
Daten zu jedem am Flughafen XY ankommenden und/oder abgehenden Flug zu den vorge-
schriebenen Zwecken bereitzustellen. 

3.5.  Führen von Fahrzeugen oder Abfertigungsgeräten sowie Betrieb von Passagierbussen

3.6.  Geräteausstattung 
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4.  Zeitliche Vorgaben und Standards

Die Dienstleister bzw. Selbstabfertiger verpflichten sich, die notwendigen Maßnahmen zu 
treffen, die das Erreichen der nachfolgend dargestellten Eckwerte durchgängig sicherstellen. 

4.1.  Abfertigungspositionen

4.2.  Minimum Connecting Time (MCT) (soweit festgelegt)

4.3.  Passagierbusbetrieb

4.4.  Geräteeinsatz

4.5.  Fracht

4.6.  Luftfahrzeugschlepper 

4.7.  Gepäckabfertigung, Be- und Entladung von Luftfahrzeugen (LFZ)

4.8.  Frischwasser und Toilettenservice

4.9.  Bereitstellung Pushback

4.10.  Zentrale Infrastruktur

5.  Technische Spezifikationen

5.1.  Telekommunikations- und Informationssysteme 

5.2.  Abfertigungsgeräte, technische Arbeitsmittel
•  Allgemeines (Beschaffenheitsanforderungen, Instandhaltung)
•  Elektrofahrzeuge
•  Gepäckwagen und -dollies
•  Frischwasserfahrzeuge
•  Toilettenservice-Fahrzeuge
•  Passagierbusse

Anhang zum Pflichtenheft

(1) � Beschreibung der zentralen Infrastruktureinrichtungen mit den jeweiligen Schnittstellen 
zum Selbstabfertiger/Dienstleister 

(2) � Darstellung des Betriebsablaufs an der Schnittstelle Zentrale Infrastruktur/stationärer 
Bodenstrom durch den Selbstabfertiger/Dienstleister (Hinweis: sofern am Standort als 
ZI festgelegt)

(3) � Darstellung des Betriebsablaufs an der Schnittstelle Zentrale Infrastruktur/Flugzeug-
klimatisierung (Pre-Conditioned-Air/PCA) durch den Selbstabfertiger/Dienstleister (Hin-
weis: sofern am Standort als ZI festgelegt)
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Glossar

Begriffsbestimmung
Die Begriffe „Dienstleister“, „Selbstabfertiger“, „Nutzer“ und „Bodenabfertigungsdienste“ 
entsprechen den Begriffsbestimmungen in § 2 Bodenabfertigungsdienst-Verordnung (BADV).

ADS Andocksystem
AHM Airport Handling Manual
ArbSchG Arbeitsschutzgesetz
ASiG Arbeitssicherheitsgesetz
BADV Bodenabfertigungsdienst-Verordnung
BSM Baggage Sorting Message
BVD Bodenverkehrsdienste
CI Check-in
DIN EN Deutsches Institut für Normung Europäische Norm
EMV Elektromagnetische Verträglichkeit
FBO Flughafenbenutzungsordnung
FOD Foreign Object Debris
GFA Gepäckförderanlage 
GSE-Fläche Ground Service Equipment
IATA International Air Transport Association
Klasse D Fahrerlaubnis für Busse
LBA Luftfahrt-Bundesamt
LBI Left Behind Index
LFZ Luftfahrzeug
LuftSiG Luftsicherheitsgesetz
LuftVG Luftverkehrsgesetz
LVG Luftverkehrsgesellschaft
MCT Minimum Connecting Time
MTT Minimum Turnaround Time
ONB On Block
QMS Qualitätsmanagementsystem
SLA Service Level Agreement
SMS Safety Management System
STD Scheduled Time Departure
TOBT Target-Off-Block-Time
TSAT Target Start Up Approval Time
UVV Unfallverhütungsvorschrift
ZI Zentrale Infrastruktureinrichtungen
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Anlage 7  
Relevante Rechtsvorschriften und Materialien

I. BAD-Richtlinie 96/67 EG des Rates 

II. Luftverkehrsgesetz (LuftVG) – Auszug

III. Gesetz über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen

IV. �Amtliche Begründung zum Erlass der Verordnung  
über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen (BADV)   
– BR-Drs. 807/97 vom 20.10.1997

V. � Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen  
(Bodenabfertigungsdienst-Verordnung – BADV)



142  | ANLAGE 7 – I. BAD-Richtlinie 96-67 EG des Rates

RICHTLINIE 96/67/EG DES RATES 
vom 15. Oktober 1996 
über den Zugang zum Markt der Bodenabfertigungsdienste  
auf den Flughäfen der Gemeinschaft 
(ABl. L 272 vom 25.10.1996, S. 36)

Geändert durch:		  Amtsblatt
			  Nr. 	 Seite 	 Datum

Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des Europäischen Parlaments 	 L 284	 1	 31.10.2003 
und des Rates vom 29. September 2003

Berichtigt durch:
Berichtigung, ABl. L 302 vom 26.11.1996, S. 28 (96/67/EG)

Dieses Dokument ist lediglich eine Dokumentationsquelle, für deren Richtigkeit die Organe 
der Gemeinschaften keine Gewähr übernehmen 

RICHTLINIE 96/67/EG DES RATES
vom 15. Oktober 1996
über den Zugang zum Markt der Bodenabfertigungsdienste  
auf den Flughäfen der Gemeinschaft

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION –
gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere  
auf Artikel 84 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission 1,
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses 2, 
gemäß dem Verfahren des Artikels 189c des Vertrags 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:
(1)	 Um den Binnenmarkt gemäß Artikel 7a des Vertrags zu verwirklichen, hat die Gemein-

schaft schrittweise eine gemeinsame Luftverkehrspolitik entwickelt, mit der der wirt-
schaftliche und soziale Fortschritt dauerhaft gefördert werden soll.

(2)	 Nach Artikel 59 des Vertrags sollen die Beschränkungen des freien Dienstleistungsver-
kehrs aufgehoben werden; nach Artikel 61 des Vertrags hat dies im Rahmen der gemein-
samen Verkehrspolitik zu geschehen.

(3)	 Was die Luftverkehrsdienstleistungen im engen Sinne anbelangt, hat der Rat dieses Ziel 
durch den Erlass der Verordnungen (EWG) Nr. 2407/92 4, (EWG) Nr. 2408/92 5 und (EWG) 
Nr. 2409/92 6 erreicht.

1  ABl. Nr. C 142 vom 8. 6. 1995, S. 7 und ABl. Nr. C 124 vom 27. 4. 1996, S. 19.
2  ABl. Nr. C 301 vom 13. 11. 1995, S. 28.
3 � Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 16. November 1995 (ABl. Nr. C 323 vom 4. 12. 1995, S. 106), gemeinsamer Stand-

punkt des Rates vom 28. März 1996 (ABl. Nr. C 134 vom 6. 5. 1996, S. 30) und Beschluss des Europäischen Parlaments vom 16. Juli 
1996 (ABl. Nr. C 261 vom 9. 9. 1996).

4  ABl. Nr. L 240 vom 24. 8. 1992, S. 1.
5  ABl. Nr. L 240 vom 24. 8. 1992, S. 8. Verordnung geändert durch die Beitrittsakte von 1994.
6  ABl. Nr. L 240 vom 24. 8. 1992, S. 15.
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(4)	 Die Bodenabfertigungsdienste sind für das reibungslose Funktionieren des Luftverkehrs 
unerlässlich und sie leisten einen wesentlichen Beitrag zur effizienten Nutzung der 
Luftverkehrsinfrastruktur.

(5)	� Mit der Öffnung des Zugangs zum Markt der Bodenabfertigungsdienste soll zur Sen-
kung der Betriebskosten der Luftverkehrsgesellschaften und zur Hebung der den Nut-
zern gebotenen Qualität beigetragen werden.

(6)	 Entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip ist es unerlässlich, dass der Zugang zum Markt 
der Bodenabfertigungsdienste zwar in einem gemeinschaftlichen Rahmen verwirklicht 
wird, den Mitgliedstaaten aber zugleich die Möglichkeit erhalten bleibt, den Besonder-
heiten der Branche Rechnung zu tragen.

(7)	 In ihrer Mitteilung vom Juni 1994 „Die zivile Luftfahrt in Europa auf dem Weg in die 
Zukunft“ hat die Kommission noch für 1994 eine Initiative zur Verwirklichung des Zu-
gangs zum Markt der Bodenabfertigungsdienste auf den Flughäfen der Gemeinschaft 
angekündigt. In seiner Entschließung vom 24. Oktober 1994 über die Lage der europäi-
schen Zivilluftfahrt 7 hat der Rat die Notwendigkeit bekräftigt, bei dieser Öffnung den 
situationsbedingten Erfordernissen auf den Flughäfen Rechnung zu tragen.

(8)	 Das Europäische Parlament hat in seiner Entschließung vom 14. Februar 1995 zur Zivil-
luftfahrt in Europa 8 daran erinnert, wie sehr ihm daran liegt, dass den Auswirkungen 
der Öffnung des Markts der Bodenabfertigungsdienste auf die Beschäftigungs- und  
Sicherheitsbedingungen auf den Flughäfen der Gemeinschaft Rechnung getragen wird.

(9)	 Die Liberalisierung des Zugangs zum Markt der Bodenabfertigungsdienste ist mit der 
Funktionsfähigkeit der gemeinschaftlichen Flughäfen vereinbar.

(10)	 Die Liberalisierung des Zugangs zum Markt der Bodenabfertigungsdienste muss schritt
weise durchgeführt werden und auf die Erfordernisse des Sektors abgestimmt sein.

(11)	 Bei bestimmten Diensten können dem Marktzugang und der Selbstabfertigung jedoch 
aus Gründen der allgemeinen und betrieblichen Sicherheit sowie der verfügbaren Kapa-
zitäten und Flächen Grenzen gesetzt sein. Die Zahl der Dienstleister, die zur Erbringung 
solcher Dienste befugt sind, muss daher begrenzt werden können. Ebenso muss die 
Selbstabfertigung beschränkt werden können; die dabei angewandten Kriterien müs-
sen sachgerecht, objektiv, transparent und nichtdiskriminierend sein.

(12)	 Wird die Zahl der Dienstleister begrenzt, so ist es zur Wahrung eines wirksamen Wett-
bewerbs erforderlich, dass mindestens ein Dienstleister in absehbarer Zeit sowohl vom 
Leitungsorgan des Flughafens als auch von dem beherrschenden Luftverkehrsunter-
nehmen unabhängig ist.

(13)	 Um reibungslos funktionieren zu können, müssen sich die Flughäfen Verwaltung und 
Betrieb jener Infrastruktureinrichtungen vorbehalten können, die aus technischen, 
Rentabilitäts-, Sicherheits- oder Umweltgründen nur schwer geteilt oder mehrfach be-
reitgehalten werden können. Die zentrale Verwaltung dieser Einrichtungen darf deren 
Nutzung durch die Dienstleister und durch die Nutzer, die sich selbst abfertigen, jedoch 
nicht behindern.

(14)	 In einigen Fällen können die genannten Sachzwänge so groß sein, dass bestimmte Be-
schränkungen des Marktzugangs beziehungsweise der Selbstabfertigung gerechtfer-
tigt sein können, sofern diese Beschränkungen sachgerecht, objektiv, transparent und 
nichtdiskriminierend sind.

(15)	 Entsprechende Ausnahmen müssen dazu dienen, die Flughäfen in die Lage zu versetzen, 
diese Sachzwänge auszuräumen oder zumindest abzuschwächen. Diese Ausnahmen 
müssen von der Kommission, die von einem beratenden Ausschuss unterstützt wird, 
gebilligt werden und befristet sein.

(16)	 Wird die Zahl der Dienstleister begrenzt, so ist es zur Wahrung eines wirksamen und 
lauteren Wettbewerbs erforderlich, dass diese Dienstleister nach einem transparenten 
und unparteiischen Verfahren ausgewählt werden. Es ist angebracht, die Nutzer bei die-
ser Auswahl zu konsultieren, da sie schließlich am unmittelbarsten von Qualität und 
Preis der Dienste betroffen sind, die sie später in Anspruch nehmen sollen.

(17)	 Damit die Nutzer bei der Auswahl der Dienstleister vertreten sind und dazu konsultiert 
werden, soll ein aus ihren Vertretern zusammengesetzter Ausschuss eingesetzt werden.

7  ABl. Nr. C 309 vom 5. 11. 1994, S. 2. 
8  ABl. Nr. C 56 vom 6. 3. 1995, S. 28.
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(18)	 Im Zusammenhang mit der Auswahl der Dienstleister auf einem Flughafen kann die öf-
fentliche Leistungsverpflichtung unter bestimmten Gegebenheiten und Bedingungen 
auf andere Flughäfen in derselben geografischen Region des betreffenden Mitglied-
staats ausgedehnt werden.

(19)	 Das Leitungsorgan eines Flughafens kann selbst Bodenabfertigungsdienste erbringen 
und mit seinen Entscheidungen den Wettbewerb zwischen den Dienstleistern erheb-
lich beeinflussen. Damit ein lauterer Wettbewerb gewahrt bleibt, müssen die Flughäfen 
eine buchmäßige Trennung zwischen ihren Tätigkeitsbereichen – Infrastrukturverwal-
tung und Regelungstätigkeit einerseits und Erbringung der Bodenabfertigungsdienste 
andererseits – vornehmen.

(20)	 Ein Flughafen darf seine Bodenabfertigungsdienste nicht mit Einkünften aus seiner 
Funktion als Leitungsorgan subventionieren.

(21)	 Die gleichen Transparenzanforderungen müssen für alle Dienstleister gelten, die Drit-
ten Bodenabfertigungsdienste erbringen möchten.

(22)	 Damit die Flughäfen ihre Aufgabe der Verwaltung und des Betriebs der Infrastrukturen 
erfüllen und die allgemeine und betriebliche Sicherheit auf dem Flughafengelände ga-
rantieren können sowie im Hinblick auf die Gewährleistung des Schutzes der Umwelt 
und der Einhaltung der geltenden Sozialvorschriften müssen die Mitgliedstaaten das 
Tätigwerden eines Erbringers von Bodenabfertigungsdiensten von einer Zulassung ab-
hängig machen dürfen. Die Kriterien für die Erteilung dieser Zulassung müssen objektiv, 
transparent und nichtdiskriminierend sein.

(23)	 Aus denselben Gründen müssen die Mitgliedstaaten auch weiterhin das Recht haben, 
die für ein reibungsloses Funktionieren der Flughafeneinrichtungen notwendigen Vor-
schriften zu erlassen und durchzusetzen. Diese Vorschriften müssen dem angestrebten 
Ziel entsprechen und dürfen nicht dazu führen, dass der Marktzugang oder die Aus-
übung der Selbstabfertigung de facto stärker eingeschränkt wird, als nach dieser Richt-
linie zulässig ist. Dieses Recht muss unter Beachtung der Grundsätze der Objektivität, 
der Transparenz und der Nichtdiskriminierung ausgeübt werden.

(24)	 Die Mitgliedstaaten müssen weiterhin das Recht haben, den Beschäftigten von Unter
nehmen, die Bodenabfertigungsdienste erbringen, ein angemessenes Niveau sozialer 
Sicherheit zu gewährleisten.

(25)	 Den zur Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten befugten Dienstleistern und den 
zur Selbstabfertigung befugten Luftverkehrsunternehmen ist im Interesse eines wirk-
samen und lauteren Wettbewerbs in dem für die Ausübung ihrer Rechte notwendigen 
Maße Zugang zu den Flughafeneinrichtungen zu gewähren. Für diesen Zugang darf je-
doch ein Entgelt erhoben werden.

(26)	 Die Rechte aus dieser Richtlinie gelten für die Dienstleister und Nutzer aus Drittländern 
berechtigterweise nur dann, wenn strikte Gegenseitigkeit verbürgt ist. Ist dies nicht der 
Fall, so muss der betreffende Mitgliedstaat die Wahrnehmung dieser Rechte durch die 
Dienstleister und Nutzer aussetzen können.

(27)	 Am 2. Dezember 1987 haben das Königreich Spanien und das Vereinigte Königreich in 
London in einer gemeinsamen Erklärung ihrer Minister für auswärtige Angelegenhei-
ten eine engere Zusammenarbeit bei der Benutzung des Flughafens Gibraltar verein-
bart; diese Vereinbarung ist noch nicht wirksam.

(28)	 Diese Richtlinie lässt die Vertragsvorschriften unberührt; insbesondere wird die  
Kommission auch weiterhin die Einhaltung dieser Vorschriften überwachen und hierzu 
nötigenfalls von allen Befugnissen Gebrauch machen, die ihr Artikel 90 des Vertrags 
verleiht –
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Geltungsbereich
(1)	� Diese Richtlinie gilt für jeden den Bestimmungen des Vertrags unterliegenden und dem 

gewerblichen Luftverkehr offenstehenden Flughafen im Hoheitsgebiet eines Mitglied-
staats nach folgenden Modalitäten:
(a)  Die Bestimmungen für die in Artikel 7 Absatz 1 genannten Dienste mit Ausnahme 

der Dienste nach Artikel 7 Absatz 2 gelten ab dem 1. Januar 1998 für jeden Flughafen 
unabhängig vom Verkehrsaufkommen.

(b)  Die Bestimmungen für die in Artikel 7 Absatz 2 genannten Dienste gelten ab dem  
1.  Januar 1998 für Flughäfen, die jährlich mindestens eine Million Fluggäste oder 
25.000 t Fracht zu verzeichnen haben.

(c)  Die Bestimmungen für die in Artikel 6 genannten Dienste gelten ab dem 1. Januar 
1999 für Flughäfen, die

–– entweder jährlich mindestens drei Millionen Fluggäste oder 75.000 t Fracht zu 
verzeichnen haben

–– oder in dem dem 1. April oder dem 1. Oktober des Vorjahres vorausgehenden Sechs- 
Monats-Zeitraum mindestens zwei Millionen Fluggäste oder 50.000 t Fracht zu 
verzeichnen hatten.

(2)	� Unbeschadet des Absatzes 1 gilt diese Richtlinie ab dem 1. Januar 2001 für jeden den 
Bestimmungen des Vertrags unterliegenden und dem gewerblichen Luftverkehr offen-
stehenden Flughafen im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats, der jährlich mindestens 
zwei Millionen Fluggäste oder 50.000 t Fracht zu verzeichnen hat.

(3)	� Erreicht ein Flughafen eine der in diesem Artikel genannten Frachtschwellen, jedoch 
nicht die entsprechende Fluggastschwelle, so gilt diese Richtlinie nicht für die allein 
Fluggästen vorbehaltenen Abfertigungsdienste.

(4)	� Das Verzeichnis der unter diesen Artikel fallenden Flughäfen wird von der Kommission 
informationshalber im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. Es 
wird erstmals binnen drei Monaten nach Annahme dieser Richtlinie und danach jähr-
lich veröffentlicht. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission vor dem 1. Juli jeden 
Jahres die für die Aufstellung des Verzeichnisses erforderlichen Angaben.

(5)	� Die Anwendung dieser Richtlinie auf den Flughafen Gibraltar erfolgt unbeschadet der 
Rechtsstandpunkte des Königreichs Spanien und des Vereinigten Königreichs in der 
strittigen Frage der Souveränität über das Gebiet, auf dem sich der Flughafen befindet.

(6)	� Die Anwendung dieser Richtlinie auf den Flughafen Gibraltar wird bis zur Anwendung 
der Regelung ausgesetzt, die in der gemeinsamen Erklärung der Minister für Auswär-
tige Angelegenheiten des Königreichs Spanien und des Vereinigten Königreichs vom  
2. Dezember 1987 enthalten ist. Die Regierungen des Königreichs Spanien und des Ver-
einigten Königreichs werden den Rat über den Zeitpunkt der Anwendung unterrichten.
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Artikel 2

Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck
a)	 „Flughafen“ jedes speziell für das Landen, Starten und Manövrieren von Luftfahrzeu-

gen ausgebaute Gelände, einschließlich der für den Luftverkehr und die Abfertigung der 
Luftfahrzeuge erforderlichen zugehörigen Einrichtungen, wozu auch die Einrichtungen 
für die Abfertigung gewerblicher Flugdienste gehören;

b)	 „Flughafensystem“ zwei oder mehr Flughäfen, die, wie in Anhang II der Verordnung 
Nr.  2408/92 des Rates vom 23. Juli 1992 über den Zugang von Luftfahrtunternehmen 
der Gemeinschaft zu Strecken des innergemeinschaftlichen Flugverkehrs angegeben, 
als Einheit dieselbe Stadt oder dasselbe Ballungsgebiet bedienen;

c)	 „Leitungsorgan“ die Stelle, die nach den nationalen Rechtsvorschriften – gegebenenfalls 
neben anderen Tätigkeiten – die Aufgabe hat, die Flughafeneinrichtungen zu verwalten 
und zu betreiben und der die Koordinierung und Überwachung der Tätigkeiten der ver-
schiedenen Akteure auf dem betreffenden Flughafen oder in dem betreffenden Flug-
hafensystem obliegt;

d)	 „Flughafennutzer“ jede natürlich oder juristische Person, die Fluggäste, Post und/oder 
Fracht auf dem Luftwege von oder zu dem betreffenden Flughafen befördert;

e)	 „Bodenabfertigungsdienste“ die einem Nutzer auf einem Flughafen erbrachten Dienste, 
wie sie im Anhang beschrieben sind;

f)	 „Selbstabfertigung“ den Umstand, dass sich ein Nutzer unmittelbar selbst einen oder 
mehrere Abfertigungsdienste erbringt, ohne hierfür mit einem Dritten einen wie auch 
immer gearteten Vertrag über die Erbringung solcher Dienste zu schließen. Im Sinne 
dieser Definition gelten nicht als Dritte in ihrem Verhältnis zueinander Nutzer,

–– von denen einer an dem anderen eine Mehrheitsbeteiligung hält;
–– bei denen ein und dieselbe Körperschaft an jedem von ihnen eine Mehrheits

beteiligung hält.
g)	 „Dienstleister“ jede natürlich oder juristische Person, die einen oder mehrere Boden

abfertigungsdienste für Dritte erbringt.

Artikel 3

Das Leitungsorgan eines Flughafens
(1)	� Liegt die Verantwortung für die Verwaltung und für den Betrieb eines Flughafens 

oder Flughafensystems nicht bei einer Stelle, sondern bei mehreren gesonderten Stel-
len, so werden im Sinne dieser Richtlinie alle diese Stellen als Teil des Leitungsorgans 
betrachtet.

(2)	� Besteht für mehrere Flughäfen oder Flughafensysteme ein gemeinsames Leitungs
organ, so wird entsprechend jeder dieser Flughäfen oder jedes dieser Flughafensysteme 
im Sinne dieser Richtlinie gesondert betrachtet.

(3)	� Sind die Leitungsorgane der Flughäfen der Aufsicht oder Kontrolle einer einzelstaat
lichen Behörde unterstellt, so ist diese im Rahmen ihrer rechtlichen Verpflichtungen 
gehalten, für die Anwendung dieser Richtlinie zu sorgen.
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Artikel 4

Trennung der Tätigkeitsbereiche
(1)	 Bieten ein Leitungsorgan eines Flughafens, ein Nutzer oder ein Dienstleister selber 

Bodenabfertigungsdienste an, so müssen sie zwischen den damit verbundenen und 
ihren übrigen Tätigkeiten eine strenge buchmäßige Trennung entsprechend den gelten-
den Handelsgepflogenheiten vornehmen.

(2)	 Ob diese buchmäßige Trennung tatsächlich vollzogen wird, ist von einer von dem 
Mitgliedstaat benannten, unabhängigen Stelle zu überprüfen.

(3)	 Diese Stelle prüft auch, ob keine Finanzflüsse zwischen den Tätigkeiten, die das Leitungs
organ in seiner Eigenschaft als Flughafenleitung ausübt und seinen Tätigkeiten als 
Erbringer von Bodenabfertigungsdiensten stattfinden.

Artikel 5

Der Nutzerausschuss
(1)	 Spätestens zwölf Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie tragen die Mitgliedstaaten 

dafür Sorge, dass für jeden unter diese Richtlinie fallenden Flughafen ein aus Vertretern 
der Nutzer oder der die Nutzer vertretenden Organisationen zusammengesetzter Aus-
schuss gebildet wird.

(2)	 Jeder Nutzer kann entscheiden, ob er in dem Ausschuss sitzen oder sich durch eine von 
ihm damit betraute Organisation vertreten lassen möchte.

Artikel 6

Drittabfertigung
(1)	 Die Mitgliedstaaten treffen gemäß Artikel 1 die erforderlichen Maßnahmen, um den 

Bodenabfertigungsdienstleistern den freien Zugang zum Markt der Drittabfertigungs-
dienste zu gewährleisten. Die Mitgliedstaaten können verlangen, dass die Bodenabfer-
tigungsdienstleister in der Gemeinschaft niedergelassen sind.

(2)	 Die Mitgliedstaaten können die Zahl der Dienstleister begrenzen, die zur Erbringung 
folgender Bodenabfertigungsdienste befugt sind:

–– Gepäckabfertigung,
–– Vorfelddienste,
–– Betankungsdienste,
–– Fracht- und Postabfertigung, soweit dies die konkrete Beförderung von Fracht und 

Post zwischen Flughafen und Flugzeug bei der Ankunft, beim Abflug oder beim 
Transit betrifft.

		 Sie dürfen die Zahl dieser Dienstleister indessen nicht auf weniger als zwei je Boden
abfertigungsdienst begrenzen.

(3)	 Darüber hinaus darf ab dem 1. Januar 2001 wenigstens einer dieser zugelassenen 
Dienstleister

–– weder durch das Leitungsorgan,
–– noch durch einen Nutzer, der in dem Jahr vor der Auswahl der Dienstleister mehr 

als 25 % der auf dem Flughafen registrierten Fluggäste oder Fracht befördert hat,
–– noch durch eine Stelle, die dieses Leitungsorgan oder einen solchen Nutzer un-

mittelbar oder mittelbar kontrolliert oder ihrerseits von einem der beiden kont-
rolliert wird,

		 unmittelbar oder mittelbar kontrolliert werden.
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		 Ein Mitgliedstaat kann jedoch bis zum 1. Juli 2000 beantragen, dass die sich aus diesem 
Absatz ergebenden Verpflichtungen bis zum > C1 31. Dezember 2002 < ausgesetzt wer-
den. Die Kommission prüft mit Unterstützung des in Artikel 10 genannten Ausschusses 
einen solchen Antrag und kann unter Berücksichtigung der Entwicklung des Sektors 
und insbesondere der Situation von Flughäfen, die hinsichtlich des Verkehrsvolumens 
und ihrer Beschaffenheit vergleichbar sind, beschließen, dass dem Antrag stattgegeben 
wird.

(4)	 Begrenzen die Mitgliedstaaten nach Absatz 2 die Zahl der zugelassenen Dienstleister, so 
darf dadurch keinem Flughafennutzer ungeachtet des ihm zugewiesenen Flughafen- 
bereichs die Möglichkeit genommen werden, bei jedem Bodenabfertigungsdienst, für 
den Begrenzungen gelten, effektiv zwischen mindestens zwei Bodenabfertigungs-
dienstleistern gemäß den Absätzen 2 und 3 wählen zu können.

Artikel 7

Selbstabfertigung
(1)	 Die Mitgliedstaaten treffen gemäß Artikel 1 die erforderlichen Maßnahmen zur Gewähr

leistung der freien Ausübung der Selbstabfertigung.
(2)	 Bei folgenden Bodenabfertigungsdiensten können die Mitgliedstaaten die Selbstabferti

gung jedoch mindestens zwei Nutzern vorbehalten, sofern diese nach sachgerechten, 
objektiven, transparenten und nichtdiskriminierenden Kriterien ausgewählt werden:

–– Gepäckabfertigung,
–– Vorfelddienste,
–– Betankungsdienste,
–– Fracht- und Postabfertigung, soweit dies die konkrete Beförderung von Fracht und 

Post zwischen Flughafen und Flugzeug bei der Ankunft, beim Abflug oder beim 
Transit betrifft.

Artikel 8

Zentrale Infrastruktureinrichtungen
(1)	 Unbeschadet der Artikel 6 und 7 können die Mitgliedstaaten Verwaltung und Betrieb 

der zentralen Infrastruktureinrichtungen zur Erbringung von Bodenabfertigungsdiens-
ten, die aufgrund ihrer Komplexität bzw. aus Kosten- oder Umweltschutzgründen nicht 
geteilt oder in zweifacher Ausführung geschaffen werden können, beispielsweise die 
Gepäcksortier-, Enteisungs-, Abwasserreinigungs- und Treibstoffverteilungsanlagen, 
dem Leitungsorgan des Flughafens oder einer anderen Stelle vorbehalten. Sie können 
vorschreiben, dass die Dienstleister und die Selbstabfertiger diese Infrastruktureinrich-
tungen nutzen.

(2)	 Die Mitgliedstaaten sorgen für eine transparente, objektive und nichtdiskriminierende 
Verwaltung dieser Infrastruktureinrichtungen und vor allem dafür, dass der gemäß die-
ser Richtlinie vorgesehene Zugang der Dienstleister und Selbstabfertiger durch sie nicht 
behindert wird.

Artikel 9

Ausnahmen
(1)	 Wenn auf einem Flughafen besondere Platz- oder Kapazitätsgründe, insbesondere in 

Zusammenhang mit der Verkehrsdichte und dem Grad der Nutzung der Flächen, eine 
Marktöffnung und/oder die Selbstabfertigung nicht in dem in dieser Richtlinie vorgese-
henen Ausmaß zulassen, so kann der betreffende Mitgliedstaat beschließen,
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a)	 die Zahl der Dienstleister für eine oder mehrere Kategorien von Bodenabfertigungs-
diensten auf dem gesamten Flughafen oder in einem Teil davon zu begrenzen, sofern 
es sich nicht um die in Artikel 6 Absatz 2 aufgeführten Dienste handelt; in diesem 
Fall gilt Artikel 6 Absätze 2 und 3;

b)	 einen oder mehrere der in Artikel 6 Absatz 2 aufgeführten Dienste einem einzigen 
Dienstleister vorzubehalten;

c)	 die Selbstabfertigung einer begrenzten Anzahl von Nutzern vorzubehalten, sofern es 
sich nicht um die in Artikel 7 Absatz 2 aufgeführten Dienste handelt und sofern diese 
Nutzer nach sachgerechten, objektiven, transparenten und nichtdiskriminierenden 
Kriterien ausgewählt werden;

d)	 die Selbstabfertigung bei den in Artikel 7 Absatz 2 aufgeführten Diensten zu unter-
sagen oder auf einen einzigen Nutzer zu beschränken.

(2)	 Jede gemäß Absatz 1 getroffene Freistellungsentscheidung muss
a)	 den oder die Dienste, für die eine Freistellung gewährt wird und die für diese 

Entscheidung maßgeblichen technischen Schwierigkeiten nennen;
b)	 einen Plan mit geeigneten Maßnahmen beinhalten, mit denen diesen Schwierig-

keiten abgeholfen werden soll.
		 Außerdem darf die Freistellung nicht

–– in unangemessener Weise die Ziele dieser Richtlinie beeinträchtigen;
–– zu Wettbewerbsverzerrungen zwischen Dienstleistern oder Selbstabfertigern 

führen;
–– über das erforderliche Maß hinausgehen.

(3)	 Die Mitgliedstaaten melden der Kommission spätestens drei Monate vor ihrem Inkraft
treten die nach Absatz 1 gewährten Freistellungen und die dafür maßgeblichen Gründe. 
Die Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften eine Zu-
sammenfassung der ihr gemeldeten Entscheidungen und ersucht die Beteiligten um 
Äußerung.

(4)	 Die Kommission unterzieht die von dem Mitgliedstaat gemeldete Freistellungsent-
scheidung einer eingehenden Prüfung. Hierzu überprüft sie anhand einer ausführlichen 
Analyse der Lage und anhand einer Untersuchung der von dem Mitgliedstaat genann-
ten geeigneten Maßnahmen, ob die geltend gemachten Schwierigkeiten vorliegen und 
ob eine Öffnung des Markts und/oder die Selbstabfertigung in dem in der Richtlinie 
vorgesehenen Ausmaß tatsächlich nicht möglich sind.

(5)	 Die Kommission kann nach dieser Prüfung und nach Anhörung des betreffenden Mit-
gliedstaats die Entscheidung des Mitgliedstaats genehmigen oder aber auch ablehnen, 
wenn ihres Erachtens die geltend gemachten Schwierigkeiten nicht nachgewiesen sind 
oder nicht so schwerwiegend sind, dass sie eine Freistellung rechtfertigen. Sie kann 
nach Anhörung des betreffenden Mitgliedstaats auch verlangen, dass der Umfang der 
Freistellung geändert oder die Freistellung auf die Teile des Flughafens bzw. Flughafen-
systems beschränkt wird, wo die geltend gemachten Schwierigkeiten tatsächlich fest-
gestellt wurden. Die Entscheidung der Kommission ergeht spätestens drei Monate nach 
der Meldung des Mitgliedstaats; sie wird im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf-
ten veröffentlicht.

(6)	 Die Geltungsdauer der von den Mitgliedstaaten nach Absatz 1 gewährten Freistellun-
gen ist außer bei den gemäß Absatz 1 Buchstabe b) gewährten Freistellungen auf drei 
Jahre zu befristen. Spätestens drei Monate vor Ablauf dieses Zeitraums muss der Mit-
gliedstaat erneut eine Entscheidung über den Freistellungsantrag treffen, die dann wie-
derum dem in diesem Artikel beschriebenen Verfahren unterliegt.

		 Die Geltungsdauer von Freistellungen gemäß Absatz 1 Buchstabe b) ist auf zwei Jahre 
zu befristen. Jedoch kann ein Mitgliedstaat auf der Grundlage der Kriterien nach Absatz 
1 beantragen, dass der betreffende Zeitraum einmalig um zwei Jahre verlängert wird. 
Über einen derartigen Antrag entscheidet die Kommission mit Unterstützung des Aus-
schusses nach Artikel 10.
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Artikel 10

Beratender Ausschuss
(1)	 Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt.
(2)	 Der Ausschuss berät die Kommission im Zusammenhang mit der Anwendung des Arti-

kels 9.
(3)	 Der Ausschuss kann im Übrigen zu jeder anderen Frage im Zusammenhang mit der An-

wendung dieser Richtlinie konsultiert werden.
(4)	 Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so gelten die Artikel 3 und 7 des Beschlusses 

1999/468/EG 9 unter Beachtung von dessen Artikel 8.
(5)	 Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 11

Auswahl der Dienstleister
(1)	 Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen zur Durchführung eines 

Auswahlverfahrens unter den Dienstleistern, die zur Erbringung von Bodenabferti-
gungsdiensten auf einem Flughafen befugt sind, falls die Zahl der Dienstleister gemäß 
Artikel 6 Absatz 2 oder Artikel 9 begrenzt wird. Dieses Verfahren ist nach folgenden 
Grundsätzen durchzuführen:
a)	 Falls die Mitgliedstaaten die Erstellung eines Pflichtenhefts oder technischer Spezifika

tionen vorsehen, denen die Dienstleister gerecht werden müssen, werden diese An-
forderungen nach Anhörung des Nutzerausschusses festgelegt. Die im Pflichtenheft  
bzw. in den technischen Spezifikationen vorgesehenen Auswahlkriterien 
müssen sachgerecht, objektiv, transparent und nichtdiskriminierend sein. 
Nach Unterrichtung der Kommission kann der betreffende Mitgliedstaat im Rah-
men der Standardbedingungen oder der technischen Spezifikationen, denen die 
Dienstleister gerecht werden müssen, eine öffentliche Leistungsverpflichtung für 
die Flughäfen in Randgebieten oder in in Entwicklung begriffenen Gebieten seines 
Hoheitsgebiets vorsehen, die ohne kommerzielle Bedeutung, doch für den betreffen-
den Mitgliedstaat von größter Wichtigkeit sind.

b)	 Im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ist eine Ausschreibung zu veröffent
lichen, die es jedem Interessenten gestattet, sich zu bewerben.

c)	 Die Auswahl der Dienstleister erfolgt 
I) �nach Anhörung des Nutzerausschusses durch das Leitungsorgan des Flughafens, 

wenn dieses
–– selbst keine gleichartigen Bodenabfertigungsdienste erbringt und
–– kein Unternehmen, das derartige Dienste erbringt, direkt oder indirekt kontrol-

liert und
–– in keiner Weise an einem solchen Unternehmen beteiligt ist;

			 II) � in den übrigen Fällen durch die von den Leitungsorganen unabhängigen zustän-
digen Behörden der Mitgliedstaaten nach Anhörung des Nutzerausschusses und 
der Leitungsorgane.

d)	 Die Dienstleister werden für die Dauer von höchstens sieben Jahren ausgewählt.
e)	 Stellt ein Dienstleister seine Tätigkeit vor Ablauf des Zeitraums ein, für den er ausge-

wählt wurde, so wird er nach dem gleichen Verfahren durch einen anderen ersetzt.

9	� Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission über-
tragenen Durchführungsbefugnisse (ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23).
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(2)	 Wird die Anzahl der Dienstleister gemäß Artikel 6 Absatz 2 oder Artikel 9 begrenzt, so 
kann das Leitungsorgan selbst Bodenabfertigungsdienste erbringen, ohne sich dem 
Auswahlverfahren nach Absatz 1 unterziehen zu müssen. Es kann ferner ohne dieses 
Verfahren einem Dienstleistungsunternehmen gestatten, Bodenabfertigungsdienste 
auf dem betreffenden Flughafen zu erbringen, wenn

–– es dieses Unternehmen direkt oder indirekt kontrolliert oder
–– es von diesem Unternehmen direkt oder indirekt kontrolliert wird.

(3) 	 Das Leitungsorgan unterrichtet den Nutzerausschuss über die im Rahmen dieses Arti-
kels getroffenen Entscheidungen.

Artikel 12

Inselflughäfen
Im Zusammenhang mit der Auswahl der Dienstleister auf einem Flughafen gemäß Artikel 
11 kann ein Mitgliedstaat die öffentliche Leistungsverpflichtung auf andere Flughäfen in die-
sem Mitgliedstaat ausdehnen, sofern

–– diese Flughäfen auf Inseln in demselben geografischen Gebiet liegen und
–– diese Flughäfen ein Verkehrsvolumen von jeweils mindestens 100.000 Fluggäs-

ten pro Jahr haben und
–– diese Ausdehnung von der Kommission im Einvernehmen mit dem Ausschuss des  

Artikels 10 genehmigt wird.

Artikel 13

Konsultationen
Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass ein obligatorisches Verfahren für Konsultationen 
zwischen dem Leitungsorgan, dem Nutzerausschuss und den Dienstleistungsunternehmen 
über die Anwendung der Richtlinie eingerichtet wird. Diese Konsultationen betreffen vor al-
lem die Preise und die Organisation der Dienste, für die gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe 
b) eine Freistellung gewährt worden ist. Sie sind mindestens einmal im Jahr abzuhalten.

Artikel 14

Zulassung
(1)	 Die Mitgliedstaaten können die Ausübung der Bodenabfertigungsdienste auf einem 

Flughafen von der Erteilung einer Zulassung durch eine Behörde abhängig machen, die 
vom Leitungsorgan des betreffenden Flughafens unabhängig sein muss.

		
		 Die Kriterien für die Erteilung dieser Zulassung müssen einen Bezug zu einer gesunden 

finanziellen Lage und einer ausreichenden Versicherungsdeckung sowie zur allgemei-
nen bzw. betrieblichen Sicherheit von Einrichtungen, Luftfahrzeugen, Ausrüstungen 
und Personen, zum Umweltschutz und zur Einhaltung der einschlägigen Sozialgesetz-
gebung haben.

		 Diese Kriterien müssen folgenden Grundsätzen entsprechen:
a)	 Sie sind in nichtdiskriminierender Weise auf die verschiedenen Dienstleister und 

Nutzer anzuwenden.
b)	 Sie müssen mit dem angestrebten Ziel im Zusammenhang stehen.
c)	 Sie dürfen den Marktzugang oder die Ausübung der Selbstabfertigung de facto 

nicht weiter als in dieser Richtlinie vorgesehen einschränken.
		 Diese Kriterien sind bekanntzumachen und der Dienstleister oder Selbstabfertiger ist 

im Voraus über das Zulassungsverfahren zu unterrichten.
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(2)	 Die Zulassung darf nur verweigert oder entzogen werden, wenn der Dienstleister oder 
Selbstabfertiger den in Absatz 1 aufgeführten Kriterien aus Gründen, die ihm selbst 
anzulasten sind, nicht genügt. Die Gründe für eine etwaige Verweigerung bzw. einen 
etwaigen Entzug sind dem betreffenden Dienstleister oder Selbstabfertiger und dem 
Leitungsorgan mitzuteilen.

Artikel 15

Verhaltensregeln
Der Mitgliedstaat kann gegebenenfalls auf Vorschlag des Leitungsorgans

–– einem Dienstleister oder einem Nutzer die Leistungserbringung oder die Selbst-
abfertigung untersagen, wenn der Dienstleister bzw. Nutzer die Regeln nicht ein-
hält, die ihm zur Gewährleistung des einwandfreien Funktionierens des Flugha-
fens auferlegt wurden.

Diese Regeln müssen folgenden Grundsätzen entsprechen:
a)	 Sie sind in nichtdiskriminierender Weise auf die verschiedenen Dienstleister und 

Nutzer anzuwenden.
b)	 Sie müssen mit dem angestrebten Ziel im Zusammenhang stehen.
c)	 Sie dürfen den Marktzugang oder die Ausübung der Selbstabfertigung de facto 

nicht weiter als in dieser Richtlinie vorgesehen einschränken;
–– insbesondere den Erbringern von Bodenabfertigungsdiensten auf dem Flughafen 

vorschreiben, sich in gerechter und nicht diskriminierender Weise an der Erfüllung 
der in innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Regelungen vorgesehenen öffent
lichen Leistungsverpflichtungen, insbesondere der Betriebspflicht, zu beteiligen.

Artikel 16

Zugang zu den Flughafeneinrichtungen
(1)	 Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um den Zugang zu den 

Flughafeneinrichtungen für die Dienstleister und für die Nutzer, die sich selbst abferti-
gen wollen, zu gewährleisten, soweit dieser Zugang für die Ausübung ihrer Tätigkeiten  
erforderlich ist. Falls das Leitungsorgan oder gegebenenfalls seine Aufsichtsbehörde 
oder sein sonstiges Aufsichtsorgan den Zugang an Bedingungen knüpft, müssen diese 
sachgerecht, objektiv, transparent und nichtdiskriminierend sein.

(2)	 Die für Bodenabfertigungsdienste verfügbaren Flächen des Flughafens sind unter den 
verschiedenen Dienstleistern und unter den verschiedenen Selbstabfertigern – ein
schließlich der Neubewerber –, nach sachgerechten, objektiven, transparenten und 
nichtdiskriminierenden Regeln und Kriterien aufzuteilen, soweit dies für die Wahrung 
ihrer Rechte und zur Gewährleistung eines wirksamen und lauteren Wettbewerbs er-
forderlich ist.

(3)	 Ist der Zugang zu den Flughafeneinrichtungen mit der Entrichtung eines Entgelts 
verbunden, so ist dessen Höhe nach sachgerechten, objektiven, transparenten und 
nichtdiskriminierenden Kriterien festzulegen.

Artikel 17

Allgemeine und betriebliche Sicherheit
Die Bestimmungen dieser Richtlinie berühren in keiner Weise die Rechte und Pflichten der 
Mitgliedstaaten im Bereich der öffentlichen Ordnung sowie der allgemeinen und betrieb-
lichen Sicherheit auf Flughäfen.
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Artikel 18

Sozialer Schutz und Umweltschutz
Die Mitgliedstaaten können unbeschadet der Anwendung dieser Richtlinie und unter Wah-
rung der übrigen Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts alle notwendigen Maßnahmen 
ergreifen, um den Schutz der Rechte der Arbeitnehmer und den Schutz der Umwelt sicher-
zustellen.

Artikel 19

Einhaltung der einzelstaatlichen Vorschriften
Die Dienstleister, die auf einem Flughafen eines Mitgliedstaats Bodenabfertigungsdienste 
erbringen, sind verpflichtet, die mit dem Gemeinschaftsrecht zu vereinbarenden innerstaat-
lichen Vorschriften dieses Mitgliedstaats einzuhalten.

Artikel 20

Gegenseitigkeit
(1)	 Wird festgestellt, dass ein Drittland im Zusammenhang mit dem Zugang zum Markt der 

Bodenabfertigungsdienste oder der Selbstabfertigung
a)	 Dienstleistern und Selbstabfertigern eines Mitgliedstaats von Rechts wegen oder 

tatsächlich keine Behandlung gewährt, die mit der von den Mitgliedstaaten den 
Dienstleistern und Selbstabfertigern des betreffenden Landes gewährten Behand-
lung vergleichbar ist, oder

b)	 Dienstleistern und Selbstabfertigern eines Mitgliedstaats von Rechts wegen oder 
tatsächlich keine Inländerbehandlung gewährt oder

c)		 Dienstleistern und Selbstabfertigern aus anderen Drittländern eine günstigere Be-
handlung als Dienstleistern und Selbstabfertigern eines Mitgliedstaats gewährt,

		 so kann ein Mitgliedstaat, unbeschadet der internationalen Verpflichtungen der 
Gemeinschaft, die Pflichten, die sich aus dieser Richtlinie gegenüber den Dienstleistern  
und Nutzern dieses Drittlandes ergeben, im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht 
ganz oder teilweise aussetzen.

(2)	 Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission über die Aussetzung bzw. 
den Entzug der Rechte bzw. Pflichten.

Artikel 21

Rechtsbehelf
Die Mitgliedstaaten oder gegebenenfalls die Leitungsorgane sorgen dafür, dass jede Partei, die  
ein rechtmäßiges Interesse nachweist, einen Rechtsbehelf gegen eine Entscheidung oder 
eine Einzelmaßnahme einlegen kann, die sie in Anwendung des Artikels 7 Absatz 2 und der 
Artikel 11 bis 16 treffen.
Der Rechtsbehelf muss bei einem innerstaatlichen Gericht oder einer anderen, von dem Lei-
tungsorgan des betreffenden Flughafens und gegebenenfalls auch von dessen Aufsichtsbe-
hörde unabhängigen, öffentlichen Behörde eingelegt werden können.
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Artikel 22

Berichterstattung und Änderung der Richtlinie
Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die Informationen, die sie zur Erstellung 
eines Berichts über die Anwendung dieser Richtlinie benötigt. Der Bericht wird zusammen 
mit etwaigen Vorschlägen für eine Änderung dieser Richtlinie spätestens am 31. Dezember 
2001 erstellt.

Artikel 23

Umsetzung
(1)	 Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 

um dieser Richtlinie bis spätestens ein Jahr nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich 
davon in Kenntnis.

		 Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1 erlassen, nehmen sie in den Vor-
schriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese 
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2)	 Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet 
erlassen.

Artikel 24

Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro
päischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 25

Adressaten
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
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ANHANG

VERZEICHNIS DER BODENABFERTIGUNGSDIENSTE

1.	 Die administrative Abfertigung am Boden/Überwachung umfasst:
1.1.	 die Vertretung bei und die Verbindungen zu den örtlichen Behörden und sonstigen 

Stellen, die im Auftrag des Nutzers getätigten Auslagen und die Bereitstellung von 
Räumlichkeiten für seine Vertreter;

1.2.	die Kontrolle der Verladung, der Nachrichten und der Telekommunikation;
1.3.	die Behandlung, Lagerung, Abfertigung und Verwaltung der Ladungen;
1.4.	alle sonstigen Überwachungsdienste vor, während und nach dem Flug sowie alle 

sonstigen vom Nutzer geforderten administrativen Dienste.
2.	 Die Fluggastabfertigung umfasst die gesamte Fluggastbetreuung beim Abflug, bei der 

Ankunft, während des Transits oder bei Anschlussflügen, insbesondere die Kontrolle  
der Flugscheine und der Reiseunterlagen sowie die Registrierung des Gepäcks und des-
sen Beförderung bis zu den Sortieranlagen.

3.	 Die Gepäckabfertigung umfasst die Behandlung des Gepäcks im Sortierraum, die Sor-
tierung des Gepäcks, seine Vorbereitung für den Abflug, das Be- und Entladen der Fahr-
zeuge oder Anlagen, mit denen das Gepäck zwischen Flugzeug und Sortierraum beför-
dert wird, sowie die Gepäckbeförderung zwischen Sortierraum und Ausgaberaum.

4.	 Die Fracht- und Postabfertigung umfasst:
4.1.	in Bezug auf die Fracht: bei Ein- und Ausfuhr sowie während des Transits die Behand-

lung der Fracht, die Bearbeitung der entsprechenden Unterlagen, die Zollformalitä-
ten und alle zwischen den Parteien vereinbarten oder umständehalber erforderli-
chen Sicherungsmaßnahmen;

4.2.	in Bezug auf die Post: beim Eingang und Ausgang die Behandlung der Post, die Be-
arbeitung der entsprechenden Unterlagen und alle zwischen den Parteien verein-
barten oder umständehalber erforderlichen Sicherungsmaßnahmen.

5.	 Die Vorfelddienste umfassen:
5.1.	das Lotsen des Flugzeugs bei der Ankunft und beim Abflug (*);
5.2.	die Unterstützung beim Parken des Flugzeugs und die Bereitstellung der entspre-

chenden Mittel (*);
5.3.	die Kommunikation zwischen dem Flugzeug und dem Dienstleister, der die vorfeld-

seitigen Dienste erbringt (*);
5.4.	das Be- und Entladen des Flugzeugs, einschließlich Bereitstellung und Einsatz der 

erforderlichen Mittel, sowie Beförderung der Besatzung und der Fluggäste zwischen 
Flugzeug und Abfertigungsgebäude sowie Beförderung des Gepäcks zwischen Flug-
zeug und Abfertigungsgebäude;

5.5.	die Unterstützung beim Anlassen der Triebwerke und die Bereitstellung der entspre-
chenden Mittel;

5.6.	das Bewegen des Flugzeugs beim Abflug und bei der Ankunft, die Bereitstellung und 
den Einsatz der erforderlichen Mittel;

5.7.	die Beförderung, das Ein- und Ausladen der Nahrungsmittel und Getränke in das 
bzw. aus dem Flugzeug.

6.	 Die Reinigungsdienste und der Flugzeugservice umfassen:
6.1.	die Innen- und Außenreinigung des Flugzeugs, den Toiletten- und Wasserservice;
6.2.	die Kühlung und Beheizung der Kabine, die Beseitigung von Schnee und Eis vom 

Flugzeug, das Enteisen des Flugzeugs;
6.3.	die Ausstattung der Kabine mit entsprechender Bordausrüstung und deren Lage-

rung.

(*) Sofern diese Dienste nicht von den Flugverkehrskontrolldiensten erbracht werden.
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7.	 Die Betankungsdienste umfassen:
7.1.	 die Organisation und Durchführung des Be- und Enttankens einschließlich Lage-

rung, Qualitäts- und Quantitätskontrolle der Lieferungen;
7.2.	das Nachfüllen von Öl und anderen Flüssigkeiten.

8.	 Die Stationswartungsdienste umfassen:
8.1.	die routinemäßigen Abläufe vor dem Flug;
8.2.	spezielle, vom Nutzer geforderte Tätigkeiten;
8.3.	das Vorhalten und die Verwaltung des Wartungsmaterials und der Ersatzteile;
8.4.	das Vorhalten einer Abstellposition und/oder einer Halle zur Durchführung der 

Wartung.
9.	 Die Flugbetriebs- und Besatzungsdienste umfassen:

9.1.	die Vorbereitung des Fluges am Abflughafen oder anderenorts;
9.2.	die Hilfe während des Flugs, unter anderem bei einer während des Flugs gegebe-

nenfalls erforderlichen Änderung des Flugablaufs;
9.3.	die Dienste nach dem Flug;
9.4.	allgemeine Hilfsdienste für die Besatzung.

10.	 Die Transportdienste am Boden umfassen:
10.1.	die Organisation und Abwicklung der Beförderung von Fluggästen, Besatzung, 

Gepäck, Fracht und Post zwischen verschiedenen Abfertigungsgebäuden eines 
Flughafens,  
nicht jedoch Beförderungen zwischen dem Flugzeug und einem anderen Ort auf 
dem Gelände des gleichen Flughafens;

10.2. alle speziellen, vom Nutzer verlangten Beförderungsdienste.
11.	 Die Bordverpflegungsdienste (Catering) umfassen:

11.1.	die Verbindungen mit den Lieferanten und der Verwaltung;
11.2.	die Lagerung der Nahrungsmittel, der Getränke und des für die Zubereitung 

erforderlichen Zubehörs;
11.3.	die Reinigung des Zubehörs;
11.4.	die Vorbereitung und Lieferung der Nahrungsmittel und Getränke sowie des 

entsprechenden Zubehörs.
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Erster Abschnitt Luftverkehr

1. Unterabschnitt
Luftfahrzeuge und Luftfahrtpersonal

§ 1 	 Freiheit des Luftraums; Luftfahrzeuge
(1)	� Die Benutzung des Luftraums durch Luftfahrzeuge ist frei, soweit sie nicht durch dieses 

Gesetz, durch die zu seiner Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften, durch im In-
land anwendbares internationales Recht, durch Rechtsakte der Europäischen Union und 
die zu deren Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften beschränkt wird.

(2)	 Luftfahrzeuge sind 
1.  Flugzeuge 
2.  Drehflügler 
3.  Luftschiffe 
4.  Segelflugzeuge 
5.  Motorsegler 
6.  Frei- und Fesselballone  
7.  (weggefallen) 
8.  Rettungsfallschirme 
9.  Flugmodelle 
10.  Luftsportgeräte 
11. � sonstige für die Benutzung des Luftraums bestimmte Geräte, sofern sie in Höhen 

von mehr als dreißig Metern über Grund oder Wasserbetrieben werden können. 
 
Raumfahrzeuge, Raketen und ähnliche Flugkörper gelten als Luftfahrzeuge, solange 
sie sich im Luftraum befinden. Ebenfalls als Luftfahrzeuge gelten unbemannte Flug-
geräte einschließlich ihrer Kontrollstation, die nicht zu Zwecken des Sports oder der 
Freizeitgestaltung betrieben werden (unbemannte Luftfahrtsysteme).

§ 1a 	Geltungsbereich
(1)	 Die Vorschriften dieses Gesetzes und die zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen 

Rechtsvorschriften sind beim Betrieb
1.  eines in der deutschen Luftfahrzeugrolle eingetragenen Luftfahrzeugs oder 
2.  eines anderen Luftfahrzeugs, für das die Bundesrepublik Deutschland die Verantwor-

tung des Eintragungsstaats übernommen hat, oder
3.  eines Luftfahrzeugs, welches in einem anderen Land registriert ist, aber unter einer 

deutschen Genehmigung nach § 20 oder nach Maßgabe des Rechts der Europäi-
schen Union eingesetzt wird,

		 auch außerhalb des Hoheitsgebietes der Bundesrepublik Deutschland anzuwenden, so-
weit ihr materieller Inhalt dem nicht erkennbar entgegensteht oder nach völkerrecht-
lichen Grundsätzen die Befolgung ausländischer Rechtsvorschriften vorgeht.

(2)	 Soweit ausländisches Recht in Übereinstimmung mit völkerrechtlichen Grundsätzen 
extraterritoriale Wirkung beansprucht und sich auf Gegenstände bezieht, die von den 
Vorschriften nach § 1 Abs. 1 geregelt sind oder in einer sonstigen Beziehung zur Luftfahrt 
stehen, findet es im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland nur insoweit An-
wendung, als es deutschem Recht nicht entgegensteht.
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§ 1b 	Internationale Vorschriften
(1)	 Wird ein Luftfahrzeug im Sinne des § 1a Abs. 1 außerhalb des Geltungsbereichs dieses 

Gesetzes betrieben, so sind international verbindliche Luftverkehrsregeln und Betriebs-
vorschriften im Sinne des Artikels 37 Abs. 2 Buchstabe c und des Artikels 38 des Abkom-
mens vom 7. Dezember 1944 über die Internationale Zivilluftfahrt (BGBl. 1956 II S. 411) zu 
beachten und zu befolgen, soweit sie dort gelten.

(2)	 Bekannt gewordene und im Ausland nicht geahndete Verstöße werden von den zustän-
digen Behörden in der Bundesrepublik Deutschland verfolgt und geahndet, als ob sie im 
Inland begangen worden wären. Die Ahndung erfolgt entsprechend der Umsetzung der 
in Absatz 1 genannten Regeln und Vorschriften durch deutsches Recht.

§ 1c 	 Berechtigung zum Verkehr im deutschen Luftraum
Die Berechtigung zum Verkehr im Luftraum der Bundesrepublik Deutschland haben nach 
Maßgabe des § 1 Abs. 1
1.	 Luftfahrzeuge, die in der deutschen Luftfahrzeugrolle oder im Luftsportgeräteverzeich-

nis eingetragen sind, sowie Luftfahrzeuge der Polizeien des Bundes und der Länder;
2.	 Luftfahrzeuge mit Eintragungszeichen der Bundeswehr;
3.	 Luftfahrzeuge, die einer Verkehrszulassung in der Bundesrepublik Deutschland nicht be-

dürfen;
4.	 Luftfahrzeuge, die in Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder in anderen Vertrags

staaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum in einem Register 
eingetragen sind, auf Grund des Rechts der Europäischen Union oder des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum;

5.	 Luftfahrzeuge, die außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder der 
anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum in 
einem Register eingetragen sind, auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarung;

6.	 Luftfahrzeuge, denen durch ausdrückliche Einflugerlaubnis nach § 2 Abs. 7 die Benut-
zung des deutschen Luftraums gestattet ist.

§2 	 Verkehrszulassung; Luftfahrzeugrolle
(1)	 Deutsche Luftfahrzeuge dürfen nur verkehren, wenn sie zum Luftverkehr zugelassen 

(Verkehrszulassung) und – soweit es durch Rechtsverordnung vorgeschrieben ist – in 
das Verzeichnis der deutschen Luftfahrzeuge (Luftfahrzeugrolle) eingetragen sind. Ein 
Luftfahrzeug wird zum Verkehr nur zugelassen, wenn
1.	 das Muster des Luftfahrzeugs zugelassen ist (Musterzulassung),
2.	 der Nachweis der Verkehrssicherheit nach der Prüfordnung für Luftfahrtgerät ge-

führt ist,
3.	 der Halter des Luftfahrzeugs eine Haftpflichtversicherung zur Deckung der Haftung  

auf Schadensersatz wegen der Tötung, der Körperverletzung oder der Gesundheits-
beschädigung einer nicht im Luftfahrzeug beförderten Person und der Zerstörung 
oder der Beschädigung einer nicht im Luftfahrzeug beförderten Sache beim Betrieb 
eines Luftfahrzeugs nach den Vorschriften dieses Gesetzes und von Verordnungen 
der Europäischen Union unterhält und

4.	 die technische Ausrüstung des Luftfahrzeugs so gestaltet ist, dass das durch seinen 
Betrieb entstehende Geräusch das nach dem jeweiligen Stand der Technik unver-
meidbare Maß nicht übersteigt.

(2)	 Der Musterzulassung nach Absatz 1 Nr. 1 bedarf auch das sonstige Luftfahrtgerät.
(3)	 Auf Startgeräte, ausgenommen Startwinden für Segelflugzeuge, sind die Vorschriften 

des Absatzes 1 über die Verkehrszulassung sinngemäß anzuwenden. 
(4)	 Die Zulassung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr 

vorliegen.
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(5)	 Deutsche Luftfahrzeuge haben das Staatszugehörigkeitszeichen und eine besondere 
Kennzeichnung zu führen.

(6)		 Deutsche Luftfahrzeuge dürfen den Geltungsbereich dieses Gesetzes nur mit Erlaubnis 
verlassen.

(7)		 Luftfahrzeuge, die nicht im Geltungsbereich dieses Gesetzes eingetragen und zugelas-
sen sind, dürfen nur mit Erlaubnis in den Geltungsbereich dieses Gesetzes einfliegen 
oder auf andere Weise dorthin verbracht werden, um dort zu verkehren. Dieser Erlaubnis 
bedarf es nicht, soweit
1.	 die Luftfahrzeuge in einem Luftfahrtunternehmen eingesetzt werden, das eine 

Betriebsgenehmigung nach der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 besitzt,
2.	 die Luftfahrzeuge in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union eingetragen und 

zum Verkehr zugelassen sind und über ein Lufttüchtigkeitszeugnis nach Artikel 5 
der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Februar 2008 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und 
zur Errichtung einer Europäischen Agentur für Flugsicherheit, zur Aufhebung der 
Richtlinie 91/670/EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 und der Richt-
linie 2004/36/EG (ABl. L 79 vom 19.3.2008, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung ver-
fügen,

3.	 die Luftfahrzeuge in einem Staat registriert sind, in dem das Luftverkehrsrecht der 
Europäischen Union Anwendung findet, wenn diese Luftfahrzeuge die Vorausset-
zungen der Nummer 1 oder 2 erfüllen, oder

4.	 ein Abkommen zwischen dem Heimatstaat und der Bundesrepublik Deutschland 
oder ein für beide Staaten verbindliches Übereinkommen etwas anderes bestimmt.

(8)	 Die Erlaubnis nach den Absätzen 6 und 7 kann allgemein oder für den Einzelfall erteilt, 
mit Auflagen verbunden und befristet werden.

(9)	 Soweit eine von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften auf Grund der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2111/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezem-
ber 2005 über die Erstellung einer gemeinschaftlichen Liste der Luftfahrtunternehmen, 
gegen die in der Gemeinschaft eine Betriebsuntersagung ergangen ist, sowie über die 
Unterrichtung von Fluggästen über die Identität des ausführenden Luftfahrtunterneh-
mens und zur Aufhebung des Artikels 9 der Richtlinie 2004/36/EG (ABl. EU Nr. L 344 S. 
15) erlassene und in der im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten gemein-
schaftlichen Liste aufgeführte Betriebsuntersagung dem entgegensteht, ist die Erlaub-
nis nach Absatz 7 Satz 1 unwirksam und gilt Absatz 7 Satz 2 nicht.

§3 	 Eintragung in Luftfahrzeugrolle
(1)	 Luftfahrzeuge werden vorbehaltlich abweichender Verordnungen des Rates der Euro-

päischen Union in die deutsche Luftfahrzeugrolle nur eingetragen, wenn
1.	 sie in einem ausländischen staatlichen Luftfahrzeugregister nicht eingetragen 

sind und im ausschließlichen Eigentum deutscher Staatsangehöriger stehen; juris-
tische Personen und Gesellschaften des Handelsrechts mit Sitz im Inland werden 
deutschen Staatsangehörigen gleichgestellt, wenn der überwiegende Teil ihres Ver-
mögens oder Kapitals sowie die tatsächliche Kontrolle darüber deutschen Staats-
angehörigen zusteht und die Mehrheit der Vertretungsberechtigten oder persönlich 
haftenden Personen deutsche Staatsangehörige sind;

2.	 ein Recht eines deutschen Staatsangehörigen, an einem Luftfahrzeug Eigentum 
durch Kauf zu erwerben oder ein Recht zum Besitz auf Grund eines für einen Zeit-
raum von mindestens sechs Monaten abgeschlossenen Mietvertrages oder eines 
dem Mietvertrag ähnlichen Rechtsverhältnisses besteht.

	� Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen Union stehen deutschen Staat 
angehörigen gleich. Das Gleiche gilt für Angehörige aus anderen Staaten, in denen das 
Luftverkehrsrecht der Europäischen Union Anwendung findet.

(2)	 Die für die Verkehrszulassung zuständige Stelle kann im Einzelfall Ausnahmen zulassen, 
wenn besondere Umstände vorliegen.
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§3a 	 Kennzeichnungspflicht; Zuständigkeitsübertragung 
(1)	 Mit der Eintragung in die Luftfahrzeugrolle wird die Pflicht nach § 2 Abs. 5 begründet.
(2)	 Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur oder eine von ihm be-

stimmte Behörde kann durch Verwaltungsabkommen mit der zuständigen Behörde 
eines ausländischen Staates zur Umsetzung von Artikel 83 (hoch) bis des Abkommens 
über die Internationale Zivilluftfahrt vom 7. Dezember 1944 (BGBl. 1956 II S. 412, 1997 II S. 
1777) die völkerrechtliche Verantwortung und die damit verbundene Zuständigkeit für 
ein nach § 3 eingetragenes Luftfahrzeug auf die zuständige Stelle des anderen Staates 
übertragen.

(3)	 Desgleichen kann die Bundesrepublik Deutschland durch Verwaltungsabkommen nach 
Absatz 2 die Zuständigkeit für ein in einem ausländischen Register eingetragenes Luft-
fahrzeug übernehmen. Ein derartiges Luftfahrzeug unterliegt den Anforderungen die-
ses Gesetzes und den auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften.

§4 	 Erlaubnis für Luftfahrer
(1)	 Wer ein Luftfahrzeug führt oder bedient (Luftfahrer) bedarf der Erlaubnis. Die Erlaubnis 

wird nur erteilt, wenn
1.	 der Bewerber das vorgeschriebene Mindestalter besitzt,
2.	 der Bewerber seine Tauglichkeit nachgewiesen hat,
3.	 keine Tatsachen vorliegen, die den Bewerber als unzuverlässig erscheinen lassen, ein 

Luftfahrzeug zu führen oder zu bedienen und keine Zweifel an der Zuverlässigkeit 
des Bewerbers nach § 7 des Luftsicherheitsgesetzes bestehen,

4.	 der Bewerber eine Prüfung nach der Verordnung über Luftfahrtpersonal oder nach 
der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission vom 3. November 2011 zur Fest-
legung technischer Vorschriften und von Verwaltungsverfahren in Bezug auf das 
fliegende Personal in der Zivilluftfahrt gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 311 vom 25.11.2011, S 1), die durch die 
Verordnung (EU) Nr. 290/2012 (ABl. L 100 vom 5.4.2012, S. 1) geändert worden ist, be-
standen hat und 

5.	 dem Bewerber nicht bereits eine Erlaubnis gleicher Art und gleichen Umfangs nach 
Maßgabe dieser Vorschrift erteilt worden ist.

(2)	 Die Vorschriften des Absatzes 1 sind auf sonstiges Luftfahrtpersonal sinngemäß anzu-
wenden, soweit seine Tätigkeit auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 32 Abs. 1 Nr. 4 
erlaubnispflichtig ist.

(3)	 Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr vor-
liegen.

(4)	 Bei Übungs- und Prüfungsflügen in Begleitung von Fluglehrern (§ 5 Abs. 3) gelten die 
Fluglehrer als diejenigen, die das Luftfahrzeug führen oder bedienen. Das Gleiche gilt 
auch für Prüfer bei Prüfungsflügen und für Luftfahrer, die andere Luftfahrer in ein Luft-
fahrzeugmuster einweisen oder mit diesem vertraut machen, es sei denn, dass ein 
anderer als verantwortlicher Luftfahrzeugführer bestimmt ist. Bei Übungs- und Prü-
fungsflügen ohne Begleitung von Fluglehrern oder Prüfern bedürfen Luftfahrer keiner 
Erlaubnis, wenn es sich um Flüge handelt, die von Fluglehrern oder Prüfern angeordnet 
und beaufsichtigt werden.

(5)	 Auf das Personal für die Flugsicherung
a)	 in der Flugverkehrskontrolle (Fluglotsen),
b)	 in den Verwendungsbereichen Flugdatenbearbeitung in der Flugverkehrskont-

rolle, Fluginformationsdienst und Flugberatung,
c)	 bei Betrieb, Instandhaltung und Überwachung der betrieblich genutzten flug

sicherungstechnischen Einrichtungen
	� sind Absatz 1 Satz 1, 2 Nummer 1 bis 3 und Absatz 3 entsprechend anzuwenden. Voraus

setzung ist ferner der Nachweis der Befähigung und Eignung gemäß einer Rechts
verordnung nach § 32 Absatz 4 Nummer 4 und 4a.
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§4a 	Verbot des Führens oder Bedienens eines Luftfahrzeuges unter Einfluss von  
psychoaktiven Substanzen

(1)	 Luftfahrzeugführern ist das Führen oder Bedienen eines Luftfahrzeuges unter dem Ein-
fluss von Alkohol oder anderen psychoaktiven Substanzen untersagt. Satz 1 gilt für Me-
dikamente nur so weit, als auf Grund ihrer betäubenden, bewusstseinsverändernden 
oder aufputschenden Wirkung davon auszugehen ist, dass sie die Dienstfähigkeit von 
Luftfahrzeugführern beeinträchtigen oder ausschließen, es sei denn, durch eine ärzt-
liche Bescheinigung eines flugmedizinischen Sachverständigen oder eines flugmedizi-
nischen Zentrums kann nachgewiesen werden, dass eine solche Wirkung nicht zu be-
fürchten ist.

(2)	 Luftfahrtunternehmen nach § 20 Absatz 1, die ihren Hauptsitz in Deutschland haben 
oder über eine durch das Luftfahrt-Bundesamt anerkannte Niederlassung in Deutsch-
land verfügen, haben dafür Sorge zu tragen, dass nur Luftfahrzeugführer eingesetzt 
werden, die befähigt und geeignet sind, eine sichere und ordnungsgemäße Beförde-
rung zu gewährleisten. Dazu sind von ihnen bei den Luftfahrzeugführern vor Dienstbe-
ginn auch verdachtsunabhängige Kontrollen in Form von Stichproben durchzuführen, 
in denen geprüft wird, ob die kontrollierte Person unter dem Einfluss von Stoffen nach 
Absatz 1 steht. Die Kontrollen dürfen nur unter ärztlicher Aufsicht durchgeführt werden. 
Die Einzelheiten der Durchführung der Kontrollen sind durch Tarifvertrag oder wenn ein 
solcher nicht besteht durch Betriebsvereinbarung zu regeln.

§5 	 Ausbildungserlaubnis; Fluglehrer
(1)	 Wer es unternimmt, Luftfahrer oder Personal für die Flugsicherung auszubilden, bedarf 

unbeschadet der Vorschrift des Absatzes 3 der Erlaubnis. Die Erlaubnis kann mit Aufla-
gen verbunden und befristet werden.

(2)	 Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet werden kann oder der Bewerber oder 
seine Ausbilder persönlich ungeeignet sind; ergeben sich später solche Tatsachen, so ist 
die Erlaubnis zu widerrufen. Die Erlaubnis kann außerdem widerrufen werden, wenn sie 
länger als ein Jahr nicht ausgenutzt worden ist.

(3)	 Die praktische Ausbildung der Luftfahrer darf nur von Personen vorgenommen werden, 
die eine Lehrberechtigung nach der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 oder nach der Verord-
nung über Luftfahrtpersonal besitzen (Fluglehrer).

2. Unterabschnitt 
Flugplätze

§6 	 Genehmigung
(1)	 Flugplätze (Flughäfen, Landeplätze und Segelfluggelände) dürfen nur mit Genehmi-

gung angelegt oder betrieben werden. Im Genehmigungsverfahren für Flugplätze, die 
einer Planfeststellung bedürfen, ist die Umweltverträglichkeit zu prüfen. § 47 Absatz 2 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung bleibt unberührt. Die Genehmi-
gung kann mit Auflagen verbunden und befristet werden.

(2)	 Vor Erteilung der Genehmigung ist besonders zu prüfen, ob die geplante Maßnahme 
den Erfordernissen der Raumordnung entspricht und ob die Erfordernisse des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege sowie des Städtebaus und der Schutz vor Fluglärm 
angemessen berücksichtigt sind. §§ 4 und 5 des Raumordnungsgesetzes bleiben unbe-
rührt. Ist das in Aussicht genommene Gelände ungeeignet oder rechtfertigen Tatsachen 
die Annahme, dass die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet wird, ist die Ge-
nehmigung zu versagen. Ergeben sich später solche Tatsachen, so kann die Genehmi-
gung widerrufen werden.
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(3)	 Die Genehmigung eines Flughafens, der dem allgemeinen Verkehr dienen soll, ist außer-
dem zu versagen, wenn durch die Anlegung und den Betrieb des beantragten Flugha-
fens die öffentlichen Interessen in unangemessener Weise beeinträchtigt werden.

(4)	 Die Genehmigung ist zu ergänzen oder zu ändern, wenn dies nach dem Ergebnis des 
Planfeststellungsverfahrens (§§ 8 bis 10) notwendig ist. Eine Änderung der Genehmi-
gung ist auch erforderlich, wenn die Anlage oder der Betrieb des Flugplatzes wesentlich 
erweitert oder geändert werden soll.

(5)	 Für das Genehmigungsverfahren gelten § 73 Absatz 3a, § 75 Absatz 1a sowie § 74 Abs. 4 
und 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes über die Bekanntgabe entsprechend. Für die 
in § 8 Abs. 1 bezeichneten Flugplätze gilt für die Durchführung des Genehmigungsver-
fahrens auch § 10 Absatz 4 und 5 entsprechend.

(6)		 Im Falle des Absatzes 5 Satz 2 hat der Widerspruch eines Dritten gegen die Erteilung 
der Genehmigung keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur 
innerhalb eines Monats nach Zustellung des Genehmigungsbescheides gestellt und be-
gründet werden. Darauf ist in der Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen.

(7)	 Ist nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Genehmigungsverfah-
ren eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, so bedarf es keiner förmlichen 
Erörterung im Sinne des § 18 Absatz 1 Satz 4 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung.

§7 	 Vorarbeiten
(1)	 Die Genehmigungsbehörde kann dem Antragsteller die zur Vorbereitung seines Antrags 

(§ 6) oder die zur Durchführung des Vorhabens notwendigen Vermessungen, Boden- 
und Grundwasseruntersuchungen einschließlich der vorübergehenden Anbringung 
von Markierungszeichen und sonstigen Vorarbeiten gestatten, wenn eine Prüfung erge-
ben hat, dass die Voraussetzungen für die Erteilung einer Genehmigung voraussichtlich 
vorliegen.

(2)	 Die Dauer der Erlaubnis soll zwei Jahre nicht überschreiten. Diese Erlaubnis gibt keinen 
Anspruch auf Erteilung der Genehmigung nach § 6.

(3)	 Die Beauftragten der Genehmigungsbehörde können Grundstücke, die für die Geneh-
migung in Betracht kommen, auch ohne Zustimmung des Berechtigten betreten, diese 
Grundstücke vermessen und sonstige Vorarbeiten vornehmen, die für die endgültige 
Entscheidung über die Eignung des Geländes notwendig sind. Zum Betreten von Woh-
nungen sind sie nicht berechtigt.

(4)	 Die Genehmigungsbehörde kann die Vorarbeiten von Auflagen abhängig machen. Ist 
durch die Vorarbeiten ein erheblicher Schaden zu erwarten, hat die Genehmigungsbe-
hörde Sicherheitsleistung durch den Antragsteller anzuordnen.

(5)	 Wenn durch die Vorarbeiten Schäden verursacht werden, hat der Antragsteller unver-
züglich nach Eintritt des jeweiligen Schadens volle Entschädigung in Geld zu leisten 
oder auf Verlangen des Geschädigten den früheren Zustand wiederherzustellen. Über 
Art und Höhe der Entschädigung entscheiden im Streitfalle die ordentlichen Gerichte.

§8 	 Planfeststellung und Plangenehmigung  
(1)	 Flughäfen sowie Landeplätze mit beschränktem Bauschutzbereich nach § 17 dürfen nur 

angelegt, bestehende nur geändert werden, wenn der Plan nach § 10 vorher festgestellt 
ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berührten öffentlichen und 
privaten Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit im Rahmen der Abwägung 
zu berücksichtigen. Hierbei sind zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Fluglärm die jeweils anwendbaren Werte 
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des § 2 Absatz 2 des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm zu beachten. Die Prüfung 
der Umweltverträglichkeit und der Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen von Natura 
2000-Gebieten muss sich räumlich auf den gesamten Einwirkungsbereich des Vorha-
bens erstrecken, in dem entscheidungserhebliche Auswirkungen möglich sind. Hierbei 
sind in der Umgebung der in Satz 1 bezeichneten Flugplätze alle die Bereiche zu be-
rücksichtigen, in denen An- und Abflugverkehr weder aus tatsächlichen noch aus recht-
lichen Gründen ausgeschlossen werden kann. Lässt sich die Zulassung des Vorhabens 
nur rechtfertigen, wenn bestimmte Gebiete von erheblichen Beeinträchtigungen durch 
An- und Abflugverkehr verschont bleiben, legt die Planfeststellungsbehörde fest, dass 
An- und Abflugverkehr über diesen Gebieten nicht abgewickelt werden darf. Die Plan-
feststellungsbehörde kann auch Bedingungen für die Zulässigkeit von Überflügen über 
bestimmten Gebieten festlegen. Vor einer Festlegung im Planfeststellungsbeschluss ist 
der Flugsicherungsorganisation und dem Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung Ge-
legenheit zu geben, zu den Auswirkungen einer solchen Festlegung auf die künftige 
Verkehrsführung und Abwicklung des Luftverkehrs Stellung zu nehmen. Auf Genehmi-
gungen nach § 6 Absatz 1 und 4 Satz 2 sind die Sätze 3 bis 5 entsprechend anzuwenden. 
Für das Planfeststellungsverfahren gelten die §§ 72 bis 78 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes nach Maßgabe dieses Gesetzes.

(2)		 Für die Plangenehmigung gilt § 9 Absatz 1 entsprechend.
(3)	 (weggefallen)
(4)		 Betriebliche Regelungen und die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Hochbauten 

auf dem Flugplatzgelände können Gegenstand der Planfeststellung sein. Änderungen 
solcherart getroffener betrieblicher Regelungen bedürfen nur einer Regelung entspre-
chend § 6 Abs. 4 Satz 2.

(5)	 Für die zivile Nutzung eines aus der militärischen Trägerschaft entlassenen ehemali-
gen Militärflugplatzes ist eine Änderungsgenehmigung nach § 6 Abs. 4 Satz 2 durch die 
zuständige Zivilluftfahrtbehörde erforderlich, in der der Träger der zivilen Nutzung an-
zugeben ist. Die Genehmigungsurkunde muss darüber hinaus die für die entsprechen-
de Flugplatzart vorgeschriebenen Angaben enthalten (§ 42 Abs. 2, § 52 Abs. 2, § 57 Abs. 2 
der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung). Eine Planfeststellung oder Plangenehmigung  
findet nicht statt, jedoch muss das Genehmigungsverfahren den Anforderungen des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung entsprechen, wenn die zivile Nut-
zung des Flugplatzes mit baulichen Änderungen oder Erweiterungen verbunden ist, für 
die nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchzuführen ist. Ein militärischer Bauschutzbereich bleibt bestehen, bis 
die Genehmigungsbehörde etwas anderes bestimmt. Spätestens mit der Bekanntgabe 
der Änderungsgenehmigung nach § 6 Abs. 4 Satz 2 gehen alle Rechte und Pflichten von 
dem militärischen auf den zivilen Träger über.

(6)		 Die Genehmigung nach § 6 ist nicht Voraussetzung für ein Planfeststellungsverfahren 
oder ein Plangenehmigungsverfahren.

(7)	 Absatz 5 Satz 1 bis 3 gilt entsprechend bei der zivilen Nutzung oder Mitbenutzung eines 
nicht aus der militärischen Trägerschaft entlassenen Militärflugplatzes.

(8)	 § 7 gilt für das Planfeststellungsverfahren entsprechend. Vorarbeiten zur Baudurchfüh-
rung sind darüber hinaus auch vor Eintritt der Bestandskraft eines Planfeststellungs- 
beschlusses oder einer Plangenehmigung zu dulden.

§8a 	Veränderungssperre   
(1)	 Sobald der Plan ausgelegt oder andere Gelegenheit gegeben ist, den Plan einzusehen, 

dürfen auf den vom Plan betroffenen Flächen bis zu ihrer Inanspruchnahme wesent-
lich wertsteigernde oder die geplanten Baumaßnahmen erheblich erschwerende Ver-
änderungen nicht vorgenommen werden (Veränderungssperre). Als vom Plan betroffen 
gelten Flächen auch insoweit, als für die Erteilung einer Baugenehmigung nach dem 
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im Plan für den Ausbau bezeichneten Bauschutzbereich (§§ 12, 17) ein Zustimmungs- 
vorbehalt der Luftfahrtbehörde besteht. Veränderungen, die in rechtlich zulässiger Wei-
se vorher begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer 
bisher ausgeübten Nutzung werden davon nicht berührt. Unzulässige Veränderungen 
bleiben bei der Anordnung von Vorkehrungen und Anlagen und im Entschädigungsver-
fahren unberücksichtigt.

(2)	 Dauert die Veränderungssperre über vier Jahre, können die Eigentümer für die dadurch 
entstandenen Vermögensnachteile Entschädigung verlangen.

(3)	 In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 steht dem Unternehmer an den betroffenen Flächen 
ein Vorkaufsrecht zu.

§9 	 Inhalt der Planfeststellung   
(1)		 § 75 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt nicht für Entscheidungen des Bun-

desministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur nach § 27d Absatz 1 und 4 und 
Entscheidungen der Baugenehmigungsbehörden auf Grund des Baurechts.

(2)		 Wird der Plan nicht innerhalb von fünf Jahren nach Rechtskraft durchgeführt, so können 
die vom Plan betroffenen Grundstückseigentümer verlangen, dass der Unternehmer 
ihre Grundstücke und Rechte insoweit erwirbt, als nach § 28 die Enteignung zulässig ist. 
Kommt keine Einigung zustande, so können sie die Durchführung des Enteignungsver-
fahrens bei der Enteignungsbehörde beantragen. Im Übrigen gilt § 28.

(3)		 Wird mit der Durchführung des Plans nicht innerhalb von zehn Jahren nach Eintritt der 
Unanfechtbarkeit begonnen, so tritt er außer Kraft, es sei denn, er wird vorher auf An-
trag des Trägers des Vorhabens von der Planfeststellungsbehörde um höchstens fünf 
Jahre verlängert.

§10 	 Planfeststellungsbehörde; Planfeststellungsverfahren     
(1)	 Planfeststellungsbehörde und Anhörungsbehörde sind die von der Landesregierung be-

stimmten Behörden des Landes, in dem das Gelände liegt. Erstreckt sich das Gelände auf 
mehrere Länder, so trifft die Bestimmung nach Satz 1 die Landesregierung des Landes, in 
dem der überwiegende Teil des Geländes liegt.

(2)	 Für das Anhörungsverfahren gilt § 73 des Verwaltungsverfahrensgesetzes mit folgenden 
Maßgaben:

		 1.	� § 73 Absatz 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt für Äußerungen der Kommis-
sion nach § 32b entsprechend.

2.	 Bei der Änderung eines Flughafens oder eines Landeplatzes mit beschränktem Bau-
schutzbereich nach § 17 kann von einer förmlichen Erörterung im Sinne des § 73 
Abs. 6 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und des § 18 Absatz 1 Satz 2 des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung abgesehen werden. Vor dem Abschluss 
des Planfeststellungsverfahrens ist den Einwendern Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. Die Stellungnahme der Anhörungsbehörde nach § 73 Abs. 9 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes ist innerhalb von sechs Wochen nach Ablauf der Einwendungs-
frist abzugeben.

3.	 Soll ein ausgelegter Plan geändert werden, so sind auch die vom Bund oder Land 
anerkannten Naturschutzvereinigungen entsprechend § 73 Abs. 8 Satz 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes zu beteiligen. Im Falle des § 73 Abs. 8 Satz 2 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes erfolgt die Beteiligung in entsprechender Anwen-
dung der Nummer 3 Satz 3 und 4. Von einer Erörterung im Sinne des §73 Abs. 6 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes und des § 18 Absatz 1 Satz 4 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung kann abgesehen werden.

	� Die Maßgaben gelten entsprechend, wenn das Verfahren landesrechtlich durch ein Ver-
waltungsverfahrensgesetz geregelt ist.
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(3)	 Werden öffentliche Interessen berührt, für die die Zuständigkeit von Bundesbehörden 
oder von Behörden, die im Auftrag des Bundes tätig werden, gegeben ist und kommt 
eine Verständigung zwischen der Planfeststellungsbehörde und den genannten Behör-
den nicht zustande, so hat die Planfeststellungsbehörde im Benehmen mit dem Bun-
desministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur zu entscheiden.

(4)	 Die Anfechtungsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluss oder eine Plangenehmi-
gung für den Bau oder die Änderung von Flughäfen oder Landeplätzen mit beschränk-
tem Bauschutzbereich hat keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluss 
oder eine Plangenehmigung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung 
kann nur innerhalb eines Monats nach Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses 
oder der Plangenehmigung gestellt und begründet werden. § 58 der Verwaltungsge-
richtsordnung gilt entsprechend. Treten später Tatsachen ein, die die Wiederherstellung 
der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen, so kann der durch den Planfeststellungsbe-
schluss oder die Plangenehmigung Beschwerte einen hierauf gestützten Antrag nach 
§ 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung innerhalb von einem Monat stellen. 
Die Frist beginnt in dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis 
erlangt.

(5)	 Der Kläger hat innerhalb einer Frist von sechs Wochen die zur Begründung seiner Klage 
dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. § 87b Abs. 3 und § 128a der Verwal-
tungsgerichtsordnung gelten entsprechend.

§ 10a  Zeugnis nach der Verordnung (EG) Nr. 216/2008
Für Flugplätze im Anwendungsbereich von Artikel 4 Absatz 3a der Verordnung (EG) 
Nr. 216/2008 entscheidet die zuständige Luftfahrtbehörde auf Antrag über die Erteilung ei-
nes Zeugnisses gemäß Artikel 8a der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 und über die Freistellung 
des Flugplatzes nach Artikel 4 Absatz 3b. Die §§ 6 bis 10 bleiben unberührt.

§11 	 Ausschluss von privatrechtlichen Abwehransprüchen  
Die Vorschrift des § 14 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes gilt für Flugplätze entspre-
chend.

§12 	 Ausbauplan; Bauschutzbereich   
(1)	 Bei Genehmigung eines Flughafens ist für den Ausbau ein Plan festzulegen. Dieser ist 

maßgebend für den Bereich, in dem die in den Absätzen 2 und 3 bezeichneten Baube-
schränkungen gelten (Bauschutzbereich). Der Plan muss enthalten
1.	 die Start- und Landebahnen einschließlich der sie umgebenden Schutzstreifen 

(Start- und Landeflächen),
2.	 die Sicherheitsflächen, die an den Enden der Start- und Landeflächen nicht länger als  

je 1000 Meter und seitlich der Start- und Landeflächen bis zum Beginn der Anflug-
sektoren je 350 Meter breit sein sollen,

3.	 den Flughafen Bezugspunkt, der in der Mitte des Systems der Start- und Landeflä-
chen liegen soll,

4.	 die Startbahn Bezugspunkte, die je in der Mitte der Start- und Landeflächen liegen  
sollen,

5. die Anflugsektoren, die sich beiderseits der Außenkanten der Sicherheitsflächen an 
deren Enden mit einem Öffnungswinkel von je 15 Grad anschließen; sie enden bei 
Hauptstart- und Hauptlandeflächen in einer Entfernung von 15 Kilometern, bei  
Nebenstart- und Nebenlandeflächen in einer Entfernung von 8,5 Kilometern vom 
Startbahn Bezugspunkt.
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(2)	 Nach Genehmigung eines Flughafens darf die für die Erteilung einer Baugenehmigung 
zuständige Behörde die Errichtung von Bauwerken im Umkreis von 1,5 Kilometer Halb-
messer um den Flughafen Bezugspunkt sowie auf den Start- und Landeflächen und den 
Sicherheitsflächen nur mit Zustimmung der Luftfahrtbehörden genehmigen. Die Zu-
stimmung der Luftfahrtbehörden gilt als erteilt, wenn sie nicht binnen zwei Monaten 
nach Eingang des Ersuchens der für die Erteilung einer Baugenehmigung zuständigen 
Behörde verweigert wird. Ist die fachliche Beurteilung innerhalb dieser Frist wegen des 
Ausmaßes der erforderlichen Prüfungen nicht möglich, kann sie von der für die Bauge-
nehmigung zuständigen Behörde im Benehmen mit dem Bundesaufsichtsamt für Flug-
sicherung verlängert werden. Sehen landesrechtliche Bestimmungen für die Errichtung 
von Bauwerken nach Satz 1 die Einholung einer Baugenehmigung nicht vor, bedarf die 
Errichtung dieser Bauwerke der Genehmigung der Luftfahrtbehörde unter ausschließ-
lich luftverkehrssicherheitlichen Erwägungen.

(3)	 In der weiteren Umgebung eines Flughafens ist die Zustimmung der Luftfahrtbehörden 
erforderlich, wenn die Bauwerke folgende Begrenzung überschreiten sollen:
1.	 außerhalb der Anflugsektoren

a) � im Umkreis von vier Kilometer Halbmesser um den Flughafen Bezugspunkt eine 
Höhe von 25 Metern (Höhe bezogen auf den Flughafen Bezugspunkt),

b)  im Umkreis von vier Kilometer bis sechs Kilometer Halbmesser um den Flughafen 
Bezugspunkt die Verbindungslinie, die von 45 Meter Höhe bis 100 Meter Höhe 
(Höhen bezogen auf den Flughafen Bezugspunkt) ansteigt;

2.	 innerhalb der Anflugsektoren
a)  von dem Ende der Sicherheitsflächen bis zu einem Umkreis um den Startbahn Be-

zugspunkt von 10 Kilometer Halbmesser bei Hauptstart- und Hauptlandeflächen 
und von 8,5 Kilometer bei Nebenstart- und Nebenlandeflächen die Verbindungs-
linie, die von 0 Meter Höhe an diesem Ende bis 100 Meter Höhe (Höhen bezo-
gen auf den Startbahn Bezugspunkt der betreffenden Start- und Landefläche) 
ansteigt,

b)  im Umkreis von zehn Kilometer bis 15 Kilometer Halbmesser um den Startbahn 
Bezugspunkt bei Hauptstart- und Hauptlandeflächen die Höhe von 100 Metern 
(Höhe bezogen auf den Startbahn Bezugspunkt der betreffenden Start- und 
Landflächen).

(4)	 Zur Wahrung der Sicherheit der Luftfahrt und zum Schutz der Allgemeinheit können 
die Luftfahrtbehörden ihre Zustimmung nach den Absätzen 2 und 3 davon abhängig 
machen, dass die Baugenehmigung unter Auflagen erteilt wird.

§13 	 Festlegung von Bauhöhen  
Sofern Baubeschränkungen im Bauschutzbereich infolge besonderer örtlicher Verhältnisse 
oder des Verwendungszwecks des Flughafens in bestimmten Geländeteilen für die Sicher-
heit der Luftfahrt nicht in dem nach § 12 festgelegten Umfang notwendig sind, können die 
Luftfahrtbehörden für diese Geländeteile Bauhöhen festlegen, bis zu welchen Bauwerke 
ohne ihre Zustimmung genehmigt werden können.

§14 	 Bauwerke außerhalb des Bauschutzbereichs
(1)		 Außerhalb des Bauschutzbereichs darf die für die Erteilung einer Baugenehmigung zu-

ständige Behörde die Errichtung von Bauwerken, die eine Höhe von Hundert Meter über 
der Erdoberfläche überschreiten, nur mit Zustimmung der Luftfahrtbehörden genehmi-
gen; § 12 Abs. 2 Satz 2 und 3 und Abs. 4 gilt entsprechend.
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(2)	 Das Gleiche gilt für Anlagen von mehr als 30 Meter Höhe auf natürlichen oder künst-
lichen Bodenerhebungen, sofern die Spitze dieser Anlage um mehr als 100 Meter die 
Höhe der höchsten Bodenerhebung im Umkreis von 1,6 Kilometer Halbmesser um die 
für die Anlage vorgesehene Bodenerhebung überragt. Im Umkreis von 10 Kilometer 
Halbmesser um einen Flughafen Bezugspunkt gilt als Höhe der höchsten Bodenerhe-
bung die Höhe des Flughafen Bezugspunktes.

§15 	 Andere Luftfahrthindernisse
(1)	 Die §§ 12 bis 14 gelten sinngemäß für Bäume, Freileitungen, Masten, Dämme sowie für 

andere Anlagen und Geräte. § 12 Abs. 2 ist auf Gruben, Anlagen der Kanalisation und 
ähnliche Bodenvertiefungen sinngemäß anzuwenden.

(2)	 Die Errichtung der in Absatz 1 genannten Luftfahrthindernisse bedarf der Genehmi-
gung. Falls die Genehmigung von einer anderen als der Baugenehmigungsbehörde 
erteilt wird, bedarf diese der Zustimmung der Luftfahrtbehörde. Ist eine andere Ge-
nehmigungsbehörde nicht vorgesehen, so ist die Genehmigung der Luftfahrtbehörde 
erforderlich.

§16 	 Abtragung oder Beseitigung von Luftfahrthindernissen 
(1)	 Die Eigentümer und anderen Berechtigten haben auf Verlangen der Luftfahrtbehörden 

zu dulden, dass Bauwerke und andere Luftfahrthindernisse (§ 15), welche die nach den 
§§ 12 bis 15 zulässige Höhe überragen, auf diese Höhe abgetragen werden. Im Falle des 
§ 15 Abs. 1 Satz 2 erstreckt sich die Verpflichtung zur Duldung auf die Beseitigung der 
Vertiefungen. Ist die Abtragung oder Beseitigung der Luftfahrthindernisse im Einzelfall 
nicht durchführbar, so sind die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen für die Luftfahrt 
zu dulden.

(2)	 Das Recht des Eigentümers oder eines anderen Berechtigten und eine nach anderen 
Vorschriften bestehende Verpflichtung, diese Manahmen auf eigene Kosten selbst 
durchzuführen, bleiben unberührt.

§16a Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen; Anzeigepflicht  
(1)	 Die Eigentümer und anderen Berechtigten von Bauwerken und von Gegenständen im 

Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1, die die nach § 14 zulässige Höhe nicht überschreiten, haben 
auf Verlangen der zuständigen Luftfahrtbehörde zu dulden, dass die Bauwerke und Ge-
genstände in geeigneter Weise gekennzeichnet werden, wenn und insoweit dies zur Si-
cherheit des Luftverkehrs erforderlich ist. Das Bestehen sowie der Beginn des Errichtens 
oder Abbauens von Freileitungen, Seilbahnen und ähnlichen Anlagen, die in einer Länge 
von mehr als 75 Meter Täler oder Schluchten überspannen oder Steilabhängen folgen 
und dabei die Höhe von 20 Meter über der Erdoberfläche überschreiten, sind der zustän-
digen Luftfahrtbehörde von den Eigentümern und anderen Berechtigten unverzüglich 
anzuzeigen.

(2)	 § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.

§17 	 Beschränkter Bauschutzbereich 
Die Luftfahrtbehörden können bei der Genehmigung von Landeplätzen und Segelfluggelän-
den bestimmen, dass die zur Erteilung einer Baugenehmigung zuständige Behörde nur mit 
Zustimmung der Luftfahrtbehörde genehmigen darf (beschränkter Bauschutzbereich)
1.	 die Errichtung von Bauwerken jeder Höhe im Umkreis von 1,5 Kilometer Halbmesser um 

den dem Flugplatz Bezugspunkt entsprechenden Punkt,
2.	 die Errichtung von Bauwerken, die eine Höhe von 25 Meter, bezogen auf den dem Flug-

hafen Bezugspunkt entsprechenden Punkt, überschreiten im Umkreis von 4 Kilometer 
Halbmesser um den Flugplatz Bezugspunkt.
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Auf den beschränkten Bauschutzbereich sind § 12 Abs. 2 Satz 2 und 3 und Abs. 4 sowie die §§ 13, 
15 und 16 sinngemäß anzuwenden.

§18 	 Bekanntmachung des Bauschutzbereichs 
Der Umfang des Bauschutzbereichs ist den Eigentümern von Grundstücken im Bauschutz-
bereich und den anderen zum Gebrauch oder zur Nutzung dieser Grundstücke Berechtigten 
sowie den dinglich Berechtigten, soweit sie der zuständigen Behörde bekannt oder aus dem 
Grundbuch ersichtlich sind, bekannt zu geben oder in ortsüblicher Weise öffentlich bekannt 
zu machen.

§ 18a Störung durch Bauwerke
(1)		 Bauwerke dürfen nicht errichtet werden, wenn dadurch Flugsicherungseinrichtungen 

gestört werden können. Das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung entscheidet auf 
der Grundlage einer gutachtlichen Stellungnahme der Flugsicherungsorganisation, ob 
durch die Errichtung der Bauwerke Flugsicherungseinrichtungen gestört werden kön-
nen. Das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung teilt seine Entscheidung der für die Ge-
nehmigung des Bauwerks zuständigen Behörde oder, falls es einer Genehmigung nicht 
bedarf, dem Bauherrn mit.

(1a) 	 Das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung veröffentlicht amtlich die Standorte aller 
Flugsicherungseinrichtungen und Bereiche um diese, in denen Störungen durch Bau-
werke zu erwarten sind. Die Flugsicherungsorganisation meldet ihre Flugsicherungs-
einrichtungen und die Bereiche nach Satz 1 dem Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung. 
Die jeweils zuständigen Luftfahrtbehörden der Länder unterrichten das Bundesauf-
sichtsamt für Flugsicherung, wenn sie von der Planung von Bauwerken innerhalb von 
Bereichen nach Satz 1 Kenntnis erhalten.

(2)	 Die Eigentümer und anderen Berechtigten haben auf Verlangen des Bundesaufsichts-
amtes für Flugsicherung zu dulden, dass Bauwerke, die den Betrieb von Flugsicherungs-
einrichtungen stören, in einer Weise verändert werden, dass Störungen unterbleiben. 
Das gilt nicht, wenn die Störungen durch Maßnahmen der Flugsicherungsorganisation 
mit einem Kostenaufwand verhindert werden können, der nicht über dem Geldwert der 
beabsichtigten Veränderung liegt.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für die nach § 15 Abs. 1 Satz 1 genannten Gegen-
stände. § 30 Abs. 2 Satz 1, 2 und 4 bleibt unberührt.

§ 18b Unterrichtungspflicht
(1)	 Bauwerke dürfen in den Bereichen, die für die Einrichtung und Überwachung von Ver-

fahren für Flüge nach Instrumentenflugregeln aus Gründen der Hindernisfreiheit zu 
bewerten sind, nur errichtet werden, wenn die zuständige Luftfahrtbehörde zuvor über 
das Vorhaben informiert wurde.

(2)	 Das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung unterrichtet die zuständigen Luftfahrt-
behörden der Länder über die Bereiche, die für die Einrichtung und Überwachung von 
Verfahren für Flüge nach Instrumentenflugregeln aus Gründen der Hindernisfreiheit zu 
bewerten sind. Die zuständigen Luftfahrtbehörden der Länder unterrichten das Bun-
desaufsichtsamt für Flugsicherung über Bauwerke, welche in diesem Bereich errichtet 
werden sollen.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für die nach § 15 Abs. 1 Satz 1 genannten Gegen-
stände. § 30 Abs. 2 Satz 1, 2 und 4 bleibt unberührt.
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§19 	 Entschädigung 
(1)	 Entstehen durch Maßnahmen auf Grund der Vorschriften der §§ 12, 14 bis 17 und 18a dem 

Eigentümer oder einem anderen Berechtigten Vermögensnachteile, so ist hierfür eine 
angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. Hierbei ist die entzogene Nutzung, die 
Beschädigung oder Zerstörung einer Sache unter gerechter Abwägung der Interessen 
der Allgemeinheit und der Beteiligten zu berücksichtigen. Für Vermögensnachteile, die 
nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit der Beeinträchtigung stehen, ist den in 
Satz 1 bezeichneten Personen eine Entschädigung zu zahlen, wenn und soweit dies zur 
Abwendung oder zum Ausgleich unbilliger Härten geboten erscheint.

(2)		 Unterlässt der Berechtigte eine Änderung der Nutzung, die ihm zuzumuten ist, so min-
dert sich seine Entschädigung um den Wert der Vermögensvorteile, die ihm bei Aus-
übung der geänderten Nutzung erwachsen wären.

(3)	 Werden Bauwerke und sonstige Luftfahrthindernisse (§ 15), deren entschädigungslose 
Entfernung oder Umgestaltung nach dem jeweils geltenden Recht gefordert werden 
kann, auf Grund von Maßnahmen nach § 16 ganz oder teilweise entfernt oder umgestal-
tet, so ist eine Entschädigung nur zu leisten, wenn es aus Gründen der Billigkeit geboten 
ist. Sind sie befristet zugelassen und ist die Frist noch nicht abgelaufen, so ist eine Ent-
schädigung nach dem Verhältnis der restlichen Frist zu der gesamten Frist zu leisten.

(4)	 Dinglich Berechtigte, die nicht zum Gebrauch oder zur Nutzung der Sache berechtigt 
sind, sind nach den Artikeln 52 und 53 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Ge-
setzbuch auf die Entschädigung des Eigentümers angewiesen.

(5)	 Die Entschädigung ist in den Fällen der §§ 12 und 17 von dem Flugplatzunternehmer zu 
zahlen. In den Fällen des § 18a und soweit die bezeichneten Maßnahmen Grundstücke 
oder andere Sachen außerhalb der Bauschutzbereiche der §§ 12 und 17 betreffen, ist die 
Entschädigung, wenn es sich um Maßnahmen der Flugsicherung handelt, die sich nicht 
auf den Start- und Landevorgang beziehen, von demjenigen zu leisten, dessen Flugsi-
cherungstätigkeit durch die Veränderung von Bauwerken unmittelbar gefördert und 
erleichtert wird; im Übrigen obliegt sie dem jeweiligen Flugplatzunternehmer. In den 
Fällen des § 16a ist die Entschädigung von demjenigen zu leisten, der ein Interesse an der 
Kennzeichnung geltend macht.

(6)	 Im Übrigen sind die Vorschriften des § 13 Abs. 2, der §§ 14, 15, 17 bis 25, 31 und 32 des Schutz
bereichgesetzes sinngemäß anzuwenden.

§ 19a Einrichtung von Messanlagen
Der Unternehmer eines Flughafens oder eines Landeplatzes im Sinne von § 4 Abs. 1 Nr. 1 und 
2 des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm, hat innerhalb einer von der Genehmigungsbe-
hörde festzusetzenden Frist auf dem Flughafen oder Landeplatz und in dessen Umgebung 
Anlagen zur fortlaufend registrierenden Messung der durch die an- und abfliegenden Luft-
fahrzeuge entstehenden Geräusche einzurichten und zu betreiben. Die Mess- und Auswer-
tungsergebnisse sind der Genehmigungsbehörde und der Kommission nach § 32b sowie auf 
Verlangen der Genehmigungsbehörde anderen Behörden mitzuteilen und regelmäßig zu 
veröffentlichen. Sofern ein Bedürfnis für die Beschaffung und den Betrieb von Anlagen nach 
Satz 1 nicht besteht, kann die Genehmigungsbehörde Ausnahmen zulassen.

§ 19b
(1)	 Der Unternehmer eines Verkehrsflughafens oder Verkehrslandeplatzes trifft eine Re-

gelung über die zu entrichtenden Entgelte für die Nutzung der Einrichtungen und 
Dienstleistungen, die mit der Beleuchtung, dem Starten, Landen und Abstellen von 
Luftfahrzeugen sowie mit der Abfertigung von Fluggästen und Fracht in Zusammen-
hang stehen (Entgeltordnung). Die Entgeltordnung ist der Genehmigungsbehörde zur 
Genehmigung vorzulegen. Die Genehmigung wird erteilt, wenn die Entgelte in der Ent-
geltordnung nach geeigneten, objektiven, transparenten und diskriminierungsfreien 
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Kriterien geregelt sind. Insbesondere ist zu gewährleisten, dass
1.	 die zu entgeltenden Dienstleistungen und Infrastrukturen klar bestimmt sind,
2.	 die Berechnung der Entgelte kostenbezogen erfolgt und im Voraus festgelegt ist,
3.	 allen Flugplatznutzern in gleicher Weise Zugang zu den Dienstleistungen und 

Infrastrukturen des Verkehrsflughafens oder Verkehrslandeplatzes gewährt wird,
4.	 den Flugplatznutzern nicht ohne sachlichen Grund Entgelte in unterschiedlicher 

Höhe auferlegt werden.
		 Eine Differenzierung der Entgelte zur Verfolgung von öffentlichen oder allgemeinen 

Interessen ist für Verkehrsflughäfen und -landeplätze zulässig; die hierfür herangezo-
genen Kriterien müssen geeignet, objektiv und transparent sein. In der Entgeltordnung 
von Verkehrsflughäfen ist eine Differenzierung der Entgelte nach Lärmschutzgesichts-
punkten vorzunehmen; daneben soll eine Differenzierung nach Schadstoffemissionen 
erfolgen.

(2)	 Absatz 1 gilt nicht für
1.	 Gebühren zur Abgeltung von Flugsicherungsdiensten nach der Verordnung (EG) 

Nr. 1794/2006 der Kommission vom 6. Dezember 2006 zur Einführung einer gemein
samen Gebührenregelung für Flugsicherungsdienste (ABl. L 341 vom 7.12.2006, S. 3),

2.	 Entgelte zur Abgeltung für Bodenabfertigungsdienste nach den §§ 6 und 9 sowie 
nach Anlage 1 der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung vom 10. Dezember 1997 
(BGBl. I S. 2885), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. Mai 2011 (BGBl. I S. 
820) geändert worden ist,

3.	 Umlagen zur Finanzierung der Hilfestellungen für behinderte Flugreisende und 
Flugreisende mit eingeschränkter Mobilität nach der Verordnung (EG) Nr. 1107/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 über die Rechte von 
behinderten Flugreisenden und Flugreisenden mit eingeschränkter Mobilität (ABl. L 
204 vom 26.7.2006, S. 1).

(3)		 Unbeschadet des Absatzes 1 gilt für die Genehmigung der Entgeltordnung von Ver-
kehrsflughäfen, die jährlich mehr als fünf Millionen Fluggastbewegungen aufweisen, 
Folgendes:
1.	 Der Unternehmer eines Verkehrsflughafens legt den Flughafennutzern spätestens 

sechs Monate vor dem beabsichtigten Inkrafttreten der Entgeltordnung einen Ent-
wurf mit einer Begründung zum Zwecke der Einigung vor. Gleiches gilt für Ände-
rungen der Entgeltordnung. Die Frist nach Satz 1 gilt nicht, wenn außergewöhnliche 
Umstände vorliegen, die gegenüber den Flughafennutzern darzulegen sind.

2.	 Der Antrag auf Genehmigung ist bis spätestens fünf Monate vor dem Inkrafttreten 
der beabsichtigten Entgeltordnung bei der Genehmigungsbehörde zu stellen. Er ist 
zu begründen. Auf abweichende Ansichten der Flughafennutzer ist einzugehen. Die 
in den Nummern 6 und 7 aufgeführten Informationen sind beizufügen.

3.	 Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn zwischen der Höhe der vom Unternehmer 
des Verkehrsflughafens festgelegten Entgelte und der Höhe der voraussichtlich tat-
sächlichen Kosten ein angemessenes Verhältnis besteht und die Orientierung an ei-
ner effizienten Leistungserstellung erkennbar ist. Die Genehmigungsbehörde kann 
von der Prüfung nach Satz 1 absehen, wenn von dem Unternehmer des Verkehrs-
flughafens eine schriftliche Einigung mit den Flughafennutzern über die Entgelt-
ordnung vorgelegt wird und kein Verstoß gegen das Beihilfenrecht vorliegt.

4.	 Die Entscheidung der Genehmigungsbehörde soll innerhalb von zwei Monaten nach 
Eingang des Antrags auf Genehmigung der Entgeltordnung ergehen. Die Genehmi-
gungsentscheidung ist grundsätzlich spätestens zwei Monate vor ihrem Inkrafttre-
ten in den Nachrichten für Luftfahrer zu veröffentlichen.

5.	 Der Unternehmer des Verkehrsflughafens führt mindestens einmal im Jahr eine 
Konsultation mit den Flughafennutzern bezüglich der Entgeltordnung durch. Der 
Termin ist den Flughafennutzern spätestens einen Monat im Voraus bekannt zu ge-
ben. Die Flughafennutzer können zur Konsultation ihre Verbände hinzuziehen oder 
Vertreter benennen.
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6.	 Der Unternehmer des Verkehrsflughafens hat den Flughafennutzern rechtzeitig vor 
dem Konsultationstermin folgende Unterlagen und Informationen vorzulegen:
a)  ein Verzeichnis der verschiedenen Dienstleistungen und Infrastrukturen, die im 

Gegenzug für das erhobene Flughafenentgelt bereitgestellt werden;
b) die für die Festsetzung der Flughafenentgelte verwendete Methode;
c) die Gesamtkostenstruktur hinsichtlich der Einrichtungen und Dienstleistungen, 

auf die sich die Flughafenentgelte beziehen. Diese sollte erkennen lassen, dass 
sich der Unternehmer eines Verkehrsflughafens an einer effizienten Leistungser-
stellung orientiert hat;

d)	 die Erlöse der verschiedenen Entgelte und Gesamtkosten der damit finanzierten 
Dienstleistungen;

e)	 jegliche Finanzierung von Einrichtungen und Dienstleistungen durch die öffent-
liche Hand, auf die sich die Flughafenentgelte beziehen;

f)	 die voraussichtliche Entwicklung der Entgelte und des Verkehrsaufkommens am  
Verkehrsflughafen sowie beabsichtigte Investitionen;

g)	 die tatsächliche Nutzung der Infrastruktur und der Gerätschaften des Verkehrs
flughafens in einem bestimmten Zeitraum sowie

h)	 das absehbare Ergebnis geplanter größerer Investitionen hinsichtlich ihrer Aus-
wirkungen auf die Flughafenkapazität. Als Investitionen kommen hierbei nur 
solche in Betracht, die dem unmittelbaren Ausbau des Verkehrsflughafens als 
verkehrliche Einrichtung dienen. Vorfinanzierungen sollen nur berücksichtigt 
werden, wenn Flughafennutzer von verbesserten oder kostengünstigeren Leis-
tungen profitieren, die entsprechenden Entgeltanteile ausschließlich für die 
Finanzierung der geplanten Infrastrukturvorhaben verwendet werden und sie 
zeitlich begrenzt erhoben werden.

7.	 Die Flughafennutzer haben dem Unternehmer eines Verkehrsflughafens rechtzeitig 
vor dem Konsultationstermin insbesondere folgende Informationen zur Verfügung 
zu stellen:
a)	 voraussichtliches Verkehrsaufkommen,
b)	 voraussichtliche Zusammensetzung und beabsichtigter Einsatz ihrer Flotte,
c)	 geplante Ausweitung ihrer Tätigkeit auf dem betreffenden Flughafen und
d)	 Anforderungen an den betreffenden Flughafen.

8.	 Die im Rahmen der Konsultation übermittelten oder erhaltenen Informationen sind 
als vertraulich oder wirtschaftlich schutzwürdig anzusehen und zu behandeln. Im 
Fall von börsennotierten Unternehmen sind insbesondere börsenrechtliche Vorga-
ben zu beachten. Bei der Übermittlung der Informationen an Verbände und benann-
te Vertreter stellen die Flughafennutzer sicher, dass die Vertraulichkeit gewahrt wird.

9.	 Dem Unternehmer eines Verkehrsflughafens ist freigestellt, ob und inwieweit er Er-
löse und Kosten aus den sonstigen kommerziellen Tätigkeiten des Flughafens bei der 
Festlegung der Entgelte berücksichtigt.

(4)	 Ein Flughafenunternehmen nach Absatz 3, das in einem Ballungsgebiet mehr als einen 
Verkehrsflughafen betreibt, kann mit Zustimmung der Genehmigungsbehörde eine für 
alle Verkehrsflughäfen geltende Entgeltordnung erlassen.

(5)	 Um einen reibungslosen und effizienten Betrieb auf einem Flughafen sicherzustellen, 
können die Unternehmer von Verkehrsflughäfen nach Absatz 3 und die Flughafennut-
zer Leistungsvereinbarungen bezüglich der Qualität der am Flughafen zu erbringenden 
Dienstleistungen abschließen. Dabei sind die Entgeltordnung sowie Art und Umfang 
der Dienstleistungen, auf die die Flughafennutzer im Gegenzug für die Zahlung von 
Flughafenentgelten Anrecht haben, zu berücksichtigen.

(6)	 Die Genehmigungsbehörde stellt dem Bundesministerium für Verkehr und digitale In-
frastruktur auf dessen Verlangen Informationen zur Übermittlung an die Kommission 
der Europäischen Union im Hinblick auf die Umsetzung und Anwendung der Richtli-
nie 2009/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2009 über 
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Flughafenentgelte (ABl. L 70 vom 14.3.2009, S. 11) zur Verfügung. Die Unternehmer von 
Verkehrsflughäfen nach Absatz 3 sind verpflichtet, der Genehmigungsbehörde die nach 
Satz 1 erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen, soweit dem kei-
ne anderweitigen Vorschriften oder Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse entgegenste-
hen.

§ 19c Bodenabfertigungsdienste
(1)	 Die Unternehmer von Flugplätzen mit gewerblichem Luftverkehr haben Luftfahrtunter-

nehmen sowie sonstigen Anbietern die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten zu 
ermöglichen. Bodenabfertigungsdienste in diesem Sinne sind die administrative Abfer-
tigung am Boden und deren Überwachung, die Fluggastabfertigung, die Gepäckabfer-
tigung, die Fracht- und Postabfertigung, die Vorfelddienste, die Reinigungsdienste und 
der Flugzeugservice, die Betankungsdienste, die Stationswartungsdienste, die Flugbe-
triebs- und Besatzungsdienste, die Transportdienste am Boden sowie die Bordverpfle-
gungsdienste.

(2)	 Bei der Gepäckabfertigung, den Vorfelddiensten, den Betankungsdiensten so-
wie der Fracht- und Postabfertigung, soweit diese die konkrete Beförderung 
von Fracht und Post zwischen Flugplatz und Flugzeug bei der Ankunft, beim Ab-
flug oder beim Transit betrifft, wird die Anzahl derer, die berechtigt sind, diese 
Bodenabfertigungsdienste für sich zu erbringen, durch Rechtsverordnung fest-
gelegt. Das Gleiche gilt für die Anzahl derer, die berechtigt sind, diese Bodenab-
fertigungsdienste für andere zu erbringen. Die Anzahl der nach den Sätzen 1 und 
2 jeweils Berechtigten darf jedoch nicht auf weniger als zwei festgelegt werden.  
Ist bei Inkrafttreten des Gesetzes über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen vom 
11. November 1997 (BGBl. I S. 2694) auf einem Flugplatz die Anzahl der nach den Sätzen 1 
und 2 Berechtigten größer als zwei, ist diese Anzahl maßgeblich.

(3)	 Sofern besondere Platz- oder Kapazitätsgründe, insbesondere in Zusammenhang mit 
der Verkehrsdichte und dem Grad der Nutzung der Flächen auf einem Flugplatz es erfor-
dern, kann die Anzahl derer, die berechtigt sind, die in Absatz 2 genannten Bodenabfer-
tigungsdienste zu erbringen, im Einzelfall über Absatz 2 hinaus beschränkt werden. Bei 
Vorliegen der in Satz 1 genannten Gründe kann die Anzahl derer, die berechtigt sind, die 
übrigen der in Absatz 1 genannten Bodenabfertigungsdienste zu erbringen, im Einzelfall 
auf nicht weniger als jeweils zwei festgelegt werden.

§ 19d Barrierefreiheit
Die Unternehmer von Flughäfen haben für eine gefahrlose und leicht zugängliche Benut-
zung von allgemein zugänglichen Flughafenanlagen, Bauwerken, Räumen und Einrichtun-
gen durch Fluggäste Sorge zu tragen. Dabei sind die Belange von behinderten und ande-
ren Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigung besonders zu berücksichtigen, mit dem Ziel, 
Barrierefreiheit zu erreichen. Die Einzelheiten der Barrierefreiheit können durch Zielver-
einbarungen im Sinne des § 5 des Behindertengleichstellungsgesetzes festgelegt werden.  

7. Unterabschnitt
Gemeinsame Vorschriften

§29 	Luftaufsicht 
(1)	 Die Abwehr von betriebsbedingten Gefahren für die Sicherheit des Luftverkehrs sowie 

für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung durch die Luftfahrt (Luftaufsicht) ist Aufga-
be der Luftfahrtbehörden und der Flugsicherungsorganisation. Sie können in Ausübung 
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der Luftaufsicht Verfügungen erlassen. Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren, erheb-
lichen Nachteilen oder erheblichen Belästigungen durch Fluglärm oder durch Luftver-
unreinigung durch Luftfahrzeuge in der Umgebung von Flugplätzen dürfen nur im 
Benehmen mit den für den Immissionsschutz zuständigen Landesbehörden getroffen 
werden.

(2)	 Die Luftfahrtbehörden können diese Aufgaben auf andere Stellen übertragen oder sich 
anderer geeigneter Personen als Hilfsorgane für bestimmte Fälle bei der Wahrnehmung 
der Luftaufsicht bedienen.

(3)	 Die für die Luftaufsicht zuständigen Stellen sind zur Abwehr der in Absatz 1 genannten 
Gefahren, insbesondere zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit des Luftfahrzeugs 
und der Dienstfähigkeit der Luftfahrzeugführer befugt, stichprobenartig Luftfahrzeu-
ge zu betreten und sie und ihren Inhalt ohne unbillige Verzögerung zu untersuchen 
sowie Luftfahrzeugführer anzuhalten und auf ihre Dienstfähigkeit zu überprüfen. Die 
zuständigen Stellen können die an Bord mitgeführten Urkunden sowie Lizenzen und 
Berechtigungen der Besatzungsmitglieder prüfen. Der Flugplatzbetreiber ist verpflich-
tet, das Betreten des Flugplatzes durch Vertreter der zuständigen Stellen zum Zwecke 
der Durchführung von Untersuchungen zu dulden. Nach Abschluss der Untersuchung 
eines Luftfahrzeugs unterrichtet die zuständige Stelle den verantwortlichen Luftfahr-
zeugführer oder den Halter des Luftfahrzeugs über das Ergebnis der Untersuchung. 
Behindert die Besatzung eines Luftfahrzeugs die Untersuchung, insbesondere das 
Betreten des Luftfahrzeugs, kann die zuständige Stelle ein Startverbot verhängen. Ein 
Startverbot kann auch verhängt werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass die an die Verkehrssicherheit des untersuchten Luftfahrzeugs oder an die Taug-
lichkeit der Besatzung zu stellenden Anforderungen nicht erfüllt sind. Widerspruch 
und Anfechtungsklage gegen ein Startverbot haben keine aufschiebende Wirkung.

(4)	 Die Durchführung der Vorfeldinspektion an Luftfahrzeugen eines Betreibers aus einem 
Drittstaat oder eines Betreibers, der der behördlichen Aufsicht eines anderen Mitglied
staates unterliegt, die Durchführung von Inspektionen im Flug, die Wahrnehmung von 
Aufgaben und Verantwortlichkeiten der für die Luftaufsicht nach Absatz 1 zuständigen 
Stellen und die Übermittlung der bei Vorfeldinspektionen gewonnenen Daten richten 
sich nach der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 in der jeweils geltenden Fassung.

(5)	 (weggefallen)
(6)	 Eine Übermittlung von bei Vorfeldinspektionen gewonnenen Daten an Luftfahrtbehör-

den in Staaten außerhalb der Europäischen Union darf nur unter der Voraussetzung 
erfolgen, dass sich diese Staaten verpflichtet haben, die Daten ausschließlich zur Ver-
besserung der Luftverkehrssicherheit zu verwenden.

(7)	 Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass die Luftverkehrssicherheit durch den Be-
trieb eines Luftfahrzeugs gefährdet wird oder dass die Sicherheit des Flugbetriebs des 
das Luftfahrzeug verwendenden Luftfahrtunternehmens insgesamt nicht gewährleis-
tet ist, kann das Luftfahrt-Bundesamt die Erlaubnis nach § 2 Absatz 7 oder die Betriebs-
genehmigung nach § 21a für alle Luftfahrzeuge dieses Luftfahrtunternehmens wider-
rufen. Ist eine Erlaubnis nach § 2 Absatz 7 Satz 2 nicht erforderlich, kann ein allgemeines 
Einflugverbot verhängt werden. Bei der Entscheidung über den Widerruf oder die Ver-
hängung eines Einflugverbots berücksichtigt das Luftfahrt-Bundesamt die im Anhang 
der Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. 
Dezember 2005 über die Erstellung einer gemeinschaftlichen Liste der Luftfahrtunter-
nehmen, gegen die in der Gemeinschaft eine Betriebsuntersagung ergangen ist, sowie 
über die Unterrichtung von Fluggästen über die Identität des ausführenden Luftfahrt-
unternehmens und zur Aufhebung des Artikels 9 der Richtlinie 2004/36/EG (ABl. EU 
Nr. L 344 S. 15) aufgeführten gemeinsamen Kriterien. Die Anfechtungsklage gegen den 
Widerruf einer Erlaubnis nach § 2 Absatz 7 oder einer Betriebsgenehmigung nach § 21a 
oder gegen die Verhängung eines Einflugverbots hat keine aufschiebende Wirkung.
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(8)	 Die Absätze 4 und 6 finden keine Anwendung auf Staatsluftfahrzeuge im Sinne des Arti-
kels 3 Buchstabe b des Abkommens vom 7. Dezember 1944 über die Internationale Zivil-
luftfahrt (BGBl. 1956 II S. 411). Für die Aufzeichnung des Flugfunkverkehrs gilt § 27c Absatz 
3 entsprechend.

§ 29a Durchführung und Kosten der Luftaufsicht
Die für die Durchführung der Luftaufsicht auf Flugplätzen erforderlichen Räume hat der Un-
ternehmer des Flugplatzes kostenfrei bereitzustellen und zu unterhalten. Auf Flugplätzen, 
die nicht dem allgemeinen Verkehr dienen, hat der Unternehmer des Flugplatzes die Kosten 
der Luftaufsicht zu tragen. § 27d bleibt unberührt.

§ 29b Fluglärm
(1)	 Flugplatzunternehmer, Luftfahrzeughalter und Luftfahrzeugführer sind verpflichtet, 

beim Betrieb von Luftfahrzeugen in der Luft und am Boden vermeidbare Geräusche zu 
verhindern und die Ausbreitung unvermeidbarer Geräusche auf ein Mindestmaß zu 
beschränken, wenn dies erforderlich ist, um die Bevölkerung vor Gefahren, erheblichen 
Nachteilen und erheblichen Belästigungen durch Lärm zu schützen. Auf die Nachtruhe 
der Bevölkerung ist in besonderem Maße Rücksicht zu nehmen.

(2)	 Die Luftfahrtbehörden und die Flugsicherungsorganisation haben auf den Schutz der 
Bevölkerung vor unzumutbarem Fluglärm hinzuwirken.

§ 29c
(weggefallen)

§ 29d
(weggefallen)

§ 29e Einschränkung von Grundrechten
Die Grundrechte des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) 
sowie der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) werden nach Maß-
gabe dieses Gesetzes eingeschränkt.

§30 	Sonderregelung für Bundeswehr, Bundespolizei und Polizei  
(1)	 Die Bundeswehr und die Truppen der NATO-Vertragsstaaten sowie Truppen, die auf 

Grund einer gesonderten Vereinbarung in Deutschland üben, dürfen von den Vorschrif-
ten des Ersten Abschnitts dieses Gesetzes, ausgenommen die §§ 12, 13 und 15 bis 19 und 
von den zu seiner Durchführung erlassenen Vorschriften unter Berücksichtigung der 
öffentlichen Sicherheit oder Ordnung abweichen, soweit dies zur Erfüllung ihrer be-
sonderen Aufgaben erforderlich ist. Das in § 8 vorgesehene Planfeststellungsverfahren 
entfällt, wenn militärische Flugplätze angelegt oder geändert werden sollen. Von den 
Vorschriften über das Verhalten im Luftraum darf nur abgewichen werden, soweit dies 
zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben zwingend notwendig ist.

(1a) Die Polizeien des Bundes und der Länder dürfen von den Vorschriften des Ersten Ab-
schnitts dieses Gesetzes – ausgenommen die §§ 5 bis 10, 12, 13 sowie 15 bis 19 – und den 
zu seiner Durchführung erlassenen Vorschriften abweichen, soweit dies zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben unter Berücksichtigung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung erfor-
derlich ist. Von den Vorschriften über das Verhalten im Luftraum darf nur abgewichen 
werden, soweit dies zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben zwingend notwendig ist.
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(2)	 Die Verwaltungszuständigkeiten auf Grund dieses Gesetzes werden für den Dienstbereich 
der Bundeswehr und, soweit völkerrechtliche Verträge nicht entgegenstehen, der Truppen 
der NATO-Vertragsstaaten und der in Deutschland übenden Truppen durch Dienststellen 
der Bundeswehr nach Bestimmungen des Bundesministeriums der Verteidigung wahr-
genommen. Dies gilt nicht für die Aufgaben der Flugsicherung nach § 27c mit Ausnahme 
der örtlichen Flugsicherung an den militärischen Flugplätzen; die notwendigen Vorberei-
tungen zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Artikel 87a des Grundgesetzes bleiben un-
berührt. Das Bundesministerium der Verteidigung erteilt die Erlaubnisse nach § 2 Abs. 7 
und § 27 auch für andere militärische Luftfahrzeuge. In den Fällen der §§ 12, 13 und 15 bis 
19 treten bei militärischen Flugplätzen die Dienststellen der Bundeswehr an die Stelle der 
Flugsicherungsorganisationen und der genannten Luftfahrtbehörden. Die Dienststellen 
der Bundeswehr treffen ihre Entscheidungen in eigener Zuständigkeit und Verantwortung 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung. Zusätzlicher Genehmigungen und Erlaubnisse 
der zivilen Luftfahrtbehörden bedarf es nicht.

(3)	 Bei der Anlegung und wesentlichen Änderung militärischer Flugplätze auf Gelände, das 
nicht durch Maßnahmen auf Grund des Landbeschaffungsgesetzes beschafft zu werden 
braucht, sind die Erfordernisse der Raumordnung, insbesondere des zivilen Luftverkehrs, 
nach Anhörung der Regierungen der Länder, die von der Anlegung oder Änderung be-
troffen werden, angemessen zu berücksichtigen. §§ 4 und 5 des Raumordnungsgesetzes 
bleiben unberührt. Das Bundesministerium der Verteidigung kann von der Stellungnah-
me dieser Länder hinsichtlich der Erfordernisse des zivilen Luftverkehrs nur im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur abweichen; 
es unterrichtet die Regierungen der betroffenen Länder von seiner Entscheidung. Wird 
Gelände für die Anlegung und wesentliche Änderung militärischer Flugplätze nach den 
Vorschriften des Landbeschaffungsgesetzes beschafft, findet allein das Anhörungsver-
fahren nach § 1 Abs. 2 des Landbeschaffungsgesetzes statt; hierbei sind insbesondere die 
Erfordernisse des zivilen Luftverkehrs angemessen zu berücksichtigen.

§ 30a Ermächtigung zur Beauftragung Privater
(1)	 Das Bundesministerium der Verteidigung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

ohne Zustimmung des Bundesrates die Einzelheiten für die Beauftragung juristischer 
Personen des privaten Rechts mit der Wahrnehmung folgender Aufgaben im Zusam-
menhang mit der Benutzung des Luftraums durch militärische Luftfahrzeuge zu regeln:
1.	 Prüfung der Lufttüchtigkeit der Muster von Luftfahrzeugen und von Luftfahrtgerät 

im Rahmen der Entwicklung,
2.	 Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit der Muster von Luftfahrzeugen und von Luft-

fahrtgerät,
3.	 Prüfung und Bescheinigung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen und Luftfahrt-

gerät im Rahmen der Herstellung,
4.	 Prüfung und Bescheinigung der Lufttüchtigkeit von Luftfahrzeugen und Luftfahrt-

gerät im Rahmen der Instandhaltung und des Betriebs,
5.	 Prüfung von Ausbildungseinrichtungen, Luftfahrtunternehmen und Organisatio-

nen, die Aufgaben nach den Nummern 1 bis 4 wahrnehmen,
6.	 Ausbildung von erlaubnispflichtigem Personal und Bescheinigung der Ausbildung. 

Ein Rechtsanspruch auf Beauftragung besteht nicht.
(2)	 Die Beauftragten arbeiten nach den Richtlinien des Bundesministeriums der Verteidi-

gung und unterstehen seiner Rechts- und Fachaufsicht. Das Bundesministerium kann 
die Rechts- und Fachaufsicht auf Dienststellen der Bundeswehr übertragen.

Fußnote
§ 30a Abs. 1 Nr.  4 Kursivdruck: Aufgrund offensichtlicher Unrichtigkeit wurde das Wort 
„Luftahrzeugen“ ersetzt durch das Wort „Luftfahrzeugen“
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§31 	 Wahrnehmung der Aufgaben des Bundes  
(1)	 Die Aufgaben des Bundes nach diesem Gesetz und den Verordnungen der Europäischen 

Union werden, soweit es nichts anderes bestimmt, von dem Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur oder einer von ihm bestimmten Stelle wahrgenommen. 
Erfolgt die Bestimmung durch Rechtsverordnung, so bedarf diese nicht der Zustimmung 
des Bundesrates. Das Gesetz über das Luftfahrt-Bundesamt bleibt unberührt.

(2)	 Die Länder führen nachstehende Aufgaben dieses Gesetzes im Auftrage des Bundes 
aus:
1.	 die Erteilung der Erlaubnis für Piloten von Leichtluftfahrzeugen, Privatpiloten, Segel-

flugzeugführer, Freiballonführer, Steuerer von verkehrszulassungspflichtigen Flug-
modellen und sonstigem verkehrszulassungspflichtigen Luftfahrtgerät ohne Luft-
sportgerät (§ 4) sowie der Berechtigungen nach der Verordnung (EU) Nr.  1178/2011 
und nach der Verordnung über Luftfahrtpersonal an diese Personen; ausgenommen 
hiervon bleiben die Erlaubnisse, die zugleich mit der Instrumentenflugberechtigung 
erteilt oder die nachträglich um die Instrumentenflugberechtigung erweitert wer-
den;

2.	 (weggefallen)
3.	 die Erteilung der Erlaubnis für die Ausbildung des in Nummer 1 genannten Luftfahrt

personals (§ 5);
4.	 die Genehmigung von Flugplätzen, mit Ausnahme der Prüfung und Entscheidung, 

inwieweit durch die Anlegung und den Betrieb eines Flughafens, der dem allgemei-
nen Verkehr dienen soll, die öffentlichen Interessen des Bundes berührt werden (§ 6) 
sowie die Genehmigung der Flugplatzentgelte und der Flugplatzbenutzungsord-
nung;

4a.	die im Zusammenhang mit der Regelung der Bodenabfertigungsdienste auf Flug-
plätzen nach § 19c Abs. 1 und 2 erforderlichen Maßnahmen und Verwaltungsent-
scheidungen;

4b.	die Erteilung des Zeugnisses und die Entscheidung über die Freistellung nach § 10a;
5.	 die Erteilung der Erlaubnis für Vorbereitungsarbeiten zur Anlegung von Flugplätzen 

(§7);
6.	 die Bestimmung von beschränkten Bauschutzbereichen bei Landeplätzen und Segel- 

fluggeländen (§ 17);
7.	 die Zustimmung zur Baugenehmigung oder einer sonstigen nach allgemeinen Vor-

schriften erforderlichen Genehmigung oder die luftrechtliche Genehmigung bei der 
Errichtung von Bauwerken, Anlagen und Geräten, bei Bäumen sowie bei der Herstel-
lung von Bodenvertiefungen in Bauschutzbereichen und beschränkten Bauschutz-
bereichen (§§ 12, 15 und 17);

8.	 die Festlegung von Bauhöhen, bis zu denen in Bauschutzbereichen und beschränk-
ten Bauschutzbereichen ohne Zustimmung der Luftfahrtbehörden Baugenehmi-
gungen oder sonstige nach allgemeinen Vorschriften erforderliche Genehmigungen 
erteilt werden können (§§ 13, 15 und 17);

9.	 die Zustimmung zur Baugenehmigung oder einer sonstigen nach allgemeinen Vor-
schriften erforderlichen Genehmigung oder die luftrechtliche Genehmigung bei der 
Errichtung von Bauwerken, Anlagen und Geräten sowie bei Bäumen außerhalb der 
Bauschutzbereiche (§§ 14 und 15);

 10.	das Verlangen, die Abtragung von Bauwerken und anderen Luftfahrthindernissen, 
welche die zulässigen Höhen überragen, sowie die Kennzeichnung von Luftfahrthin-
dernissen und die Beseitigung von Vertiefungen oder die erforderlichen Sicherheits-
maßnahmen zu dulden (§§ 16, 16a und 17);

11.	 die Entgegennahme und Verwaltung von Erklärungen des Betreibers für den spezia-
lisierten Flugbetrieb mit anderen als technisch komplizierten Luftfahrzeugen nach 
den Anhängen III und VIII der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 in der jeweils geltenden 
Fassung, soweit die Luftfahrzeuge dabei ausschließlich nach Sichtflugregeln betrie-
ben werden;
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11a.	die Erteilung
a)	 eines Luftverkehrsbetreiberzeugnisses für gewerbliche Rundflüge gemäß Artikel 

5 Absatz 1 und 1a in Verbindung mit den Anhängen III und IV der Verordnung (EU) 
Nr. 965/2012, es sei denn, diese Rundflüge finden nicht nach Sichtflugregeln statt 
und

b)	 einer Genehmigung zur Durchführung von spezialisiertem Flugbetrieb mit 
hohem Risiko mit anderen als technisch komplizierten Luftfahrzeugen nach 
Anhang III ORO.SPO.110 in Verbindung mit Anhang II ARO.OPS.150 der Verord-
nung (EU) Nr.  965/2012, soweit die Luftfahrzeuge dabei ausschließlich nach 
Sichtflugregeln betrieben werden; dies gilt nicht, wenn für den Betrieb eine 
weitergehende Sondergenehmigung nach Anhang V der Verordnung (EU) 
Nr. 965/2012 erforderlich ist, für welche das Luftfahrt-Bundesamt zuständig ist. 
Auf Antrag eines Landes können diese Aufgaben vom Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur oder von einer anderen von ihm bestimmten 
Stelle wahrgenommen werden;

11b.	die Aufsicht über den Flugbetrieb gemäß Anhang VII der Verordnung (EU) 
Nr. 965/2012;

12.	 die Genehmigung von Luftfahrtveranstaltungen, die nicht über das Land, in dem die 
Veranstaltung stattfindet, hinausgehen oder für die das Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur im Einvernehmen mit den beteiligten Ländern einen 
Auftrag erteilt hat (§ 24);

13.	 die Erteilung der Erlaubnis zum Starten und Landen außerhalb der genehmigten 
Flugplätze (§ 25), ausgenommen die Erteilung der Erlaubnis zum Starten und Landen 
für nicht motorgetriebene Luftsportgeräte;

14.	 (weggefallen)
15.	 die Mitwirkung bei der Bestimmung der Koordinierungseckwerte (§ 27a Abs. 2);
16.	 die Erteilung der Erlaubnis zu besonderer Benutzung des Luftraums für

a)	 Kunstflüge,
b)	 Schleppflüge,
c)	 Reklameflüge,
d)	 Abwerfen von Gegenständen aus Luftfahrzeugen,
e)	 den Aufstieg von Frei- und Fesselballonen,
f)	 das Steigenlassen von Flugmodellen, Flugkörpern mit Eigenantrieb und 

unbemannten Luftfahrtsystemen,
g)	 Abweichungen von Sicherheitsmindestflughöhen, Sicherheitsmindestabstän-

den, Mindesthöhen,
h)	 den Aufstieg und Betrieb von Geräten, die ohne Luftfahrzeug zu sein, besondere 

Gefahren für die Luftfahrt mit sich bringen, insbesondere Feuerwerkskörper, op-
tische Lichtsignalgeräte, Drachen, Kinderballone und ballonartige Leuchtkörper 
mit Ausnahme der Erlaubnisse, die vom Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung 
oder der Flugsicherungsorganisation erteilt werden;

17.	 die Aufsicht innerhalb der in den Nummern 1 bis 16 festgelegten Verwaltungszu-
ständigkeiten;

18.	 die Ausübung der Luftaufsicht, soweit diese nicht das Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur auf Grund gesetzlicher Regelung selbst, das Luft-
fahrt-Bundesamt, das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung, die Flugsicherungs-
organisation oder die für die Flughafenkoordinierung und die Luftsportgeräte 
zuständigen Stellen im Rahmen ihrer Aufgaben ausüben.

(3)	 Die Entscheidungen in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 4, 6 bis 10 und 12, ausgenommen 
die Genehmigungen der Flugplatzentgelte und der Flugplatzbenutzungsordnungen, 
werden auf Grund einer gutachtlichen Stellungnahme der Flugsicherungsorganisation 
getroffen.
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(4)	 Die Genehmigung von Luftfahrtunternehmen nach Absatz 2 Nr. 11 wird auf Grund einer 
Prüfung des technischen und betrieblichen Zustandes des Unternehmens durch das 
Luftfahrt-Bundesamt erteilt, wenn die Genehmigungsbehörde dies im besonders ge-
lagerten Einzelfall für erforderlich hält.

§ 31a Beauftragung eines Flughafenkoordinators
Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates natürliche oder juristische Personen 
des privaten Rechts mit der Wahrnehmung der Flughafenkoordinierung nach Maßgabe des 
Rechts der Europäischen Union zu beauftragen (Flughafenkoordinator).

§ 31b Beauftragung einer Flugsicherungsorganisation 
(1)	 Vorbehaltlich des Luftverkehrsrechts der Europäischen Union und der Regelung von § 31f 

wird mit der Wahrnehmung der in § 27c Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 genannten Aufgaben 
nur eine Flugsicherungsorganisation in Form einer Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung beauftragt, deren Anteile ausschließlich vom Bund gehalten werden. Das Nähere 
wird vom Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur durch Rechtsver-
ordnung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Verteidigung ohne Zustim-
mung des Bundesrates geregelt.

(2)	 Wenn das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur einen Bedarf im 
Sinne des § 27d Abs. 1 anerkennt, ist die Flugsicherungsorganisation verpflichtet, Flug-
sicherungsdienste und flugsicherungstechnische Einrichtungen im erforderlichen Um-
fang auf dem entsprechenden Flugplatz vorzuhalten. Das Gleiche gilt im Falle des § 27d 
Abs. 4. Die Verpflichtung entfällt, soweit das Bundesministerium für Verkehr und digita-
le Infrastruktur eine Flugsicherungsorganisation nach § 31f Absatz 1 mit der Wahrneh-
mung dieser Aufgaben beauftragt. § 27e Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt.

(3)	 Für Gebühren und Auslagen nach § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 ist die Flugsicherungsorganisa-
tion Kostengläubigerin, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. Bei der Einziehung der  
Gebühr im Sinne des Artikels 3 des Gesetzes vom 2. Februar 1984 zu dem Protokoll vom 
12. Februar 1981 zur Änderung des Internationalen Übereinkommens über Zusammen-
arbeit zur Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ vom 13. Dezember 1960 und zu der 
Mehrseitigen Vereinbarung vom 12. Februar 1981 über Flugsicherungs-Streckengebüh-
ren (BGBl. 1984 II S. 69) sowie bei der Einbeziehung der Gebühr nach Artikel 3 des Ge-
setzes vom 6. Februar 2017 in Verbindung mit den Artikeln 6 und 7 der Anlage IV des 
Internationalen Übereinkommens vom 13. Dezember 1960 über Zusammenarbeit zur 
Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTROL“ (BGBl. 2017 II S. 74, 76) tritt die Flugsicherungs-
organisation an die Stelle der Bundesrepublik Deutschland, soweit nicht etwas anderes 
bestimmt ist. Bei der Flugsicherungsorganisation im Sinne von Absatz 1 bleibt der positi-
ve oder negative Unterschiedsbetrag zwischen dem nach dem Einkommensteuergesetz 
ermittelten Gewinn aus den Gebühren für die Flugsicherung und dem Ergebnis nach 
den gebührenrechtlichen Vorschriften aus Flugsicherungsdiensten bei der Ermittlung 
der Einkünfte außer Ansatz.

(4)	 Einnahmeausfälle aus Kostenbefreiungen bei Inanspruchnahme von Streckennaviga-
tionsdiensten und Streckennavigationseinrichtungen der Flugsicherung bei der Benut-
zung des Luftraums der Informationsgebiete der Bundesrepublik Deutschland, soweit 
sie durch Beschlüsse der Erweiterten Kommission der Organisation EUROCONTROL 
festgelegt sind, werden der Flugsicherungsorganisation durch den Bund erstattet. Ent-
sprechendes gilt für die Inanspruchnahme von Diensten und Einrichtungen der Flug-
sicherung beim An- und Abflug auf den in § 27d Abs. 1 genannten Flughäfen durch

a)	 militärische Luftfahrzeuge der NATO-Mitgliedstaaten;
b)	 militärische Luftfahrzeuge anderer als NATO-Mitgliedstaaten, die von Kosten  

befreit sind.
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Die Vorschrift des § 8 Abs. 4 des Verwaltungskostengesetzes in der bis zum 14. August 
2013 geltenden Fassung ist auch für Amtshandlungen der Flugsicherungsorganisation 
sowie des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung im Aufgabenbereich der Flugsiche-
rung anzuwenden.

(5)	 Die Flugsicherungsorganisation kann sich mit Zustimmung des Bundesministeriums 
für Verkehr und digitale Infrastruktur zur Erfüllung ihrer Aufgaben an anderen Unter-
nehmen beteiligen oder Unternehmen erwerben oder errichten. Ihre Verantwortlichkeit 
für die ordnungsgemäße Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben bleibt unberührt. 
Die Zustimmung stellt keine Beleihung dar. Die haushaltsrechtlichen Vorschriften des 
Bundes bleiben unberührt.

(6)	 Zur Wahrnehmung einzelner Aufgaben nach § 27c Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 im Bereich 
der grenzüberschreitenden Flugsicherung kann das Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur der Flugsicherungsorganisation nach Absatz 1 Satz 1 gestat-
ten, eine andere Flugsicherungsorganisation zu Hilfszwecken zu beauftragen, wenn
1.	 ein solcher Einsatz im Hinblick auf die ordnungsgemäße und sichere Verkehrsfüh-

rung unter besonderer Berücksichtigung der technischen und betrieblichen Erfor-
dernisse der Flugsicherung zweckmäßig ist,

2.	 die andere Flugsicherungsorganisation über einen gültigen Befähigungsnachweis 
nach Maßgabe von Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr.  550/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 10. März 2004 über die Erbringung von Flugsiche-
rungsdiensten im einheitlichen europäischen Luftraum („Flugsicherungsdienste-Ver-
ordnung“) (ABl. L 96 vom 31.3.2004, S. 10) verfügt und

3.	 durch vertragliche Regelungen zwischen den Flugsicherungsorganisationen sicher-
gestellt ist, dass Weisungen des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung zur ord-
nungsgemäßen Durchführung der Aufgaben und zur Durchsetzung der Aufsicht 
von der anderen Flugsicherungsorganisation umgesetzt werden.

Hat die andere Flugsicherungsorganisation ihren Sitz oder ihre Niederlassung im Aus-
land, wird die Gestattung nur erteilt, wenn eine völkerrechtliche Übereinkunft des Bun-
desministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur oder einer von ihm bestimmten 
Behörde mit der jeweils zuständigen Behörde des ausländischen Staates besteht, in 
der die Wahrnehmung von Aufsichtsmaßnahmen, die Durchführung von Kontroll- und 
Durchsetzungsbefugnissen sowie die Sicherstellung der verfassungsmäßigen Aufga-
benerfüllung der Luftstreitkräfte der Bundeswehr gegenüber der anderen Flugsiche-
rungsorganisation geregelt sind.

§ 31c �Beauftragung mit der Verwaltung von Freiballonen, Luftsportgeräten  
und Flugmodellen

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates juristische Personen des privaten Rechts mit 
der Wahrnehmung folgender Aufgaben im Zusammenhang mit der Benutzung des Luft-
raums durch Freiballone, Luftsportgeräte und Flugmodelle zu beauftragen: Muster- und Ver-
kehrszulassung(§2),

1.	 Muster- und Verkehrszulassung (§ 2),
2.	 Erteilung der Erlaubnis für Luftfahrtpersonal (§ 4),
3.	 Erteilung der Erlaubnis für die Ausbildung (§ 5),
4.	 Erteilung der Erlaubnis zum Starten und Landen außerhalb der genehmigten Flug-

plätze (§ 25) für nicht motorgetriebene Luftsportgeräte,
5.	 Aufsicht über den Betrieb von Luftsportgeräten auf Flugplätzen und Geländen, wenn 

beide ausschließlich dem Betrieb von Luftsportgeräten dienen (§ 29 Abs. 1 und 4),
6.	 Erhebung von Kosten nach der Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung.

Satz 1 findet Anwendung auf Segelflugzeuge, sofern das betreffende Land für seinen Aufga-
benbereich (§ 31 Abs. 2) zustimmt.
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§ 31d Allgemeine Regelung der Beauftragung
(1)	 Die Beauftragung nach den §§ 30a und 31a bis 31c ist nur zulässig, wenn der zu Beauf-

tragende einwilligt und hinreichende Gewähr für die ordnungsgemäße Erfüllung der 
Aufgabe bietet. Sind diese Voraussetzungen nicht mehr erfüllt, wird die Beauftragung 
ohne Entschädigung zurückgezogen oder widerrufen.

(2)	 Die Beauftragten nach den §§ 31a und 31c arbeiten nach den Richtlinien des Bundes-
ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur und unterstehen seiner Rechts- 
und Fachaufsicht. Die Beauftragte nach § 31b Absatz 1 untersteht der Rechtsaufsicht 
und Fachaufsicht des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung. Das Bundesministe-
rium für Verkehr und digitale Infrastruktur kann im Falle des § 31c die Rechts- und 
Fachaufsicht auf das Luftfahrt-Bundesamt übertragen. Das Bundesaufsichtsamt für 
Flugsicherung kann im Rahmen seiner Aufgabenerfüllung von der Flugsicherungs-
organisation jederzeit Berichte und die Vorlage von Aufzeichnungen verlangen. So-
weit die Flugsicherungsorganisation als Beliehene tätig wird, hat sie den Bedienste-
ten des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung und den von ihnen beauftragten 
Personen jederzeit das Betreten der Grundstücke und Geschäftsräume zu gestatten, 
soweit dies zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Im Übrigen besteht 
diese Verpflichtung während der üblichen Betriebs- und Geschäftszeiten; außerhalb 
dieser Zeiten oder wenn die Geschäftsräume sich in einer Wohnung befinden, hat die 
Flugsicherungsorganisation das Betreten zu dulden, soweit dies zur Verhütung von 
dringenden Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich ist oder 
soweit Anhaltspunkte für einen Verstoß gegen gesetzliche Bestimmungen vorliegen; 
das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt.

(3)	 Die Beauftragten dieses Unterabschnitts wenden das Verwaltungsverfahrensgesetz, das 
Verwaltungskostengesetz in der bis zum 14. August 2013 geltenden Fassung, das Verwal-
tungszustellungsgesetz und das Verwaltungsvollstreckungsgesetz an, soweit nicht in 
diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist. Für Amtshandlungen in Erfüllung der ihnen 
übertragenen Aufgaben werden von den Beauftragten dieses Unterabschnitts Kosten 
(Gebühren und Auslagen) erhoben. Zu den nach § 10 Abs. 1 des Verwaltungskostengeset-
zes in der bis zum 14. August 2013 geltenden Fassung zu erhebenden Auslagen ist die auf 
die Kosten nach Satz 2 entfallende, gesetzlich geschuldete Umsatzsteuer hinzuzurech-
nen. Auskünfte an den Betroffenen über die zu seiner Person gespeicherten Daten sind 
unentgeltlich.

(4)	 Gegen die Entscheidungen des Beauftragten im Rahmen seines Auftrags ist der Wider-
spruch statthaft. Hilft der Beauftragte nicht ab, so entscheidet die jeweils zuständige 
Aufsichtsbehörde. Im Falle des § 30a ist die Klage gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land, vertreten durch den Bundesminister der Verteidigung, zu richten. Das Bundesmi-
nisterium der Verteidigung kann die Vertretungsbefugnis übertragen. Im Falle des § 31b 
Abs. 3 erfolgt die Entscheidung über den Widerspruch durch das Bundesaufsichtsamt 
für Flugsicherung. Im Falle des § 31a ist die Klage gegen die Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, zu rich-
ten. In den Fällen der §§ 31b, 31c und 31f ist die Klage gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land, vertreten durch den Beauftragten, zu richten.

(5)	 Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Entscheidungen der Beauftragten haben 
keine aufschiebende Wirkung.

§ 31e Rückgriff gegen Beauftragten
Im Falle der Staatshaftung wegen Ansprüchen Dritter können die Beauftragten nach den 
§§ 31a bis 31c und 31f bei Vorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit vom Bund bis zu 
einem vom Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium der Finanzen festgelegten Höchstbetrag in Rückgriff genommen 
werden. Wird der Bund von einem Dritten wegen eines Schadens in Anspruch genommen, 
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den ein auf der Grundlage einer Rechtsverordnung nach § 30a Beauftragter durch vorsätzli-
ches oder grob fahrlässiges Handeln verursacht hat, so kann der Bund bei dem Beauftragten 
Rückgriff bis zu einem vom Bundesministerium der Verteidigung im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen festgelegten Höchstbetrag nehmen. Gegenüber Organen 
und Personal der Beauftragten nach den §§ 30a, 31a bis 31c und 31f richtet sich der Rückgriff 
des Beauftragten nach den allgemeinen Vorschriften.

§ 31f Beauftragung anderer Flugsicherungsorganisationen an Regionalflughäfen
(1)	 An Flugplätzen, bei denen nach § 27d Absatz 4 Flugsicherungsdienste und flugsiche-

rungstechnische Einrichtungen im erforderlichen Umfang vorgehalten werden sollen, 
kann das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur durch Verwaltungs-
akt neben einer Flugsicherungsorganisation nach § 31b Absatz 1 auch eine andere Flug-
sicherungsorganisation mit der Wahrnehmung einzelner Aufgaben nach § 27c Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 beauftragen.

(2)	 Die Beauftragung nach Absatz 1 ist nur zulässig, wenn die zu beauftragende Flug
sicherungsorganisation
1.	 im Besitz eines gültigen Befähigungsnachweises nach Maßgabe von Artikel 7 der 

Verordnung (EG) Nr. 550/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. 
März 2004 über die Erbringung von Flugsicherungsdiensten im einheitlichen euro-
päischen Luftraum („Flugsicherungsdienste-Verordnung“) (ABl. L 96 vom 31.3.2004, S. 
10) ist,

2.	 die hinreichende Gewähr für die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgabe bietet und
3.	 in die Beauftragung eingewilligt hat. Die Beauftragung einer Flugsicherungsorgani-

sation mit Sitz oder Niederlassung im Ausland setzt über Absatz 2 Satz 1 hinaus den 
Bestand einer völkerrechtlichen Übereinkunft des Bundesministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur oder einer von ihm bestimmten Behörde mit der jeweils 
zuständigen Behörde des ausländischen Staates voraus, in der die Wahrnehmung 
von Aufsichtsmaßnahmen, die Durchführung von Kontroll- und Durchsetzungsbe-
fugnissen sowie die Sicherstellung der verfassungsmäßigen Aufgabenerfüllung der 
Luftstreitkräfte der Bundeswehr gegenüber der beauftragten Flugsicherungsorgani-
sation geregelt sind.

(3)	 Ein Rechtsanspruch auf Übertragung von Aufgaben nach Absatz 1 oder auf Fortsetzung 
der Tätigkeit nach Absatz 1 besteht nicht. Das Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur macht seine Entscheidung nach Absatz 1 im Bundesanzeiger bekannt.

 (4)	 Bei der Wahrnehmung von Aufgaben nach Absatz 1 unterliegt die Flugsicherungsorga-
nisation der Rechts- und Fachaufsicht des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung. Die-
ses kann sich zur Wahrnehmung seiner Aufsichtstätigkeit insbesondere jederzeit über 
die Angelegenheiten der Flugsicherungsorganisation, insbesondere durch Einholung 
von Auskünften, Berichten und der Vorlage von Aufzeichnungen aller Art, unterrichten, 
rechtswidrige oder zweckwidrige Maßnahmen beanstanden sowie entsprechende Ab-
hilfe verlangen. Kommt die nach Absatz 1 beauftragte Flugsicherungsorganisation den 
Weisungen des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung nicht oder nicht fristgerecht 
nach, kann es die erforderlichen Maßnahmen anstelle und auf Kosten der Flugsiche-
rungsorganisation selbst durchführen oder durch einen anderen durchführen lassen.

(5)	 Widerspruch und Anfechtungsklage der Flugsicherungsorganisation gegen aufsichts-
rechtliche Maßnahmen haben keine aufschiebende Wirkung.

(6)	 Bedienstete des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung sind zum Zwecke der Aufsicht 
befugt, die Anlagen und Betriebsräume der Flugsicherungsorganisation nach Absatz 1 
während der üblichen Betriebs- oder Geschäftszeit zu betreten. Die Flugsicherungsor-
ganisation nach Absatz 1 oder die sie vertretenden Personen sind verpflichtet, Vertretern 
des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung den Zugang zu den Anlagen und Betriebs-
räumen zu gewähren. Gegenstände oder geschäftliche Unterlagen können im erforder-
lichen Umfang in Verwahrung genommen werden. Entsprechendes gilt für vom Bun-
desaufsichtsamt für Flugsicherung auf der Grundlage von Artikel 3 der Verordnung (EG) 
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Nr. 550/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2004 über die 
Erbringung von Flugsicherungsdiensten im einheitlichen europäischen Luftraum(„Flug-
sicherungsdienste-Verordnung“) (ABl. L 96 vom 31.3.2004, S. 10) beauftragte anerkannte 
Organisationen.

(7)	 Die Beauftragung kann auch auf Antrag der Flugsicherungsorganisation widerrufen 
werden. § 49 Absatz 6 des Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt nicht.

§32 	 Rechtsverordnungen 
(1)	 Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur erlässt mit Zustimmung 

des Bundesrates die zur Durchführung dieses Gesetzes und von Rechtsakten der Euro-
päischen Union notwendigen Rechtsverordnungen über
1.	 das Verhalten im Luftraum und am Boden, insbesondere Flugvorbereitungen, Ver-

halten bei Start und Landung, die Benutzung von Flughäfen,
2.	 die Bestimmung der näheren Einzelheiten über Zulassung und Marktzugang von Luft-

fahrtunternehmen, Preisgestaltung, Wettbewerb und Wirtschaftsregulierung im Luft-
verkehr,

3.	 die Einteilung, die Größe, die Lage, die Beschaffenheit, die Ausstattung und den 
Betrieb von Flugplätzen sowie die Verhinderung von Störungen der Flugsicherungs
einrichtungen,

3a.	 die Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen (§ 19c). Die Aufnahme von Bodenab-
fertigungsdiensten kann von der Erfüllung fachlicher, technischer und betrieblicher 
Voraussetzungen sowie von der Übernahme von Arbeitnehmern abhängig gemacht 
werden. Die Rechtsverordnung kann darüber hinaus Regelungen über die Bildung 
von Interessenvertretungen der Luftfahrtunternehmen an Flugplätzen, über die Aus-
wahl derer, die Bodenabfertigungsdienste erbringen dürfen, über die Abgrenzung 
des Tätigkeitsbereichs Bodenabfertigungsdienste von anderen Tätigkeitsbereichen 
sowie über die Untersagung von Subventionen zwischen diesen Tätigkeitsbereichen 
treffen. Des Weiteren kann die Rechtsverordnung Regelungen über die Erhebung von 
Entgelten durch den Flugplatzunternehmer sowie über den Zugang zu Flugplatzein-
richtungen vorsehen. Änderungen der Rechtsverordnung, die sich auf die Festlegung 
der Anzahl derer, die im Rahmen des § 19c Abs. 2 zur Erbringung der dort genannten 
Bodenabfertigungsdienste für sich oder andere berechtigt sind, beziehen, bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates,

4.	 den Kreis der Personen (ausgenommen Personal für die Flugsicherung), die einer 
Erlaubnis nach diesem Gesetz bedürfen, einschließlich der Ausbilder und die An-
forderungen an die Befähigung und Eignung dieser Personen, sowie das Verfahren 
zur Erlangung der Erlaubnisse und Berechtigungen und deren Entziehung oder Be-
schränkung,

5.	 die Ausbildung von Luftfahrern und den Betrieb von Fliegerschulen,
6.	 die Meldung von Flugunfällen und Störungen des Luftverkehrs sowie den Such- und 

Rettungsdienst für Luftfahrzeuge,
7.	 die Abgrenzung des Begriffs „gefährliche Güter“ und das Mitführen gefährlicher Gü-

ter an Bord von Luftfahrzeugen,
7a.	 die Erlaubnis zum Betrieb von elektronischen Geräten in Luftfahrzeugen nach § 27 

Abs. 3 Satz 2,
8.	 die im Rahmen der Luftaufsicht erforderlichen Maßnahmen und deren Durchfüh-

rung,
9.	 die Voraussetzungen und das Verfahren für die Einrichtung und Aufhebung von 

Luftsperrgebieten und von Gebieten mit Flugbeschränkungen,
9a.	die Voraussetzungen und das Verfahren für die Erteilung und den Widerruf der in 

diesem Gesetz vorgesehenen Genehmigungen, Zulassungen und Erlaubnisse sowie 
Befreiungen hiervon,
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10.	 die Verpflichtung zur Mitführung von Urkunden (Bordpapiere) in Luftfahrzeugen 
und deren Inhalt,

11.	 (weggefallen)
12.	 die Einzelheiten über den Abschluss, die Aufrechterhaltung, den Inhalt, den Umfang, 

die zulässigen Ausschlüsse und den Nachweis der nach diesem Gesetz und nach 
Rechtsakten der Europäischen Union zu unterhaltenden Haftpflichtversicherung, 
einschließlich der Mindestversicherungssumme, soweit sie nicht die Deckung der 
Haftung für die Zerstörung, die Beschädigung und den Verlust von Gütern betreffen. 
Soweit Versicherungsnachweise bei Landesbehörden zu hinterlegen sind, bleibt die 
Bestimmung der zuständigen Behörde dem Landesrecht vorbehalten,

13.	 die Kosten (Gebühren und Auslagen) für Amtshandlungen, insbesondere Prüfun-
gen und Untersuchungen nach diesem Gesetz, dem Gesetz über das Luftfahrt-Bun-
desamt oder nach den auf diesen Gesetzen beruhenden Rechtsvorschriften. In der 
Rechtsverordnung kann festgelegt werden, dass bei Auslagen Kostengläubiger auch 
derjenige Rechtsträger ist, bei dessen Behörde die Auslagen entstehen. Sie bestimmt 
ferner die gebührenpflichtigen Tatbestände und kann dafür feste Sätze, Rahmensät-
ze oder Zeitgebühren vorsehen. Die Gebührensätze sind so zu bemessen, dass der 
mit den Amtshandlungen verbundene Personal- und Sachaufwand gedeckt wird; 
dabei kann die Berechnung des erforderlichen Verwaltungsaufwands nach Stunden-
sätzen vorgenommen werden. Bei begünstigenden Amtshandlungen kann daneben 
die Bedeutung, der wirtschaftliche Wert oder der sonstige Nutzen für den Gebüh-
renschuldner angemessen berücksichtigt werden. In der Rechtsverordnung können 
die Kostenbefreiung, die Kostengläubigerschaft, die Kostenschuldnerschaft, der Um-
fang der zu erstattenden Auslagen und die Kostenerhebung abweichend von den 
Vorschriften des Verwaltungskostengesetzes in der bis zum 14. August 2013 gelten-
den Fassung geregelt werden,

14.	 (weggefallen)
15.	 den Schutz der Bevölkerung vor Fluglärm, insbesondere durch Maßnahmen zur Ge-

räuschminderung am Luftfahrzeug, beim Betrieb von Luftfahrzeugen am Boden, 
beim Starten und Landen und beim Überfliegen besiedelter Gebiete einschließlich 
der Anlagen zur Messung des Fluglärms und zur Auswertung der Messergebnisse,

16.	 den Schutz vor Luftverunreinigungen durch Luftfahrzeuge, insbesondere darüber, 
dass die Verunreinigung der Luft durch Abgase der Luftfahrzeuge das nach dem je-
weiligen Stand der Technik unvermeidbare Maß nicht übersteigen darf,

17.	 die zur Durchführung der Flughafenkoordinierung nach § 27a notwendigen Einzel-
heiten, insbesondere die Verfahren, nach denen ein Verkehrsflughafen zum koordi-
nierten oder vollständig koordinierten Flughafen zu erklären ist und den Umfang 
der Koordinierungspflicht. Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur kann in den Rechtsverordnungen nach Satz 1 Ausnahmen von der in diesem 
Gesetz vorgeschriebenen Zulassung von Luftfahrtgerät und Einholung einer Erlaub-
nis sowie von der Pflicht zur Führung des Staatszugehörigkeitszeichens und der be-
sonderen Kennzeichnung zulassen, soweit die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 
insbesondere die Sicherheit des Luftverkehrs, nicht beeinträchtigt werden. Rechts-
verordnungen nach den Nummern 3, 5 und 13 werden im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen erlassen. Rechtsverordnungen nach Nummer 9a, 
soweit sie die Genehmigung von Beförderungsentgelten betreffen und nach der 
Nummer 13 werden im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie erlassen; die Bestimmungen des allgemeinen Preisrechts bleiben un-
berührt. Rechtsverordnungen nach den Nummern 15 und 16 werden vom Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur und vom Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit erlassen. Rechtsverordnungen 
nach Nummer 17 werden erlassen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
der Verteidigung, soweit mit ihnen Flüge militärischer Luftfahrzeuge, mit dem Bun-
desministerium des Innern, soweit mit ihnen Flüge der Bundespolizei oder der Poli-
zei der Flugplankoordinierung unterworfen werden sollen.
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(2)	 Das Bundesministerium für Gesundheit und das Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur erlassen mit Zustimmung des Bundesrates die zur Durchführung 
dieses Gesetzes notwendigen Rechtsverordnungen über die Bekämpfung der Verbrei-
tung über tragbarer Krankheiten durch die Luftfahrt.

(2a) (weggefallen) 
(2b) (weggefallen)
(3)	 Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates, wenn sie der 

Durchführung von Richtlinien und Empfehlungen der Internationalen Zivilluftfahrt-Or-
ganisation (ICAO) dienen. Das Gleiche gilt für Rechtsverordnungen, die die zur Gewähr-
leistung der Sicherheit des Luftverkehrs und der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
notwendigen Einzelheiten über die Durchführung der Verhaltensvorschriften nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 1 und über die Durchführung der Ausbildungs- und Prüfvorschriften für 
Luftfahrtpersonal nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 und 5 regeln. Das Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur kann die Ermächtigung zum Erlass von Verordnungen 
nach Satz 2 und von Verordnungen, die die zur Gewährleistung der Sicherheit des Luft-
verkehrs und der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung notwendigen Einzelheiten über 
die Durchführung der Bau-, Prüf- und Betriebsvorschriften nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 re-
geln, durch Rechtsverordnung auf das Luftfahrt-Bundesamt übertragen. Verordnungen 
nach Satz 3, die von besonderer Bedeutung für den Schutz der Bevölkerung vor Fluglärm 
sind, werden im Benehmen mit dem Umweltbundesamt erlassen. 

(4)	 Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur erlässt ohne Zustim-
mung des Bundesrates die zur Durchführung dieses Gesetzes und von Rechtsakten der 
Europäischen Union notwendigen Rechtsverordnungen über
1.	 die Anforderungen an den Bau, die Ausrüstung und den Betrieb der Luftfahrzeuge 

und des sonstigen Luftfahrtgeräts sowie die Eintragung und Kennzeichnung der 
Luftfahrzeuge;

2.	 Art, Umfang, Beschaffenheit und Betrieb der Anlagen, Einrichtungen und Geräte für 
die Flugsicherung, die Ausrüstung an Bord für die Flugsicherung und die Flugver-
messung;

3.	 Art und Durchführung der Flugsicherung sowie der Flugvermessung;
4.	 die Anforderungen an die Befähigung und Eignung des nach diesem Gesetz erlaub-

nispflichtigen Personals für die Flugsicherung und seiner Ausbilder;
4a.	die Art, den Umfang und die fachlichen Voraussetzungen sowie das Verfahren zur 

Erlangung der Erlaubnisse und Berechtigungen sowie Lizenzen in der Flugsicherung 
und deren Rücknahme und Widerruf oder Beschränkung;

4b.	das Verfahren zur Erlangung von Befähigungsnachweisen nach Maßgabe von Arti-
kel 7 der Verordnung (EG) Nr. 550/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 10.  März 2004 über die Erbringung von Flugsicherungsdiensten im einheitli-
chen europäischen Luftraum („Flugsicherungsdienste- Verordnung“) (ABl. L 96 vom 
31.3.2004, S. 10) für die Durchführung von Unterstützungsdiensten nach § 27c Absatz 
2 Satz 2, deren Widerruf oder Beschränkung;

5.	 die Ausbildung von Personal für die Flugsicherung und den Betrieb entsprechender 
Ausbildungsstätten;

6.	 die Kosten (Gebühren und Auslagen) für Amtshandlungen zur Durchführung der 
Flughafenkoordinierung; Absatz 1 Satz 1 Nr. 13 Satz 2, 3, 4 zweiter Halbsatz und Satz 5 
gilt entsprechend;

7.	 die Kosten (Gebühren und Auslagen) für Amtshandlungen zur Durchführung der 
Flugsicherung; 

7a.	 die Kosten (Gebühren und Auslagen) für Amtshandlungen im Zusammenhang mit
a)	 der Übertragung von Aufgaben nach § 31f Absatz 1 an Flugsicherungsorganisatio-

nen oder
b)	 der Fortsetzung der übertragenen Tätigkeiten sowie
c)	 der Wahrnehmung von Unterstützungsdiensten durch Dienstleister nach  

§ 27c Absatz 2 Satz 3;
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8.	 die Festlegung von Flugverfahren für Flüge innerhalb von Kontrollzonen, für An- und 
Abflüge zu und von Flugplätzen mit Flugverkehrskontrollstelle und für Flüge nach 
Instrumentenflugregeln, einschließlich der Flugwege, Flughöhen und Meldepunkte. 
�(4a) In Rechtsverordnungen nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 6, 7 und 7a bestimmt das 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur die gebührenpflichtigen 
Tatbestände und die Höhe der Gebühren.

1.	 Für Amtshandlungen nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 6 sind die Gebührensätze so zu bemes-
sen, dass der mit den Amtshandlungen verbundene Verwaltungsaufwand für die 
Flughafenkoordinierung gedeckt wird. Es kann festgelegt werden, dass die Kosten 
vom Flughafenkoordinator erhoben werden können.

2.	 Für Amtshandlungen nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 7 können feste Sätze, auch in der Form 
von Gebühren nach Zeitaufwand, oder Rahmensätze vorgesehen werden. Die Ge-
bührensätze sind, soweit nicht das Recht der Europäischen Union eine abweichende 
Regelung enthält, so zu bemessen, dass der mit den Amtshandlungen verbundene 
Verwaltungsaufwand gedeckt wird. Die in den Rechtsakten der Europäischen Union, 
insbesondere in den Artikeln 14 und 15 der Verordnung (EG) Nr.  550/2004, enthal-
tenen Grundsätze sind zu berücksichtigen. Bei begünstigenden Amtshandlungen 
sind daneben die Bedeutung, der wirtschaftliche Wert oder der sonstige Nutzen für 
den Gebührenschuldner angemessen zu berücksichtigen. Die Kostenbefreiung, die 
Kostengläubigerschaft, die Kostenschuldnerschaft, der Umfang der zu erstattenden 
Auslagen und die Kostenerhebung können abweichend vom Verwaltungskostenge-
setz in der bis zum 14. August 2013 geltenden Fassung geregelt werden. Es kann ins-
besondere festgelegt werden, dass die Kosten von der Flugsicherungsorganisation 
oder von einer nach dem Recht der Europäischen Union oder aufgrund völkerrechtli-
cher Vereinbarung errichteten Stelle erhoben werden können. Zu den nach § 10 Abs. 1 
des Verwaltungskostengesetzes in der bis zum 14. August 2013 geltenden Fassung 
zu erhebenden Auslagen ist eine für die Amtshandlungen nach § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 
nach dem Umsatzsteuergesetz geschuldete Umsatzsteuer hinzuzurechnen. Von der 
Kostenpflicht können Flugplatzunternehmer von solchen Flugplätzen ausgenom-
men werden, die unter die Regelung von § 27d Abs. 4 Satz 1 fallen.

3.	 Für Amtshandlungen nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 7a sind die Gebührensätze so zu 
bemessen, dass der mit den Amtshandlungen verbundene Verwaltungsaufwand ge-
deckt wird. Dabei können feste Sätze, auch in Form von Gebühren nach Zeitaufwand, 
oder Rahmensätze vorgesehen werden. Es kann festgelegt werden, dass die Kosten 
vom Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung erhoben werden.

(4b) Rechtsverordnungen nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 2, die sich auf die Art und Beschaffenheit 
von funktechnischen Anlagen, Einrichtungen und Geräten für die Flugsicherung und für 
die Flugsicherungsausrüstung an Bord beziehen, sind im Benehmen mit dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie zu erlassen. Rechtsverordnungen nach Absatz 
4 Satz 1 Nr. 5 werden im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und 
Forschung erlassen; die Regelungen des Berufsbildungsgesetzes bleiben unberührt.

(4c) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur kann die Ermächtigung 
zum Erlass von Rechtsverordnungen nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 bis 5 und 7 bis 8 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates auf das Bundesaufsichts-
amt für Flugsicherung übertragen. Verordnungen nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 8, die von be-
sonderer Bedeutung für den Schutz der Bevölkerung vor Fluglärm sind, werden im Be-
nehmen mit dem Umweltbundesamt erlassen.
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(5)	 Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur erlässt durch Rechtsver-
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Bestimmungen über
1.	 den Kreis der Personen, die eines Flugfunkzeugnisses bedürfen,
2.	 den Erwerb von Flugfunkzeugnissen,
3.	 Berechtigungsausweisen und Bescheinigungen über den Nachweis von Kenntnis-

sen der englischen Sprache sowie
4.	 die Gebühren und Auslagen für die damit zusammenhängenden Amtshandlungen. 

Absatz 1 Nummer 13 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend.
(5a) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, soweit 

dies zur Durchsetzung der Rechtsakte der Europäischen Union erforderlich ist, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Tatbestände zu bezeichnen, 
die als Ordnungswidrigkeit nach § 58 Abs. 1 Nr. 13 geahndet werden können.

(5b) Die Festlegung und Änderung von Gebühren nach Absatz 5 Satz 1 Nummer 4 bedürfen 
des Einvernehmens mit dem Bundesministerium der Finanzen. Die Gebühren werden 
zur Deckung des Verwaltungsaufwands erhoben. Zur Ermittlung des Verwaltungsauf-
wands sind die Kosten, die nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen als Einzel-und 
Gemeinkosten zurechenbar und ansatzfähig sind, insbesondere Personal- und Sachkos-
ten sowie kalkulatorische Kosten, zugrunde zu legen.

(6)	 Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur erlässt die zur Durch-
führung dieses Gesetzes und der dazu ergangenen Rechtsverordnungen notwendigen 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften. Allgemeine Verwaltungsvorschriften zur Durch-
führung der in § 31 Abs. 2 bezeichneten Aufgaben bedürfen der Zustimmung des Bun-
desrates. Soweit die allgemeinen Verwaltungsvorschriften dem Schutz vor Fluglärm 
oder dem Schutz vor Luftverunreinigungen durch Luftfahrzeuge dienen, werden sie vom 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur und vom Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit mit Zustimmung des Bundesrates 
erlassen.

 (7)	 Sofern nach den Vorschriften dieses Gesetzes ein Zeugnis oder anderes Dokument mit-
zuführen, auszuhändigen oder einem Antrag beizufügen ist, ist die elektronische Form 
ausgeschlossen, sofern nicht in den zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen eine abweichende Regelung getroffen ist

§ 32a Beratender Ausschuss
(1)	 Bei dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit und 

dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ein Beratender Aus-
schuss gebildet, der vor Erlass von Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungs-
vorschriften auf Grund dieses Gesetzes zu hören ist, soweit sie dem Schutz gegen Flug-
lärm und gegen Luftverunreinigungen durch Luftfahrzeuge dienen. Zum Schutz gegen 
Fluglärm und gegen Luftverunreinigungen durch Luftfahrzeuge kann der Beratende 
Ausschuss Empfehlungen aussprechen. Dem Ausschuss sollen Vertreter der Wissen-
schaft, der Technik, der Flugplatzunternehmer, der Luftfahrtunternehmen, der kommu-
nalen Spitzenverbände, der Lärmschutz- und Umweltverbände, der Kommissionen nach 
§ 32b, der Luftfahrtbehörden, der von der Landesregierung bestimmten obersten Lan-
desbehörden und des Umweltbundesamtes angehören. Die Mitgliedschaft ist ehren-
amtlich.

(2)	 Die Mitglieder des Beratenden Ausschusses werden je zur Hälfte vom Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit und vom Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur berufen. Der Ausschuss gibt sich eine Geschäfts-
ordnung und wählt den Vorsitzenden. Die Geschäftsordnung und die Wahl des Vorsit-
zenden bedürfen der Zustimmung des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, 
Bau und Reaktorsicherheit und des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infra-
struktur.
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(3)	 Der Beratende Ausschuss tagt mindestens einmal jährlich. Dazu lädt der Vorsitzen-
de unter Vorlage einer Tagesordnung ein. Halten das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit und das Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur die Empfehlungen des Ausschusses für nicht geeignet oder nicht 
durchführbar, so ist dies dem Ausschuss unter Angabe der Gründe schriftlich mit
zuteilen.

§ 32b Fluglärmkommission
(1)	 Zur Beratung der Genehmigungsbehörde sowie des Bundesaufsichtsamtes für Flug-

sicherung und der Flugsicherungsorganisation über Maßnahmen zum Schutz gegen 
Fluglärm und gegen Luftverunreinigungen durch Luftfahrzeuge wird für jeden Verkehrs-
flughafen, der dem Fluglinienverkehr angeschlossen ist und für den ein Lärmschutzbe-
reich nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm festzusetzen ist, eine Kommission 
gebildet. Ist die Anlage eines neuen Flugplatzes geplant, wird die Kommission vor Ein-
leitung des Genehmigungsverfahrens gebildet.

(2)	 Die Genehmigungsbehörde das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung sowie die Flug-
sicherungsorganisation unterrichten die Kommission über die aus Lärmschutzgrün-
den oder zur Verringerung der Luftverunreinigung durch Luftfahrzeuge beabsichtigten 
Maßnahmen. Vor Erteilung der Genehmigung zur Anlage oder Erweiterung eines Flug-
platzes nach § 6 Abs. 4 Satz 2 ist der Kommission der Genehmigungsantrag mit den vor-
geschriebenen Unterlagen zuzuleiten.

(3)	 Die Kommission ist berechtigt, der Genehmigungsbehörde, dem Bundesaufsichtsamt 
für Flugsicherung sowie der Flugsicherungsorganisation Maßnahmen zum Schutz der 
Bevölkerung gegen Fluglärm oder zur Verringerung der Luftverunreinigung durch Luft-
fahrzeuge in der Umgebung des Flugplatzes vorzuschlagen. Halten die Genehmigungs-
behörde, das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung oder die Flugsicherungsorganisa-
tion die vorgeschlagenen Maßnahmen für nicht geeignet oder für nicht durchführbar, 
so teilen sie dies der Kommission unter Angabe der Gründe mit.

(4)	 Der Kommission sollen angehören: Vertreter der vom Fluglärm in der Umgebung des 
Flugplatzes betroffenen Gemeinden, Vertreter der Bundesvereinigung gegen Fluglärm, 
Vertreter der Luftfahrzeughalter, Vertreter des Flugplatzunternehmers, Vertreter der von 
der Landesregierung bestimmten obersten Landesbehörden. In die Kommission können 
weitere Mitglieder berufen werden, soweit es die besonderen Umstände des Einzelfal-
les erfordern. In die Kommission sollen nicht mehr als 15 Mitglieder berufen werden. Die 
Mitgliedschaft ist ehrenamtlich.

(5)	 Die Mitglieder der Kommission werden von der Genehmigungsbehörde berufen. Die 
Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung und wählt aus ihrer Mitte den Vorsitzen-
den. Die Geschäftsordnung und die Wahl des Vorsitzenden bedürfen der Zustimmung 
der Genehmigungsbehörde.

(6)	 Zu den Sitzungen der Kommission ist die Genehmigungsbehörde, das Bundesaufsichts-
amt für Flugsicherung sowie die Flugsicherungsorganisation einzuladen. Die durch die 
Sitzungen entstehenden Kosten trägt das Land, in dessen Gebiet der Flugplatz liegt.

(7)	 Die Genehmigungsbehörde ordnet für andere als die in Absatz 1 bezeichneten Flugplät-
ze die Bildung einer Kommission an, wenn hierzu aus Gründen des Lärmschutzes oder 
zur Verringerung der Luftverunreinigung durch Luftfahrzeuge ein Bedürfnis besteht. Die 
Absätze 1 bis 6 gelten sinngemäß.
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§ 32c Widerruf bei Zahlungsrückstand
Eine Erlaubnis, Genehmigung, Zulassung oder Berechtigung auf Grund dieses Gesetzes, der 
zu seiner Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften, der im Inland anwendbaren inter-
national verbindlichen Luftverkehrsregeln und Betriebsvorschriften im Sinne des Artikels 37 
Abs. 2 Buchstabe c und des Artikels 38 des Abkommens vom 7. Dezember 1944 über die Inter-
nationale Zivilluftfahrt (BGBl. 1956 II S. 411), der Verordnungen des Rates der Europäischen 
Union oder der zu deren Durchführung erlassenen nationalen Rechtsvorschriften kann wi-
derrufen werden, wenn der Antragsteller mit der Zahlung fälliger Gebühren auf Grund des 
Luftrechts und fälliger Entgelte für das Starten, Landen oder Abstellen von Luftfahrzeugen 
länger als drei Monate im Rückstand ist. An Stelle des Widerrufs kann das Ruhen auf Zeit 
angeordnet werden, solange der Zahlungsrückstand währt. Eine beantragte Erteilung kann 
aus den Gründen nach Satz 1 versagt werden, bis die ausstehende Zahlung eingegangen ist.

§ 32d Elektronische Veröffentlichungen
Unbeschadet der Regelungen von § 15 Absatz 1 des E-Government-Gesetzes kann eine durch 
Verordnung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur bestimmte 
Pflicht zur Publikation in den Nachrichten für Luftfahrer oder im Luftfahrthandbuch der Bun-
desrepublik Deutschland zusätzlich oder ausschließlich durch eine elektronische Ausgabe 
erfüllt werden, wenn diese über öffentlich zugängliche Netze angeboten wird. In diesem Fall 
gilt § 15 Absatz 2 des E-Government-Gesetzes entsprechend.
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2694  Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil I Nr. 76, ausgegeben zu Bonn am 17. November 1997

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 1981 (BGBI. 1 S. 
61), zuletzt geändert gemäß Artikel 45 der Verordnung vom 21. September 1997 (BGBI. 1 S. 
2390), wird wie folgt geändert:

	1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:
Im zweiten Unterabschnitt des Ersten Abschnitts wird die Angabe „19b“ durch die Angabe 
„19c“ ersetzt.

	2.	Nach§ 19b wird folgender§ 19c eingefügt:
„§ 19c
(1)  Die Unternehmer von Flugplätzen mit gewerblichem Luftverkehr haben Luftfahrt-
unternehmen sowie sonstigen Anbietern die Erbringung von Bodenabfertigungsdiens-
ten zu ermöglichen. Bodenabfertigungsdienste in diesem Sinne sind die administrative 
Abfertigung am Boden und deren Überwachung, die Fluggastabfertigung, die Gepäck
abfertigung, die Fracht- und Postabfertigung, die Vorfelddienste , die Reinigungsdienste 
und der Flugzeugservice, die Betankungsdienste, die Stationswartungsdienste, die Flug-
betriebs- und Besatzungsdienste, die Transportdienste am Boden sowie die Bordverpfle-
gungsdienste.

(2)  Bei der Gepäckabfertigung, den Vorfelddiensten, den Betankungsdiensten sowie der 
Fracht und Postabfertigung, soweit diese die konkrete Beförderung von Fracht und Post 
zwischen Flugplatz und Flugzeug bei der Ankunft, beim Abflug oder beim Transit betrifft, 
wird die Anzahl derer, die berechtigt sind, diese Bodenabfertigungsdienste für sich zu 
erbringen, durch Rechtsverordnung festgelegt. Das gleiche gilt für die Anzahl derer, die 
berechtigt sind, diese Bodenabfertigungsdienste für andere zu erbringen. Die Anzahl 
der nach den Sätzen 1 und 2 jeweils Berechtigten darf jedoch nicht auf weniger als zwei 
festgelegt werden. Ist bei Inkrafttreten des Gesetzes über Bodenabfertigungsdienste auf 
Flugplätzen vom 11. November 1997 (BGBI. 1 S 2694) auf einem Flugplatz die Anzahl der 
nach den Sätzen 1 und 2 Berechtigten größer als zwei, ist diese Anzahl maßgeblich.

(3)  Sofern besondere Platz- oder Kapazitätsgründe, insbesondere in Zusammenhang mit 
der Verkehrsdichte und dem Grad der Nutzung der Flächen auf einem Flugplatzes erfor-
dern, kann die Anzahl derer, die berechtigt sind, die in Absatz 2 genannten Bodenabfer-
tigungsdienste zu erbringen, im Einzelfall Ober Absatz 2 hinaus beschränkt werden. Bei 
Vorliegen der in Satz 1 genannten Gründe kann die Anzahl derer, die berechtigt sind, die 
übrigen der in Absatz 1 genannten Bodenabfertigungsdienste zu erbringen, im Einzelfall 
auf nicht weniger als jeweils zwei festgelegt werden.“

Anlage 7
III. Gesetz über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen
Vom 11. November 1997
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	3.	§ 31 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 4a eingefügt: „4a. die im Zusammenhang mit der 
Regelung der Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen nach § 19c Abs. 1 und 2 erforder-
lichen Maßnahmen und Verwaltungsentscheidungen.“

	4.	§ 32 wird wie folgt geändert:
In § 32 Abs. 1 Satz 1 wird folgende Nummer 3a eingefügt:

„3a. die Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen (§ 19c). Die Aufnahme von Bodenabferti
gungsdiensten kann von der Erfüllung fachlicher, technischer und betrieblicher Voraussetzun-
gen sowie von der Übernahme von Arbeitnehmern abhängig gemacht werden. Die Rechts
verordnung kann darüber hinaus Regelungen Ober die Bildung von Interessenvertretungen 
der Luftfahrtunternehmen an Flugplätzen, über die Auswahl derer, die Bodenabfertigungs-
dienste erbringen dürfen, über die Abgrenzung des Tätigkeitsbereichs Bodenabfertigungs-
dienste von anderen Tätigkeitsbereichen sowie Ober die Untersagung von Subventionen 
zwischen diesen Tätigkeitsbereichen treffen. Des Weiteren kann die Rechtsverordnung Re-
gelungen Ob der Erhebung von Entgelten durch den Flugplatzunternehmer sowie über den 
Zugang zu Flugplatzeinrichtungen vorsehen. Änderungen der Rechtsverordnung, die sich auf 
die Festlegung der Anzahl derer, die im Rahmen des§ 19c Abs. 2 zur Erbringung der dort ge-
nannten Bodenabfertigungsdienste für sich oder andere berechtigt sind beziehen, bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates.“

Artikel 2
Die Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. März 
1979 (BGBI. 1 S. 308), zuletzt geändert durch Verordnung vom 26. Oktober 1994 (BGBI. 1 S 3178), 
wird wie folgt geändert: Dem §‘61 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: „Die Genehmigung 
umfasst nicht die Durchführung von Bodenabfertigungsdiensten durch das Luftfahrtunter-
nehmen.“

Artikel 3
Der auf Artikel 2 beruhende Teil der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung kann aufgrund der Er-
mächtigung des Luftverkehrsgesetzes durch Rechtsverordnung geändert werden.

Artikel 4
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 
Berlin, den 11. November 1997

Der Bundespräsident Roman Herzog

Der Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl

Der Bundesminister für Verkehr Wissmann
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Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen  
und zur Änderung weiterer luftrechtlicher Vorschriften

A.  Zielsetzung
Die Richtlinie 96/67/EG des Rates vom 15. Oktober 1996 über den Zugang zum Markt der 
Bodenabfertigungsdienste auf den Flughäfen der Gemeinschaft“ sieht eine Liberalisie-
rung der Bodenabfertigungsdienste in der Weise vor, dass eine volle Marktöffnung bei den 
landseitigen und eine (ggfs. begrenzte) Marktöffnung bei den luftseitigen Diensten erfol-
gen soll. Die Bundesrepublik Deutschland ist verpflichtet, diese Richtlinie innerhalb der in 
der Richtlinie vorgegebenen Zeit, also bis zum 24. Oktober 1997 umzusetzen.

Die derzeitige Situation bei den Bodenabfertigungsdiensten auf den deutschen Flughäfen 
stellt sich jeweils nach den lokalen Bedingungen recht unterschiedlich dar. Landseitig (Zu- 
und Abgang in das und aus dem Flugplatz (-gelände) mit zugehörigen Infrastruktur- und 
Abfertigungsdienst leistungen) ist durchweg der Markt bereits geöffnet und liberalisiert. 
Luftseitig (beschränkte und sicherheitssensitive Zugangsbereiche des Vorfelds, der War-
tung, zur Abstellung von Luftfahrzeugen, der Rollwege sowie der Start und Landebahn) 
ist eine Marktöffnung bislang nur teilweise oder beschränkt erfolgt. Insbesondere im Vor-
feldbereich ist der Flugplatzunternehmer überwiegend für bestimmte Abfertigungsleis-
tungen Alleinanbieter. Ein Grund für diesen „Vorbehalt“ der Flugplatzunternehmer ist die 
in § 45 LuftVZO (bzw. §§ 53, 45 LuftVZO) getroffene Regelung, wonach der Flugplatzunter-
nehmer den Flugplatz in betriebssicherem Zustand zu erhalten und ordnungsgemäß zu 
betreiben hat. Die Betriebspflicht enthält die Verpflichtung, den benutzungsberechtigten 
Luftfahrzeugen den Flugplatz zu den Betriebszeiten entsprechend dem genehmigten 
Flugplatzbetrieb zum Starten, landen und. Abstellen zur Verfügung zu stellen.

Im Sinne der Richtlinie ist den Flugplatzunternehmen im Rahmen der ihnen von Rechts 
wegen zustehenden Privatautonomie aufzugeben, den Markt der Bodenabfertigungs-
dienste nicht weiter als unbedingt erforderlich zu beschränken. Stehen Kapazitäts- und 
Sicherheitsgesichtspunkte einer weiteren Öffnung als bisher entgegen, sind Beschrän-
kungs- und Ausnahmemöglichkeiten einzuräumen. Dem sozialen Schutz der Beschäftig-
ten und der Erhaltung der Selbstfinanzierungskraft der Flugplatzunternehmen kommt da 
bei hoher Stellenwert zu.
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B.  Lösung
Die Umsetzung der Richtlinie 96/67/EG des Rates vom 15. Oktober 1996 er folgt durch 
diese Verordnung.

C.  Alternativen
Keine

D.  Kosten der öffentlichen Haushalte

I.  Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand:
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist beim Bund mit einem Stellenmehrbedarf von 2 Plan-
stellen (1 hD, 1 gD) zu rechnen. Der Planstellenansatz ist bei der zu erwartenden Anzahl von 
Entscheidungen als vorsichtig anzusehen. Die BAD-Richtlinie unterwirft 17 Verkehrsflug-
häfen und 180 Regional- oder Verkehrslandeplätze in Deutschland einer Neuregelung im 
Bodenabfertigungsbereich und erfordert die in dieser Verordnung geregelten zusätzlichen 
Amtshandlungen, die über die bisherige Tätigkeit der Fach- und Rechtsaufsicht hinausge-
hen. Das deutsche Flughafensystem stößt bereits jetzt an sei ne Kapazitätsgrenzen. Bei 
der zu erwartenden Verkehrszunahme in den nächsten Jahren wird sich die Situation noch 
weiter verschärfen. Dies wird fortlaufend zu Forderungen nach Beschränkungen bei der 
Öffnung des Marktes der Bodenabfertigungsdienste führen und entsprechende Verwal
tungsentscheidungen erfordern.

Der bei den Ländern und Gemeinden (Gemeindeverbänden) entstehende Stellenmehrbe-
darf ist wegen der unterschiedlichen Gegebenheiten nicht näher abschätzbar. Er dürfte als 
nicht bedeutsam zu bewerten sein.

II.  Vollzugsaufwand
Beim Bund und den Ländern wird durch die Jeweils bei ihnen liegende Zuständigkeit für 
Verwaltungsentscheidungen im Zusammenhang mit der Rege. Jung der Bodenabferti-
gungsdienste auf Flugplätzen (vgl. § 31 Abs. 2 Nr. 4a LuftVG) ein zusätzlicher Mehraufwand 
(Personal- und Sachkosten) entstehen. Die Höhe des Mehraufwands ist wegen der unter-
schiedlichen Gegebenheiten an den einzelnen Flugplätzen und unterschiedlicher Ansprü-
che der Nutzer zum jetzigen Zeitpunkt im einzelnen nicht näher abschätzbar. Der Mehrauf-
wand (einschließlich der Auslagen u. a. für externe Gutachter, sowie der Verfahrenskosten) 
wird voraussichtlich jedoch die folgenden Grenzen nicht überschreiten:
Bund:  3,5 Mio. DM (Verwaltungsentscheidungen nach § 3 Abs. 4 bis 9 BADV) 
Länder:  200.000 DM (Verwaltungsentscheidungen nach §§ 6 und 7 BADV)

III.  Ausgleichsmaßnahmen
Der Mehraufwand soll durch zusätzliche Gebühreneinnahmen In voller Höhe gedeckt wer-
den. Der wirtschaftliche Wert oder der sonstige Nutzen der Amtshandlungen Ist dabei zu 
berücksichtigen. Dem trägt die In Artikel 2 vor gesehene Änderung der Kostenverordnung 
der Luftfahrtverwaltung (LuftKostV) Rechnung.

E.  Sonstige Kosten und finanzielle Auswirkungen
Durch entsprechende Vorgaben der Richtlinie führen Verordnung und dieser zugrunde 
liegendes Gesetz auch bei Flugplatzunternehmen zu erhöhtem Sach- und Personalauf-
wand. Die Höhe dieses zusätzlichen Aufwands kann wegen der unterschiedlichen Ge-
gebenheiten an den einzelnen Flugplätzen und unterschiedlicher Ansprüche der Nutzer 
nicht näher abgeschätzt werden, ist aber von den Luftfahrtunternehmen zu tragen. Bei 
sehr einfachen Sachlagen an Landeplätzen wird sich der Zusatzaufwand im Rahmen des 
normalen Verwaltungsaufwands bewegen. Bei an der Kapazitätsgrenze operierenden 
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Verkehrsflughäfen kann der Zusatzaufwand ein erhebliches Maß erreichen. So hat ein 
Wettbewerbsverfahren der Kommission (auf Zulassung eines Dienstleisters) gegen die 
Flughafen Frankfurt Main AG bislang zu einem zusätzlichen Aufwand von über 2,5 Mio 
DM (Analysen, Gutachten, Rechtsberatungs-, Reisekosten) geführt. Dem stehen nach Er-
wartungen der Luftfahrtunternehmen durch den verstärkten Wettbewerb deutlich höhe-
re Kosteneinsparungen durch Preissenkungen bei Abfertigungsleistungen gegenüber, die 
den Luftfahrtunternehmen zugute kommen.

Der Markt der Bodenabfertigung ist für alle Beteiligten von großem wirtschaftlichen Inte-
resse. Allein im luftseitigen Abfertigungsbereich der internationalen Verkehrsflughäfen in 
Deutschland wurden 1995 über 1,8 Mrd DM (kosten deckend) umgesetzt. Die Spanne bei 
den einzelnen Flughäfen reichte dabei von ca. 5 Mio DM bis ca. 750 Mio DM. Diese Kosten 
der Bodenabfertigung haben einen Anteil zwischen 4 % und 14 % an den Gesamtkosten 
der Luft fahrtunternehmen. Das wirtschaftliche Interesse an einer Marktöffnung ist da bei 
umso stärker, je größer der Abfertigungsmarkt ist. Die zusätzliche Belastung der Flugha-
fen- und Luftfahrtunternehmen durch die von der Richtlinie vorgegebenen Maßnahmen 
wird voraussichtlich insgesamt im Durchschnitt nicht 1 % des Bodenabfertigungs-Umsatz-
volumens erreichen. Dem steht nach Schätzungen der Luftfahrtunternehmen ein Mehrfa-
ches an Kosteneinsparun gen durch den Wettbewerbsdruck gegenüber. Insgesamt könnte 
das Preisniveau für den Kunden von Lufttransportleistungen geringfügig gesenkt werden.
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Verordnung
des Bundesministeriums für Verkehr

Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen  
und zur Änderung weiterer luftrechtlicher Vorschriften
 

Der Chef des Bundeskanzleramtes � Bonn, den 20. Oktober 1997 
031 (323) – 952 01 – FI 43/97

An den Präsidenten des Bundesrates

Hiermit übersende ich die von dem Bundesministerium für Verkehr zu erlassende Verord-
nung über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen und zur Änderung weiterer luftrecht-
licher Vorschriften mit Begründung und Vorblatt. Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates 
aufgrund des Artikels 80 Abs. 2 des Grundgesetzes herbeizuführen.

 

Friedrich Sohl

194  | ANLAGE 7  –  IV. Amtliche Begründung zum Erlass der Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen (BADV) 



|  195

� Drucksache  807 / 97

Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen und zur Änderung weiterer 
luftrechtlicher Vorschriften vom …

Auf Grund des § 32 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3a des Luftverkehrsgesetzes, eingefügt durch 
Gesetz vom ………, sowie auf Grund des§ 32 Abs. 1 Nr. 13 des Luftverkehrsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung der Bekanntmachung vom 14. Januar 1981 {BGBI. 1, S. 61), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom ………, in Verbindung mit dem 2. Abschnitt des Verwaltungskos-
tengesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBI. 1 S. 821) verordnet das Bundesministerium für Verkehr, 
zu Artikel 2 im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft:

 

Artikel 1
Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen – Bodenabfertigungsdienst-Ver-
ordnung – (BADV)*

§1 Anwendungsbereich
(1)	 Diese Verordnung gilt für den Zugang zum Markt der Bodenabfertigungsdienste auf 

Flugplätzen in der Bundesrepublik Deutschland nach folgenden Modalitäten:
1.	 Die Bestimmungen für die Selbstabfertigung gelten ab dem 1. Januar 1998 und zwar, 

soweit es um die in § 3 Absatz 2 nicht genannten Bodenabfertigungsdienste geht, 
für jeden Flugplatz unabhängig vom Verkehrsaufkommen und, soweit es um die in 
§ 3 Absatz 2 genannten Bodenabfertigungsdienste geht, für solche Flugplätze, die 
jährlich mindestens eine Million Fluggäste oder 25.000 t Fracht zu verzeichnen ha-
ben.

2.	 Die Bestimmungen für Dienstleister gelten ab dem 1. Januar 1999 und nur für solche 
Flugplätze, die entweder jährlich mindestens drei Millionen Fluggäste oder 75.000 
t Fracht zu verzeichnen haben, oder aber in dem dem 1. April oder dem 1. Oktober 
des Vorjahres vorausgehenden Sechs-Monats-Zeitraum mindestens zwei Millionen 
Fluggäste oder 50.000 t Fracht zu verzeichnen hatten.

3.	 Unbeschadet der Ziffer 1 gilt diese Verordnung ab dem 1. Januar 2001 für jeden Flug-
platz, der jährlich mindestens zwei Millionen Fluggäste oder 50.000 t Fracht zu ver-
zeichnen hat.

4.	 Erreicht ein Flugplatz eine der unter den Ziffern 1 bis 3 genannten Fracht schwellen, 
jedoch nicht die entsprechende Fluggastschwelle, gelten die Bestimmungen dieser 
Verordnung nicht für die allein Fluggästen vorbehaltenen Bodenabfertigungsdiens-
te.

5.	 Die Regelung des § 6 Abs. 1 Satz 2 gilt ab dem 1. Januar 1998.
(2)	 Bei einem Flughafensystem ist diese Verordnung auf jeden einzelnen der Flughäfen ge-

sondert anzuwenden. Maßgeblich ist die jeweils gültige Fassung des Anhangs II der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2408/92 des Rates vom 23. Juli 1992 (Abl. EG Nr. L 240 S. 8) über den 
Zugang von Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft zu Strecken des innergemein-
schaftlichen Flugverkehrs.

* Die Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 96/67/EG des Rates vom 15. Oktober 1996 Ober den Zugang zum Markt der 
Bodenabfertigungsdienste auf den Flughäfen der Gemeinschaft
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§2 Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet das Wort

1.  Flugplatz 
jeden für den allgemeinen Verkehr genehmigten Flugplatz mit gewerblichem Luftverkehr,

2.  Luftfahrtbehörde 
die nach den jeweiligen Vorschriften zuständige Behörde,

3.  Nutzer 
jede natürliche oder juristische Person, die gewerbsmäßig Fluggäste, Post oder Fracht auf 
dem Luftweg von oder zu dem betreffenden Flugplatz befördert,

4.  Bodenabfertigungsdienste 
die einem Nutzer auf einem Flugplatz erbrachten Dienste nach Anlage 1,

5.  Dienstleister 
jede natürliche oder juristische Person einschließlich des Flugplatzunternehmers, die einen 
oder mehrere Bodenabfertigungsdienste für Dritte erbringt,

6.  Selbstabfertigung
den Umstand, dass sich ein Nutzer unmittelbar selbst einen oder mehrere Bodenabferti-
gungsdienste erbringt, ohne hierfür mit einem Dritten einen Vertrag über die Erbringung 
solcher Dienste zu schließen. Im Sinne dieser Definition gelten nicht als Dritte in ihrem Ver-
hältnis zueinander Nutzer, von denen einer an dem anderen eine Mehrheitsbeteiligung hält 
oder bei denen ein und die selbe Körperschaft an jedem von ihnen eine Mehrheitsbeteili-
gung hält,

7.  Drittland 
jeden Staat, der weder Mitgliedstaat der Europäischen Union noch Vertragsstaat eines den 
Luftverkehr betreffenden Abkommens mit der Europäischen Union ist.

§ 3 Bodenabfertigungsdienste
(1)	 Der Flugplatzunternehmer hat Selbstabfertigern und Dienstleistern die Erbringung von 

Bodenabfertigungsdiensten zu ermöglichen.
(2)	� Bei der Gepäckabfertigung, den Vorfelddiensten, den Betankungsdiensten sowie der 

Fracht- und Postabfertigung, soweit diese die konkrete Beförderung von Fracht und Post 
zwischen dem Flugplatz und dem Flugzeug bei der Ankunft, beim Abflug oder beim 
Transit betrifft, ergibt sich die Anzahl der im einzelnen berechtigten Selbstabfertiger 
und Dienstleister aus der Anlage 5. Fehlt für einen Flugplatz eine solche zahlenmäßige 
oder sonstige Festlegung aufgrund dieser Verordnung, ist auf diesem, Flugplatz jeweils 
mindestens zwei Selbstabfertigern und mindestens zwei Dienstleistern die Erbringung 
der in Satz 1 aufgeführten Bodenabfertigungsdienste zu ermöglichen.

(3)	� Spätestens zum 1. Januar 2001 ist die Erbringung der in Absatz 2 genannten Bodenab-
fertigungsdienste wenigstens einem Dienstleister zu ermöglichen, der weder durch den 
Flugplatzunternehmer, noch durch einen Nutzer, der mehr als 25% der auf dem Flug-
platz registrierten Fluggäste oder Fracht befördert, noch durch eine Stelle beherrscht 
wird, die diesen Flugplatzunternehmer oder einen solchen Nutzer beherrscht oder ihrer-
seits von einem der beiden beherrscht wird.
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(4)	� Falls besondere Platz- oder Kapazitätsgründe, insbesondere im Zusammen hang mit der 
Verkehrsdichte und dem Grad der Nutzung der Flächen auf einem Flugplatz, es erfor-
dern, kann die Abfertigung bei den in Absatz 2 genannten Bodenabfertigungsdiensten 
einem einzigen Dienstleister vorbehalten werden. Aus den in Satz 1 genannten Gründen 
kann auch eine Selbstabfertigung untersagt oder einem einzigen Nutzer vorbehalten 
werden.

(5)	 Für andere als die in Absatz 2 genannten Bodenabfertigungsdienste kann bei Vorliegen 
der in Absatz 4 Satz 1 genannten Gründe die Zahl der Selbstabfertiger und Dienstleister 
auf nicht weniger als zwei beschränkt werden.

(6)	 Beschränkungen nach Absatz 4 Satz 1 sind auf zwei Jahre zu befristen, Beschränkungen 
nach Absatz 4 Satz 2 und nach Absatz 5 auf drei Jahre.

(7)	 Beschränkungen nach Absatz 4 Satz 1 können einmalig um weitere zwei Jahre, Beschrän-
kungen nach Absatz 4 Satz 2 und nach Absatz 5 um jeweils drei Jahre verlängert werden.

(8)	 Die in Absatz 3 getroffenen Regelungen können bis zum 31. Dezember 2002 ausgesetzt 
werden.

(9)	 Beschränkungen nach den Absätzen 4 und 5, deren Verlängerung nach Absatz 7 sowie 
eine Aussetzung nach Absatz 8 bedürfen der vorherigen Zustimmung der Europäischen 
Kommission. Die Zustimmung wird durch das Bundesministerium für Verkehr spätes-
tens drei Monate vor dem beabsichtigten Inkrafttreten der Beschränkung und in den 
Fällen des Absatzes 8 bis spätestens zum 1. Juli 2000 beantragt. Der Flugplatzunterneh-
mer ist verpflichtet, dem Bundesministerium für Verkehr über die Luftfahrtbehörde die 
hierfür erforderlichen Unterlagen und Begründungen rechtzeitig zu übermitteln.

§ 4 Trennung der Tätigkeitsbereiche 
(1)	 Jeder Dienstleister muss zwischen dem Tätigkeitsbereich Bodenabfertigungsdienste 

auf einem Flugplatz und seinen übrigen Tätigkeitsbereichen eine strenge buchmäßige 
Trennung entsprechend den im Handelsverkehr geltenden Gewohnheiten und Gebräu-
chen vornehmen. Jeder Flugplatzunternehmer, der als Dienstleister tätig ist, hat darüber 
hinaus nachzuweisen, dass der Tätigkeitsbereich Bodenabfertigungsdienste auf dem 
Flugplatz nicht durch andere Tätigkeitsbereiche, die mit der Erhebung von lande- und 
Abstellgebühren auf diesem Flugplatz verbunden sind, subventioniert wird.

(2)	 Jeder Dienstleister ist verpflichtet, der Luftfahrtbehörde durch einen Wirtschaftsprüfer 
jährlich die Einhaltung der Verpflichtungen nach Absatz 1 nachzuweisen.

§5 Nutzerausschuss
(1)	 Der Nutzerausschuss wird aus den Nutzern eines Flugplatzes gebildet. Der Nut-

zerausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. Die in den „Anforderungen an eine 
Geschäftsordnung“(Anlage 4) enthaltenen Grundsätze sind hierbei zu beachten.

(2)	 Die Luftfahrtbehörde lädt die Nutzer zur konstituierenden Sitzung ein. Sie kann diese 
Aufgabe dem Flugplatzunternehmer übertragen.

§6 Zentrale lnfrastruktureinrichtungen
(1)	� In der Flugplatzbenutzungsordnung werden die Zentralen lnfrastruktureinrichtungen 

zur Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten, die aufgrund ihrer Komplexität oder 
aus Kosten- oder Umweltschutzgründen nicht geteilt oder in mehrfacher Ausführung 
geschaffen werden können, festgelegt. Dem Nutzerausschuss ist Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. Die Zentralen lnfrastruktureinrichtungen wer den vom Flugplatz-
unternehmer oder einem von ihm damit Beauftragten verwaltet und betrieben.
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(2)	� In der Flugplatzbenutzungsordnung kann geregelt werden, dass die Dienstleister und 
Selbstabfertiger die Zentralen lnfrastruktureinrichtungen zu nutzen haben.

(3)	� Die Nutzung der Zentralen lnfrastruktureinrichtungen kann mit der Entrichtung eines 
Entgelts verbunden werden. Die Höhe dieses Entgelts ist nach sachgerechten, objekti-
ven, transparenten und nichtdiskriminierenden Kriterien festzulegen.

§7 Auswahl der Dienstleister und der Selbstabfertiger
(1)	 In den Fällen des§ 3 Absätze 2 bis 5 hat der Flugplatzunternehmer die Vergabe von 

Dienstleistungen im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften auszuschreiben. Die 
Auswahl der Dienstleister erfolgt nach Anhörung des Nutzerausschusses durch den 
Flugplatzunternehmer, wenn dieser selbst keine gleichartigen Bodenabfertigungs-
dienste erbringt und kein Unternehmen, das derartige Dienste erbringt, direkt oder in-
direkt beherrscht und in keiner Weise an einem solchen Unternehmen beteiligt ist. In 
allen anderen Fällen erfolgt die Auswahl der Dienstleister nach Anhörung des Nutzer-
ausschusses, des Flugplatzunternehmers und des Betriebsrates des Flugplatzunterneh-
mens durch die Luftfahrtbehörde. Diese trifft ihre Entscheidung gegenüber dem Flug-
platzunternehmer. Diesem und den betroffenen Dienstleistern steht der Rechtsweg zu 
den Verwaltungsgerichten offen. Für die Ausschreibung und das Auswahlverfahren gel-
ten die in der Auswahl-Richtlinie (Anlage 2) niedergelegten Grundsätze.

(2)	 Der Flugplatzunternehmer kann in den Fällen des § 3 Absätze 2 bis 5 selbst Bodenabfer-
tigungsdienste erbringen, ohne sich dem Auswahlverfahren nach Absatz 1 unterziehen 
zu müssen. Er kann ferner ohne dieses Verfahren einem Dienstleister gestatten, statt 
seiner Bodenabfertigungsdienste zu erbringen, wenn er diesen Dienstleister direkt oder 
indirekt beherrscht oder von diesem Dienstleister direkt oder indirekt beherrscht wird.

(3)	 In den Fällen des § 3 Absätze 2 bis 5 sind die Selbstabfertiger nach sachgerechten, objek-
tiven, transparenten und nichtdiskriminierenden Kriterien auszuwählen. Absatz 1 Sätze 
2 bis 5 gelten entsprechend. Werden die von Selbstabfertigern zu erbringenden Boden-
abfertigungsdienste durch den Flugplatzunternehmer im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften ausgeschrieben, gilt über Satz 1 hin aus Absatz 1 Satz 6 entsprechend.

(4)	 Die Dienstleister und die Selbstabfertiger werden für die Dauer von höchstens sieben 
Jahren ausgewählt.

(5)	 Steift ein Dienstleister oder ein Selbstabfertiger seine Bodenabfertigungsdiensttätigkeit 
vor Ablauf des Zeitraums ein, für den er ausgewählt wurde, wird er nach dem gleichen 
Verfahren durch einen anderen ersetzt. Dies gilt nicht, wenn die Tätigkeit nur zu einem 
unwesentlichen Teil aufgegeben wird.

§ 8 Anforderungskriterien
(1) � Dienstleister und Selbstabfertiger haben die Anforderungen für die Erbringung von Bo-

denabfertigungsdiensten“ (Anlage 3) zu erfüllen. In den Fällen des § 3 Absätze 2 bis 5 
sind diese Anforderungen Bestandteil der Ausschreibung und des Auswahlverfahrens 
nach § 7.

(2)	 Der Flugplatzunternehmer kann von einem Dienstleister oder Selbstabfertiger die 
Übernahme von Arbeitnehmern entsprechend den auf diesen Dienstleister oder Selbst-
abfertiger übergehenden Bodenabfertigungsdiensten fordern. Die Arbeitnehmer sind 
nach sachgerechten Kriterien, insbesondere nach der von ihnen ausgeübten Tätigkeit, 
auszuwählen. § 9 Absatz 3 Satz 3 findet Anwendung.§ 613 a des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches bleibt unberührt.

(3)	 Die Luftfahrtbehörde kann über die Absätze 1 und 2 hinaus die Erbringung von Boden-
abfertigungsdiensten von der Erstellung eines Pflichtenheftes oder technischer Spezi-
fikationen abhängig machen. Der Nutzerausschuss ist vor Festlegung de darin aufge-
stellten Anforderungen anzuhören.

(4)	 Die nach den Absätzen 1 bis 3 festgelegten Anforderungen, Kriterien, Betriebspflichten 
und technischen Spezifikationen müssen sachgerecht, objektiv, transparent und nicht-
diskriminierend zusammengestellt und angewendet werden. Sie müssen vom Flug-
platzunternehmer im voraus bekannt gemacht werden.
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§ 9 Zugang
(1)	 Der Flugplatzunternehmer und der Dienstleister oder Selbstabfertiger sind verpflich-

tet, einen Vertrag über die Nutzung des jeweils erforderlichen und verfügbaren Teils des 
Flugplatzes und seiner Einrichtungen sowie die nach dieser Verordnung an den Flug-
platzunternehmer zu entrichtenden Entgelte und die nach § 8 von dem Dienstleister 
oder Selbstabfertiger zu erfüllenden Anforderungen abzuschließen.

(2)	 Der Flugplatzunternehmer sorgt dafür, dass der Zugang der aufgrund dieser Verord-
nung berechtigten Dienstleister und Nutzer zu Flugplatzeinrichtungen, soweit er für 
die Ausübung ihrer Tätigkeiten erforderlich ist, nicht ungerechtfertigt behindert wird. 
Knüpft der Flugplatzunternehmer den Zugang an Bedingungen, müssen diese sachge-
recht, objektiv, transparent und nichtdiskriminierend sein.

(3)	 Der Flugplatzunternehmer ist berechtigt, von den Dienstleistern und den Selbstabferti-
gern ein Entgelt für den Zugang, für die Vorhaltung und für die Nutzung seiner Einrich-
tungen zu erheben. Die Höhe dieses Entgelts ist nach Anhörung des Nutzerausschusses 
nach sachgerechten, objektiven, transparenten und nicht diskriminierenden Kriterien 
festzulegen und darf im Sinne einer Geschäftsgebühr insbesondere zur Selbstfinanzie-
rung des Flugplatzes beitragen. Bei der Festsetzung des Entgelts kann der Flugplatzun-
ternehmer die ihm aus dem Übergang von Bodenabfertigungsdiensten auf Dienstleis-
ter oder Selbstabfertiger, insbesondere durch die Nichtübernahme von Arbeitnehmern, 
entstehenden notwendigen Aufwendungen in angemessener Höhe berücksichtigen.

§ 10 Aufsicht und Betriebsablauf; Arbeitsschutz
(1)	 Die Nutzer, Dienstleister und Selbstabfertiger haben ihren Betrieb so einzurichten und zu 

gestalten, dass der ordnungsgemäße Betriebsablauf auf dem Flug platz nicht beeinträch-
tigt wird.

(2)	 In der Flugplatzbenutzungsordnung kann geregelt werden, dass der Flugplatz
unternehmer berechtigt ist, in den Fällen, in denen der Betriebsablauf auf dem Flugplatz 
durch‘ ein einem Dienstleister oder Selbstabfertiger zurechenbares Verhalten gefährdet 
oder gestört wird oder die Anforderungen nach § 8 nicht erfüllt werden, die notwendi-
gen Maßnahmen zu treffen. Dem jeweiligen Dienstleister oder Selbstabfertiger ist zuvor 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Hiervon unberührt bleibt das Recht des Flugplatz-
unternehmers zur fristlosen Kündigung des mit dem Dienstleister oder Selbstabfertiger 
bestehenden Vertragsverhältnisses.

(3)	 Maßnahmen im Rahmen der Luftaufsicht nach § 29 Absatz 1 des Luftverkehrsgesetzes 
bleiben unberührt.

(4)	 Pflichten, die Flugplatzunternehmer, Dienstleister oder Selbstabfertiger zur Gewähr-
leistung von Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten bei der Arbeit nach 
sonstigen Rechtsvorschriften haben, bleiben unberührt.

§ 11 Konsultation
Der Flugplatzunternehmer hält mindestens einmal im Jahr eine gemeinsame Konsultation 
über die Anwendung dieser Verordnung mit dem Nutzerausschuss und den auf dem Flug-
platz tätigen Dienstleistern unter Beteiligung des Betriebsrates des Flugplatzunternehmers 
und der Luftfahrtbehörde ab.

§ 12 Gegenseitigkeit
(1)	 Wird festgestellt, dass ein Drittland Dienstleister und Selbstabfertiger, deren Unterneh-

men mehrheitlich im Eigentum von Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union ist, von Rechts wegen oder tatsächlich
1.	 nicht in einer dieser Verordnung vergleichbaren Weise oder
2.	 ungünstiger als inländische Dienstleister und Selbstabfertiger oder
3.	 ungünstiger als Dienstleister und Selbstabfertiger aus anderen Drittländern behandelt,  

ist das Bundesministerium für Verkehr zu unterrichten.
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(2)	 Dieses kann, unbeschadet der internationalen Verpflichtungen der Europäischen Union, 
die Pflichten, die sich aus der Richtlinie 96/67/EG des Rates vom 15. Oktober 1996 gegen-
über den Dienstleistern und Nutzern dieses Drittlandes er geben, im Einklang mit dem 
Gemeinschaftsrecht ganz oder teilweise aussetzen.

(3) � Das Bundesministerium für Verkehr unterrichtet die Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften über Art und Ausmaß der Entscheidung.

§ 13 Unterrichtung
(1)	 Die Luftfahrtbehörde meldet dem Bundesministerium für Verkehr die unter diese Ver-

ordnung fallenden Flugplätze vor dem 1. Juni jeden Jahres mit Angaben zum jeweiligen 
Passagier- und Frachtaufkommen des abgelaufenen Kalenderjahres und des dem 1. April 
und dem 1. Oktober des Vorjahres vorausgehenden Sechs-Monats-Zeitraums.

(2)	 Die Luftfahrtbehörde stellt dem Bundesministerium für Verkehr auf dessen Anforde-
rung hin Informationen zur Verfügung, die die Kommission der Europäischen Gemein-
schaften zur Erstellung eines Berichts über die Anwendung der Richtlinie 96/67/EG des 
Rates benötigt.

(3)	 Der Flugplatzunternehmer ist verpflichtet, der Luftfahrtbehörde die nach Absatz 2 er-
forderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen.

Anlage 1 
(gem.§ 2 Buchst. b) BADV)

VERZEICHNIS DER BODENABFERTIGUNGSDIENSTE

1.	 Die administrative Abfertigung am Boden/Überwachung umfasst:
1.1.	 die Vertretung bei und die Verbindungen zu den örtlichen Behörden und sonstigen 

Stellen, die im Auftrag des Nutzers getätigten Auslagen und die Bereitstellung von 
Räumlichkeiten für seine Vertreter,

1.2.	die Kontrolle der Verladung, der Nachrichten und der Telekommunikation,
1.3.	die Behandlung, Lagerung, Abfertigung und Verwaltung der Ladungen,
1.4.	alle sonstigen Überwachungsdienste vor, während und nach dem Flug sowie alle 

sonstigen vom Nutzer geforderten administrativen Dienste.
2.	 Die Fluggastabfertigung umfasst die gesamte Fluggastbetreuung beim Abflug, bei der 

Ankunft, während des Transits oder bei Anschlussflügen, insbesondere die Kontrolle der 
Flugscheine und der Reiseunterlagen sowie die Registrierung des Gepäcks und dessen 
Beförderung bis zu den Sortieranlagen.

3.	 Die Gepäckabfertigung umfasst die Behandlung des Gepäcks im Sortierraum, die Sor-
tierung des Gepäcks, seine Vorbereitung für den Abflug, das Be- und Entladen der Fahr-
zeuge oder Anlagen, mit denen das Gepäck zwischen Flugzeug und Sortierraum beför-
dert wird, sowie die Gepäckbeförderung zwischen Sortierraum und Ausgaberaum.

4.	 Die Fracht- und Postabfertigung umfasst:
4.1.	in Bezug auf die Fracht: bei Ein- und Ausfuhr sowie während des Transits die Behand-

lung der Fracht, die Bearbeitung der entsprechen den Unterlagen, die Zollformali-
täten und alle zwischen den Parteien vereinbarten oder umständehalber erforder-
lichen Sicherungsmaßnahmen;

4.2.	in Bezug auf die Post: beim Eingang und Ausgang die Behandlung der Post, die Be-
arbeitung der entsprechenden Unterlagen und alle zwischen den Parteien verein-
barten oder umständehalber erforderlichen Sicherungsmaßnahmen.
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5.	 Die Vorfelddienste umfassen:
5.1.	das Lotsen des Flugzeugs bei der Ankunft und beim Abflug1,
5.2.	die Unterstützung beim Parken des Flugzeugs und die Bereitstellung der entspre-

chenden Mittel1,
5.3.	die Kommunikation zwischen dem Flugzeug und dem Dienstleister, der die vorfeld-

seitigen Dienste erbringt1,
5.4.	das Be- und Entladen des Flugzeugs, einschließlich Bereitstellung und Einsatz der 

erforderlichen Mittel sowie Beförderung der Besatzung und der Fluggäste zwischen 
Flugzeug und Abfertigungsgebäude, sowie Beförderung des Gepäcks zwischen 
Flugzeug und Abfertigungsgebäude,

5.5.	die Unterstützung beim Anlassen der Triebwerke und die Bereitstellung der ent-
sprechenden Mittel,

5.6.	das Bewegen des Flugzeugs beim Abflug und bei der Ankunft, die Bereitstellung 
und den Einsatz der erforderlichen Mittel,

5.7.	die Beförderung, das Ein- und Ausladen der Nahrungsmittel und Getränke in das 
bzw. aus dem Flugzeug.

6.	 Die Reinigungsdienste und der Flugzeugservice umfassen:
6.1.	die Innen- und Außenreinigung des Flugzeugs, den Toiletten- und Wasserservice,
6.2.	die Kühlung und Beheizung der Kabine, die Beseitigung von Schnee und Eis  

vom Flugzeug, das Enteisen des Flugzeugs,
6.3.	die Ausstattung der Kabine mit entsprechender Bordausrüstung und deren  

Lagerung.
7.	 Die Betankungsdienste umfassen:

7.1.	 die Organisation und Durchführung des Be- und Enttankens einschließlich Lage-
rung, Qualitäts- und Quantitätskontrolle der Lieferungen,

7.2.	das Nachfüllen von Öl und anderen Flüssigkeiten.
8.	 Die Stationswartungsdienste umfassen:

8.1.	die routinemäßigen Abläufe vor dem Flug,
8.2.	spezielle, vom Nutzer geforderte Tätigkeiten,
8.3.	das Vorhalten und die Verwaltung des Wartungsmaterials und der Ersatzteile,
8.4.	das Vorhalten einer Abstellposition und/oder einer Halle zur Durchführung der  

Wartung.
9.	 Die Flugbetriebs- und Besatzungsdienste umfassen:

9.1.	die Vorbereitung des Flugs am Abflugflugplatz oder anderenorts,
9.2.	die Hilfe während des Fluges, unter anderem bei einer während des Flugs gegebe-

nenfalls erforderlichen Änderung des Flugablaufs,
9.3.	die Dienste nach dem Flug,
9.4.	allgemeine Hilfsdienste für die Besatzung.

10.	 Die Transportdienste am Boden umfassen:
10.1.	die Organisation und Abwicklung der Beförderung von Fluggästen, Besatzung,  

Gepäck; Fracht und Post zwischen verschiedenen Abfertigungsgebäuden eines 
Flugplatzes, nicht jedoch Beförderungen zwischen dem Flugzeug und einem  
anderen Ort auf dem Gelände des gleichen Flugplatzes,

10.2. alle speziellen, vom Nutzer verlangten Beförderungsdienste.
11.	 Die Bordverpflegungsdienste (Catering) umfassen:

11.1.	die Verbindungen mit den Lieferanten und der Verwaltung,
11.2.	die Lagerung der Nahrungsmittel, der G tränke und des für die Zubereitung  

erforderlichen Zubehörs,
11.3.	die Reinigung des Zubehörs,
11.4.	die Vorbereitung und Lieferung der Nahrungsmittel und Getränke sowie des  

entsprechenden Zubehörs.

1 Sofern diese Dienste nicht vom·Flugverkehrskontrolldienst oder einer Zentralen Vorfeldkontrolle erbracht werden.
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Anlage 2 
(gem. § 7 BADV)

Auswahl-Richtlinie des Bundesministeriums für Verkehr

1.	 Grundsätze
(1)	 Diese Auswahl-Richtlinie ist dann zugrundezulegen, wenn wegen beschränkter Mög-

lichkeiten der Bodenabfertigung nicht alle interessierten Dienstleister tätig werden 
können, die Bodenabfertigungsdienstleistungen daher auszuschreiben sind und eine 
Auswahl unter den Bewerbern zu treffen ist(§ 7 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 2 bis 5 BADV). Sie kann 
darüber hinaus dann zugrunde gelegt werden, wenn wegen beschränkter Möglichkei-
ten der Bodenabfertigung eine Auswahl unter den interessierten Selbstabfertigern zu 
treffen ist (§ 7 Abs. 3 i.V.m. § 3 Abs. 2 bis 5 BADV).

(2)	 Die Verfahren nach dieser Auswahl-Richtlinie müssen sachgerecht, objektiv, transparent 
und nichtdiskriminierend durchgeführt werden.

(3)	 Der Nutzerausschuss und der Betriebsrat des jeweiligen Flugplatzunternehmens sind 
über den Auswahlentscheid zu unterrichten.

2.	 Verfahren
2.1.	 Festlegung der Bodenabfertigungdienste nach Art und Umfang
(1)	 Der Flugplatzunternehmer hat die Bodenabfertigungsdienste, die er gemäß § 7 BADV 

dem Markt der Bodenabfertigungsdienste öffnet, nach Art und Umfang zu bestimmen. 
Er kann dazu auch Bündelungen von Bodenabfertigungsdiensten, die in Anlage 1 BADV 
aufgeführt sind, vornehmen, wenn dies betrieblich geboten erscheint oder zur effizien-
ten Nutzung der Abfertigungskapazität notwendig ist.

(2)	 Der Flugplatzunternehmer kann die Erbringung der einzelnen oder gebündelten Boden-
abfertigungsdienste von einzelnen oder allen der folgenden Begrenzungen abhängig 
machen:
a)	 Erbringung nur in bestimmten Flugplatzbereichen,
b)	 Erbringung nur bei Nutzung bestimmter dafür ausgewiesener Abfertigungs und 

Geräteabstellflächen,
c)	 Erbringung einer vorgegebenen Abfertigungsart,
d)	 Erbringung durch Selbstabfertiger und/oder Dienstleister.

(3)	 Der Flugplatzunternehmer unterrichtet den Nutzerausschuss und den Betriebs rat des 
Flugplatzunternehmens Ober seine nach den Absätzen 1 und 2 getroffene Entschei-
dung, Ober die beabsichtigte Bekanntmachung, Ober die Grundzüge und wesentlichen 
Inhalte der Bewerbungsunterlage sowie über das von ihm vorgeschlagene Auswahlver-
fahren mit den maßgeblichen Auswahlkriterien.

2.2.	 Teilnahmewettbewerb
		 Der Flugplatzunternehmer hat die nach 2.1 festgelegten Bodenabfertigungsdienste im 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften zu veröffentlichen, so dass es jedem Inter-
essenten ermöglicht wird, sich zu bewerben. Die Veröffentlichung muss enthalten:
a)	 Name, Anschrift, Telefon-, Telegrafen-, Fernschreib- und Telefax-Nummer des Flug-

platzunternehmers und gegebenenfalls des Dienstes, von dem zusätzliche Angaben 
erlangt werden können.

b)	 Kurzbeschreibung der Bodenabfertigungsdienste mit den wesentlichen Be
grenzungen,

c)	 Hinweis, ob Personal auf den Dienstleister oder Selbstabfertiger übergehen soll 
(gegebenenfalls Zahl und Struktur des Personals),

d)	 Möglicher Zeitpunkt der Aufnahme der Abfertigungstätigkeit,
e)	 Angestrebte Vertragsdauer für die Abfertigungstätigkeit,
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f)	 gegebenenfalls Hinweis auf Anforderungskatalog, Pflichtenheft und technische 
Spezifikationen,

g)	� Einsendefrist für Bewerbung zur Teilnahme am Auswahlverfahren, Zeit punkt der 
Einleitung und geschätzter Zeitpunkt des Abschlusses des Auswahlverfahrens,

h)	 Angaben darüber, wie das Auswahlverfahren festgelegt ist,
i)	 Angaben darüber, welche Kriterien maßgeblich für die Auswahl sind.
j)	 Zuschlagskriterien
k)	 sonstige Angaben, wie zum Beispiel Referenzen,
l)	 Tag der Absendung der Bekanntmachung,
m)	Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffentlichungen 

der Europäischen Gemeinschaften.·

2.3.	 Auswahlverfahren
(1)	 Der Flugplatzunternehmer stellt den geeigneten Bewerbern die Bewerbungs unterla-

gen zur Verfügung und fordert sie auf, die erforderlichen Nachweise und An gaben in-
nerhalb einer vorgegebenen Frist zu übermitteln.

(2)	 Die Bewerbungsunterlagen müssen neben den Angaben gemäß 2.1 und 2.2 auch An-
gaben darüber enthalten,
a)	 wie das Auswahlverfahren festgelegt ist und
b)	 welche Kriterien maßgeblich für die Auswahl sind.
c)	 Erbringung eines vorgegebenen Abfertigungsaufkommens oder -aufkommensan-

teils
d)	 im Pflichtenheft nach § 8 Abs. 3 BADV möglicherweise verbindlich vorgegebene 

technische und betriebliche Qualitätsanforderungen, wie etwa zur Einhaltung der 
Minimum Connecting Time,

(3)	 Nicht geeignete Bewerber .sind von ihrem Ausschluss zu unterrichten. Als nicht geeig-
net sind Bewerber anzusehen, die den Kriterien, die bereits in der Vorinformation ver-
öffentlicht sind, nicht genügen oder die offensichtlich nicht die erforderliche Abferti-
gungsleistung erbringen können oder wollen.

(4)	 In den Fällen, in denen der Flugplatzunternehmer selbst keine gleichartigen Bodenabfer-
tigungsdienste erbringt und kein Unternehmen, das derartige Dienste erbringt, direkt 
oder indirekt beherrscht und in keiner Weise an einem solchen Unternehmen beteiligt 
ist, öffnet der Flugplatzunternehmer nach Ablauf der Bewerbungsfrist die eingegan-
genen Bewerbungen und stellt eine Liste der Bewerber mit eingereichten Unterlagen 
zusammen. Ein Vertreter des Nutzerausschusses und ein Vertreter des Betriebsrates des 
Flugplatzunternehmens sind zu der Öffnung zuzulassen. Diese haben jedoch keinen An-
spruch auf Einsicht in die Bewerbungsunter lagen. Der Flugplatzunternehmer bewertet 
die Bewerbungen anhand der vorher festgelegten maßgeblichen Bewertungskriterien. 
Der Nutzerausschuss ist anzuhören. Der Flugplatzunternehmer stellt die Auswahl fest 
und begründet seine Auswahlentscheidung. Die Auswahlentscheidung ist dem Nutzer-
ausschuss und dem Betriebsrat des Flugplatzunternehmens bekannt zu geben.

(5)	 In allen anderen Fällen der Vergabe von Dienstleistungen leitet der Flugplatzunternehmer 
die eingegangenen Bewerbungen ungeöffnet an die Luftfahrtbehörde weiter. Diese öff-
net nach Ablauf der Bewerbungsfrist die eingegangenen Bewerbungen und stellt eine 
Liste der Bewerber mit eingereichten Unterlagen zusammen. Ein Vertreter des Flugha-
fenunternehmers, ein Vertreter des Nutzerausschusses und ein Vertreter des Betriebs-
rates des Flugplatzunternehmens sind zu der Öffnung zuzulassen. Diese haben jedoch 
keinen Anspruch auf Einsicht in die Bewerbungsunterlagen. Die Luftfahrtbehörde be-
wertet die Bewerbungen anhand der vorher festgelegten maßgeblichen Bewertungs-
kriterien und trifft nach Anhörung des Nutzerausschusses, des Flugplatzunternehmers 
und des Betriebsrates des Flugplatzunternehmens die Auswahlentscheidung. Die Aus-
wahlentscheidung ist dem Nutzerauschuss, dem Flugplatzunternehmer sowie den Be-
werbern bekannt zu geben.
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Anlage 3 
(gem.§ 8 BADV)

Anforderungen für die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten

1.	 Anwendungsbereich
Die Anforderungen für die Erbringung von Bodenabfertigungsdienstengelten für alle Unter-
nehmer, die als Dienstleister oder Selbstabfertiger auf einem Flugplatz Bodenabfertigungs-
dienste erbringen oder erbringen wollen.

2.	 Anforderungen an die Erbringer von Bodenabfertigungsdiensten
A.	 Zuverlässigkeit, finanzielle Leistungsfähigkeit, fachliche Eignung und Übernahme  

von Mitarbeitern
(1)	 Der Unternehmer und die zur Führung der Geschäfte bestellten Personen müssen  

zuverlässig sein. Die Zuverlässigkeit ist gegeben, wenn der Unternehmer und die zur 
Führung der Geschäfte bestellten Personen die Gewähr dafür bieten, dass der Betrieb 
den gesetzlichen Bestimmungen entsprechend geführt wird und die Beschäftigten und 
die Allgemeinheit bei dem Betrieb des Unternehmens vor Schäden und Gefahren be 
wahrt bleibt. Die Zuverlässigkeit ist zu verneinen
a)	 bei einer rechtskräftigen Verurteilung wegen schwerer Verstöße gegen straf recht-

liche Vorschriften einschließlich des Wirtschaftsstrafrechts;
b)	 bei schweren und wiederholten Verstößen gegen arbeits-, arbeitsschutz- und sozial-

rechtliche Pflichten, gegen im Interesse der Verkehrs- und Betriebssicherheit erlasse-
ne Vorschriften oder gegen umweltschützende Vorschriften.

(2)	 Die finanzielle Leistungsfähigkeit des Unternehmens muss gewährleistet sein. 
Die finanzielle Leistungsfähigkeit ist gewährleistet, wenn die zur Aufnahme und 
ordnungsgemäßen Führung des Betriebes erforderlichen Mittel verfügbar sind.

Die finanzielle Leistungsfähigkeit ist insbesondere nicht gewährleistet, wenn
a)	 erhebliche Rückstände an Steuern oder an Beiträgen zur Sozialversicherung beste-

hen, die aus unternehmerischer Tätigkeit geschuldet werden;
b)	 dem Flugplatzunternehmer gegenüber erhebliche Rückstände an Gebühren oder 

Entgelten, Mieten, Pächten oder aus anderen Zahlungsverpflichtungen bestehen, die 
aus der Nutzung des Flugplatzes und seiner Einrichtungen, einschließlich des Start-/
Landebahnsystems, oder aus der vertraglichen Gestattung der Erbringung von Bo-
denabfertigungsleistungen geschuldet werden.

(3)	 Der Unternehmer oder die zur Führung der Geschäfte bestellten Personen müssen fach-
lich geeignet sein. Fachlich geeignet ist, wer über die zur ordnungsgemäßen Führung 
eines Bodenabfertigungsunternehmens erforderlichen Kenntnisse verfügt.
Eine fachliche Eignung kann entweder
a)	 durch Prüfung der Industrie- und Handelskammer „Geprüfter Flugzeugabfertiger“ 

und eine mindestens zweijährige leitende Tätigkeit in einem Unternehmen, das Bo-
denabfertigungsleistungen erbringt, oder

b)	 durch eine – den Prüfungsinhalten der Industrie- und Handelskammer vergleichbare 
– Qualifikation und eine mindestens zweijährige leitende Tätigkeit in einem Unter-
nehmen, das Bodenabfertigungsleistungen erbringt, oder

c)	 durch eine mindestens fünfjährige leitende Tätigkeit in einem Unternehmen, das 
Bodenabfertigungsleistungen erbringt, nachgewiesen werden.

(4)	 Die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 sind bei Flugplatzunternehmern durch die Er-
teilung der Betriebsgenehmigung als erfüllt anzusehen.
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(5)	 Die Nachweise zu den Absätzen 1 bis 3 sind von den übrigen Dienstleistern und den 
Selbstabfertigern in geeigneter Form bei Teilnahme am Auswahlverfahren gemäß § 7 
Abs. 1 und 2 BADV oder vor Gestattungen gemäß § 7 Abs. 7 BADV vorzulegen. Sie sind 
als Vertragsbestandteil den Verträgen gemäß § 9 Abs. 1 BADV beizufügen. Der Flugplatz-
unternehmer ist berechtigt, während der Laufzeit des Vertrages bei personellen Ände-
rungen oder bei begründeten Zweifeln an Angaben zur Zuverlässigkeit und an Angaben 
zur fachlichen Eignung weitere geeignete Nachweise, bei begründeten Zweifeln an der 
finanziellen Leistungsfähigkeit eine geeignete Aktualisierung der Nachweise zu fordern.

(6)	 Bei Fehlen oder Wegfall der Voraussetzungen gemäß den Absätzen 1 bis 3 ist zu vermu-
ten, dass der ordnungsgemäße Betriebsablauf gefährdet ist. § 10 BADV ist anzuwenden.

(7)	 Dienstleister und Selbstabfertiger können von Flugplatzunternehmer aufgefordert 
werden, die Arbeitnehmer des Flugplatzunternehmers, die im Bereich der auf den 
Dienstleister oder Selbstabfertiger übergehenden Bodenabfertigungsdienste beschäftigt 
sind, zu übernehmen.

B.	 Anforderung an Betrieb und Einsatz der Mitarbeiter
(1)	 Die Erbringer von Bodenabfertigungsleistungen haben sich nach Maßgabe der Eintei-

lung durch den Flugplatzunternehmer an der Erfüllung der in Rechtsvorschriften und 
Regelungen vorgesehenen öffentlichen Leistungsverpflichtung, insbesondere der Be-
triebspflicht, zu beteiligen. Den Rahmen für diese Beteiligung setzt das Pflichtenheft. 
Die Einteilung durch den Flugplatzunternehmer muss nichtdiskriminierend, objektiv 
und transparent vorgenommen werden.

(2)	 Dienstleister und Selbstabfertiger sind verpflichtet, geltende Umweltschutzvorschriften 
sowie behördliche Regelungen, insbesondere Genehmigungen und Planfeststellungen, 
zu beachten. Der Flugplatzunternehmer ist verpflichtet, die an deren Dienstleister und 
die Selbstabfertiger auf die ihm bekannten einschlägigen Vorschriften und Regelungen 
sowie deren Änderung hinzuweisen oder ihnen diese gegen Erstattung der Kosten be-
kanntzumachen.

(3)	 Dienstleister und Selbstabfertiger haben sicherzustellen, dass ihre Mitarbeiter die Si-
cherheitsvorschriften und behördlichen Sicherheitsregelungen am Flugplatz kennen 
und befolgen, soweit dies für die Ausübung ihrer Tätigkeiten notwendig ist. Sie haben 
auch sicherzustellen, dass eine dafür ausreichende Beherrschung der deutschen Spra-
che bei den betreffenden Mitarbeitern gegeben ist. Sie bilden ihre Mitarbeiter auch 
mindestens in dem Rahmen aus und fort, wie er vom jeweiligen Flugplatzunternehmen 
seinen Mitarbeitern bei entsprechenden Tätigkeiten vorgegeben wird.

(4)	 Die Bedienung und Handhabung von Abfertigungsgeräten und technischen Einrichtun-
gen im Abfertigungsbereich darf ausschließlich durch geprüfte Flugzeugabfertiger oder 
Beschäftigte mit gleichwertigen Kenntnissen und Fertigkeiten erfolgen.

(5)	 Die Einhaltung des Luftverkehrsgesetzes und der hierzu erlassenen Verordnungen, so-
wie der Gewerbeordnung muss sichergestellt sein. Gleiches gilt für die zwingenden Be-
stimmungen des Arbeitsrechts und die arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften, wie das 
Arbeitsschutzgesetz und die auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen, das 
Arbeitssicherheitsgesetz, das Arbeitszeitgesetz, das Jugendarbeitsschutzgesetz, die Ar-
beitsstättenverordnung, die Gefahrstoffverordnung und die Unfallverhütungsvorschrif-
ten, insbesondere die VBG 78 und die GUV 5.8.
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(6)	 Vor Aufnahme von Abfertigungstätigkeiten ist der Abschluss einer Haftpflichtversiche-
rung nachzuweisen
a)	 mit ausreichendem Deckungsumfang je nach Art, Umfang und Gefahrgeneigtheit 

der einzelnen Bodenabfertigungsdienste gem. Anlage 1 BADV
oder
b)	 mit einem Deckungsumfang wie der Flugplatzunternehmer, derzeit 750 Mio. DM, 

gemäß Anlage 1 BADV als
Anbieter von 1.1		  Voraussetzungen gemäß 6 a 
Anbieter von 1.2		  Voraussetzungen gemäß 6 b 
Anbieter von 1.3		  Voraussetzungen gemäß 6 b 
Anbieter von 1.4		  Voraussetzungen gemäß 6 a 

Anbieter von 2		  Voraussetzungen gemäß 6 a 
Anbieter von 3		  Voraussetzungen gemäß 6 a 
Anbieter von 4		  Voraussetzungen gemäß 6 b

Anbieter von 5.1 – 6		  Voraussetzungen gemäß 6 b 
Anbieter von 5.7		  Voraussetzungen gemäß 6 b

Anbieter von 6.1	 Innenreinigung	 Voraussetzungen gemäß 6 a  
	 Außenreinigung	 Voraussetzungen gemäß 6 b 
Toiletten- und Wasserservice	 Voraussetzungen gemäß 6 b  
Anbieter von 6.2 	 Kühlung u. Beheizung	 Voraussetzungen gemäß 6 b

Beseitigung von Schnee und Eis vom	 Voraussetzungen gemäß 6 b  
Flugzeug und Enteisung des Flugzeugs

Anbieter von 6.3		  Voraussetzungen gemäß 6 b 
Anbieter von 7		  Voraussetzungen gemäß 6 b 
Anbieter von 8		  Voraussetzungen gemäß 6 b 
Anbieter von 9		  Voraussetzungen gemäß 6 a 
Anbieter von 10		  Voraussetzungen gemäß 6 a 
Anbieter von 11		  Voraussetzungen gemäß 6 a

(7)	 In begründeten Einzelfällen kann eine Abweichung von einzelnen Vorgaben des Pflich-
tenhefts vereinbart werden, sofern dies nicht eine Diskriminierung zufolge hat. Nutzer-
ausschuss und Betriebsrat des Flugplatzunternehmens sind davon zu unterrichten.

(8)	 Technische Spezifikationen zu Abfertigungsgeräten, zu im Flugplatzbereich genutzten 
Fahrzeugen und Kommunikationsmitteln oder zu Schnittstellen bei Nutzung Zentraler 
lnfrastruktureinrichtungen können als zusätzliche Anforderungen gestellt werden. In 
begründeten Einzelfällen kann eine Abweichung von einzelnen Vorgaben dieser Techni-
schen Spezifikationen vereinbart werden, sofern dies nicht eine Diskriminierung zufolge 
hat. Nutzerausschuss und Betriebsrat des Flugplatzunternehmens sind davon zu unter-
richten.

(9)	 Der Flugplatzunternehmer kann von Dienstleistern und Selbstabfertigern an gemesse-
ne Kautionen oder Sicherheiten verlangen sowie·Finanzierungs- oder Zahlungsbedin-
gungen geltend machen, ohne dass hierdurch Marktzugangshindernisse entstehen.
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Anlage 4  
(gem. § 5 BADV)

Anforderungen an eine Geschäftsordnung 
für den Nutzerausschuss
Die Geschäftsordnung, die sich der Nutzerausschuss eines Flugplatzes gemäß § 5 Abs. 1 BADV 
zu geben hat, hat folgende Grundsätze zu beachten:

1.	 Aufgaben des Nutzerausschusses
1.1.	 Der Nutzerausschuss nimmt die ihm übertragenen Aufgaben gem. der BADV wahr
1.2.	Die Angelegenheiten werden durch Beschlussfassung in einer Versammlung der 

Nutzer geregelt
1.3.	Kommt trotz ordnungsgemäßer Zuleitung einer Beschlussvorlage an den Nutzer-

ausschuss kein Beschluss zustande, gilt dies als Zustimmung zur Beschlussvorlage.
2.	 Mitglieder des Nutzerausschusses

2.1.	Mitglied des Nutzerausschusses ist jeder Nutzer, der gewerbsmäßig Fluggäste, Post 
oder Fracht auf dem Luftweg von oder zu diesem Flug platz befördert.

2.2.	Luftfahrtunternehmer gem. Ziffer 2.1, die ausschließlich Luftfahrzeuge mit unter 10 
Tonnen Höchststartgewicht oder ohne Motorantrieb oder mit weniger als 20 Sitz-
plätzen betreiben oder die weniger als 10 Starts bzw. Landungen an diesem Flug-
platz innerhalb der letzten abgeschlossenen Flugplanperiode aufweisen, können 
sich nur durch einen gemeinsamen Vertreter vertreten lassen. Dieser ist Mitglied des 
Nutzerausschusses.

2.3.	Jedes Mitglied kann entscheiden, ob es sich bei den Sitzungen des Ausschusses ver-
treten lassen möchte. Mit der Vertretung betraut werden können Mitglieder oder 
Luftfahrtorganisationen. Ein Vertreter darf nicht mehr als 49% der Stimmen auf sich 
vereinigen.

3.	 Organisation
3.1.	Die Sitzungen des Nutzerausschusses werden vom Vorsitzenden bzw. im Verhinde-

rungsfall von seinem Stellvertreter geleitet.
3.2.	Der Vorsitzende und zwei Stellvertreter werden durch die Mitglieder aus ihrer Mitte 

für jeweils zwei Jahre gewählt. Sie vertreten den Nutzerausschuss gegenüber Drit-
ten. Das Nähere regelt der Nutzerausschuss.

3.3.	Verantwortlicher Organisator für die Durchführung der Sitzungen des Nutzeraus-
schusses ist die Luftfahrtbehörde oder der Flugplatzunternehmer, soweit ihm die 
Luftfahrtbehörde diese Aufgaben übertragen hat.

3.4.	Der Organisator ist zuständig für die Erstellung von Einladung, Tagesordnung und 
Niederschrift der Sitzungen des Nutzerausschusses sowie für die Bereitstellung des 
Sitzungsraumes. Die Einladung zu den Sitzungen erfolgt schriftlich mit einer Frist 
von drei Wochen, es sei denn, der Vorsitzende hält eine kürzere Frist für geboten. 
Der Termin der Sitzung wird im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden festgelegt. Die 
Niederschrift ist vom Leiter der Sitzung zu unterzeichnen.

3.5.	Die Sitzung des Nutzerausschusses wird vom Organisator mindestens einmal im 
Jahr einberufen. Sie muss vom Organisator einberufen werden, wenn
– �die Mitwirkung des Nutzerausschusses gemäß Ziffer 1.1 dieser Anforderungen er-

forderlich ist oder
– �dies schriftlich unter Angaben des Zwecks und der Gründe von mehr als einem 

Viertel der Mitglieder des Nutzerausschusses verlangt wird oder
– �der Vorsitzende aus anderen Gründen die Einberufung für erforderlich hält.
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4.	 Beschlussfassung
3.1.	Beschlüsse einschließlich Wahlen können nur gefasst werden, wenn die geplante 

Beschlussfassung mit der Tagesordnung vorab bekannt gemacht worden ist.
3.2.	Der Nutzerausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder 

auf der Sitzung vertreten sind.
3.3.	Ist Beschlussfähigkeit nicht gegeben, beruft der Vorsitzende eine neue Sitzung mit 

dem gleichen Gegenstand ein. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschiene-
nen Mitglieder beschlussfähig.

3.4.	Die Beschlussfassung zur Wahl des Vorsitzenden und seiner Stellvertreter sowie zur 
Geschäftsordnung erfolgt mit der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Nut-
zerausschusses. Änderungen der Geschäftsordnung bedürfen der Zustimmung von 
zwei Dritteln der Mitglieder. Bei einer Entscheidung über die Geschäftsordnung ist 
eine Vertretung mit Ausnahme der Vertretung gem. Ziffer 2.2 nicht zulässig.

3.5.	Alle anderen Beschlüsse werden aufgrund von Stimmrechten, deren Gewichtung 
sich am Anteil des entsprechenden Nutzers am Gesamtverkehrsaufkommen der 
letzten abgeschlossenen Flugplanperiode dieses Flugplatzes orientiert, gefasst. Ein 
einzelner Nutzer oder ein Mitglied gem. Ziffer 2.2 darf dabei nicht mehr als 49 % der 
Stimmanteile auf sich vereinigen.

Das Nähere regelt der Nutzerausschuss.
5.	 Kosten

5.1	 Jedes Mitglied trägt seine Kosten selbst. Die Auslagen für Organisation, Vorlagen 
und Abwicklung werden auf die Mitglieder umgelegt.

Das Nähere zum Umlageverfahren regelt der Nutzerausschuss.
6.	 Nutzerausschüsse bei kleineren Flugplätzen
	� Die zuständigen Luftfahrtbehörden können für Flugplätze mit weniger als 2 Millionen 

Fluggästen im Jahr vereinfachte Regelungen treffen, mit denen die Rechte der Nut-
zer auf andere Weise sichergestellt werden. Diese Regelungen müssen dem Sinn der 
BAD-Verordnung und der vorstehen den Anforderungen an eine Geschäftsordnung ent-
sprechen.
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Anlage 5 
(gem. § 3 Abs. 2 BADV)

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen Frank-
furt (FRA) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 BADV) jeweils fest-
gelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3  Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen 

Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5.1  Lotsen 2 2
5.2  Unterstützen beim Parken 2 2
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger 2 2
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung Besatzung/

Fluggast/Gepäck 2 2

5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/

Getränken unbegrenzt

7  Betankungsdienste unbegrenzt
 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
München (MUC) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 BADV) jeweils 
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3  Gepäckabfertigung 2 2
4 �� Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen 

Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5.1 � Lotsen 2 2
5.2 � Unterstützen beim Parken 2 2
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger 2 2
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung Besatzung/

Fluggast/Gepäck 2 2

5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/

Getränken 4 4

7 � Betankungsdienste 2 2
 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.
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Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen 
Düsseldorf (DUS) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 BADV)  
jeweils festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen Flugplatz und Flugzeug)
4.1 � in Bezug auf Fracht: ohne Zolllagerbetrieb 2 2
4.2 �� in Bezug auf Post: Postabfertigung entfällt
5.1 � Lotsen 2 2
5.2 � Unterstützen beim Parken 2 2
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger Unbegrenzt 6
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung Besatzung/

Fluggast/Gepäck 2 2

5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von  

Nahrungsmitteln/Getränken 2 4

7 � Betankungsdienste
7.1 � Be- und Enttanken 2 4
7.2 � das Nachfüllen von Öl und anderen Flüssigkeiten Unbegrenzt Unbegrenzt

 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen Tegel 
(TXL) bei den. folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 BADV) jeweils festgelegt 
auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen 

Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5.1 � Lotsen
\ \
\ \
\ \

} 2 } 2
/ /
/ /

5.2 � Unterstützen beim Parken
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung Besatzung/

Fluggast/Gepäck
5.5 � Anlassen/Triebwerke
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/

Getränken 2 3

7 � Betankungsdienste. 2 8
 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.
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Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Hamburg (HAM) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 BADV) jeweils 
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3  Gepäckabfertigung 2 2
4  Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen Flugplatz und Flugzeug)
4.1  in Bezug auf Fracht: 2 2
4.2  in Bezug auf Post: 2 2
5.1  Lotsen 2 2
5.2  Unterstützen beim Parken 2 2
5.3  Kommunikation Flugzeug/Dienstleister unbegrenzt
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung Besatzung/

Fluggast/Gepäck 2 2

5.5  Anlassen/Triebwerke 3 2
5.6  Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/

Getränken 2 4

7  Betankungsdienste 2 2
 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Stuttgart (STR) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 BADV) jeweils 
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3  Gepäckabfertigung 2 2
4  Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen Flugplatz und Flugzeug
4.1  Fracht 2 2
4.2  Post 2 2
5.1  Lotsen 2 2
5.2  Unterstützen beim Parken 2 2
5.3  Kommunikation Flugzeug/Abfertiger unbegrenzt unbegrenzt
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung Fluggast/

Gepäck 2 2

 ausgenommen Beförderung Besatzung unbegrenzt unbegrenzt
5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/

Getränken unbegrenzt unbegrenzt

7 � Betankungsdienste
7.1 � Be- und Enttanken 2 3
7.2 � Nachfüllen Öl und andere Flüssigkeiten 2 3

 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.
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Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen Köln/
Bonn (CGN) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 BADV) jeweils 
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4. � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung 

zwischen Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5.1 � Lotsen 2 2
5.2 � Unterstützen beim Parken 2 2
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger 2 2
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung Besatzung/ 

Fluggast/Gepäck 2 2

5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/ 

Getränken 2 2

7 � Betankungsdienste 2 2
 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Hannover (HAJ) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 BADV)  
jeweils festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 Gepäckabfertigung 2 2
4 �Fracht- und Postabfertigung – (Beförderung 

zwischen Flugplatz und Flugzeug 2 2

5.1 � Lotsen 2 2
5.2 � Unterstützen beim Parken· 2 2
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger 2 2
5.4 �� Be- und Entladung sowie Beförderung Besatzung/

Fluggast/Gepäck 2 2

5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/ 

Getränken 2 3

7 � Betankungsdienste 2 8
 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.
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Die Zahl der zuzulassenden 1 elbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Nürnberg (NUE) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 BADV) jeweils 
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 ADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung, (Beförderung zwi-

schen Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5.1 � Lotsen 2 2

5.2 � \ Unterstützen beim Parken 
}

5.3 � / Kommunikation Flugzeug/Abfertiger

 \
 }  2
 /

 \
 }  2
 /

5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung Besatzung/ 
Fluggast/Gepäck 2 2

5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 3 3
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/

Getränken 4 4

7 � Betankungsdienste 3 3
 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Leipzig (LEJ) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 BADV) jeweils  
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger*

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen 

Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5 Vorfelddienste 2 2
7 � Betankungsdienste 2 2
Anmerkung: *Bestimmungen für Drittabfertiger gelten erst ab Jahr 2001.

 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.
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Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Berlin-Schönefeld (SXF) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 BADV) 
jeweils festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger*

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen 

Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5.1 � Vorfelddienste bis 5.6 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/

Getränken 2 3

7 � Betankungsdienste 2 5
Anmerkung: *Bestimmungen für Drittabfertiger gelten erst ab Jahr 2001.

 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Dresden (DRS) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 BADV)  
jeweils festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger*

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen 

Flugplatz und Flugzeug 2 2

5 � Vorfelddienste 2 2
7 � Betankungsdienste 2 2
Anmerkung: *Bestimmungen für Drittabfertiger gelten erst ab Jahr 2001.

 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.
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Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Bremen (BRE) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 BADV) jeweils 
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger*

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen 

Flugplatz und Flugzeug 2 2

5.1 � Lotsen 2 2
5.2 � Unterstützen beim Parken 2 2
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger unbegrenzt
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung Besatzung/

Fluggast/Gepäck 2 2

5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/

Getränken 3 3

7 � Betankungsdienste 2 3
Anmerkung: *Bestimmungen für Drittabfertiger gelten erst ab Jahr 2001.

 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Münster/Osnabrück (FMO) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 
BADV) jeweils festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 entfällt
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen 

Flugplatz und Flugzeug) 2 entfällt

5.1 � Lotsen 2 entfällt
5.2 � Unterstützen beim Parken 2 entfällt
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger 2 entfällt
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung Besatzung/

Fluggast/Gepäck 2 entfällt

5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 entfällt
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 3 entfällt
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/

Getränken 3 entfällt

7 � Betankungsdienste 3 entfällt
 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.
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Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen 
Tempelhof (THF) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gem. Anlage 1 BADV) je-
weils festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV
Zahl  

Selbst- 
abfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen 

Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5.1 � Lotsen \ \
\ \
\ \

} 2 } 2
/ /
/ /

5.2 � Unterstützen beim Parken
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung  

Besatzung/Fluggast/Gepäck
5.5 � Anlassen/Triebwerke
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/

Getränken 2 3

7 � Betankungsdienste 2 3
 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang nicht geöffnet ist.
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Artikel 2

Die Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung vom 14. Februar 1984 (BGBI. 1 S. 346), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 23. Mai 1996 (BGBI. 1 S. 702), wird wie folgt geändert: 

Abschnitt V des Gebührenverzeichnisses (Anlage zu § 2 Abs. 1) wird wie folgt geändert:

1. � Nummer 8 wird wie folgt neu gefasst: 
„8. Genehmigung der Benutzungsordnung einschließlich der Antragsstattgaben nach 
§ 6 Abs. 1 BADV sowie der Regelung der Entgelte oder entsprechende Änderungsgeneh-
migungen

	 a) für Flughäfen (§ 43 Abs. 1 LuftVZO)� 500 bis 20.000 DM
	 b) für Landeplätze (§ 43 Abs. 1, § 53 Abs. 1 LuftVZO)� 50 bis 2.000 DM

2. � Nach Nummer 15 werden folgende Nummern 16, 17, 18, 19 und 20 angefügt: 
„16. Antragsstattgaben im Rahmen des § 19c Abs. 3 LuftVG i.V.m § 3 Abs. 4 BADV ein-
schließlich Auslagen für Gutachten 

	 a) �für Flughäfen (§ 43 Abs. 1 LuftVZO),. die die Schwellen  
nach § 1 Abs. 1 Ziffer 2 BADV überschreiten� 100.000 bis 2.000.000 DM

	 b) �für Flughäfen (§ 43 Abs. 1 LuftVZO), die die Schwellen  
nach § 1 Abs. 1 Ziffer 2 BADV nicht überschreiten� 25.000 bis 500.000 DM

	 c) für Landeplätze (§ 43 Abs. 1, § 53 Abs. 1 LuftVZO)� 2.000 bis 20.000 DM

17. � Antragsstattgaben im Rahmen des § 19c Abs. 3 LuftVG i.V.m § 3 Abs. 5 BADV einschließ-
lich Auslagen für Gutachten

	 a) �für Flughäfen (§ 43 Abs. 1 LuftVZO), die die Schwellen  
nach § 1 Abs. 1 Ziffer 2 BADV überschreiten� 50.000 bis 1.000.000 DM

	 b) �für Flughäfen (§ 43 Abs. 1 LuftVZO), die die Schwellen  
nach § 1 Abs. 1 Ziffer 2 BADV nicht überschreiten� 10.000 bis 250.000 DM

	 c) für Landeplätze (§ 43 Abs. 1, § 53 Abs. 1 LuftVZO)� 1.000 bis 10.000 DM

18. � Antragsstattgaben im Rahmen des § 19c Abs. 3 LuftVG i.V.m § 3 Abs. 7 BADV einschließ-
lich Auslagen für Gutachten 

	 a) für Flughäfen (§ LuftVZO) 43 Abs. 1� 2.000 bis 20.000 DM
	 b) für Landeplätze (§ § 53 Abs. 1 LuftVZO) 43 Abs. 1� 500 bis 5.000 DM

19. � Antragsstattgaben im Rahmen des § 19c Abs. 3 LuftVG i.V.m § 3 Abs. 8 BADV einschließ-
lich Auslagen für Gutachten

	 a) für Flughäfen (§ 43 Abs. 1 LuftVZO)� 1.000 bis 10.000 DM
	 b) für Landeplätze (§ 43 Abs. 1, § 53 Abs. 1 LuftVZO)� 250 bis 2.500 DM

20. � Antragsstattgaben im Rahmen des § 7 Abs. 1 und 5 BADV einschließlich Auslagen  
für Gutachten

	 a) für Flughäfen (§ 43 Abs. 1 LuftVZO)� 2.000 bis 20.000 DM
	 b) für Landeplätze (§ 43 Abs. 1, – 48 – § 53 Abs. 1 LuftVZO)� 1.000 bis 5.000DM
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Artikel 3

Die Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Der Bundesrat hat zugestimmt

Begründung

I.  Allgemeiner Teil

Die vorliegende Verordnung auf Grundlage des „Gesetzes über Bodenabfertigungsdienste 
auf Flugplätzen vom … (BADG)“ dient der Umsetzung der .Richtlinie 96/67/EG des Rates vom 
15. Oktober 1996 über den Zugang zum Markt der Bodenabfertigungsdienste auf den Flughä-
fen der Gemeinschaft“ in deutsches Recht. Die Richtlinie sieht eine Liberalisierung der Boden-
abfertigungsdienste auf Flugplätzen in der Weise vor, dass schrittweise ab dem 1. Januar 1998 
für Selbst- und Drittabfertiger eine volle Marktöffnung bei den landseitigen und eine ggfs. 
begrenzte Marktöffnung bei den luftseitigen Abfertigungsdiensten erfolgen soll.

Die Verordnung setzt die einzelnen Vorgaben der Richtlinie unter der Maßgabe um, dass 
den Flugplatzunternehmen eine möglichst weitgehende Öffnung des Bodenabfertigungs-
marktes zugunsten von Luftfahrtunternehmen und Dienstleistern auferlegt wird, ohne ihre 
bisherige unternehmerische Privatautonomie, d. h. ihre Planungs-, Betriebs-, Finanzierungs- 
und soziale Verantwortung, zu gefährden. Um die effiziente Nutzung der vorhandenen Flug-
platzkapazitäten zu sichern und einen sicheren Betrieb zu gewährleisten, sind – soweit es die 
Richtlinie zulässt – Beschränkungs- und. Ausnahmemöglichkeiten eingeräumt.

Nach Artikel 18 der Richtlinie können die Mitgliedstaaten unter Wahrung der Bestimmun-
gen des Gemeinschaftsrechts alle notwendigen Maßnahmen ergreifen, um den Schutz der 
Rechte der Arbeitnehmer sicherzustellen. Der Schutz der sozialen Belange der Arbeitnehmer, 
deren Arbeitsplätze auf einen Dienstleister oder Selbstabfertiger übergehen, ist grundsätz-
lich durch § 613a des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) und das Betriebsverfassungsgesetz 
gewährleistet. In den Fällen, in denen § 613a BGB keine Anwendung findet, wird dafür Sorge 
getragen, dass Dienstleister oder Selbstabfertiger Beschäftigte in den übergehenden Berei-
chen übernehmen. Dem Schutz der Beschäftigten auf Flugplätzen wird hierdurch Rechnung 
getragen, ohne damit das Liberalisierungsziel infrage zu stellen.

Ohne Abstriche wird der ordnungsgemäße und sichere Betrieb der Flugplätze sichergestellt! 
Der mit der BADV verbundene Mehraufwand soll durch zusätzliche Gebühreneinnahmen 
in voller Höhe gedeckt werden. Eine gleichzeitige Änderung der Kostenverordnung der Luft-
fahrtverwaltung (LuftKostV} ist mithin erforderlich.
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II. Zu den einzelnen Rechtsvorschriften

Zu Artikel 1 (BADV)

Zu § 1 (Anwendungsbereich)
Regelung dient der Umsetzung des Art. 1 Abs. 1 bis 3 der Richtlinie 96/67/EG des Rates vom 
15. Oktober 1996 über den Zugang zum Markt der Bodenabfertigungsdienste auf den Flug-
häfen der Gemeinschaft (BAD-Richtlinie). Die Regelungen der Richtlinie wie der Verordnung 
zielen auf eine schrittweise Öffnung des Marktes ab dem 1. Januar 1998.

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen)
Regelung dient der Umsetzung des Art. 2 der BAD-Richtlinie. Die Definitionen für die Begrif-
fe „Flughafensystem“, „Bodenabfertigungsdienste“, „Selbstabfertigung“ und „Dienstleister“ 
wurden zum teil wörtlich, jedenfalls aber Inhaltlich voll übernommen.

Die in der Richtlinie für den Begriff „Flughafen“ gegebene Definition konnte nicht übernom-
men werden, da der im deutschen Luftrecht verankerte Begriff „Flughafen“ entgegen dem 
Ziel der Richtlinie andere „Flugplätze“ aus dem Geltungsbereich aus nehmen würde. Der in 
der Richtlinie verwendete Begriff „Flughafen“ wurde daher durch den Begriff „Flugplatz“ er-
setzt.

Auf die Verwendung des Begriffs „Leitungsorgan“ wurde verzichtet, da die für diesen Begriff 
gegebene Definition auf den im deutschen Luftrecht (u. a. Luftverkehrsgesetz) verwendeten 
Begriff des Flugplatzunternehmers zutrifft.

Zu §3 (Bodenabfertigungsdienste)
Regelung fasst die Vorschriften der BAD-Richtlinienartikel 6, 7, 9 und 11 zur Marktöffnung für 
Selbstabfertiger und Dienstleister, zu Beschränkungen und Aus nahmen sowie zum Zustim-
mungsverfahren der Kommission zusammen, ohne die Inhalte zu verändern.

Absatz 1 fasst die Rechte der Selbstabfertiger und Dienstleister auf ungehinderten Markt-
zugang nach Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der BAD-Richtlinie zusammen. Verzichtet wurde 
auf Übernahme einer möglichen Vorschrift nach Art. 6 Abs. 1 Satz 2, dass in Deutschland nur 
in der Gemeinschaft niedergelassene Dienstleister Bodenabfertigungsdienste anbieten dür-
fen. Eine derartige Beschränkung entspricht nicht der angestrebten Internationalität und 
Gleichbehandlung im Luftverkehrsmarkt und würde insbesondere im nordatlantischen Luft-
verkehr zu Problemen führen.

Absatz 2 räumt gemäß Art. 6 Abs. 2 und Art. 7 Abs. 2 der BAD-Richtlinie generelle (d. h. hier 
ohne nähere Begründung) Beschränkungsmöglichkeiten ein beiden besonders sensiblen, ka-
pazitäts- und leistungskritischen Bodenabfertigungsdiensten auf dem (luftseitigen) Vorfeld. 
Bei der Gepäckabfertigung, den Vorfelddiensten, den Betankungsdiensten sowie der Fracht- 
und Postabfertigung, soweit diese die konkrete Beförderung von Fracht und Post zwischen 
dem Flugplatz und dem Flugzeug bei der Ankunft, beim Abflug oder beim Transit betrifft, 
ergibt sich die Anzahl der im einzelnen berechtigten Selbstabfertiger und Dienstleister aus 
der Anlage 5. Bei Fehlen einer zahlenmäßigen oder sonstigen Festlegung aufgrund dieser 
Verordnung ist auf jedem Flugplatz mindestens zwei Selbstabfertigern und mindestens 
zwei Dienstleistern die Erbringung der oben genannten Dienste zu ermöglichen, wobei im 
Regelfall einer dieser Dienstleister auch weiterhin das Flugplatzunternehmen oder ein von 
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diesem beauftragtes Unternehmen sein wird. Um der teilweise bereits liberalisierten Situ-
ation auf den Flugplätzen in diesen Abfertigungsbereichen, in denen oft bereits jetzt mehr 
als ein weiterer Anbieter oder Selbstabfertiger tätig sein dürfen, Rechnung zu tragen, wurde 
die ‚Öffnungsformulierung‘ des Rates „… nicht weniger als zwei.“ durch die Formulierung „… 
mindestens zwei.“ in deutsches Recht umgesetzt. Den Flugplatzunternehmen wird es damit 
ermöglicht, ihre Abfertigungsorganisation gegebenenfalls auch mit mehr Selbstabfertigern 
und Dienstleistern zu gestalten. Dies entspricht auch dem Gedanken des § 19c Abs. 2 Satz 3 
LuftVG.

Absatz 3 Satz 1 übernimmt die Vorschrift aus Art. 6 Abs. 3 Satz 1 BAD-Richtlinie, die die Zu-
lassung eines sowohl vom Flugplatzunternehmer wie von einem dominieren den Luftfahrt-
unternehmen unabhängigen Dienstleisters ab dem Jahr 2001 vorsieht.

Absatz 4 dieser Verordnung entspricht den Vorschriften des Art. 9 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe b) 
und d) sowie des Art. 17 BAD-Richtlinie und räumt unter bestimmten Voraussetzungen Aus-
nahmen von der Marktöffnung oder sogar einen monopolistischen Vorbehalt ein. Damit 
kann sichergestellt werden, dass im sensiblen und kritischen Vorfeldbereich eine Marktöff-
nung nicht kapazitätsmindernd wirkt. Begrenzte Kapazitäten und die getätigten Investitio-
nen des Flugplatzunternehmers sollen im Gesamtinteresse des Luftverkehrs auch gegen ein 
Wettbewerbsinteresse möglichst effizient und sicher genutzt werden.

Absatz· 5 regelt die Ausnahmemöglichkeiten für andere als die Vorfeldbodenabfertigung-
dienste entsprechend Art. 9 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe a) und c) BAD-Richtlinie. Monopolvorbe-
halte werden dabei wegen geringerer Gefahr der Beeinträchtigung von Kapazität und Sicher-
heit nicht zugestanden.

Absätze 6 bis 8 der vorliegenden Verordnung fassen die unterschiedlichen zeitlichen Befris-
tungsregelungen der BAD-Richtlinie in Art. 9 sowie Art. 6 für Ausnahmen und Beschränkun-
gen übersichtlich zusammen.

Absatz 9 regelt das Verfahren, nach dem die gemäß Art. 9 Abs. 3 bis 5 BAD Richtlinie not-
wendige Zustimmung der Europäischen Kommission zu Ausnahme und Beschränkungs-
entscheidungen einzuholen ist Das Bundesministerium für Verkehr wird verpflichtet, die 
Zustimmung zu den Entscheidungen bei der Europäischen Kommission einzuholen, Flug-
platzunternehmer und Luftfahrtbehörden werden verpflichtet, die dazu notwendigen Unter-
lagen und Begründungen bereitzustellen.

Zu §4 (Trennung der Tätigkeitsbereiche)
Regelung dient der Umsetzung des Art. 4 BAD-Richtlinie. Damit soll sichergestellt werden, 
dass sich ein fairer Wettbewerb und Marktpreis entwickelt. Zur Kontrolle ist eine Trennung 
der Tätigkeitsbereiche bei allen Anbietern notwendig und nachzuweisen. Nicht übernom-
men wurde die Untersagung von .Finanzflüssen“ (Art. 4 Abs. 3 der BAD-Richtlinie) zwischen 
den Tätigkeitsbereichen, da damit auch die Aufnahme des Bodenabfertigungsbetriebs, die 
Bereitstellung von Anfangs- und Erweiterungs kapital, eine Darlehensgewährung, eine Ge-
winnabführung und andere Zahlungsvorgänge des Kapital- und Geschäftsverkehrs unmög-
lich gemacht würden. Verhindert werden sollen nur marktpreisverfälschende Subventionen, 
die aus dem Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung resultieren könnten, wenn sie 
aus Einnahmen aus Lande- und Abstellgebühren kommen.
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Zu §5 (Nutzerausschuss)
Regelung dient der Umsetzung des Art. 5 BAD-Richtlinie. Einzelheiten zur Geschäftsordnung 
ergeben sich aus Anlage 4. Die Luftfahrtbehörde wird verpflichtet, entsprechend Art. 5 Abs. 1 
BAD-Richtlinie zur konstituierenden Sitzung des Nutzerausschusses einzuladen. Ersatzweise 
kann diese Aufgabe dem Flugplatzunternehmer übertragen werden. Damit wird sicherge-
stellt, dass es auch tatsächlich zu einer Bildung des Nutzerausschusses kommt.

Zu §6 (Zentrale lnfrastruktureinrichtungen)
Regelung setzt Art. 8 BAD-Richtlinie um. Zentrale lnfrastruktureinrichtungen sind Anlagen 
oder Einrichtungen zur. Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten, die aufgrund ihrer Kom-
plexität oder aus Kosten- und Umweltschutzgründen nicht geteilt oder mehrfach geschaf-
fen werden können. Diese natürlichen Monopoleinrichtungen werden dem Wettbewerb 
entzogen. Die Festlegung der Zentralen lnfrastruktureinrichtungen erfolgt im Rahmen der 
Flugplatzbenutzungsordnung und ist damit genehmigungspflichtig.

Absatz 2 sieht vor, dass Dienstleistern und Selbstabfertigern eine Nutzungspflicht aufgege-
ben werden kann. Damit wird im Einzelfall verhindert, dass sich vom Flugplatzunternehmer 
nicht kontrollierte Umgehungen der Zentralen Einrichtungen entwickeln.

Absatz 3 soll sicherstellen, dass nicht nur die Inanspruchnahme der Zentralen lnfrastruktu-
reinrichtungen zu einer Entgeltpflicht führt, sondern auch die Vorhaltung dieser Einrichtun-
gen durch Entgelte abgedeckt werden kann. Kosten für die Vorhaltung und den Betrieb der 
Zentralen lnfrastruktureinrichtungen dürfen dann allerdings nicht an anderer Stelle durch 
Entgelte oder Gebühren abgedeckt sein.

Zu §7 (Auswahl der Dienstleister und der Selbstabfertiger)
Regelung dient der Umsetzung des Art. 11 Abs. 1 bis 3 mit Ausnahme der Buchstaben a) und b) 
sowie des Art. 7 Abs. 2, 2. Halbsatz BAD-Richtlinie.

Absatz 1 regelt die Auswahl der Dienstleister in den Fällen der beschränkten Marktöffnung. 
Das Auswahlverfahren soll allen Interessenten Transparenz über den geöffneten Markt ver-
schaffen und sicherstellen, dass auch die Auswahl der Dienstleister transparent und objektiv 
erfolgt. Daneben werden auch die Anforderungen für die Ausübung von Bodenabfertigungs-
diensten nachvollziehbar festgelegt. Die Mitwirkungsrechte des Nutzerausschusses und des 
Betriebsrates des Flugplatzunter nehmens beim Auswahlverfahren sind durch die vorherige 
Anhörung gesichert. So fern nach Satz 3 die Luftfahrtbehörde entscheidet, handelt es sich 
um Verwaltungsakte gegenüber dem Flugplatzunternehmer mit Drittwirkung gegenüber 
den Bewerbern. Diesen steht damit der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten offen.

Mit Absatz 2 wird Artikel 11 Absatz 2 der BAD-Richtlinie umgesetzt.

Absatz 3 regelt die Auswahl der Selbstabfertiger bei beschränkter Marktöffnung. Hinsichtlich 
der Mitwirkungsrechte der Beteiligten wird auf die Regelungen zur Auswahl der Dienstleis-
ter Bezug genommen.

Absatz 4 die Zeit, für die die jeweiligen Dienstleister und Selbstabfertiger längstens ausge-
wählt werden und dient damit der Umsetzung von Art. 11 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe d).

Absatz 5 bestimmt, dass bei vorzeitigem Ausscheiden eines Dienstleisters oder Selbstabferti-
gers die Neuauswahl nach dem gleichen Verfahren zu erfolgen hat.
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Zu §8 (Anforderungskriterien)
Regelung dient der Umsetzung des Art. 11 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben a) und b) so wie des Art. 18 
(„Schutz der Rechte der Arbeitnehmer“) der BAD-Richtlinie.

Absatz 1 bestimmt, dass Dienstleister und Selbstabfertiger die „Anforderungen für die Erbrin-
gung von Bodenabfertigungsdiensten“ (Anlage 3) zu erfüllen haben.

Absatz 2 hat Fragen des Übergangs der Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer vom Flugplatz-
unternehmen all Dienstleister und Selbstabfertiger zum Inhalt. Den Schutz der Rechte der 
Arbeitnehmer beim Übergang eines Unternehmens, Betriebes oder Betriebsteils auf einen 
anderen Inhaber regelt § 613 a BGB. Danach tritt bei einem Betriebsübergang der neue Inha-
ber in die Rechte und Pflichten aus den zum Zeit punkt des Übergangs bestehenden Arbeits-
verhältnissen ein.

Unter Zugrundelegung der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts und des Europäischen 
Gerichtshofs werden auf den weitaus überwiegenden Teil der aufgrund der Marktöffnung 
für die Bodenabfertigungsdienste erfolgenden Übergangsvorgänge die Voraussetzungen für 
die Anwendung des§ 613 a BGB vorliegen. Um auch in den Fällen, in denen gegebenenfalls 
§ 613 a BGB nicht anwendbar ist, für die Arbeitnehmer den Arbeitsplatz zu sichern, wird in 
Absatz 2 – auf der Grundlage des

§ 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3a) LuftVG – dem Flugplatzunternehmer das Recht eingeräumt, von ei-
nem Dienstleister oder Selbstabfertiger zu fordern beim Übergang von Bodenabfertigungs-
diensten die dort beschäftigten Arbeitnehmer zu übernehmen. In der Praxis darf dies jedoch 
nicht dazu führen, dass einem Dienstleister oder Selbstabfertiger, der die Übernahme von 
Arbeitnehmern ablehnt, der Marktzugang verwehrt wird. Kommt es zu einer Übernahme, 
hat der Flugplatzunternehmer die in Frage kommenden Arbeitnehmer nach sachgerechten 
Kriterien, insbesondere nach der von den Arbeitnehmern bisher ausgeübten Tätigkeit auszu-
wählen. Im Fall der Nichtübernahme findet§ 9 Abs. 3 Satz 3 Anwendung.

Soweit die Übertragungsvorgänge Betriebsänderungen nach dem Betriebsverfassungsge-
setz sind, finden die Bestimmungen der §§ 111 ff. des Betriebsverfassungsgesetzes Anwen-
dung (Unterrichtungs-, Beratungs- und Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates).

Nach Absatz 3 kann die Luftfahrtbehörde die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten 
von der Erfüllung eines Pflichtenhefts oder technischer Spezifikationen abhängig machen. 
Dem Nutzerausschuss wird insoweit ein Mitwirkungsrecht eingeräumt, als er vor Festlegung 
der aufgestellten Anforderungen anzuhören ist.

Absatz 4 regelt die sachgerechte, objektive, transparente und nicht diskriminierende Zusam-
menstellung und Anwendung der in den Absätzen 1 bis 3 aufgeführten Anforderungen.

Zu §9 (Zugang)
Absatz 1 enthält die Verpflichtung des Flugplatzunternehmers und des jeweiligen Dienstleis-
ters bzw. Selbstabfertigers zum Abschluss eines Vertrages über die Erbringung von Boden-
abfertigungsdiensten.

Absatz 2 dient der Umsetzung des Art. 16 der BAD-Richtlinie und gewährt Dienstleistern und 
Selbstabfertigern den für die Ausübung ihrer Tätigkeiten erforderlichen Zugang zu den Flug-
platzeinrichtungen.
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Die Erhebung eines Entgeltes in Absatz 3 richtet sich nach den in Art. 16 Abs. 3 der Richtlinie 
aufgestellten Kriterien. Durch den Begriff „Geschäftsgebühr“ ist der Flugplatzunternehmer 
berechtigt, auch Beiträge zur Gesamtfinanzierung des Flugplatzes geltend zu machen, bei-
spielsweise auch die Kosten für die Vorhaltung dieser Einrichtungen. Zu den Aufwendun-
gen, die der Flugplatzunternehmer bei der Festlegung der Höhe des Entgelts berücksichti-
gen kann, gehören auch Kosten, die dem Flugplatzunternehmer durch die Nichtübernahme 
von Arbeitnehmern durch den neuen Dienstleister oder Selbstabfertiger entstehen. Dies 
können u. a. Kosten aufgrund eines Interessenausgleichs oder eines Sozialplans nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz sein. Wie die Höhe des Entgelts insgesamt müssen sich auch die 
Höhe und das Anlastungsverfahren dieser geltend gemachten Aufwendungen nach sach
gerechten, objektivem, transparenten und nicht diskriminierenden Kriterien richten und sind 
damit im Sinne der Richtlinie überprüfbar. Durch die Regelung, dass die insbesondere durch 
die Nichtübernahme von Arbeitnehmern entstehenden notwendigen Aufwendungen in an-
gemessener Höhe berücksichtigt werden können, wird zusätzlich sichergestellt, dass auch 
dieser Teil des Entgelts nicht willkürlich mit der Wirkung eines Zugangshindernisses erhoben 
werden darf.

Zu§ 10 (Aufsicht und Betriebsablauf; Arbeitsschutz)
Regelung dient der Umsetzung der Art. 17 und 19 der BAD-Richtlinie. Sie legt fest, dass der 
ordnungsgemäße Betriebsablauf auf dem. Flugplatz durch einzelne Nutzer, Selbstabfertiger 
oder Dienstleister nicht wesentlich beeinträchtigt werden darf.

Absatz 4 stellt klar, dass jeder mit der Verordnung angesprochene Unternehmer, der Personen 
beschäftigt, für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz seiner Beschäftigten verantwort-
lich Ist. Besondere Bedeutung wird die Regelung des § 8 des Arbeitsschutzgesetzes erlangen, 
die Flugplatzunternehmer, Dienstleister und Selbstabfertiger zum Schutz der Beschäftigten 
zur Zusammenarbeit verpflichtet.

Zu §11 (Konsultationen)
Regelung dient der Umsetzung des Art. 13 der BAD-Richtlinie.

Zu§ 12 (Gegenseitigkeit)
Regelung dient der Umsetzung des Art. 20 der BAD-Richtlinie.

Zu§ 13 (Unterrichtung
Regelung dient der Umsetzung des Art. 1 Abs. 4 Satz 2 und Art. 22 der BAD Richtlinie.

Zu Anlage 1
Anlage dient der Umsetzung des Anhangs der BAD-Richtlinie und enthält das dort  
aufgeführte Verzeichnis der Bodenabfertigungsdienste.

Zu Anlage 2
Anlage enthält die Auswahl-Richtlinie des Bundesministeriums für Verkehr, die in den Fällen 
Anwendung findet, in denen aufgrund nicht unbeschränkter Möglichkeiten der Bodenabfer-
tigung nicht alle interessierten Dienstleister tätig werden können und daher eine Auswahl 
zu treffen ist(§ 7 Absatz 1 i.V.m. § 3 Absätze 2 bis 5). Der Flugplatzunternehmer kann diese Aus-
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wahl-Richtlinie auch bei der Auswahl der Selbstabfertiger nach § 7 Absatz 3 i.V.m. § 3 Absätze 
3 bis 5 anwenden. Die Richtlinie regelt in Abschnitt 1 die Grundsätze. des Auswahlverfahrens. 
Abschnitt 2 enthält die Einzelheiten der Festlegung der Bodenabfertigungsdienste nach Art 
und Umfang, des Teilnahmewettbewerbs sowie des Auswahlverfahrens.

Zu Anlage 3
Anlage dient der Konkretisierung von § 8 und enthält die Anforderungen an Unter nehmen 
für die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten. Sie richtet sich an alle Unternehmen, 
die auf einem Flugplatz Bodenabfertigungsdienste erbringen oder er bringen wollen. An-
lage trifft Aussagen über die Zuverlässigkeit von Unternehmen und der zur Führung der Ge-
schäfte bestellten Personen, die finanzielle Leistungsfähigkeit der Unternehmen und ihre 
fachliche Eignung. Darüber hinaus enthält sie in Abschnitt 2. A. Absatz 7 eine auf § 8 Abs. 3 
BADV beruhende Regelung zur Sicherung der Arbeitsplätze. Abschnitt B trifft Regelungen 
über die. Verpflichtung der im Rahmen der Bodenabfertigung tätigen Unternehmer, an der 
Erfüllung der in Rechtsvorschriften und sonstigen Regelungen vorgesehenen öffentlichen 
Leistungsverpflichtung, insbesondere der Betriebspflicht, mitzuwirken, geltende Vorschrif-
ten zum Schutz der Umwelt und der Arbeitnehmerrechte einzuhalten sowie technische und 
betriebliche Qualitätsanforderungen zu erfüllen. Als Maßstab dient dabei das vom Flugplatz-
unternehmer selbst gesetzte und erbrachte Niveau.

Zu Anlage 4
Anlage dient der Konkretisierung von § 5.

Zu Anlage 5
Anlage enthält die Festlegung der Anzahl der berechtigten Dienstleister und Selbstabfertiger 
auf einzelnen Flugplätzen für die in § 3 Abs. 2 Satz 1 BADV genannten Bodenabfertigungs-
dienste. Die jeweiligen Festlegungen sind allerdings nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der BADV eine andere Zahl festgelegt oder der 
Zugang nicht geöffnet ist.

Zu Artikel 2 (LuftKostV)
Die nach Richtlinie 96/67/EG vorgegebenen Verwaltungsentscheidungen, die in den Rege-
lungen § 6 Abs. 1 BADV sowie § 3 Abs. 4, 5, 7 und 8, § 7 Abs. 1 und 5 BADV umgesetzt sind, umfas-
sen Tatbestände, die bislang nicht Gegenstand der Kostenverordnung der Luftfahrtverwal-
tung (LuftKostV) sind. Um den Mehraufwand durch zusätzliche Gebühreneinnahmen decken 
zu können, sind entsprechende Gebührentatbestände in der LuftKostV festzulegen. Kosten 
werden dabei nur insoweit erhoben, als Amtshandlungen über den Rahmen der Tätigkeit der 
Fach- und Rechtsaufsicht hinausgehen.

Zu Ziffer 1 (Abschnitt V Nummer des Gebührenverzeichnisses)
Änderung wurde erforderlich, da die Genehmigung der Zentralen lnfrastruktureinrichtungen 
nach § 6 Abs. 1 BADV im Rahmen der Genehmigung der Flugplatzbenutzungsordnung nach 
§ 43 Abs. 1 LuftVZO bzw. § 43 Abs. 1, § 53 Abs. 1 LuftVZO erfolgt und daher der Gebührentatbe-
stand ergänzt und der Gebührenrahmen erhöht werden musste.

Zentrale lnfrastruktureinrichtungen sind erstmalig durch die BAD-Richtlinie definierte Ein-
richtungen, die sich aufgrund ihrer natürlichen Monopoleigenschaften einer Marktöffnung 
entziehen. Zunächst den Flugplatzunternehmern wird damit die neue Aufgabe auferlegt, 
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Einrichtungen dieser Art abzugrenzen, Innerbetrieblich zu verselbstständigen sowie bisher 
nicht bestehende Nutzungs- wie Entgeltregelungen zu entwickeln und diese in die Benut-
zungsordnung zu Integrieren. Die BAD-Richtlinie‚ bestimmt ausdrücklich in Artikel 8, dass 
Festlegungen dieser Art durch Verwaltungsentscheidungen zu erfolgen haben. Die zuständi-
ge Luftfahrtbehörde der Länder hat daher die Abgrenzung und die Nutzungsregelungen zu 
prüfen und zu genehmigen. Zur Klarstellung, dass diese neuen Verwaltungsaufgaben dem 
Aufgabenbereich der Genehmigung der Benutzungsordnung zuzurechnen sind, Ist die Er-
gänzung des Gebührentatbestands erforderlich. Der Gebührenrahmen von derzeit bis zu DM 
5.000 ist abgestellt auf Änderungsgenehmigungen, nicht jedoch auf diesen neuen Aufga-
benbereich, der für jede einzelne Zentrale lnfrastruktureinrichtung auf einem Flugplatz eine 
völlig neue Einbindung in die komplexe Benutzungsordnung er fordert. Da Anträge von bis 
zu vier Zentralen lnfrastruktureinrichtungen je Flugplatz zu erwarten sind, wurde der obere 
Gebührenrahmen auf das vierfache angehoben, der untere beibehalten.

Zu Ziffer 2 (Abschnitt V Nummern 16 bis 20 des Gebührenverzeichnisses)
Die durch die BADV erforderlichen Verwaltungsentscheidungen (§ 3 Abs. 4, 5, 7 und 8, § 7 Abs. 1 
und 5 BADV) werden bislang von der LuftKostV nicht erfasst. Entsprechende Gebührentat-
bestände sind daher einzufügen. Der jeweils angegebene Gebührenrahmen dient der Abde-
ckung des bei Bund und Ländern im Rahmen der erforderlichen Amtshandlungen entstehen-
den Verwaltungsaufwandes (Sach- und Personalaufwand) einschließlich Auslagen. Dabei ist 
gemäß § 3 Verwaltungskostengesetz (VwKostG) der wirtschaftliche Wert er der sonstige Nut-
zen der Amtshandlung zu berücksichtigen. Antragsablehnungen und die Rücknahme oder 
der Widerruf einer Amtshandlung fallen nach den Vorgaben in § 15 Abs. 2 VwKostG unter die 
allgemeine Gebührenregelung in Abschnitt VII Gebührennummer 32 des geltenden Gebüh-
renverzeichnisses zur LuftKostV.

Die Differenzierung der Gebührentatbestände nach Flugplatzgröße trägt dem wirt
schaftlichen Wert wie auch dem jeweils ,zu erwartenden Mehraufwand Rechnung. Der Um-
satz im Bodenabfertigungsmarkt liegt bei deutschen Verkehrsflughäfen zwischen ca. 3 und 
450 Mio DM jährlich je Flughafen. Je größer der Bodenabfertigungsmarkt ist, desto eher wird 
sich aus wirtschaftlichem Interesse ein Druck der Nutzer und Dienstleister auf eine Markt-
öffnung ergeben, was wiederum um so auf wendigere Verwaltungsentscheidungen und die 
häufigere Durchführung von (durch Flughafenunternehmen, Nutzern oder Dienstleistern 
veranlasste) Widerspruchsverfahren zur Folge haben wird.

Der jeweils ausgewiesene Gebührenrahmen umfasst auch den Mehraufwand, der durch Ver-
tretung einer Entscheidung gegenüber der Europäischen Kommission an- fallen kann, wenn 
deren Zustimmung gemäß Richtlinie eingeholt werden muss.

Erfahrungen aus einzelnen Wettbewerbsverfahren der Kommission gegen deutsche 
Flughafenunternehmen sowie aus im Sinne der Richtlinie vorgezogenen Umstruktu
rierungsmaßnahmen von Flugplatzunternehmern zeigen, dass der obere Gebührenrahmen 
von höchstens DM 2.000.000 als niedrig anzusehen ist. Der vorsichtig gesetzte Höchstrah-
men soll auf ein effizientes Verwaltungshandeln hinwirken.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)
Regelung legt fest, dass die Verordnung am Tage nach der Verkündung in Kraft tritt.
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Bundesrat� Drucksache 807/97 (Beschluss)

� 28.11.97

Beschluss des Bundesrates
Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen und zur Änderung weiterer 
luftrechtlicher Vorschriften

Der Bundesrat hat in seiner 719. Sitzung am 28. November 1997 beschlossen, der Verordnung 
gemäß Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes mit folgender Maßgabe zuzustimmen:

1. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 2 Satz 2 BADV)
In Artikel 1 ist in § 3 Abs. 2 Satz 2 das Wort „mindestens“ jeweils durch die Wörter „nicht weni-
ger als“ zu ersetzen.
Begründung:
Anpassung an die im Vermittlungsausschuss zum Gesetz über Bodenabfertigungsdienste 
auf Flugplätzen gefundene Fassung.

2. Zu Artikel 1 (§ 8 Abs. 3 BADV)
In Artikel 1 ist in § 8 der Absatz 3 wie folgt zu fassen: „(3) Die Luftfahrtbehörde kann über die 
Absätze 1 und 2 hinaus die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten von der Erfüllung der 
Anforderungen eines Pflichtenheftes oder technischer Spezifikationen abhängig machen. 
Der Nutzerausschuss ist vor deren Festlegung anzuhören.“
Begründung: 
Klarstellung des Gewollten.

Vertrieb: Bundesanzeiger Ver1agsgesellschaf1mbH, Postfach 1320, 53003 Bonn 
Telefon: 0228/3820840, Telefax: 0228/3820844, 1SSN 0720·2946

3. Zu Artikel 1 (Anlage 3 BADV)
In Artikel 1 sind in Anlage 3 Nr. 2 Buchstabe A Abs. 1 Buchstabe b die Wörter „arbeits-, arbeits-
schutz- und sozialrechtliche Pflichten“ durch die Wörter „arbeits-, arbeitsschutz- oder sozial-
rechtliche Pflichten“ zu ersetzen.
Begründung:
Notwendige Verschärfung der Zuverlässigkeitsvoraussetzungen.

4. Zu Artikel 1 (Anlage 3 BADV)
In Artikel 1 sind in Anlage 3 Nr. 2 Buchstabe A Abs. 5 Satz 1 die Wörter „oder vor Gestattungen 
gemäß § 7 Abs. 7 BADV“ zu streichen.
Begründung:
Der Tatbestand einer Gestattung ist in.§ 7 Abs. 2 Satz 2 BADV enthalten. Von einer Aufnahme 
des § 7 Abs. 2 BADV in die Formulierung der Nummer 2 Buchstabe A Abs. 5 Satz 1 der Anlage 3 
der BADV ist jedoch abzusehen. Andernfalls hätten auch Dienstleister, die der Flugplatzunter-
nehmer direkt oder indirekt beherrscht, oder Dienstleister, die den Flugplatzhalter direkt oder 
indirekt beherrschen, die Nachweise zu den Absätzen 1 bis 3 vorzulegen. Es ist sachgerecht, 
die Mutter- und Tochtergesellschaften insofern dem Flugplatzunternehmer gleichzustellen.
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5. �Zu Artikel 2 Nr. 2 (Abschnitt V Nr. 16 des Gebührenverzeichnisses – Anlage zu § 2 Abs. 1 Luft-
KostVO)

In Artikel 2 Nr. 2 ist in Nummer 16 des Abschnitts V des Gebührenverzeichnisses
	 a) in Buchstabe a die Ziffer „100.000“ durch die Ziffer „10.000“,
	 b) in Buchstabe b die Ziffer „25.000“ durch die Ziffer „2.500“ und
	 c) in Buchstabe c die Ziffer zu ersetzen. „2.000“ durch die Ziffer „200“ 
Begründung:
Die Absenkung des Gebührenrahmens soll in Vergleichbarkeit mit den anderen Gebühren-
vorschriften, wie z. B. für die Genehmigung von Flughäfen (Abschnitt V Nr.  1), der Möglich-
keit Rechnung tragen, dass den Erfordernissen entsprechend geringere Gebühren anfallen 
können.

6. �Zu Artikel 2 Nr. 2 (Abschnitt V Nr. 17 des Gebührenverzeichnisses – Anlage zu § 2 Abs. 1 Luft-
KostVO)

In Artikel 2 Nr. 2 ist in Nummer 17 des Abschnitts V des Gebührenverzeichnisses
	 a) in Buchstabe a die Ziffer„50.000“ durch die Ziffer „5.000“,
	 b) in Buchstabe b die Ziffer „10.000“ durch die Ziffer „1.000“ und
	 c) in Buchstabe c die Ziffer zu ersetzen. „1.000“ durch die Ziffer“100“
Begründung:
Die Absenkung des Gebührenrahmens soll in Vergleichbarkeit mit den anderen Gebühren-
vorschriften, wie z. B. für die Genehmigung von Flughäfen (Abschnitt V Nr.  1), der Möglich-
keit Rechnung tragen, dass den Erfordernissen entsprechend geringere Gebühren anfallen 
können.

7. �Zu Artikel 2 Nr. 2 (Abschnitt V Nr. 18 des Gebührenverzeichnisses – Anlage zu § 2 Abs. 1 Luft-
KostVO)

In Artikel 2 Nr. 2 ist in Nummer 18 des Abschnitts V des Gebührenverzeichnisses
	 a) in Buchstabe a die Ziffer „2.000“	durch die Ziffer „200“ und
	 b) in Buchstabe b die Ziffer zu ersetzen. „500“ durch die Ziffer „50“
Begründung:
Die Absenkung des Gebührenrahmens soll in Vergleichbarkeit mit den anderen Gebühren-
vorschriften, wie z. B. für die Genehmigung von Flughäfen (Abschnitt V Nr.  1), der Möglich-
keit Rechnung tragen, dass den Erfordernissen entsprechend geringere Gebühren anfallen 
können.

8. �Zu Artikel 2 Nr. 2 (Abschnitt V Nr. 19 des Gebührenverzeichnisses – Anlage zu § 2 Abs. 1 Luft-
KostVO)

In Artikel 2 Nr. 2 ist in Nummer 19 des Abschnitts V des Gebührenverzeichnisses
	 a) in Buchstabe a die Ziffer „1.000“ durch die Ziffer „100“ und
	 b) in Buchstabe b die Ziffer zu ersetzen. „250“ durch die Ziffer „50“
Begründung:
Die Absenkung des Gebührenrahmens soll in Vergleichbarkeit mit den anderen Gebühren-
vorschriften. wie z. B. für die Genehmigung von Flughäfen (Abschnitt V Nr.  1), der Möglich-
keit Rechnung tragen. dass den Erfordernissen entsprechend geringere Gebühren anfallen 
können.

9. Zu Artikel 2 Nr, 2 (Abschnitt V Nr. 20 des Gebührenverzeichnisses – Anlage zu § 2 Abs. 1 Luft-
KostVO)
In Artikel 2 Nr. 2 ist in Nummer 20 des Abschnitts V des Gebührenverzeichnisses
	 a) in Buchstabe a die Ziffer „2.000“ durch die Ziffer „200“ und
	 b) in Buchstabe b die Ziffer „1.000“ durch die Ziffer „100“ zu ersetzen.
Begründung
Die Absenkung des Gebührenrahmens soll in Vergleichbarkeit mit den anderen Gebühren-
vorschriften, wie z. B. für die Genehmigung von Flughäfen (Abschnitt V Nr.  l), der Möglich-
keit Rechnung tragen, dass den Erfordernissen entsprechend geringere Gebühren anfallen 
können.
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Anlage 7
V. � Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen  

(Bodenabfertigungsdienst-Verordnung – BADV)
Quelle: www.gesetze-im-internet.de

Vollzitat: „Bodenabfertigungsdienst-Verordnung vom 10. Dezember 1997 (BGBl. I S. 2885), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 6. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2442) geändert wor-
den ist“

Stand: � Zuletzt geändert durch Art. 1 V v. 06.12.2018 I 2442

Fußnote 
(+++ Textnachweis ab: 17.12.1997 +++) 
(+++ Amtlicher Hinweis des Normgebers auf EG-Recht:  
Umsetzung der EGRL 67/96 (CELEX Nr: 396L0067) +++)

Die V wurde als Artikel 1 der V v. 10.12.1997 I 2885 (BADV/LuftRÄndV) vom Bundesministerium 
für Verkehr, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft erlassen. Der Bundesrat hat zugestimmt. Die V ist gem. Art. 3 
dieser V mWv 17.12.1997 in Kraft getreten.

§ 1 Anwendungsbereich
(1)	 Diese Verordnung gilt für den Zugang zum Markt der Bodenabfertigungsdienste auf 

Flugplätzen in der Bundesrepublik Deutschland nach folgenden Modalitäten:
1.	 Die Bestimmungen für die Selbstabfertigung gelten ab dem 1. Januar 1998 und zwar, 

soweit es um die in § 3 Abs. 2 nicht genannten Bodenabfertigungsdienste geht, für 
jeden Flugplatz unabhängig vom Verkehrsaufkommen und, soweit es um die in § 3 
Abs. 2 genannten Bodenabfertigungsdienste geht, für solche Flugplätze, die jährlich 
mindestens eine Million Fluggäste oder 25.000 t Fracht zu verzeichnen haben.

2.	 Die Bestimmungen für Dienstleister gelten ab dem 1. Januar 1999 und nur für solche 
Flugplätze, die entweder jährlich mindestens drei Millionen Fluggäste oder 75.000 t 
Fracht zu verzeichnen haben oder aber in dem 1. April oder dem 1. Oktober des Vorjah-
res vorausgehenden Sechs-Monats-Zeitraum mindestens zwei Millionen Fluggäste 
oder 50.000 t Fracht zu verzeichnen hatten.

3.	 Unbeschadet der Nummer 1 gilt diese Verordnung ab dem 1. Januar 2001 für jeden 
Flugplatz, der jährlich mindestens zwei Millionen Fluggäste oder 50.000 t Fracht zu 
verzeichnen hat.

4.	 Erreicht ein Flugplatz eine der unter den Nummern 1 bis 3 genannten Frachtschwel-
len, jedoch nicht die entsprechende Fluggastschwelle, gelten die Bestimmungen 
dieser Verordnung nicht für die allein Fluggästen vorbehaltenen Bodenabferti-
gungsdienste.

5.	 Die Regelung des § 6 Abs. 1 Satz 2 gilt ab dem 1. Januar 1998.
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(2)	 Bei einem Flughafensystem ist diese Verordnung auf jeden einzelnen der Flughäfen ge-
sondert anzuwenden. Maßgeblich ist die jeweils gültige Fassung des Anhangs II der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2408/92 des Rates vom 23. Juli 1992 (ABl. EG Nr. L 240 S. 8) über den 
Zugang von Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft zu Strecken des innergemein-
schaftlichen Flugverkehrs.

§ 2 Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet das Wort

1.	 Flugplatz: 
		 jeden für den allgemeinen Verkehr genehmigten Flugplatz mit gewerblichem Luftver-

kehr,
2.	 Luftfahrtbehörde: 

die nach den jeweiligen Vorschriften zuständige Behörde,
3.	 Nutzer:
		 jede natürliche oder juristische Person, die gewerbsmäßig Fluggäste, Post oder Fracht 

auf dem Luftweg von oder zu dem betreffenden Flugplatz befördert,
4.	 Bodenabfertigungsdienste: 

die von einem Nutzer auf einem Flugplatz erbrachten Dienste nach Anlage 1,
5.	 Dienstleister:
		 jede natürliche oder juristische Person einschließlich des Flugplatzunternehmers, die 

einen oder mehrere Bodenabfertigungsdienste für Dritte erbringt,
6.	 Selbstabfertigung:
		� den Umstand, dass sich ein Nutzer unmittelbar selbst einen oder mehrere Bodenab- 

fertigungsdienste erbringt, ohne hierfür mit einem Dritten einen Vertrag über die Er-
bringung solcher Dienste zu schließen. Im Sinne dieser Definition gelten nicht als Dritte 
in ihrem Verhältnis zueinander Nutzer, von denen einer an dem anderen eine Mehr-
heitsbeteiligung hält oder bei denen ein und dieselbe Körperschaft an jedem von ihnen 
eine Mehrheitsbeteiligung hält,

7.	 Drittland:
		� jeden Staat, der weder Mitgliedstaat der Europäischen Union noch Vertragsstaat eines 

den Luftverkehr betreffenden Abkommens mit der Europäischen Union ist.

§ 3 Bodenabfertigungsdienste
(1)	 Der Flugplatzunternehmer hat Selbstabfertigern und Dienstleistern die Erbringung von 

Bodenabfertigungsdiensten zu ermöglichen.
(2)	 Bei der Gepäckabfertigung, den Vorfelddiensten, den Betankungsdiensten sowie der 

Fracht- und Postabfertigung, soweit diese die konkrete Beförderung von Fracht und Post 
zwischen dem Flugplatz und dem Flugzeug bei der Ankunft, beim Abflug oder beim 
Transit betrifft, ergibt sich die Anzahl der im Einzelnen berechtigten Selbstabfertiger 
und Dienstleister aus der Anlage 5. Fehlt für einen Flugplatz eine solche zahlenmäßige 
oder sonstige Festlegung aufgrund dieser Verordnung, ist auf diesem Flugplatz jeweils 
nicht weniger als zwei Selbstabfertigern und nicht weniger als zwei Dienstleistern die 
Erbringung der in Satz 1 aufgeführten Bodenabfertigungsdienste zu ermöglichen.

(3)	 Spätestens zum 1. Januar 2001 ist die Erbringung der in Absatz 2 genannten Bodenab-
fertigungsdienste wenigstens einem Dienstleister zu ermöglichen, der weder durch den 
Flugplatzunternehmer, noch durch einen Nutzer, der mehr als 25 vom Hundert der auf 
dem Flugplatz registrierten Fluggäste oder Fracht befördert, noch durch eine Stelle be-
herrscht wird, die diesen Flugplatzunternehmer oder einen solchen Nutzer beherrscht 
oder ihrerseits von einem der beiden beherrscht wird.
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(4)	 Falls besondere Platz- oder Kapazitätsgründe, insbesondere im Zusammenhang mit der 
Verkehrsdichte und dem Grad der Nutzung der Flächen auf einem Flugplatz, es erfor-
dern, kann die Abfertigung bei den in Absatz 2 genannten Bodenabfertigungsdiensten 
einem einzigen Dienstleister vorbehalten werden. Aus den in Satz 1 genannten Gründen 
kann auch eine Selbstabfertigung untersagt oder einem einzigen Nutzer vorbehalten 
werden.

(5)	 Für andere als die in Absatz 2 genannten Bodenabfertigungsdienste kann bei Vorliegen 
der in Absatz 4 Satz 1 genannten Gründe die Zahl der Selbstabfertiger und Dienstleister 
auf nicht weniger als zwei beschränkt werden.

(6)	 Beschränkungen nach Absatz 4 Satz 1 sind auf zwei Jahre zu befristen, Beschränkungen 
nach Absatz 4 Satz 2 und nach Absatz 5 auf drei Jahre.

(7)	 Beschränkungen nach Absatz 4 Satz 1 können einmalig um weitere zwei Jahre, Beschrän-
kungen nach Absatz 4 Satz 2 und nach Absatz 5 um jeweils drei Jahre verlängert werden.

(8)	 Die in Absatz 3 getroffenen Regelungen können bis zum 31. Dezember 2002 ausgesetzt 
werden.

(9)	 Beschränkungen nach den Absätzen 4 und 5, deren Verlängerung nach Absatz 7 sowie 
eine Aussetzung nach Absatz 8 bedürfen der vorherigen Zustimmung der Europäischen 
Kommission. Die Zustimmung wird durch das Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur spätestens drei Monate vor dem beabsichtigten Inkrafttreten der Be-
schränkung und in den Fällen des Absatzes 8 bis spätestens zum 1. Juli 2000 beantragt. 
Der Flugplatzunternehmer ist verpflichtet, dem Bundesministerium für Verkehr und di-
gitale Infrastruktur über die Luftfahrtbehörde die hierfür erforderlichen Unterlagen und 
Begründungen rechtzeitig zu übermitteln.

§ 4 Trennung der Tätigkeitsbereiche
(1)	 Jeder Dienstleiter muss zwischen dem Tätigkeitsbereich Bodenabfertigungsdienste auf 

einem Flugplatz und seinen übrigen Tätigkeitsbereichen eine strenge buchmäßige Tren-
nung entsprechend den im Handelsverkehr geltenden Gewohnheiten und Gebräuchen 
vornehmen. Jeder Flugplatzunternehmer, der als Dienstleister tätig ist, hat darüber hi-
naus nachzuweisen, dass der Tätigkeitsbereich Bodenabfertigungsdienste auf dem 
Flugplatz nicht durch andere Tätigkeitsbereiche, die mit der Erhebung von Lande- und 
Abstellgebühren auf diesem Flugplatz verbunden sind, subventioniert wird.

(2)	 Jeder Dienstleiter ist verpflichtet, der Luftfahrtbehörde durch einen Wirtschaftsprüfer 
jährlich die Einhaltung der Verpflichtungen nach Absatz 1 nachzuweisen.

§ 5 Nutzerausschuss
(1)	 Der Nutzerausschuss wird aus den Nutzern eines Flugplatzes gebildet. Der Nutzeraus-

schuss gibt sich eine Geschäftsordnung. Die in den „Anforderungen an eine Geschäfts-
ordnung“ (Anlage 4) enthaltenen Grundsätze sind hierbei zu beachten.

(2)	 Die Luftfahrtbehörde lädt die Nutzer zur konstituierenden Sitzung ein. Sie kann diese 
Aufgabe dem Flugplatzunternehmer übertragen.

§ 6 Zentrale Infrastruktureinrichtungen
(1)	 In der Flugplatzbenutzungsordnung werden die Zentralen Infrastruktureinrichtungen 

zur Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten, die aufgrund ihrer Komplexität oder 
aus Kosten- oder Umweltschutzgründen nicht geteilt oder in mehrfacher Ausführung 
geschaffen werden können, festgelegt. Dem Nutzerausschuss ist Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. Die Zentralen Infrastruktureinrichtungen werden vom Flugplatz-
unternehmer oder einem von ihm damit Beauftragten verwaltet und betrieben.

(2)	 In der Flugplatzbenutzungsordnung kann geregelt werden, dass die Dienstleister und 
Selbstabfertiger die Zentralen Infrastruktureinrichtungen zu nutzen haben.

230  | ANLAGE 7 – V. Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen



|  231

(3)	 Die Nutzung der Zentralen Infrastruktureinrichtungen kann mit der Entrichtung eines 
Entgelts verbunden werden. Die Höhe dieses Entgelts ist nach sachgerechten, objekti-
ven, transparenten und nichtdiskriminierenden Kriterien festzulegen.

§ 7 Auswahl der Dienstleister und der Selbstabfertiger
(1)	 In den Fällen des § 3 Abs. 2 bis 5 hat der Flugplatzunternehmer die Vergabe von Dienstleis-

tungen im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften auszuschreiben. Die Auswahl der 
Dienstleister erfolgt nach Anhörung des Nutzerausschusses durch den Flugplatzunter-
nehmer, wenn dieser selbst keine gleichartigen Bodenabfertigungsdienste erbringt und 
kein Unternehmen, das derartige Dienste erbringt, direkt oder indirekt beherrscht und in 
keiner Weise an einem solchen Unternehmen beteiligt ist. In allen anderen Fällen erfolgt 
die Auswahl der Dienstleister nach Anhörung des Nutzerausschusses, des Flugplatzunter-
nehmers und des Betriebsrates des Flugplatzunternehmens durch die Luftfahrtbehörde. 
Diese trifft ihre Entscheidung gegenüber dem Flugplatzunternehmer. Für die Ausschrei-
bung und das Auswahlverfahren gelten die in der Auswahl- Richtlinie (Anlage 2) nieder-
gelegten Grundsätze.

(2)	 Der Flugplatzunternehmer kann in den Fällen des § 3 Abs. 2 bis 5 selbst Bodenabferti-
gungsdienste erbringen, ohne sich dem Auswahlverfahren nach Absatz 1 unterziehen 
zu müssen. Er kann ferner ohne dieses Verfahren einem Dienstleister gestatten, statt 
seiner Bodenabfertigungsdienste zu erbringen, wenn er diesen Dienstleister direkt oder 
indirekt beherrscht oder von diesem Dienstleister direkt oder indirekt beherrscht wird.

(3)	 In den Fällen des § 3 Abs. 2 bis 5 sind die Selbstabfertiger nach sachgerechten, objekti-
ven, transparenten und nichtdiskriminierenden Kriterien auszuwählen. Absatz 1 Satz 2 
bis 5 gilt entsprechend. Werden die von Selbstabfertigern zu erbringenden Bodenabfer-
tigungsdienste durch den Flugplatzunternehmer im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften ausgeschrieben, gilt über Satz 1 hinaus Absatz 1 Satz 6 entsprechend.

(4)	 Die Dienstleister und die Selbstabfertiger werden für die Dauer von höchstens sieben 
Jahren ausgewählt.

(5)	 Wird ein Dienstleister oder ein Selbstabfertiger für einen Zeitraum von weniger als sie-
ben Jahren ausgewählt oder stellt ein Dienstleister oder ein Selbstabfertiger seine Bo-
denabfertigungstätigkeit vor Ablauf des Zeitraums ein, für den er ausgewählt wurde, 
erfolgt die Neuvergabe wie in den Fällen eines regulären Vertragsablaufs gemäß des 
Auswahlverfahrens nach Absatz 1. Dies gilt nicht, wenn die Tätigkeit nur zu einem un-
wesentlichen Teil aufgegeben wird.

§ 8 Anforderungskriterien
(1)	 Dienstleister und Selbstabfertiger haben die „Anforderungen für die Erbringung von 

Bodenabfertigungsdiensten“ (Anlage 3) zu erfüllen. In den Fällen des § 3 Abs. 2 bis 5 sind 
diese Anforderungen Bestandteil der Ausschreibung und des Auswahlverfahrens nach 
§ 7.

(2)	 Die Luftfahrtbehörde kann darüber hinaus die Erbringung von Bodenabfertigungs-
diensten von der Erfüllung der Anforderungen eines Pflichtenheftes oder technischer 
Spezifikationen abhängig machen. Der Nutzerausschuss ist vor deren Festlegung anzu-
hören.

(3)	 Die nach den Absätzen 1 und 2 festgelegten Anforderungen, Kriterien, Betriebspflichten 
und technischen Spezifikationen müssen sachgerecht, objektiv, transparent und nicht-
diskriminierend zusammengestellt und angewendet werden. Sie müssen vom Flug-
platzunternehmer im Voraus bekannt gemacht werden.

(4)	 Dienstleister und Selbstabfertiger, die die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 erfüllen, 
werden sich bemühen, ihren Bedarf an Arbeitskräften mit Personen abzudecken, die un-
mittelbar vor Aufnahme der Bodenabfertigungsdienste durch den Dienstleister oder 
Selbstabfertiger entsprechende Tätigkeiten beim Flugplatzunternehmer ausgeübt haben.
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§ 9 Zugang
(1)	 Der Flugplatzunternehmer und der Dienstleister oder Selbstabfertiger sind verpflich-

tet, einen Vertrag über die Nutzung des jeweils erforderlichen und verfügbaren Teils des 
Flugplatzes und seiner Einrichtungen sowie die nach dieser Verordnung an den Flug-
platzunternehmer zu entrichtenden Entgelte und die nach § 8 von dem Dienstleister 
oder Selbstabfertiger zu erfüllenden Anforderungen abzuschließen.

(2)	 Der Flugplatzunternehmer sorgt dafür, dass der Zugang der aufgrund dieser Verord-
nung berechtigten Dienstleister und Nutzer zu Flugplatzeinrichtungen, soweit er für 
die Ausübung ihrer Tätigkeiten erforderlich ist, nicht ungerechtfertigt behindert wird. 
Knüpft der Flugplatzunternehmer den Zugang an Bedingungen, müssen diese sachge-
recht, objektiv, transparent und nichtdiskriminierend sein.

(3)	 Der Flugplatzunternehmer ist berechtigt, von den Dienstleistern und den Selbstabferti-
gern ein Entgelt für den Zugang, für die Vorhaltung und für die Nutzung seiner Einrich-
tungen zu erheben. Die Höhe dieses Entgelts ist nach Anhörung des Nutzerausschusses 
nach sachgerechten, objektiven, transparenten und nichtdiskriminierenden Kriterien 
festzulegen und darf im Sinne einer Geschäftsgebühr insbesondere zur Selbstfinanzie-
rung des Flugplatzes beitragen.

§ 10 Aufsicht und Betriebsablauf, Arbeitsschutz
(1)	 Die Nutzer, Dienstleister und Selbstabfertiger haben ihren Betrieb so einzurichten und zu 

gestalten, dass der ordnungsgemäße Betriebsablauf auf dem Flugplatz nicht beeinträch-
tigt wird.

(2)	 In der Flugplatzbenutzungsordnung kann geregelt werden, dass der Flugplatzunterneh-
mer berechtigt ist, in den Fällen, in denen der Betriebsablauf auf dem Flugplatz durch 
ein einem Dienstleister oder Selbstabfertiger zurechenbares Verhalten gefährdet oder 
gestört wird oder die Anforderungen nach § 8 nicht erfüllt werden, die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen. Dem jeweiligen Dienstleister oder Selbstabfertiger ist zuvor 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Hiervon unberührt bleibt das Recht des Flugplatz-
unternehmers zur fristlosen Kündigung des mit dem Dienstleister oder Selbstabfertiger 
bestehenden Vertragsverhältnisses.

(3)	 Maßnahmen im Rahmen der Luftaufsicht nach § 29 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes blei-
ben unberührt.

(4)	 Pflichten, die Flugplatzunternehmer, Dienstleister oder Selbstabfertiger zur Gewähr-
leistung von Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten bei der Arbeit nach 
sonstigen Rechtsvorschriften haben, bleiben unberührt.

§ 11 Konsultation
Der Flugplatzunternehmer hält mindestens einmal im Jahr eine gemeinsame Konsultation 
über die Anwendung dieser Verordnung mit dem Nutzerausschuss und den auf dem Flug-
platz tätigen Dienstleistern unter Beteiligung des Betriebsrates des Flugplatzunternehmers 
und der Luftfahrtbehörde ab.

§ 12 Gegenseitigkeit
(1)	 Wird festgestellt, dass ein Drittland Dienstleister und Selbstabfertiger, deren Unterneh-

men mehrheitlich im Eigentum von Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union ist, von Rechts wegen oder tatsächlich
1.	 nicht in einer dieser Verordnung vergleichbaren Weise oder
2.	 ungünstiger als inländische Dienstleister und Selbstabfertiger oder
3.	 ungünstiger als Dienstleister und Selbstabfertiger aus anderen Drittländern behan-

delt, ist das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur zu unterrichten.
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(2)	 Dieses kann, unbeschadet der internationalen Verpflichtungen der Europäischen Union, 
die Pflichten, die sich aus der Richtlinie 96/67/EG des Rates vom 15. Oktober 1996 gegen-
über den Dienstleistern und Nutzern dieses Drittlandes ergeben, im Einklang mit dem 
Gemeinschaftsrecht ganz oder teilweise aussetzen.

(3)	 Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur unterrichtet die Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften über Art und Ausmaß der Entscheidung.

§ 13 Unterrichtung
(1)	 Die Luftfahrtbehörde meldet dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-

struktur die unter diese Verordnung fallenden Flugplätze vor dem 1. Juni jeden Jahres 
mit Angaben zum jeweiligen Passagier- und Frachtaufkommen des abgelaufenen  
Kalenderjahres und des dem 1. April und dem 1. Oktober des Vorjahres vorausgehenden 
Sechs-Monats-Zeitraums.

(2)	 Die Luftfahrtbehörde stellt dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur auf dessen Anforderung hin Informationen zur Verfügung, die die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zur Erstellung eines Berichts über die Anwendung der 
Richtlinie 96/67/EG des Rates benötigt.

(3)	 Der Flugplatzunternehmer ist verpflichtet, der Luftfahrtbehörde die nach Absatz 2  
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen.

Anlage 1 (zu § 2 Nr. 4) Verzeichnis der Bodenabfertigungsdienste

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 1997, 2888 – 2889
1.	 Die administrative Abfertigung am Boden/Überwachung umfasst:

1.1	 die Vertretung bei und die Verbindungen zu den örtlichen Behörden und sonstigen 
Stellen, die im Auftrag des Nutzers getätigten Auslagen und die Bereitstellung von 
Räumlichkeiten für seine Vertreter,

1.2	 die Kontrolle der Verladung, der Nachrichten und der Telekommunikation,
1.3	 die Behandlung, Lagerung, Abfertigung und Verwaltung der Ladungen,
1.4	 alle sonstigen Überwachungsdienste vor, während und nach dem Flug sowie alle 

sonstigen vom Nutzer geforderten administrativen Dienste.
2.	 Die Fluggastabfertigung umfasst die gesamte Fluggastbetreuung beim Abflug, bei der 

Ankunft, während des Transits oder bei Anschlussflügen, insbesondere die Kontrolle der 
Flugscheine und der Reiseunterlagen sowie die Registrierung des Gepäcks und dessen 
Beförderung bis zu den Sortieranlagen.

3.	 Die Gepäckabfertigung umfasst die Behandlung des Gepäcks im Sortierraum, die Sor-
tierung des Gepäcks, seine Vorbereitung für den Abflug, das Be- und Entladen der Fahr-
zeuge oder Anlagen, mit denen das Gepäck zwischen Flugzeug und Sortierraum beför-
dert wird, sowie die Gepäckbeförderung zwischen Sortierraum und Ausgaberaum.

4.	 Die Fracht- und Postabfertigung umfasst:
4.1	 in Bezug auf die Fracht: bei Ein- und Ausfuhr sowie während des Transits die Behand-

lung der Fracht, die Bearbeitung der entsprechenden Unterlagen, die Zollformalitä-
ten und alle zwischen den Parteien vereinbarten oder umständehalber erforderli-
chen Sicherungsmaßnahmen;

4.2	in Bezug auf die Post: beim Eingang und Ausgang die Behandlung der Post, die  
Bearbeitung der entsprechenden Unterlagen und alle zwischen den Parteien ver- 
einbarten oder umständehalber erforderlichen Sicherungsmaßnahmen.
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5.	 Die Vorfelddienste umfassen:
5.1	 das Lotsen des Flugzeugs bei der Ankunft und beim Abflug*1),
5.2	die Unterstützung beim Parken des Flugzeugs und die Bereitstellung der entspre-

chenden Mittel*1),
5.3	 die Kommunikation zwischen dem Flugzeug und dem Dienstleister, der die vorfeld-

seitigen Dienste erbringt*1),
5.4	das Be- und Entladen des Flugzeugs, einschließlich Bereitstellung und Einsatz der 

erforderlichen Mittel sowie Beförderung der Besatzung und der Fluggäste zwischen 
Flugzeug und Abfertigungsgebäude, sowie Beförderung des Gepäcks zwischen Flug-
zeug und Abfertigungsgebäude,

5.5	 die Unterstützung beim Anlassen der Triebwerke und die Bereitstellung der entspre-
chenden Mittel,

5.6	das Bewegen des Flugzeugs beim Abflug und bei der Ankunft, die Bereitstellung und 
den Einsatz der erforderlichen Mittel,

5.7	 die Beförderung, das Ein- und Ausladen der Nahrungsmittel und Getränke in das 
bzw. aus dem Flugzeug.

6.	 Die Reinigungsdienste und der Flugzeugservice umfassen:
6.1	 die Innen- und Außenreinigung des Flugzeugs, den Toiletten- und Wasserservice,
6.2	die Kühlung und Beheizung der Kabine, die Beseitigung von Schnee und Eis vom 

Flugzeug, das Enteisen des Flugzeugs,
6.3	die Ausstattung der Kabine mit entsprechender Bordausrüstung und deren Lage-

rung.
7.	 Die Betankungsdienste umfassen:

7.1	 die Organisation und Durchführung des Be- und Enttankens einschließlich Lage-
rung, Qualitäts- und Quantitätskontrolle der Lieferungen,

7.2	 das Nachfüllen von Öl und anderen Flüssigkeiten.
8.	 Die Stationswartungsdienste umfassen:

8.1	 die routinemäßigen Abläufe vor dem Flug,
8.2	spezielle, vom Nutzer geforderte Tätigkeiten,
8.3	das Vorhalten und die Verwaltung des Wartungsmaterials und der Ersatzteile,
8.4	das Vorhalten einer Abstellposition und/oder einer Halle zur Durchführung der War-

tung.
9.	 Die Flugbetriebs- und Besatzungsdienste umfassen:

9.1	 die Vorbereitung des Fluges am Abflugflugplatz oder anderenorts,
9.2	die Hilfe während des Fluges, unter anderem bei einer während des Fluges gegebe-

nenfalls erforderlichen Änderung des Flugablaufs,
9.3	die Dienste nach dem Flug,
9.4	allgemeine Hilfsdienste für die Besatzung.

10.	 Die Transportdienste am Boden umfassen:
10.1	die Organisation und Abwicklung der Beförderung von Fluggästen, Besatzung, Ge-

päck, Fracht und Post zwischen verschiedenen Abfertigungsgebäuden eines Flug-
platzes, nicht jedoch Beförderungen zwischen dem Flugzeug und einem anderen Ort 
auf dem Gelände des gleichen Flugplatzes,

10.2	alle speziellen, vom Nutzer verlangten Beförderungsdienste.
11.	 Die Bordverpflegungsdienste (Catering) umfassen:

11.1	die Verbindungen mit den Lieferanten und der Verwaltung,
11.2	die Lagerung der Nahrungsmittel, der Getränke und des für die Zubereitung erfor-

derlichen Zubehörs,
11.3	die Reinigung des Zubehörs,
11.4	die Vorbereitung und Lieferung der Nahrungsmittel und Getränke sowie des ent-

sprechenden Zubehörs.

*1) Sofern diese Dienste nicht vom Flugverkehrskontrolldienst oder einer Zentralen Vorfeldkontrolle erbracht werden.
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Anlage 2 (zu § 7) 
Auswahl-Richtlinie des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 1997, 2889 – 2890

1.	 Grundsätze 
(1)	 Diese Auswahl-Richtlinie ist dann zugrundezulegen, wenn wegen beschränkter Mög-

lichkeiten der Bodenabfertigung nicht alle interessierten Dienstleister tätig werden 
können, die Bodenabfertigungsdienstleistungen daher auszuschreiben sind und eine 
Auswahl unter den Bewerbern zu treffen ist (§ 7 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 2 bis 5). Sie kann darü-
ber hinaus dann zugrunde gelegt werden, wenn wegen beschränkter Möglichkeiten der 
Bodenabfertigung eine Auswahl unter den interessierten Selbstabfertigern zu treffen 
ist (§ 7 Abs. 3 i.V.m. § 3 Abs. 2 bis 5).

(2)	 Die Verfahren nach dieser Auswahl-Richtlinie müssen sachgerecht, objektiv, transparent 
und nichtdiskriminierend durchgeführt werden.

(3)	 Der Nutzerausschuss und der Betriebsrat des jeweiligen Flugplatzunternehmens sind 
über den Auswahlentscheid zu unterrichten.

2.	 Verfahren 
2.1	 Festlegung der Bodenabfertigungsdienste nach Art und Umfang

(1)	 Der Flugplatzunternehmer hat die Bodenabfertigungsdienste, die er gemäß § 7 dem 
Markt der Bodenabfertigungsdienste öffnet, nach Art und Umfang zu bestimmen. Er 
kann dazu auch Bündelungen von Bodenabfertigungsdiensten, die in Anlage 1 auf-
geführt sind, vornehmen, wenn dies betrieblich geboten erscheint oder zur effizien-
ten Nutzung der Abfertigungskapazität notwendig ist.

(2)	 Der Flugplatzunternehmer kann die Erbringung der einzelnen oder gebündelten Bo-
denabfertigungsdienste von einzelnen oder allen der folgenden Begrenzungen ab-
hängig machen:
a)	 Erbringung nur in bestimmten Flugplatzbereichen,
b)	 Erbringung nur bei Nutzung bestimmter dafür ausgewiesener Abfertigungs- 

und Geräteabstellflächen,
c)	 Erbringung einer vorgegebenen Abfertigungsart,
d)	 Erbringung durch Selbstabfertiger und/oder Dienstleister.

(3)	 Der Flugplatzunternehmer unterrichtet den Nutzerausschuss und den Betriebsrat 
des Flugplatzunternehmens über seine nach den Absätzen 1 und 2 getroffene Ent-
scheidung, über die beabsichtigte Bekanntmachung, über die Grundzüge und we-
sentlichen Inhalte der Bewerbungsunterlage sowie über das von ihm vorgeschlage-
ne Auswahlverfahren mit den maßgeblichen Auswahlkriterien.

2.2	 Teilnahmewettbewerb
		 Der Flugplatzunternehmer hat die nach 2.1 festgelegten Bodenabfertigungsdienste im 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften zu veröffentlichen, so dass es jedem Inter-
essenten ermöglicht wird, sich zu bewerben. Die Veröffentlichung muss enthalten:

a)	 Name, Anschrift, Telefon-, Telegrafen-, Fernschreib- und Telefax-Nummer des 
Flugplatzunternehmers und gegebenenfalls des Dienstes, von dem zusätzliche 
Angaben erlangt werden können,

b)	 Kurzbeschreibung der Bodenabfertigungsdienste mit den wesentlichen Begren-
zungen,

c)	 möglicher Zeitpunkt der Aufnahme der Abfertigungstätigkeit,
d)	 angestrebte Vertragsdauer für die Abfertigungstätigkeit,
e)	 gegebenenfalls Hinweis auf Anforderungskatalog, Pflichtenheft und technische 

Spezifikationen,
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f)	 Einsendefrist für Bewerbung zur Teilnahme am Auswahlverfahren, Zeitpunkt der 
Einleitung und geschätzter Zeitpunkt des Abschlusses des Auswahlverfahrens,

g)	 Angaben darüber, wie das Auswahlverfahren festgelegt ist,
h)	 Angaben darüber, welche Kriterien maßgeblich für die Auswahl sind,
i)	 Zuschlagskriterien,
j)	 sonstige Angaben, wie zum Beispiel Referenzen,
k)	 Tag der Absendung der Bekanntmachung,
l)	 Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffent- 

lichungen der Europäischen Gemeinschaften.
2.3	 Auswahlverfahren

(1)	 Der Flugplatzunternehmer stellt den geeigneten Bewerbern die Bewerbungsunter-
lagen zur Verfügung und fordert sie auf, die erforderlichen Nachweise und Angaben 
innerhalb einer vorgegebenen Frist zu übermitteln.

(2)	 Die Bewerbungsunterlagen müssen neben den Angaben gemäß 2.1 und 2.2 auch An-
gaben darüber enthalten,
a)	 wie das Auswahlverfahren festgelegt ist und
b)	 welche Kriterien maßgeblich für die Auswahl sind,
c)	 Erbringung eines vorgegebenen Abfertigungsaufkommens oder 

-aufkommensanteils,
d)	 im Pflichtenheft nach § 8 Abs. 2 möglicherweise verbindlich vorgegebene techni-

sche und betriebliche Qualitätsanforderungen, wie etwa zur Einhaltung der 
Minimum Connecting Time.

(3)	 Die Bewertung und die Entscheidung über den Ausschluss nicht geeigneter Bewerber 
erfolgt in den Fällen, in denen der Flugplatzunternehmer selbst gleichartige Bodenab-
fertigungsdienste erbringt oder ein Unternehmen, das derartige Dienste erbringt, direkt 
oder indirekt beherrscht oder an einem solchen Unternehmen beteiligt ist, durch die 
Luftfahrtbehörde. Nicht geeignete Bewerber sind von ihrem Ausschluss zu unterrichten. 
Als nicht geeignet sind Bewerber anzusehen, die den Kriterien, die bereits in der Vorin-
formation veröffentlicht sind, nicht genügen oder die offensichtlich nicht die erforder-
liche Abfertigungsleistung erbringen können oder wollen.

(4)	 In den Fällen, in denen der Flugplatzunternehmer selbst keine gleichartigen Bodenab-
fertigungsdienste erbringt und kein Unternehmen, das derartige Dienst erbringt, direkt 
oder indirekt beherrscht und in keiner Weise an einem solchen Unternehmen beteiligt 
ist, öffnet der Flugplatzunternehmer nach Ablauf der Bewerbungsfrist die eingegan-
genen Bewerbungen und stellt eine Liste der Bewerber mit eingereichten Unterlagen 
zusammen. Ein Vertreter des Nutzerausschusses und ein Vertreter des Betriebsrates des 
Flugplatzunternehmens sind zu der Öffnung zugelassen. Diese haben jedoch keinen An-
spruch auf Einsicht in die Bewerbungsunterlagen. Der Flugplatzunternehmer bewertet 
die Bewerbungen anhand der vorher festgelegten maßgeblichen Bewertungskriterien. 
Der Nutzerausschuss ist anzuhören. Der Flugplatzunternehmer stellt die Auswahl fest 
und begründet seine Auswahlentscheidung. Die Auswahlentscheidung ist dem Nutzer-
ausschuss und dem Betriebsrat des Flugplatzunternehmens bekannt zu geben.

(5)	 In den Fällen, in denen der Flugplatzunternehmer selbst gleichartige Bodenabferti-
gungsdienste erbringt oder ein Unternehmen, das derartige Dienste erbringt, direkt 
oder indirekt beherrscht oder an einem solchen Unternehmen beteiligt ist, öffnet die 
Luftfahrtbehörde nach Ablauf der Bewerbungsfrist die eingegangenen Bewerbungen 
und stellt eine Liste der Bewerber mit eingereichten Unterlagen zusammen. Ein Vertre-
ter des Flughafenunternehmers, ein Vertreter des Nutzerausschusses und ein Vertreter 
des Betriebsrates des Flugplatzunternehmens sind zu der Öffnung zuzulassen. Diese 
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haben jedoch keinen Anspruch auf Einsicht in die Bewerbungsunterlagen. Die Luftfahrt-
behörde bewertet die Bewerbungen anhand der vorher festgelegten maßgeblichen 
Bewertungskriterien und trifft nach Anhörung des Nutzerausschusses, des Flugplatz-
unternehmers und des Betriebsrates des Flugplatzunternehmens die Auswahlentschei-
dung. Die Auswahlentscheidung ist dem Nutzerausschuss, dem Flugplatzunternehmer 
sowie den Bewerbern bekannt zu geben.

Anlage 3 (zu § 8) 
Anforderungen für die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 1997, 2890 – 2892

1.	 Anwendungsbereich
 	 Die „Anforderungen für die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten“ gelten für alle 

Unternehmer, die als Dienstleister oder Selbstabfertiger auf einem Flugplatz Bodenab-
fertigungsdienste erbringen oder erbringen wollen.

2.	 Anforderungen an die Erbringer von Bodenabfertigungsdiensten 
		 A.	� Zuverlässigkeit, finanzielle Leistungsfähigkeit, fachliche Eignung und Übernahme 

von Mitarbeitern
(1)	 Der Unternehmer und die zur Führung der Geschäfte bestellten Personen müssen 

zuverlässig sein. Die Zuverlässigkeit ist gegeben, wenn der Unternehmer und die zur 
Führung der Geschäfte bestellten Personen die Gewähr dafür bieten, dass der Be-
trieb den gesetzlichen Bestimmungen entsprechend geführt wird und die Beschäf-
tigten und die Allgemeinheit bei dem Betrieb des Unternehmens vor Schäden und 
Gefahren bewahrt bleiben. Die Zuverlässigkeit ist zu verneinen
a)	 bei einer rechtskräftigen Verurteilung wegen schwerer Verstöße gegen straf-

rechtliche Vorschriften einschließlich des Wirtschaftsstrafrechts;
b)	 bei schweren und wiederholten Verstößen gegen arbeits-, arbeitsschutz- oder 

sozialrechtliche Pflichten, gegen im Interesse der Verkehrs- und Betriebssicher-
heit erlassene Vorschriften oder gegen umweltschützende Vorschriften.

(2)	 Die finanzielle Leistungsfähigkeit des Unternehmens muss gewährleistet sein. Die 
finanzielle Leistungsfähigkeit ist gewährleistet, wenn die zur Aufnahme und ord-
nungsgemäßen Führung des Betriebes erforderlichen Mittel verfügbar sind. Die fi-
nanzielle Leistungsfähigkeit ist insbesondere nicht gewährleistet, wenn
a)	 erhebliche Rückstände an Steuern oder an Beiträgen zur Sozialversicherung be-

stehen, die aus unternehmerischer Tätigkeit geschuldet werden;
b)	 dem Flugplatzunternehmer gegenüber erhebliche Rückstände an Gebühren oder 

Entgelten, Mieten, Pachten oder aus anderen Zahlungsverpflichtungen bestehen, 
die aus der Nutzung des Flugplatzes und seiner Einrichtungen, einschließlich des 
Start-/Landebahnsystems, oder aus der vertraglichen Gestattung der Erbringung 
von Bodenabfertigungsleistungen geschuldet werden.
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(3)	 Der Unternehmer oder die zur Führung der Geschäfte bestellten Personen müssen 
fachlich geeignet sein. Fachlich geeignet ist, wer über die zur ordnungsgemäßen 
Führung eines Bodenabfertigungsunternehmens erforderlichen Kenntnisse verfügt. 
Eine fachliche Eignung kann entweder
a)	 durch Prüfung der Industrie- und Handelskammer „Geprüfter Flugzeugabferti-

ger“ und eine mindestens zweijährige leitende Tätigkeit in einem Unternehmen, 
das Bodenabfertigungsleistungen erbringt, oder

b)	 durch eine – den Prüfungsinhalten der Industrie- und Handelskammer vergleich-
bare – Qualifikation und eine mindestens zweijährige leitende Tätigkeit in einem 
Unternehmen, das Bodenabfertigungsleistungen erbringt, oder

c)	 durch eine mindestens fünfjährige leitende Tätigkeit in einem Unternehmen, das 
Bodenabfertigungsleistungen erbringt, nachgewiesen werden.

(4)	 Die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 sind bei Flugplatzunternehmern durch die 
Erteilung der Betriebsgenehmigung als erfüllt anzusehen.

(5)	 Die Nachweise zu den Absätzen 1 bis 3 sind von den übrigen Dienstleistern und den 
Selbstabfertigern in geeigneter Form bei Teilnahme am Auswahlverfahren gemäß 
§ 7 Abs. 1 und 3 vorzulegen. Sie sind als Vertragsbestandteil den Verträgen gemäß § 9 
Abs. 1 beizufügen. Der Flugplatzunternehmer ist berechtigt, während der Laufzeit 
des Vertrages bei personellen Änderungen oder bei begründeten Zweifeln an Anga-
ben zur Zuverlässigkeit und an Angaben zur fachlichen Eignung weitere geeignete 
Nachweise, bei begründeten Zweifeln an der finanziellen Leistungsfähigkeit eine ge-
eignete Aktualisierung der Nachweise zu fordern.

(6)	Bei Fehlern oder Wegfall der Voraussetzungen gemäß den Absätzen 1 bis 3 ist zu ver-
muten, dass der ordnungsgemäße Betriebsablauf gefährdet ist. § 10 ist anzuwenden.

(7)	 (weggefallen)

	 B. 	 Anforderung an Betrieb und Einsatz der Mitarbeiter
(1)	 Die Erbringer von Bodenabfertigungsleistungen haben sich nach Maßgabe der Ein-

teilung durch den Flugplatzunternehmer an der Erfüllung der in Rechtsvorschriften 
und Regelungen vorgesehenen öffentlichen Leistungsverpflichtung, insbesondere 
der Betriebspflicht, zu beteiligen. Den Rahmen für diese Beteiligung setzt das Pflich-
tenheft. Die Einteilung durch den Flugplatzunternehmer muss nichtdiskriminierend, 
objektiv und transparent vorgenommen werden.

(2)	 Dienstleister und Selbstabfertiger sind verpflichtet, geltende Umweltschutzvor-
schriften sowie behördliche Regelungen, insbesondere Genehmigungen und Plan-
feststellungen zu beachten. Der Flugplatzunternehmer ist verpflichtet, die anderen 
Dienstleister und die Selbstabfertiger auf die ihm bekannten einschlägigen Vor-
schriften und Regelungen sowie deren Änderung hinzuweisen oder ihnen diese 
gegen Erstattung der Kosten bekanntzumachen.

(3)	 Dienstleister und Selbstabfertiger haben sicherzustellen, dass ihre Mitarbeiter die 
Sicherheitsvorschriften und behördlichen Sicherheitsregelungen am Flugplatz ken-
nen und befolgen, soweit dies für die Ausübung ihrer Tätigkeiten notwendig ist. Sie 
haben auch sicherzustellen, dass eine dafür ausreichende Beherrschung der Deut-
schen Sprache bei den betreffenden Mitarbeitern gegeben ist. Sie bilden ihre Mit-
arbeiter auch mindestens in dem Rahmen aus und fort, wie er vom jeweiligen Flug-
platzunternehmen seinen Mitarbeitern bei entsprechenden Tätigkeiten vorgegeben 
wird.

(4)	 Die Bedienung und Handhabung von Abfertigungsgeräten und technischen Einrich-
tungen im Abfertigungsbereich darf ausschließlich durch geprüfte Flugzeugabferti-
ger oder Beschäftigte mit gleichwertigen Kenntnissen und Fertigkeiten erfolgen.
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(5)	 Die Einhaltung des Luftverkehrsgesetzes und der hierzu erlassenen Verordnungen, 
sowie der Gewerbeordnung muss sichergestellt sein. Gleiches gilt für die zwingen-
den Bestimmungen des Arbeitsrechts und die arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften, 
wie das Arbeitsschutzgesetz und die auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsver-
ordnungen, das Arbeitssicherheitsgesetz, das Arbeitszeitgesetz, das Jugendarbeits-
schutzgesetz, das Mutterschutzgesetz, die Arbeitsstättenverordnung, die Gefahr-
stoffverordnung und die Unfallverhütungsvorschriften, insbesondere die VBG 78 
und die GUV 5.8.

(6)	Vor Aufnahme von Bodenabfertigungstätigkeiten nach Anlage 1 ist dem Flugplatz-
unternehmer der Abschluss einer Haftpflichtversicherung nachzuweisen, die die 
Haftung des Dienstleisters oder Selbstabfertigers auf Schadensersatz wegen sol-
cher Schäden deckt, die diese in Ausführung der Dienstleistung einem anderen 
zufügen. Bedient sich der Dienstleister oder Selbstabfertiger zur Erledigung seiner 
Aufgaben eines anderen Dienstleisters, hat er nachzuweisen, dass dieser über die er-
forderliche Haftpflichtversicherung verfügt. Ist die Haftung des Dienstleisters oder 
Selbstabfertigers bereits durch eine Versicherung gedeckt, die der Nutzer unterhält, 
kann der Dienstleister oder Selbstabfertiger seiner Pflicht nach Satz 1 auch durch den 
Nachweis dieser Versicherung nachkommen. Ist die Haftung des Dienstleisters oder 
Selbstabfertigers bereits durch eine Versicherung gedeckt, die der Flugplatzunter-
nehmer unterhält, bedarf es des Nachweises nach Satz 1 nicht.

(7)	 Die nach Absatz 6 nachzuweisende Versicherung muss das mit der Tätigkeit jeweils 
verbundene Risiko angemessen decken. Die Mindestversicherungssumme beträgt
1.	 5 Millionen Euro für Dienstleistungen nach den Ziffern 1.1 und 1.3 der Anlage 1 

und, soweit sie nicht im nicht allgemein zugänglichen Bereich oder im sicher-
heitsempfindlichen Bereich des Flugplatzes ausgeführt werden, für Dienstleis-
tungen nach den Ziffern 1.2, 1.4, 2, 4.1 und 4.2, 8.1 bis 8.3, 9.1 bis 9.4, 10.1 und 10.2 
und 11.1 bis 11.4 der Anlage 1,

2.	 50 Millionen Euro für Dienstleistungen nach den Ziffern 1.2, 1.4, 2, 9.1 bis 9.4, 10.1 
und 10.2 und 11.1 bis 11.4 der Anlage 1, soweit sie im nicht allgemein zugänglichen 
Bereich oder im sicherheitsempfindlichen Bereich ausgeführt werden,

3.	 100 Millionen Euro für Dienstleistungen nach den Ziffern 3, 5.1 bis 5.7, 6.1 bis 6.3 
und 8.4 der Anlage 1 und, soweit sie im nicht allgemein zugänglichen Bereich 
oder im sicherheitsempfindlichen Bereich ausgeführt werden, für Dienstleistun-
gen nach den Ziffern 4.1 und 4.2 und 8.1 bis 8.3 der Anlage 1,

4.	 375 Millionen Euro für Dienstleistungen nach den Ziffern 7.1 und 7.2 der Anlage 1. 
Die nicht allgemein zugänglichen und sicherheitsempfindlichen Bereiche eines 
Flugplatzes bestimmen sich nach dessen Flughafenbenutzungsordnung oder 
dem Luftsicherheitsplan.

(8)	 Das Bestehen der Versicherung nach den Absätzen 6 und 7 ist dem Flugplatzunter-
nehmer jeweils bis zum 15. Januar eines jeden Jahres nachzuweisen. Der Versicherer 
und der Versicherungspflichtige haben dem Flughafenunternehmer jede Unterbre-
chung des Versicherungsschutzes sowie jede Beendigung des Versicherungsverhält-
nisses für die Haftpflichtversicherung des Dienstleisters oder Selbstabfertigers un-
verzüglich anzuzeigen. Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses oder 
des fehlenden oder nicht fristgemäßen Nachweises der Versicherung ist der Flugha-
fenunternehmer verpflichtet, seine vertraglichen Beziehungen zu dem Dienstleister 
oder Selbstabfertiger aus wichtigem Grund zu kündigen.

(9)	Erfolgt die Auswahl eines Bodenabfertigungsdienstleisters gemäß § 7 Abs. 1 Satz 3 
durch die Genehmigungsbehörde, gilt Absatz 6 entsprechend.

(10)	In begründeten Einzelfällen kann eine Abweichung von einzelnen Vorgaben des 
Pflichtenhefts vereinbart werden, sofern dies nicht eine Diskriminierung zufolge hat. 
Nutzerausschluss und Betriebsrat des Flugplatzunternehmens sind davon zu unter-
richten.
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(11)	Technische Spezifikationen zu Abfertigungsgeräten, zu im Flugplatzbereich genutz-
ten Fahrzeugen und Kommunikationsmitteln oder zu Schnittstellen bei Nutzung 
Zentraler Infrastruktureinrichtungen können als zusätzliche Anforderungen gestellt 
werden. In begründeten Einzelfällen kann eine Abweichung von einzelnen Vorgaben 
dieser Technischen Spezifikationen vereinbart werden, sofern dies nicht eine Dis-
kriminierung zufolge hat. Nutzerausschuss und Betriebsrat des Flugplatzunterneh-
mens sind davon zu unterrichten.

(12)	Der Flugplatzunternehmer kann von Dienstleistern und Selbstabfertigern angemes-
sene Kautionen oder Sicherheiten verlangen sowie Finanzierungs- oder Zahlungs-
bedingungen geltend machen, ohne dass hierdurch Marktzugangshindernisse ent-
stehen.

Anlage 4 (zu § 5) 
Anforderungen an eine Geschäftsordnung für den Nutzerausschuss

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 1997, 2892 – 2893
Die Geschäftsordnung, die sich der Nutzerausschuss eines Flugplatzes gemäß § 5 Abs. 1 zu 
geben hat, hat folgende Grundsätze zu beachten:

1.	 Aufgaben des Nutzerausschusses 
1.1	 Der Nutzerausschuss nimmt die ihm übertragenen Aufgaben gemäß der Bodenabferti-

gungsdienst- Verordnung wahr.
1.2	 Die Angelegenheiten werden durch Beschlussfassung in einer Versammlung der Nutzer 

geregelt.
1.3	 Kommt trotz ordnungsgemäßer Zuleitung einer Beschlussvorlage an den Nutzeraus-

schuss kein Beschluss zustande, gilt dies als Zustimmung zur Beschlussvorlage.

2.	 Mitglieder des Nutzerausschusses 
2.1	 Mitglied des Nutzerausschusses ist jeder Nutzer, der gewerbsmäßig Fluggäste, Post 

oder Fracht auf dem Luftweg von oder zu diesem Flugplatz befördert.
2.2	 Luftfahrtunternehmer gemäß 2.1, die ausschließlich Luftfahrzeuge mit unter 10 Tonnen 

Höchststartgewicht oder ohne Motorantrieb oder mit weniger als 20 Sitzplätzen be-
treiben oder die weniger als 10 Starts bzw. Landungen an diesem Flugplatz innerhalb 
der letzten abgeschlossenen Flugplanperiode aufweisen, können sich nur durch einen 
gemeinsamen Vertreter vertreten lassen. Dieser ist Mitglied des Nutzerausschusses.

2.3	 Jedes Mitglied kann entscheiden, ob es sich bei den Sitzungen des Ausschusses ver-
treten lassen möchte. Mit der Vertretung betraut werden können Mitglieder oder Luft-
fahrtorganisationen. Ein Vertreter darf nicht mehr als 49 vom Hundert der Stimmen auf 
sich vereinigen.

3.	 Organisation 
3.1	 Die Sitzungen des Nutzerausschusses werden vom Vorsitzenden bzw. im Verhinde-

rungsfall von seinem Stellvertreter geleitet.
3.2	 Der Vorsitzende und zwei Stellvertreter werden durch die Mitglieder aus ihrer Mitte für 

jeweils zwei Jahre gewählt. Sie vertreten den Nutzerausschuss gegenüber Dritten. Das 
Nähere regelt der Nutzerausschuss.

3.3	 Verantwortlicher Organisator für die Durchführung der Sitzungen des Nutzerausschus-
ses ist die Luftfahrtbehörde oder der Flugplatzunternehmer, soweit ihm die Luftfahrt-
behörde diese Aufgaben übertragen hat.
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3.4	 Der Organisator ist zuständig für die Erstellung von Einladung und Tagesordnung, für 
die schriftliche oder elektronische Protokollierung der Sitzungen des Nutzerausschus-
ses sowie für die Bereitstellung des Sitzungsraumes. Die Einladung zu den Sitzungen 
erfolgt schriftlich mit einer Frist von drei Wochen, es sei denn, der Vorsitzende hält eine 
kürzere Frist für geboten. Der Termin der Sitzung wird im Einvernehmen mit dem Vor-
sitzenden festgelegt. Die Niederschrift ist vom Leiter der Sitzung zu unterzeichnen.

3.5	 Die Sitzung des Nutzerausschusses wird vom Organisator mindestens einmal im Jahr 
einberufen. Sie muss vom Organisator einberufen werden, wenn

–– die Mitwirkung des Nutzerausschusses gemäß 1.1 erforderlich ist oder
–– dies schriftlich oder elektronisch unter Angabe des Zwecks und der Gründe von 

mehr als einem Viertel der Mitglieder des Nutzerausschusses verlangt wird oder
–– der Vorsitzende aus anderen Gründen die Einberufung für erforderlich hält.

4.	 Beschlussfassung 
4.1	 Beschlüsse einschließlich Wahlen können nur gefasst werden, wenn die geplante Be-

schlussfassung mit der Tagesordnung vorab bekanntgemacht worden ist.
4.2	 Der Nutzerausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder auf 

der Sitzung vertreten sind.
4.3	 Ist Beschlussfähigkeit nicht gegeben, beruft der Vorsitzende eine neue Sitzung mit dem 

gleichen Gegenstand ein. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mit-
glieder beschlussfähig.

4.4	 Die Beschlussfassung zur Wahl des Vorsitzenden und seiner Stellvertreter sowie zur 
Geschäftsordnung erfolgt mit der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Nutzer-
ausschusses. Änderungen der Geschäftsordnung bedürfen der Zustimmung von zwei 
Dritteln der Mitglieder. Bei einer Entscheidung über die Geschäftsordnung ist eine Ver-
tretung mit Ausnahme der Vertretung gemäß 2.2 nicht zulässig.

4.5	 Alle anderen Beschlüsse werden aufgrund von Stimmrechten, deren Gewichtung sich 
am Anteil des entsprechenden Nutzers am Gesamtverkehrsaufkommen der letzten 
abgeschlossenen Flugbahnperiode dieses Flugplatzes orientiert, gefasst. Ein einzelner 
Nutzer oder ein Mitglied gemäß 2.2 darf dabei nicht mehr als 49 vom Hundert der Stim-
menanteile auf sich vereinigen. Das Nähere regelt der Nutzerausschuss.

5.	 Kosten 
5.1	 Jedes Mitglied trägt seine Kosten selbst. Die Auslagen für Organisation, Vorlagen und 

Abwicklung werden auf die Mitglieder umgelegt. Das Nähere zum Umlageverfahren 
regelt der Nutzerausschuss.

6.	 Nutzerausschüsse bei kleineren Flugplätzen
 	 Die zuständigen Luftfahrtbehörden können für Flugplätze mit weniger als 2 Millionen 

Fluggästen im Jahr vereinfachte Regelungen treffen, mit denen die Rechte der Nutzer 
auf andere Weise sichergestellt werden. Diese Regelungen müssen dem Sinn der Bo-
denabfertigungsdienst-Verordnung und der vorstehenden Anforderungen an eine Ge-
schäftsordnung entsprechen.

ANLAGE 7 – V. Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen



242  |

Anlage 5 (zu § 3 Abs. 2)

(Fundstelle: BGBl. I 1997, 2893 – 2899, bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote)

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen 
Frankfurt (FRA) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 1) jeweils fest-
gelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV Zahl  
Selbstabfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung 

zwischen Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5.1 � Lotsen 2 2
5.2 � Unterstützen beim Parken 2 2
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger 2 2
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung 

Besatzung/Fluggast/Gepäck 2 2

5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von 

Nahrungsmitteln/Getränken unbegrenzt

7 � Betankungsdienste unbegrenzt
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang 
nicht geöffnet ist.

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
München (MUC) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 1) jeweils 
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV Zahl  
Selbstabfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung 

zwischen Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5.1 � Lotsen 2 2
5.2 � Unterstützen beim Parken 2 2
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger 2 2
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung 

Besatzung/Fluggast/Gepäck 2 2

5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von 

Nahrungsmitteln/Getränken 4 4

7 � Betankungsdienste 2 2
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang 
nicht geöffnet ist.
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Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Düsseldorf (DUS) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 1) jeweils 
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV Zahl  
Selbstabfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 3
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen Flugplatz und Flugzeug) �
4.1 � in Bezug auf Fracht ohne Zolllagerbetrieb 2 3

4.2 � in Bezug auf Post Postabferti-
gung entfällt

Postabferti-
gung entfällt

5.1 � Lotsen 2 2
5.2 � Unterstützen beim Parken unbegrenzt unbegrenzt
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger unbegrenzt 6
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung  

Fluggast/ Gepäck  
Beförderung Besatzung

 
2 

unbegrenzt

 
3 

unbegrenzt
5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 3
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 3
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von 

Nahrungsmitteln/Getränken 2 4

7 � Betankungsdienste
7.1 � Be- und Enttanken 2 4
7.2 � Nachfüllen von Öl und anderen Flüssigkeiten unbegrenzt unbegrenzt

Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang 
nicht geöffnet ist.

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Berlin-Tegel (TXL) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 1) jeweils 
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV Zahl  
Selbstabfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen 

Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5.1 � Lotsen

2 2

5.2 � Unterstützen beim Parken
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger �
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung Besatzung/

Fluggast/Gepäck �
5.5 � Anlassen/Triebwerke �
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen �
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/ 

Getränken 2 3

7 � Betankungsdienste 2 8
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang 
nicht geöffnet ist.
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Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Hamburg (HAM) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 1) jeweils 
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV Zahl  
Selbstabfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen Flugplatz und Flugzeug)
4.1 � in Bezug auf Fracht 2 2
4.2 � in Bezug auf Post 2 2
5.1 � Lotsen 2 2
5.2 � Unterstützen beim Parken 2 2
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Dienstleister unbegrenzt
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung  

Besatzung/Fluggast/Gepäck 2 2

5.5 � Anlassen/Triebwerke 3 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungs

mitteln/Getränken unbegrenzt unbegrenzt

7 � Betankungsdienste 2 2
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang 
nicht geöffnet ist.

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Stuttgart (STR) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 1) jeweils  
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV Zahl  
Selbstabfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen Flugplatz und Flugzeug)
4.1  Fracht 2 2
4.2 � Post 2 2
5.1 � Lotsen 2 2
5.2 � Unterstützen beim Parken 2 2
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger unbegrenzt unbegrenzt
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung  

Fluggast/ Gepäck  
ausgenommen Beförderung Besatzung

 
2 

unbegrenzt

 
2 

unbegrenzt
5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von 

Nahrungsmitteln/Getränken unbegrenzt unbegrenzt

7 � Betankungsdienste
7.1 � Be- und Enttanken 2 3
7.2 � Nachfüllen Öl und andere Flüssigkeiten 2 3

Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang 
nicht geöffnet ist.
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Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Köln-Bonn (CGN) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 1) jeweils 
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV Zahl  
Selbstabfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung  

(Beförderung zwischen Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5.1 � Lotsen 2 2
5.2 � Unterstützen beim Parken 2 2
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger 2 2
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung 

Besatzung/Fluggast/Gepäck 2 2

5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von 

Nahrungsmitteln/Getränken 2 2

7 � Betankungsdienste 2 2
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang 
nicht geöffnet ist.

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Hannover (HAJ) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 1) jeweils 
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV Zahl  
Selbstabfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung  

(Beförderung zwischen Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5.1 � Lotsen 2 2
5.2 � Unterstützen beim Parken 2 2
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger 2 2
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung 

Besatzung/Fluggast/Gepäck 2 2

5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von 

Nahrungsmitteln/Getränken 2 3

7 � Betankungsdienste 2 8
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang 
nicht geöffnet ist.
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Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Nürnberg (NUE) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 1) jeweils 
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV Zahl  
Selbstabfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung  

(Beförderung zwischen Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5.1 � Lotsen 2 2
5.2 � Unterstützen beim Parken �

2 2
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger �
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung 

Besatzung/Fluggast/Gepäck 2 2

5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 3 3
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von 

Nahrungsmitteln/Getränken 4 4

7 � Betankungsdienste 3 3
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang 
nicht geöffnet ist.

 

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Leipzig (LEJ) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 1) jeweils fest-
gelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV Zahl  
Selbstabfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung  

(Beförderung zwischen Flugplatz und Flugzeug) unbegrenzt unbegrenzt

5.1 � Vorfelddienste bis 5.6 unbegrenzt unbegrenzt
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von 

Nahrungsmitteln/Getränken 2 2

7 � Betankungsdienste unbegrenzt unbegrenzt
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
Einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang 
nicht geöffnet ist.
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Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen 
Berlin-Schönefeld (SXF) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 1)  
jeweils festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV Zahl  
Selbstabfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung 3 3
4 � Fracht- und Postabfertigung  

(Beförderung zwischen Flugplatz und Flugzeug) 3 3

5.1 � Lotsen 3 3
5.2 � Unterstützen beim Parken 3 3
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger 3 3

5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung  
Fluggast/ Gepäck 
Beförderung Besatzung

 
3

unbegrenzt

 
3

unbegrenzt
5.5 � Anlassen/Triebwerke 3 3
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen  

(mit Ausnahme sogenannter Werftschlepps) 3 3

5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von 
Nahrungsmitteln/Getränken unbegrenzt unbegrenzt

7 � Betankungsdienste unbegrenzt unbegrenzt
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang 
nicht geöffnet ist.

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Dresden (DRS) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 1) jeweils fest-
gelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV Zahl  
Selbstabfertiger

Zahl  
Drittabfertiger*

3 Gepäckabfertigung unbegrenzt 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung 

zwischen Flugplatz und Flugzeug) unbegrenzt 2

5 � Vorfelddienste unbegrenzt 2
7 � Betankungsdienste unbegrenzt 2
*) � Anmerkung: Bestimmungen für Drittabfertiger gelten erst ab Jahr 2001.

 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang 
nicht geöffnet ist.
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Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen  
Bremen (BRE) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 1) jeweils  
festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV Zahl  
Selbstabfertiger

Zahl  
Drittabfertiger*

3 � Gepäckabfertigung 2 2
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen 

Flugplatz und Flugzeug) 2 2

5.1 � Lotsen 2 2
5.2 � Unterstützen beim Parken 2 2
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger unbegrenzt
5.4 �Be- und Entladung sowie Beförderung Besatzung/

Fluggast/Gepäck 2 2

5.5 � Anlassen/Triebwerke 2 2
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 2 2
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/ 

Getränken 3 3

7 � Betankungsdienste 2 3
*) � Anmerkung: Bestimmungen für Drittabfertiger gelten erst ab Jahr 2001.

 
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang 
nicht geöffnet ist.

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen 
Münster/Osnabrück (FMO) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 
1) jeweils festgelegt auf:

Dienst gemäß Anl. 1 BADV Zahl  
Selbstabfertiger

Zahl  
Drittabfertiger

3 � Gepäckabfertigung unbegrenzt entfällt
4 � Fracht- und Postabfertigung (Beförderung zwischen 

Flugplatz und Flugzeug) unbegrenzt entfällt

5.1 � Lotsen unbegrenzt entfällt
5.2 � Unterstützen beim Parken unbegrenzt entfällt
5.3 � Kommunikation Flugzeug/Abfertiger unbegrenzt entfällt
5.4 � Be- und Entladung sowie Beförderung Besatzung/

Fluggast/Gepäck unbegrenzt entfällt

5.5 � Anlassen/Triebwerke unbegrenzt entfällt
5.6 � Bewegen des Flugzeugs/Bereitstellen 3 entfällt
5.7 � Beförderung, Ein-/Ausladen von Nahrungsmitteln/ 

Getränken 3 entfällt

7 � Betankungsdienste 3 entfällt
Die angegebenen Festlegungen der Zahl der zuzulassenden Selbst- bzw. Drittabfertiger sind nur insoweit maßgeblich, als nicht im 
einzelnen aufgrund anderer Bestimmungen der Bodenabfertigungsdienst-Verordnung eine andere Zahl festgelegt oder der Zugang 
nicht geöffnet ist.

Die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger ist auf dem Flughafen 
Berlin-Tempelhof (THF) bei den folgenden Bodenabfertigungsdiensten (gemäß Anlage 1)  
jeweils festgelegt auf:

(weggefallen)

ANLAGE 7 – V. Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen248  |
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